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Vorwort des Herausgebers. 



L/ie vorliegende Publikation trägt einen rein wissenschaft- 
lichen Charakter. Ihre Entstehung verdankt sie einem von 
mehreren namhaften Staatsrechtslehrern Deutschlands ge- 
äulserten Wunsche. Ihr Zweck ist die Ausfüllung einer — 
wenigstens für den Nichtkenner der schwedischen Sprache 
bestehenden — wesentlichen Lücke in der Litteratur über das 
Staatsrecht des Grolsfürstentums Finnland. 

Das Vorhandensein einer solchen Lücke erklärt sich durch 
die innere politische Geschichte Finnlands in den drei letzten 
Menschenaltern, d. h. seit seiner Vereinigung mit dem Russi- 
schen Reiche. Dals es während dieses Zeitraumes an staats- 
rechtlichen Streitpimkten zwischen dem Grofsfürstentum und 
dem Kaisertum keineswegs gefehlt hat, lehrt bereits ein 
flüchtiges Studium der zahlreichen, neuerdings erschienenen 
Schilderungen zur Geschichte Finnlands im 19. Jahrhundert 
Allein bei allen jenen Konflikten handelte es sich um Fragen, 
die mit dem Heerwesen des Grolsfürstentums in gar keinem 
oder doch nur in äulserst losem Zusammenhange standen, und 
dementsprechend ist auch im Jahre 1878 die Einführung der 
allgemeinen Wehrpflicht in Finnland unbeanstandet in der durch 
die finnländischen Grundgesetze vorgeschriebenen Ordnung, 
d. h. auf Grund eines einhelligen Beschlusses des Monarchen 
und sämtlicher vier Stände des Landtages erfolgt. Selbst- 
verständlich konnte eine derartige Thatsache auf den Inhalt 
der finnländischen verfassungsgeschichtlichen Werke, die seit 
1878 in deutscher, französischer oder englischer Übersetzung 
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veröffentlicht worden sind, nicht ohne Einflufs bleiben. Ein 
spezieller Anlals, der staatsrechtlichen Seite der finnländischen 
Heeresorganisation grölsere Beachtung zu schenken, war nicht 
vorhanden*, vielmehr mulste eine summarische Behandlung 
dieses Themas vollkommen hinreichend erscheinen. 

Erst der jüngste finnländisch-russische Verfassungskonflikt 
hat die staatsrechtliche Seite der Militärfrage in den Vorder- 
grund des Interesses gerückt. Die Kaiserlichen Vorlagen über 
eine radikale Umgestaltung des finnländischen Heerwesens und 
der Erlafs des sogen. >Reichsmanifestsc nebst den dazu ge- 
hörigen >Grundbestimmungen« (vgl. S. 12 — 16) stellten den 
vom Januar bis zum Mai 1899 zu einer Aulserordentlichen 
Tagung versammelten Landtag des Grofsfürstentums gleich- 
sam vor ein neues verfassimgsgeschichtliches Problem. Ein 
Versuch zur praktischen Lösung des Problems findet sich in 
den von den Ständen an Nikolaus IL gerichteten Antwort- 
schreiben etc. niedergelegt, die in der vorliegenden Publikation 
(vgl. S. 17-344) in deutscher Übersetzimg zimi Abdruck gelangen. 

Der hohe wissenschaftliche Wert dieser offiziellen ständi- 
schen Dokumente dürfte kaum von einem objektiven Betrachter 
in Abrede gestellt werden. Die ruhige und leidenschaftslose 
Sprache, die blofs an einigen wenigen, dann aber wegen des 
Kontrasts doppelt wirksamen Stellen einen etwas lebhafteren 
und wärmeren Ton annimmt, läfst nur selten erraten, dals hier 
eine staatsrechtliche Frage erörtert wird, die den Lebensnerv 
einer ganzen Nation aufs empfindlichste berührt und berühren 
muls. Zu diesem formellen Vorzuge gesellt sich eine ungemein 
klare vmd präzise Ausdrucksweise, die zweifellos dem Umstände 
zuzuschreiben ist, dafs mehrere der bedeutendsten Juristen und 
Historiker Finnlands — ich komme auf diesen, meines Er- 
achtens sehr wichtigen Punkt später noch ausführlicher zu- 
rück — den mit der Ausarbeitung der Antwortschreiben etc. 
beauftragten Landtagskommissionen als Mitglieder angehört 
haben. Vor allem aber ist die reiche Fülle von wertvollen 
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Aufschlüssen zu beachten, die in jenen Dokumenten über die ver- 
fassungsgeschichtliche, soziale, wirtschaftliche und historische 
Entwickelung des Grolsfürstentums enthalten sind. Gerade 
sie verleihen den Ausführungen der Stände einen besonderen 
Reiz und eine Bedeutung, die das Durchschnittsmals, welches 
man bei der Beurteilung von derartigen offiziellen Akten- 
stücken anzulegen berechtigt ist, bei weitem übertrifft. Ich 
verweise in dieser Hinsicht — um aufs Geratewohl ein paar 
Beispiele herauszugreifen — auf Abschnitt 3. von Beilage I. 
(vgl. S. 219 — 232), der ein geradezu erschöpfendes Material 
zur Beantwortung der Frage, betreffend die völkerrechtliche 
Stellung Finnlands, bietet, und auf Abschnitt 5. derselben Bei- 
lage (vgl. S. 233 — 251), der jeinen dankenswerten Einblick in die 
bis 1878 gültige Militärorganisation des Grolsfürstentums, deren 
Grundzüge bekanntlich in Schweden noch heutzutage bestehen, 
sowie in wichtige Teile de,s finnländischen Finanzwesens 
gestattet. 

Trotz der ausführlichen Behandlung aller Punkte, die mit 
dem Thema der Militärfrage irgendwie in einem Zusammen- 
hange stehen, sind die finnländischen Stände naturgemäls ge- 
nötigt gewesen, in ihren Antwortschreiben nebst den dazu 
gehörigen Beilagen eine gewisse Bekanntschaft des Lesers 
mit den staatlichen Institutionen des Grolsfürstentums, sowie 
mit den daselbst gültigen Gesetzen bezw. Verordnungen voraus- 
zusetzen. Ich mulste mir daher auch die Frage vorlegen, ob 
es sich nicht etwa empfehlen dürfte, den Text selbst mit fort- 
laufenden Aiynerkimgen \md Erläuterungen zu versehen. Aus 
gewichtigen Gründen glaubte ich indessen hiervon Abstand 
nehmen zu sollen. Zunächst war der Umstand zu berück- 
sichtigen, dals in den veröffentlichten Dokumenten selber mehr- 
mals Anmerkungen vorkommen, deren Inhalt seinerseits 
wiederum teilweise eingehender Erläuterungen bedarf. Dafs 
eine derartige Unterscheidung zwischen Noten des Heraus- 
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gebers und Anmerkungen der Stände der Übersichtlichkeit 
des Buches erheblich Abbruch gethan hätte, brauche ich wohl 
kaum besonders zu betonen. Auch eine Verweisung der An- 
merkungen des Herausgebers in einen besonderen Anhang am 
Schlüsse der Publikation erschien mir aus einem ähnlichen 
Grunde wenig zweckmäfsig ; würde doch eine solche Anord- 
nung ein zusammenhängendes, durch nichts gestörtes Studium 
des Textes für den Leser einfach unmöglich machen. 

Unter diesen Umständen habe ich einen Ausweg gewählt, 
der einerseits alle jene praktischen Bedenken in Rechnung 
zieht, und der andererseits namentlich auch, gemäls einem 
mehrfach ausgesprochenen Wunsche, ein beschleunigtes Er- 
scheinen der deutschen Ausgabe jer\er offiziellen finnländischen 
Dokumente gestattet. Die zu ihrer Erläuterung dienenden 
Exkurse und Noten sollen nämlich später als eine besondere 
Abhandlung in Form eines Kommentars veröffentlicht 
werden, dessen Allgemeiner Teil die wichtigsten staat- 
lichen Institutionen des Grofsfürstentums in ihrer historischen 
Entwickelung schildert, während der Spezielle Teil die im 
Anschlufs an den Text der Urkunden wünschenswerten wissen- 
schaftlichen Quellennachweise u. s. w. bringt. Da der hier 
in seinen Umrissen skizzierte Kommentar erst in einiger Zeit 
der Öffentlichkeit übergeben werden kann, sind diejenigen 
Kaiserlichen Vorlagen, Manifeste etc., deren Inhalt für ein 
richtiges V^erständnis der ständischen Antwortschreiben \m- 
umgänglich erforderlich ist, schon jetzt in einer besonderen 
Vorbemerkung (vgl. S. 1 — 16} mitgeteilt worden. Femer 
habe ich am Schlüsse meines Vorworts ein Verzeichnis 
der vrichtig'sten deutschen, französischen und engli- 
schen Nachschlagevrerke beigefügt, die dem Benutzer 
der vorliegenden Publikation im grofsen und ganzen bei jedem 
etwaigen zweifelhaften Punkte genügenden Aufschlufs geben 
dürften. Um dem Einwand, dafs jene Liste unvollständig sei, 
von vornherein die Spitze abzubrechen, habe ich noch zu be- 
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merken, dals alle Arbeiten, die einen ausschliefslich oder über- 
wiegend polemischen Charakter tragen, grundsätzlich von 
mir ausgeschlossen worden sind. 



Hinsichtlich der Entstehungsgeschichte des hier veröffent- 
lichten Textes mufs ich mich mit einigen Bemerkungen be- 
gnügen. 

Die bei Beginn der Session des Aufserordentlichen Land- 
tages (Ende Januar 1899) eingebrachten Kaiserlichen Vorlagen 
über den Entwurf zu einem neuen Wehrpflichtgesetz für das 
Grolsfürstentum, sowie über die Organisation und Verwaltung 
der finnländischen Truppen (vgl. S. 3—6) wurden samt den 
Anlagen — in Übereinstimmung mit §§52 imd 53 der zu 
den Grundgesetzen Finnlands gehörenden »Landtagsordnungc 
vom 15. April 1869 — von den Ständen sofort zwei besonderen 
Landtagsausschüssen, der * Wehrpflichtkommission« imd der 
»Gesetzkommission«, zur Vorberatung überwiesen. Jeder dieser 
beiden Ausschüsse bestand aus 16 Mitgliedern (d. h. je vier 
aus jedem Stande) und aus 13 Stellvertretern. In der Gesetz- 
kommission, als deren Vorsitzender der hervorragende Staats- 
rechtslehrer Prof. Rob. Hermanson fungierte, und welcher 
u. a. die auch aulserhalb der Grenzen des Grofsfürstentums 
wohlbekannten Juristen Prof. Jak. Forsman imd Prof. 
Freiherr R. A. Wrede angehörten, war das juristische 
Element selbstverständlich sehr stark vertreten (10 Mitglieder, 
6 Stellvertreter). In der Wehrpflichtkonmiission , in welcher 
ein Jurist und Politiker von europäischem Rufe, der ehemalige 
Professor und finnländische Senator L. v. Mechelin, den Vor- 
sitz führte, befanden sich neben mehreren Juristen (5 Mit- 
gliedern, 5 Stellvertretern) zwei namhafte Historiker, die 
Professoren Joh. Rieh. Danielson und Freiherr E. G. 
Palmen, sowie als militärische Autorität der Oberst a. D. 
K. V. Anteil. 
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Die Arbeitsteilung zwischen den beiden Kommissionen 
wurde durch gegenseitige Vereinbarung in der Weise ge- 
ordnet, dafs der Gesetzkonmiission die Aufgabe zufiel, alle 
auf die finnländische Staatsverfassung im eigentlichen Sinne 
bezüglichen Fragen zu erörtern, und zwar vor allem zu imter- 
suchen, in welchen Beziehtmgen die kaiserlichen Vorlagen u.s. w. 
eine Abweichung von den Grundgesetzen des Grofsfürstentums 
enthielten bezw. eine Abänderung derselben involvierten, 
während es der Wehrpflichtkommission oblag, sich mit den- 
jenigen Teilen der Angelegenheit zu befassen, die, ohne in die 
Staatsverfassung einzugreifen, die Wehrpflicht bezw. die damit 
verbundenen Pflichten betrafen, sowie aufserdem die Gesetz- 
entwürfe, die eventuell den Ständen vorzulegen wären, aus- 
zuarbeiten. 

Das Ergebnis der Konmiissionsberatungen, die einen Zeit- 
raum von ungefähr drei Monaten beanspruchten, bildeten zwei 
umfangreiche Gutachten. Die Gesetzkommission sandte ihr 
Gutachten (dat. 29. April) an die Wehrpflichtkommission, die 
dasselbe zusammen mit ihrem eigenen Gutachten (dat. 2. Mai) 
an die Stände weiterbeförderte. Die erst kurz vor Schlufs der 
Tagimg eingebrachten kaiserlichen Vorlagen über die Aus- 
gleichung der persönlichen imd finanziellen Wehrpflichtlast im 
Grossfürstentum und im Kaisertum (vgl. S.8— 11) gingen auf Be- 
schlufs der Stände, behufs Erteilung eines zweiten Gutachtens, 
sofort an die Gesetzkonmiission, die binnen kurzer Zeit ihre Auf- 
gabe erledigte. Die Durchberatung dieser drei Gutachten im 
Plenum des Landtages erforderte nur wenige Sitzungen. Die 
beiden Gutachten der Gesetzkommission wurden unverändert und 
das Gutachten der Wehrpflichtkommission mit einigen kleinen 
Abänderungen indem von ihr ausgearbeiteten Wehrpflichtgesetz- 
entwurf angenommen. Am 30. Mai erfolgte darauf die feier- 
liche Schliefsung der aulserordentlichen Landtagssession. 

Die ständischen Beschlüsse, welche eine Antwort auf die 
kaiserlichen Vorlagen enthalten, sowie alle sonstigen von 
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den Ständen beschlossenen Vorstellungen an den Monarchen 
sind demselben verfassungsgemäfs in der Form von Antwort- 
schreiben zu tibergeben (§ 76 der »Landtagsordnung«). Die 
Redaktion uxid Ausfertigung derselben hat in einer besonderen, 
aus zwei Abgeordneten eines jeden Standes bestehenden »Ex- 
peditionskonunission« zu geschehen; doch mufs der Ausferti- 
gimg des festgestellten Textes seine Verifizierung durch die 
Stände oder durch die von diesen ausersehenen Vertrauens- 
männer vorhergehen (§§ 77 und 78 der »Landtagsordnung c). 
In Übereinstimmung mit den obigen Gnmdgesetzbestim- 
mungen hatten die Stände, bevor sie sich trennten, eine 
lExpeditionskommissionc, sowie eine »Verifikationskommission« 
('justeringsutskott') von gleichfalls acht Mitgliedern gewählt. 
Der Expeditionskommission, welcher u. a. Freiherr Wrede, 
L. V. Mechelin und Freiherr Palmen angehörten, lag es 
ob, auf Grund der von den Ständen genehmigten drei Gut- 
achten den Wortlaut der an den Monarchen zu richtenden 
ständischen Antwortschreiben auszuarbeiten. Ihre Aufgabe 
war selbstredend eine lediglich redaktionelle, und zwar auch 
letzteres blofs hinsichtlich der in jenen Gutachten angeführten 
Begründung, nicht aber bezüglich der in ihnen enthaltenen 
Gesetzesbestimmungen. Der nach mehrmaliger Lesung von 
der genannten Kommission festgestellte Wortlaut des auf den 
27. Mai zurückdatierten Antwortschreibens Nr. 1, sowie der 
dazu gehörigen Beilagen I und II ist aus den beiden oben- 
erwähnten Gutachten vom 29. April und vom 2. Mai ent- 
standen, während dem auf den 29. Mai zurückdatierten Ant- 
wortschreiben Nr. 2 das bereits früher genannte zweite Gut- 
achten (dat. 20. Mai) der Gesetzkommission zu Grunde liegt. 
Sämtliche vier Aktenstücke — in denen übrigens, abgesehen 
von redaktionellen und formalen Abänderungen, nicht eine 
einzige Zeile vorkommt, die sich nicht gleichzeitig auch in 
einem der drei von den Ständen genehmigten Gutachten findet — 
gingen an die Verifikationskommission, um von den Mitgliedern 
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derselben (u. a. Prof. Hermanson) geprüft und beglaubigt zu 
werden. Hierauf wurden sie Mitte Juli verfassungsgemäls dem 
Landmarschall (Vorsitzenden) des Adels und den »Sprechernc 
(Vorsitzenden) der drei anderen Stände zur Unterzeichnung 
zugesandt, sowie auf dem üblichen Wege, d. h. durch Ver- 
mittelung des Generalgouvemeurs über Finnland und des 
Ministerstaatssekretärs für Finnland, dem Kaiser und Grols- 
fürsten zugestellt. 

Das Antwortschreiben Nr. 1 nebst seinen beiden Beilagen, 
sowie das Antwortschreiben Nr. 2 sind es, die in der vor- 
liegenden Publikation in deutscher Übertragung zum Abdruck 
gelangen. 

Die soeben in ihren Hauptzügen angedeutete Entstehungs- 
geschichte der einzelnen Texte hat die Art und Weise, in 
welcher bei ihrer Übersetzimg zu verfahren war, gleichsam 
von vornherein vorgeschrieben. Eine von mir vorgenommene 
Vergleichung der verschiedenen Textredaktionen ergab näm- 
lich zur Evidenz, dals jedes einzelne Wort erst nach mehr- 
maliger, sorgfältigster Prüfung genehmigt und in den end- 
gültigen Text aufgenommen worden ist. Die Wiedergabe des 
Originalwortlauts mufste daher in erster Linie eine möglichst 
wörtliche sein, um so mehr, als es sich ja nicht um gelehrte 
Abhandlungen, sondern um offizielle Urkunden handelte. Als 
direkt ausschlaggebendes Moment gesellte sich hierzu noch 
die charakteristische Ausdrucksweise, die jenen ständischen 
Dokumenten ein ganz eigenartiges Gepräge verleiht. Wer, 
wie der Herausgeber, die schwedischen Reichstagsakten aus 
dem achtzehnten Jahrhundert häufig benutzt hat, weifs nur 
allzu gut, dafs in den altertümlichen ceremoniellen Rede- 
wendungen der Stände des Grofsfürstentums Finnland — genau 
so wie in den altertümlichen Ceremonien des schwedischen 
Reichstages und des englischen Parlaments — ein tiefer Sinn 
verborgen liegt. Eine Modernisierung des Originaltextes wäre 
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unter solchen Umständen gleichbedeutend mit einer Ableugnung 
der Thatsache gewesen, dals die moderne finnländische Volks- 
vertretung das Produkt einer auf streng nationaler Grund- 
lage aufgebauten, vielhundertjährigen, allmählichen Entwicke- 
luDg ist. 

Die Übersetzung wurde von vier verschiedenen Herren 
angefertigt. Da dieselben ihre Aufgabe theilweise milsverständ- 
lich aufgefafst hatten, bot die Herstellung eines in Bezug auf 
die Ausdrucksweise einheitlichen Textes gewisse Schwierig- 
keiten, deren Beseitigung mir aber, wie ich hoffe, bei der 
Revision der verschiedenen Übertragungen im grofsen und 
ganzen gelungen ist. 

Was die wissenschaftliche Terminologie im einzelnen be- 
trifft, so habe ich einige technische Ausdrücke (z. B. »Verlust 
der bürgerlichen Ehrenrechte« und »Unfähigkeit zur Beklei- 
dung öffentlicher Ämter«) frei übersetzt, d. h. nach dem deut- 
schen Sprachgebrauch wiedergegeben. Femer ist von mir in 
mehreren Fällen die meines Erachtens inkorrekte bezw. irre- 
führende deutsche Übertragung eines schwedischen Wortes in 
früheren verfassungsgeschichtlichen Arbeiten über Finnland 
nicht beibehalten worden. So übersetze ich beispielsweise 
»länenämd« nicht mit »Provinzkommission«, sondern mit »Pro- 
vinzial-Oberersatzkommission« , »häradsskrifvare« nicht mit 
»Vogteischreiber« , sondern mit »Kreissekretär« u. dgl. m. 
Eine nicht unbeträchtliche Anzahl militärischer Ausdrücke 
(indelningsverk , indelning, indelt, indelta; rotering, rotar; 
knektehäll ; bätmanshäll ; rusthall etc. etc.), welche sich auf die 
in Finnland bis zur Einführung der allgemeinen Wehrpflicht 
bestehende Heeresorganisation beziehen, .habe ich wörtlich in 
den deutschen Text übernommen; sie sind eben unübersetzbar. 
Eine im allgemeinen ausreichende Erklärung jener Ausdrücke 
findet der Leser übrigens im Abschnitt 5. von Beilage I (vgl. 
S. 233 ff.), dessen Studium daher in allen einschlägigen Fällen 
zu empfehlen ist. 
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Die durch zwei Häkchen (' ') gekennzeichneten Stellen 
sind im Originaltext mit Anführungszeichen nicht versehen. 
Die Anwendung dieser Häkchen bei imtibersetzbaren schwedi- 
schen Ausdrücken bedarf keiner besonderen Erläuterung. 
Bei deutschen Wörtern wollte ich dadurch andeuten, dafs 
das betreffende Wort nicht in dem gewöhnlichen Sinne ge- 
braucht wird, sondern einen bestimmten schwedischen tenninus 
technicus wiedergeben soll. Die *Regierungsform' von 1772 
ist beispielsweise nicht die Staatsform von 1772 im allgemeinen, 
sondern ein finnländisches Grundgesetz, welches 1772 ge- 
schaffen wurde, und dessen offizieller Titel 'Regierungsform* 
lautet, die *Landtagsordnung' von 1869 nicht ein in jenem 
Jahre festgestelltes Landtagsceremoniell , sondern ein damals 
erlassenes finnländisches Grundgesetz, das den offiziellen Titel 
*Landtagsordnung' führt, u. s. w. 

Die Schnelligkeit, mit der die Drucklegung erfolgen 
mufste, hat leider u. a. bewirkt, dafs sich eine konsequente 
Durchführung des neuen Rechtschreibungssystems nicht er- 
möglichen liefs. In die Rubrik Berichtigrung'en , auf die 
ich besonders hinweisen möchte, sind nur einige kleinere sach- 
liche Irrtümer sowie ein paar Druckfehler, die vielleicht zu 
einem Mifsverständnis Anlafs geben könnten, aufgenommen 
worden. 



Die in der vorliegenden Publikation abgedruckten Doku- 
mente werden demnächst in französischer und englischer 
Übersetzung erscheinen. Möge auch der deutschen Aus- 
gabe in den Kreisen der Juristen und Historiker eine wohl- 
wollende Aufnahme beschieden sein. 

Berlin, den 4. März 1900. 

Fritz Arnheim. 



Verzelcbttls aer iDlcbtldsten aeutscben, rranzosi 
scbeit una enallscben RacbscblageiDerke. 
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[Diese PubUkation, deren z. Teil eine stattliche Zahl von vorcQglichen Karten und graphi- 
schen Darstellungen — teilweise statistischen Inhalts — bringt, enthält im 2. Teil wertvolle 
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Berichtigungen. 



(Unwesentliche Druckfehler sind nicht anfgenommen worden.) 



Es ist stets SU lesen: ^Landtagsordnung'; Finnländischer Militär- 
distrikt; ^Renten'; Ministerstaatssekretfir. 



Seite 14 



Zeile 13 — 14 von oben: statt einer neuen Verordnung lies 

eines neuen Gesetzes. 

unten: das Wort dann ist zu streichen I 

oben: das Wort es ist zu sireichen! 
» statt Verpflichtungen lies Steuern. 

unten: statt Kommunalbehörde lies Kom- 
munalverwaltung. 

unten: statt erreicht lies vollendet. 

oben: statt in denselben lies in derselben. 

unten: statt dasselbe lies dieses Protokoll. 

oben: statt Verordnungen lies Vorschriften. 

unten: statt ^Russischen Sammlung lies russi- 
schen 'Sammlung. 

unten: statt mit [zweimal!] lies mit Beihilfe 
von [zweimal !]. 

oben: statt zusammen mit lies mit Beihilfe 
von. 

unten: statt der bereits lies das bereits. 

oben: statt Heerfonds lies Militärfonds. 
9 : das Wort eingehenden ist zu streichen! 
* : statt Budgets lies Budgetentwurfs. 

unten: statt Ersatzkommissionen lies Ersatz - 
und Provinzial- Oberer Satzkommissionen. 
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Vorbemerkung. 



Der staatsrechtliche Konflikt, welcher neuerdings zwischen 
Finnland und Rufsland entstanden ist, hat in der ganzen 
civilisierten Welt allgemeine Aufmerksamkeit erregt. Zeitungen 
und Zeitschriften haben sich mit den verschiedenen Phasen 
dieses Konflikts beschäftigt und über Fragen, die mit dem- 
selben im Zusammenhang stehen, mehr oder weniger weit- 
läufige Mitteilungen gebracht. Eine weit vollständigere Kennt- 
nis bietet sich aber denen, die sich für die Sache interessieren 
nunmehr in den offiziellen Aktenstücken — den Antwort- 
schreiben der finnländischen Stände auf die dem Aufserordent- 
lichen Landtage von 1899 übermittelten Kaiserlichen Gesetzes- 
vorlagen — , die im vorliegenden Buch in deutscher Über- 
setzung erscheinen. Die Antwortschreiben des Landtages 
behandeln sowohl die in den Kaiserlichen Vorlagen vor- 
geschlagene durchgreifende Umgestaltung des finnländischen 
Heerwesens, wie auch die staatsrechtlichen Fragen, die sich 
teils auf die Militärfrage, teils auf das bekannte Manifest vom 
3. 15. Februar 1899 beziehen. 

Zur besseren Orientierung des Lesers seien folgende That- 
sachen vorläufig hier mitgeteilt. 

Nachdem in Rufsland anstatt des früher gebräuchlichen 
Konskriptionssystems die allgemeine Wehrpflicht eingeführt 
worden war, fand Kaiser Alexander IL es durch die Umstände 
geboten, dafs auch in Finnland das Heerwesen auf die all- 
gemeine Wehrpflicht der Staatsbürger gegründet werde. Hier 

D. Aufserord. Finnl. Landtag. I 
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existierte keine Zwangsaushebung, sondern ein am Ende des 
17. Jahrhunderts eingeführtes, »det militära indelningsverket« 
benanntes System, welches den Grundbesitzern die Verpflich- 
tung auferlegte, eine im Gesetz festgestellte, der Steuerkraft 
ihres Grundstückes angepafste Zahl von Soldaten und Reser- 
visten aufzustellen. 

Alexander II. liefs 1877 dem Landtage eine die Wehrpflicht 
betreffende Gesetzesvorlage zugehen. Bei der Ausarbeitung 
dieser Vorlage war das russische Gesetz in gewissen Teilen 
zum Vorbild genommen worden; doch wich die Vorlage in 
wichtigen Punkten davon ab. So sollte z. B. in Finnland die 
Verpflichtung zum Militärdienst mit 21 Jahren eintreten, nicht 
wie in Rufsland mit 20 Jahren, und als aktive Dienstzeit 
wurden 3 Jahre vorgeschlagen, während das russische Gesetz 
6 Jahre festsetzte. In Übereinstimmung mit dem finnländi- 
schen Grundgesetz, nach welchem nur Finnländer in den finn- 
ländischen Staatsdienst treten können, enthielt die Gesetzes- 
vorlage die Bestimmung, dafs die zu den finnländischen Truppen 
gehörenden Generäle, Stabs- und Oberoffiziere, Civilbeamten, 
Unteroffiziere und Mannschaften finnländische Bürger sein sollten. 

Die Stände nahmen das Gesetz mit einigen Veränderungen 
an, von denen die wichtigste die Organisation der Reserve 
betraf. Man war der Ansicht, dafs die Last der Wehrpflicht 
nach der Kaiserlichen Vorlage zu ungleich verteilt werden 
würde, da dieselbe für diejenigen, welche die niedrigsten Los- 
nummern gezogen, drei Jahre aktiven Dienstes und darnach 
achtjährige Zugehörigkeit zur Reserve, für alle übrigen Wehr- 
pflichtigen aber nur eine nominelle Zugehörigkeit zur Land- 
wehr ohne jede Übungsverpflichtung festsetzte. Diese Bestim- 
mungen wurden dahin abgeändert, dafs die auf Grund der 
Auslosung zum aktiven Dienst (wofür nach der Vorlage eine 
Zeit von drei Jahren, mit \^erkürzung in gewissen Fällen, 
festgestellt wurde) einberufenen Wehrpflichtigen inklusive der 
Reservezeit im ganzen nur fünf Jahre dienen, alle übrigen 
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Wehrpflichtigen aber unmittelbar der Reserve tiberwiesen und 
im Laufe der ersten drei Jahre zu Übungen von insgesamt 
90 Tagen einberufen werden sollten-, sämtliche Wehrpflichtige 
sollten nach dem Ablauf des fünften Dienstjahres zur Land- 
wehr tibergeführt werden und derselben bis zur Vollendung 
des 40. Lebensjahres angehören. Aufserdem nahmen die Stände 
in das Gesetz eine Bestinunung folgenden Wortlauts auf: »Die 
Kriegsmacht Finnlands hat zum Zweck, den Thron und das 
Vaterland zu schtitzen und dadurch auch zur Verteidigung 
das Kaisertvuns beizutragen«. 

Nachdem der finnländische Senat und der russische Kriegs- 
minister Graf' Mil jutin in ihren Gutachten die Bestätigimg des 
Ständebeschlusses beftirwortet hatten, wurde das Wehrpflicht- 
gesetz in der von den Ständen angenommenen Form am 
6./18. Dezember 1878 vom Kaiser und Grofsftirsten sanktioniert 
und am 27. Dezember 1878 in Finnland promulgiert. 

In ihrer Antwort auf die Kaiserliche Vorlage hatten die 
Stände vorgeschlagen, dafs einige Paragraphen des Wehr- 
pflichtgesetzes, die von gröfserer Bedeutung waren und teilweise 
eine Änderung des bisher geltenden Grundgesetzes involvierten, 
als gnmdgesetzliche Bestimmungen betrachtet werden sollten. 
Dieser Vorschlag wurde vom Kaiser durch ein Manifest vom 
6./18. Dezember 1878 bestätigt. 

Das auf diese Weise formulierte Wehrpflichtgesetz ist 
später in einigen Details unter Zustimmung des Landtages ge- 
ändert worden, besteht aber sonst nach wie vor in voller Kraft. 



Bei der Eröffnung des Landtages im Januar 1899 wurden 
den Ständen tibergeben: 

1. Sr. Kaiserl. Majestät Allerhöchste Vorlage 
an die Finnländischen Stände, betreffend den Ent- 
wurf zu einem neuen Wehrpflichtgesetz für das 

Grofsfürstentum Finnland. 

1* 
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»Die Einheitlichkeit der russischen Reichsarmee verlangt 

■ 

die Einführung der vollkommensten Gleichförmigkeit in den Be- 
stimmungen^ welche die Ordnung für die Ergänzung der 
Armee in Friedens- und Kriegszeiten festsetzen. In solcher 
Absicht ist der Entwurf zum Wehrpflichtgesetz, der hiermit 
dem Auf serordentlichen Landtage übergeben wird, auf Aller- 
höchsten Befehl ausgearbeitet worden, um die Bestimmungen 
des von Seiner Kaiserlichen Majestät am 6./18. Dezember 1878 
bestätigten Wehrpflichtgesetzes für das Grofsfürstentum Finn- 
land sowie des Allerhöchsten Manifests vom selben Tage zu er- 
setzen, und zwar auf der Grundlage folgender Principien, die von 
Unserem in Gott ruhenden Hohen Vater und von Uns gebilligt 
worden sind: Die Dienstzeiten, die Bestimmungen über Zu- 
sammensetzung, Führung der Stammrolle sowie Aushebimg 
der Reserve und der Landwehr, die Vergünstigungen, die 
Ordnung für die Feststellung der Ergänzungsmannschaften 
sind in Übereinstimmung mit den entsprechenden Zeitmafsen, 
Bestimmungen, Vergünstigungen und Anordnungen des all- 
gemeinen Wehrpflichtgesetzes im Kaisertum festgestellt worden; 
auch hat man aus dem gegenwärtig geltenden finnländischen 
Wehrpflichtgesetz alles das ausgeschlossen, was sich nicht un- 
mittelbar auf die Absolvierung der Wehrpflicht bezieht und 
was in den Entwurf zur 'Verordnung, betreffend die Organi- 
sation und Verwaltung der finnländischen Truppen' aufzu- 
nehmen ist«. 

»Indem der Wehrpflichtgesetzentwurf für das Grofsfürsten- 
tum Finnland auf solcher Grundlage mit den diesbezüglich 
im Kaisertum geltenden Grundsätzen in Übereinstimmung ge* 
bracht worden ist, werden die Stände aufgefordert, ihr Gut- 
achten darüber abzugeben, inwiefern die im Wehrpflichtgesetz 
vorgeschlagenen neuen Anordnungen, in Anbetracht der lokalen 
Verhältnisse des Landes, auf die Lebensbedingungen in Finn- 
land praktisch anwendbar sind«. 



— 5 — 

2. Sr. Kaiserl. Majestät Allerhöchste Vorlage 
an die Stände des Grofsfürstentums Finnland, be- 
treffend die Grundlagen für die Organisation und 
Verwaltung der finnländischen Truppen. 

»Ein beim Hauptstabe Allerhöchst ernanntes Komitee, an 
dessen Thätigkeit auch Repräsentanten für Finnland teil- 
genonmien haben, hat einen Entwurf zu einer neuen ^Verordnung, 
betreffend die Organisation und Verwaltung der finnländischen 
Truppen' ausgearbeitet, und zwar auf der Grundlage der 
Principien, die sowohl von Meinem in Gott ruhenden Unver- 
geüslichen Vater, Kaiser Alexander III.* wie von Mir selbst 
gebilligt worden sind«. 

»Damit die besonderen Bedürfnisse des Grolsfürstentums 
bei der weiteren Behandlung dieser neuen, sowohl in mili- 
tärischer Hinsicht als auch für das ganze Reich wichtigen 

* Verordnung' gebührend gewürdigt und berücksichtigt werden, 
wird der Aufserordentliche Landtag aufgefordert, sich nunmehr 
über die unten aufgeführten Grundprincipien des Entwurfs zur 

* Verordnung, betreffend die Organisation und Verwaltung 
der finnländischen Truppen' auszusprechen«. 

»1) Die finnländischen Truppen sollen bezüglich der höchsten 
Verwaltung dem Kriegsminister unterstehen, auf dafs sämtliche 
einer Allerhöchsten Entscheidung bedürftigen Fragen, gleich- 
wie Angelegenheiten sonstiger Teile der russischen Armee, 
Sr. Majestät dem Kaiser ausschliefslich vom Kriegsminister 
unterthänigst vorgetragen werden können; 

2) der Oberbefehl über die finnländischen Truppen wird dem 
Oberbefehlshaber im finnländischen Militärdistrikt übertragen; 

3) der Oberbefehlshaber in besagtem Distrikt handhabt die 
Verwaltung der finnländischen Truppen mittels ihm unter- 
stehender Militärdistriktsdirektionen ; 

4) die Stäbe des Generalgouvemeurs über Finnland und 
des Befehlshabers des finnländischen Militärs sollen aufgehoben 
werden; 
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5) folgende Ämter sollen abgeschafft werden : a) das Amt 
des Vortragenden beim Kriegsminister, b) das Amt des Be- 
fehlshabers des finnländischen Militärs, c) das Amt des Ge- 
hilfen des genannten Befehlshabers; 

6) aus den finnländischen Truppen werden zwei Brigaden 
gebildet, wobei das finnländische Dragonerregiment mit der 
einen dieser Brigaden vereinigt werden soll; 

7) das Offizierspersonal der finnländischen Truppen soll 
auch durch Offiziere russischer Herkunft ergänzt werden; und 

8) der Unterhalt der finnländischen Truppen soll auch 
fernerhin aus den eigenen Mitteln des Landes bestritten werden c. 

Der Entwurf zum Wehrpflichtgesetz war zuerst von einem, 
auf Vorschlag des damaligen Kriegsministers Wannowski beim 
Hauptstabe ernannten Komitee ausgearbeitet worden. Dieser Ent- 
wurf wurde zwar im August 1898 von Sr. Kaiserl. Majestät dem 
finnländischen Senat übergeben, welchem es nach dem Gesetze 
obliegt, die Entwürfe zu Landtagsvorlagen auszuarbeiten ; doch 
sollte die Thätigkeit des Senats sich auf die formale Bearbei- 
tung des Entwurfs beschränken. Der Senat fand es indessen 
nötig, den Gesetzentwurf in gewissen Teilen auch inhaltlich 
zu verändern und aus demselben einige Kapitel auszuschliefsen, 
welche solche reglementarische Vorschriften enthielten, die 
nach den Grundgesetzen Finnlands durch administrative Ver- 
ordnung ohne Mitwirkung der Stände erlassen werden können. 
Der neue Kriegsminister Kuropatkin gab in seinem endgültigen 
Gutachten dem Entwürfe des obenerwähnten Komitees den 
Vorzug, indem er ihn nur in einigen wenigen Punkten im An- 
schlufs an die Anmerkungen des Senates modifizierte. In 
Übereinstimmung hiermit war der dem Landtag übergebene 
Gesetzentwurf abgefafst. 

Wie aus der oben citierten ersten Vorlage hervorgeht, 
war dieser Gesetzentwurf zvun überwiegenden Teil eine Kopie 
des russischen Wehrpflichtgesetzes. 



Die Principien, die in der zweiten Gesetzesvorlage aus- 
gesprochen werden, waren in dem darin erwähnten Entwurf 
zu einer »Verordnung, betreffend die Organisation und die Ver- 
waltung der finnländischen Truppen« bis in die äufsersten 
Konsequenzen durchgeführt; durch die Bestimmungen dieser 
Verordnung sollten die finnländischen Truppen und die finn- 
ländische Militärverwaltung mit dem Heerwesen des Kaiser- 
tiuns vollständig verschmolzen werden. 

Eine nähere Andeutimg dieses Endzwecks findet sich so- 
wohl in den Motiven zu dem erwähnten Verordnungsentwurf, 
wie auch in den im Komitee des Kriegsministeriums zu stände 
gekommenen Aktenstücken, die als Beilagen den Kaiserlichen 
Vorlagen beigegeben waren, nämlich Nr. I. »Erläuterungen zum 
Entwurf eines Wehrpflichtgesetzes für das Grofsfürstentum Finn- 
land«, und Nr. II. »Erläuterungen des behufs Prüfung des Wehr- 
pflichtgesetzes für Finnland ernannten Komitees, betreffend die 
Ausschlielsung derjenigen Paragraphen aus dem genannten 
Gesetz, denen Kraft und Bedeutung eines Gnmdgesetzes bei- 
gemessen worden war«. In diesen »Erläuterungen« tritt mit 
voller Deutlichkeit die Tendenz zu Tage, die Gültigkeit der 
Konstitution Finnlands und der auf dieselbe gegründeten politi- 
schen Rechte, welche dem finnländischen Volke bei der Ver- 
einigung des Landes mit Rufsland im Jahre 1809 zugesichert 
worden waren, in Abrede zu stellen. 

Ihre Antwort auf die obenerwähnten Vorlagen samt den 
zu denselben gehörigen Gesetzentwürfen haben die Stände, in 
Anbetracht ihres inneren Zusammenhanges, in ein und dem- 
selben Antwortschreiben zusammengefafst , welches im Text 
an erster Stelle wiedergegeben wird. Ein näheres Referat 
über den Inhalt der Gesetzesvorlagen dürfte hier entbehrlich sein, 
da derselbe aus dem Antwortschreiben der Stände deutlich 
genug hervorgeht ; ebenso findet sich in diesem Antwortschreiben 
eine eingehende Kritik der in den obenerwähnten » Erläute- 
rungen ^c aufgestellten wichtigeren Behauptungen. Schlief slich 
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sei hinzugefügt, dafs den Ständen ferner zwei vom Kriegs- 
minister an den Kaiser gerichtete unterthänige Memoriale mit- 
geteilt wurden, welche verschiedene Anmerkungen gegen das 
Verfahren bei der Formulienmg des Wehrpflichtgesetzes von 
1878 enthielten. Auch diese Anmerkungen werden in jenem Ant- 
wortschreiben der Stände einer kritischen Prüfung unterzogen. 

Im Mai, kurz vor dem für den Schlufs des Landtages 
bestinunten Zeitpunkt, wurden den Ständen zwei weitere Aller- 
höchste Vorlagen übergeben. 

a) Seiner Kaiserl. Majestät Allerhöchste Vor- 
lage an die Finnländischen Stände über die Aus- 
gleichung der persönlichen Wehrpflichtlast in 
Finnland und im Kaisertum. 

»Ein beim Hauptstabe Allerhöchst ernanntes Komitee hat 
vorgeschlagen, die persönliche Wehrpflichtlast in Finnland 
und im Kaisertum solle in der Weise ausgeglichen werden, 
dafs von der Bevölkerung Finnlands Rekruten in demselben 
Prozentverhältnis zur Zahl der Besichtigten ausgehoben würden 
wie im Kaisertum, und zwar solle das vorschriftsmäfsige Rekruten- 
kontingent, nach Ergänzung der finnländischen Truppen, bei den 
russischen Truppen, welche in Finnland sowie in den dem Lande 
zunächst belegenen Gouvernements des Petersburger Militär- 
distrikts stationiert seien, seinen Dienst absolvieren. Diese 
Ausgleichung der persönlichen Wehrpflichtlast solle allmählich, 
im Verlaufe von 10 Jahren, bewerkstelligt und der Betrag der 
alljährlichen Vermehrung des Rekrutenkontingents aus Finnland, 
nach Prüfung durch den Kriegsminister, in der durch Artikel 7 
des Wehrpflichtgesetzentwurfs für Finnland vorgeschriebenen 
Ordnung festgestellt werden. Da diese Frage mit dem Wehr- 
pflichtgesetz in untrennbarem Zusammenhang steht, haben 
Seine Kaiserliche Majestät Allerhöchst zu befehlen geruht, dafs 
in der Ordnung, welche durch die am 3. Februar dieses Jahres 



— 9 — 

Allerhöchst bestätigten 'Grundbestimmungen , betreffend die 
Formulierung, Prüfung und Promulgation von (besetzen, die 
für das Kaisertum, einschlielslich des Grofeftirstentums Finn- 
land, erlassen werden' festgestellt worden ist, den Ständen über 
folgenden, diesbezüglich ausgearbeiteten Entwurf ein Gutachten 
abgefordert werden soll« : 

»Die persönliche Wehrpflichtlast in Finnland und im 
Kaisertum soll in der Weise ausgeglichen werden, dafs von 
der Bevölkerung Finnlands Rekruten in demselben Prozent- 
verhältnis zur Zahl der Besichtigten wie im Kaisertum aus- 
gehoben werden, und zwar soll das vorschriftsmäfsige Rekruten- 
kontingent, nach Ergänzung der finnländischen Truppen, bei den 
russischen Truppen, welclie in Finnland sowie in den dem Lande 
zunächst belegenen Gouvernements des Petersburger Militär- 
distrikts stationiert sind, seinen Dienst absolvieren«. 

»Demgemäfs soll Art. 7 des dem Aufserordentlichen Land- 
tage zur Prüfung übergebenen Wehrpflichtgesetzentwurfs für 
Finnland, wie folgt, verändert und durch eine Anmerkung er- 
gänzt werden« : 

»Art. 7. Die Zahl der Mannschaften, die für die Aus- 
hebung zum Militärdienst erforderlich sind, wird alljährlich, zu- 
gleich mit der Feststellung des Mannschaftskontingents für die 
Ergänzung der ganzen Armee, nach dem allgemeinen, diesen 
Bedarf betreffenden Vorschlag des Kriegsministers bestimmt. 
Besagter Vorschlag wird auf Anheimstellung des Kriegs- 
ministers in der für die Gesetzgebung auf diesem Gebiete im 
Kaisertum geltenden Ordnung bestätigt und dem Dirigieren- 
den Russischen Senat durch Allerhöchsten Ukas mitgeteilt«. 

»Bei der Ausarbeitimg des Vorschlags zur Ergänzung 
der finnländischen Truppen hat der Kriegsminister die vom 
Generalgouvemeur imd vom Kommandierenden der Truppen 
in dieser Beziehung eingereichten Angaben zu berücksichtigen«. 

»Anmerkung. Die nach Ergänzung der finnländischen 
Truppen übrig gebliebenen Rekruten sollen, auf Verfügung 
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des Kriegsministers, bei den russischen Truppen, welche in 
Finnland oder in den dem Lande zunächst belegenen Gouverne- 
ments des Petersburger Militärdistrikts stationiert sind, ihren 
Dienst absolvierenc. 

»Die oben angegebene Mafsnahme zur Ausgleichung der 
persönlichen Wehrpflichtlast soll allmählich, im Verlauf von 
10 Jahren, bewerkstelligt werden; 

imd soll der Betrag der alljährlichen Vermehrung des 
Rekrutenkontingents, welches von der Bevölkerung Finnlands 
ausgehoben wird, um die persönliche Wehrpflichtlast dieser 
Bevölkerung und der Bevölkerung des Kaisertums allmählich, 
im Verlaufe von 10 Jahren, auszugleichen, nach Prüfung 
durch den Kriegsminister, in der durch Art. 7 des Wehrpflicht- 
gesetzes für Finnland vorgeschriebenen Ordnung festgestellt 
werden«. 

Der stellvertretende Ministerstaatssekretär. 

V. Procope. 

b) Sr. Kaiserl. Majestät Allerhöchste Vorlage 
an die Finnländischen Stände über die Ausgleichung 
der finanziellen Wehrpflichtlast in Finnland und 
im Kaisertum. 

»Anläfslich der Frage, betreffend die Ausgleichung der 
finanziellen Wehrpflichtlast in Finnland imd im Kaisertum, hat 
ein beim Hauptstabe Allerhöchst ernanntes Komitee einen Vor- 
schlag zu einschlägigen Bestimmungen ausgearbeitet. Da nun 
diese Sache mit der Frage, betreffend ein neues Wehrpflichtgesetz 
für das Grofsfürstentum Finnland, welche gegenwärtig von den 
Ständen auf dem Aufserordentlichen Landtage behandelt wird, 
in imtrennbarem Zusammenhang steht, haben Seine Kaiserliche 
Majestät Allerhöchst zu befehlen geruht, dafs in der Ordnung, 
welche durch die am 3. Februar dieses Jahres Allerhöchst be- 
stätigten *Grundbestinmiungen, betreffend die Formulierung, 
Prüfung imd Promulgation von Gesetzen, die für das Kaiser- 
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tum, einschliefslich des Grolsfürstentums Finnland, erlassen 
werden' festgestellt worden ist, den Ständen über folgenden 
diesbezüglichen Entwurf ein Gutachten abgefordert werden soll« : 

»Indem die direkten Kosten des Unterhalts der finnländi- 
schen Truppen und ihrer Verwaltungsbehörden auch fernerhin 
aus der finnländischen Staatskasse bestritten werden sollen, ist 
aus der genannten Staatskasse ein jährlicher Beitrag an die 
Reichsschatzkammer des Kaisertums zur Bestreitung militäri- 
scher Ausgaben zu erlegen«. 

»Besagter Beitrag soll bis auf 10 091 664 [finnländ.] Mark 
gebracht werden, und zwar im Laufe von 9 Jahren in folgender 
Progression: 1. Jahr 1121296 Mk.; 2. Jahr 2 242 592 Mk.; 
3. Jahr 3 363 888 Mk. ; 4. Jahr 4 485 184 Mk. ; 5. Jahr 5 606 480 
Mark; 6. Jahr 6 727 776 Mk.; 7. Jahr 7 849 072 Mk.; 8. Jahr 
8 970 368 Mk. und 9. Jahr 10 091664 Mk.; und 

soll nach Verlauf von neun Jahren die Feststellung des 
Betrags der an die Reichsschatzkammer zu erlegenden Summe 
einer neuen Prüfung unterworfen werden«. 

Der stellvertretende Ministerstaatssekretär. 

V. Procop^. 

Auch diese beiden Vorlagen beantworteten die Stände in 
einem zusammenfassenden Antwortschreiben, welches im Text 
an letzter Stelle zum Abdruck gelangt. 

Da sich die Stände veranlafst sahen, in ihren beiden Antwort- 
schreiben sich auch über das Kaiserliche Manifest vom 3./ 15. 
Februar 1899 nebst den »Grundbestimmungen, betreffend die 
Ausarbeitung, Prüfung und Promulgation von Gesetzen, die für 
das Kaisertum, einschliefslich des Grofsfürstentums Finnland, 
* erlassen werden« auszusprechen, erscheint es zweckmäfsig, diese 
bedeutungsvollen Aktenstücke hier in extenso wiederzugeben, 
um eine objektive Beurteilung der Äufserungen der Stände zu 
erleichtern. 
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Allerhöchstes Manifest 

vom 3. (15.) Februar 1899. 

Wir, NIKOLAUS der Zweite, von Gottes Gnaden 

Kaiser und Selbstherrscher aller Reufsen, Zar von 

Polen, Grofsfürst von Finnland etc., etc., etc. 

thun allen Unseren getreuen Unterthanen kund: 

Das Grofsfürstentum Finnland, welches seit Beginn des 
gegenwärtigen Jahrhunderts einen Teil des Russischen Kaiser- 
tums bildet, erfreut sich mit edelmütiger Zustinmiung Kaiser 
Alexanders des Gesegneten und Seiner erhabenen Nachfolger 
gesegneten Andenkens hinsichtlich der inneren Verwaltung 
und Gesetzgebung besonderer Institutionen, die den Daseins- 
bedingungen des Landes angepafst sind. 

Nun entstehen aber, abgesehen von Fragen der lokalen 
Gesetzgebung Finnlands, die aus der eigenartigen Gesell- 
schaftsordnung des Landes entspringen, bei der Reichsverwal- 
tung auch andere Finnland betreffende legislative Fragen, die, 
mit Rücksicht auf ihren intimen Zusammenhang mit den all- 
gemeinen Reichsinteressen, nicht ausschliefslich von den Insti- 
tutionen des Grolsfürstentums gehandhabt werden können. 
Über den Modus, wie Fragen dieser Art zu entscheiden sind, 
enthält die vorhandene Gesetzgebung keine bestimmten Vor- 
schriften und der Mangel an solchen hat zu schwerwiegenden 
Übelständen geführt. 

Zur Beseitigung dieser Übelstände haben Wir, in be- 
ständiger Fürsorge für das Wohl aller Unserer treuen Unter- 
thanen ohne Ausnahme, für nützlich befunden, in Ergänzung 
der bestehenden Verordnungen und zur Richtschnur für die 
betreffenden Institutionen des Kaisertums und des Grofsfürsten- 
tums eine feste und imverbrüchliche Ordnung für ihre Thätig- 
keit in Bezug auf die Ausarbeitung und Ausfertigung all- 
gemeiner Reichsgesetze zu bestimmen. 
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Indem Wir die gegenwärtigen Vorschriften über die Aus- 
fertigung solcher lokalen Gesetze, die sich ausschliefslich auf 
die Bedürfnisse Finnlands erstrecken, nach Kraft und Wirkung 
beibehalten, haben Wir gleichzeitig für notwendig erachtet, die 
nähere Bestimmung der Gegenstände für die allgemeine Gesetz- 
gebung des Kaisertums Unserem Ermessen vorzubehalten. 

Zu diesem Zwecke haben Wir die gleichzeitig hiermit 
kundgegebenen Grundbestimmungen über die Formulierung, 
Prüfung und Promulgation von Gesetzen, welche für das 
Kaisertum, einschlielslich des Grofsfürstentums Finnland, er- 
lassen werden, Höchsteigenhändig bekräftigt. 

Gleich Unseren Gekrönten Vorfahren erblicken Wir ein 
Unterpfand für das Gedeihen Finnlands in der engsten Ver- 
einigung des Landes mit dem Kaisertum. Beschirmt von der 
Rufsischen Macht und stark durch ihren Schutz ist Finnland 
im Laufe fast eines ganzen Jahrhunderts unablässig auf dem 
Wege der friedlichen Entwicklung fortgeschritten, und es ist 
Uns lieb gewesen, aus den jüngst von den Ständen abgegebenen 
Versicherungen zu ersehen, dals im Herzen des finnländischen 
Volkes das Bewufstsein der Ergebenheit für Uns imd Rufsland 
lebendig ist. 

Wir hegen die Zuversicht, dafs eine auf feste Bestimmungen 
eines positiven Gesetzes gegründete gemeinsame Thätigkeit der 
Institutionen des Kaisertums und des Grof sfürstentimis Finnland in 
denjenigen legislativen Angelegenheiten, die ihre beiderseitigen 
Interessen betreffen, zur besseren Sicherstellung des realen 
Nutzens und der V^orteile des Russischen Reiches dienen wird. 
Gegeben in St. Petersburg, am dritten Februar des Jahres 
eintausendachthundertneunimdneunzig nach Christi Geburt, im 
fünften Jahre Unserer Regierung. 

Das Original ist von Seiner Kaiserlichen Majestät Höchst- 
eigenhändig unterzeichnet : 

»Nikolausc. 
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Auf das Original haben Seine Kaiserliche Majestät Höchst- 
eigenhändig geschrieben: 

»Dem sei alsoc 

St. Petersburg, den 3. Februar 1899. 

Grundbestimmungen 

über die Formulierung, Prüfung und Promulgation von Ge- 
setzen, die für das Kaisertum, einschlielslich des Grolsfürsten- 

tums Finnland, erlassen werden. 

1. Die ursprüngliche Ausarbeitung von Gesetzen, die für 
das Kaisertum, einschlielslich des Grofsfürstentums Finnland, 
erlassen werden, erfolgt nach jedesmaliger Allerhöchster Ge- 
nehmigung in denjenigen Fällen, wo der allgemeine Gang der 
Verwaltungsangelegenheiten die Ausarbeitung einer neuen Ver- 
ordnung oder die Abänderung bezw. Ergänzung eines be- 
stehenden (Gesetzes erforderlich macht. 

2. Diese Vorschrift wird sowohl hinsichtlich der auf 
den ganzen Umfang des Kaisertums, einschlielslich des Grofs- 
fürstentums Finnland, sich erstreckenden, als auch hinsichtlich 
der innerhalb der Grenzen des Grofsfürstentums geltenden Ge- 
setze beobachtet, falls sie allgemeine Reichsinteressen betreffen 
oder mit der Gesetzgebung des Kaisertums in Verbindung 
stehen. 

3. Die Allerhöchste Genehmigung bezüglich der Promul- 
gation der oben erwähnten Gesetze (Art. 1 und Art. 2) wird 
von dem zuständigen Minister des Kaisertums und vom Minister- 
staatssekretär für das Grofsfürstentum Finnland, nach vor- 
heriger Kommunikation derselben untereinander, erbeten. Falls 
der Generalgouverneur über Finnland, mit Rücksicht auf den 
Gang der Verwaltung des Grofsfürstentums, es für notwendig 
erachtet, die im Lande bestehenden Gesetze in der durch vor- 
liegende Grundbestimmungen festgesetzten Weise zu ergänzen, 
so hat er seine diesbezüglichen \^orschläge dem zuständigen 
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Minister des Kaisertums und dem Ministerstaatssekretär für 
das Grofsftirstentum zwecks ihrer weiteren Behandlung mit- 
zuteilen. 

4. Nachdem hinsichtlich der Promulgation eines (Gesetzes 
für das Kaisertum 7 einschliefslich des Grofsftirstentums Finn- 
land, die Allerhöchste Genehmigung erteilt worden, setzt sich 
der Minister des Kaisertums mit dem Generalgouverneur über 
Finnland, dem Minister-Staatssekretär für das Grofsfürstentum 
und dem Kaiserlich Finnländischen Senat zwecks Beschaffung 
von Gutachten über den Inhalt des besagten Gesetzesprojekts in 
Verbindung. 

5. Was diejenigen legislativen Entwürfe anbelangt, die 
nach der Ordnung für die innere Verwaltung des Grofsfürsten- 
tums Finnland dem finnländischen Landtage zur Begutachtung 
vorgelegt werden, so ist das Gutachten des Landtages auch 
bei Ausfertigung der in Art. 2 der vorliegenden Grund- 
bestimmungen erwähnten Gesetze erforderlich. Das Gutachten 
des Landtages hat im Verlaufe seiner nächsten ordentlichen 
Session zu erfolgen, falls nicht ein Allerhöchster Befehl zur 
Einberufung eines Aufserordentlichen Landtages zu diesem 
Zwecke erteilt worden ist. 

6. Nach Eingang der Gutachten des Generalgouvemeurs 
über Finnland, des Ministerstaatssekretärs für das Grofsfürsten- 
tum Finnland und des Kaiserlich Finnländischen Senats — so- 
wie in den einschlägigen Fällen (Art. 5) auch des finnländi- 
schen Landtages — legt der Minister des Kaisertums den 
Gesetzentwurf dem Reichskonseil in der durch das Reglement 
für den Reichskonseil vorgeschriebenen Ordnung vor. Dies- 
bezüglichen Anträgen werden Kopien der Gutachten des Senats 
und des Landtages beigelegt. 

7. Dieser Gesetzentwurf wird vom Reichskonseil auf 
allgemeiner Grundlage geprüft, und zwar unter Teilnahme des 
Generalgouvemeurs über Finnland, des Ministerstaatssekretärs 
für das Grofsfürstentum Finnland, sowie auch derjenigen Sena- 
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toren des Kaiserlich Finnländischen Senats, die nach Aller- 
höchster Wahl dazu besonders berufen worden sind. 

8. Der Allerhöchst bestätigte Reichskonseilsbeschlu(s be- 
züglich des erwähnten Gesetzentwurfs wird in der vor- 
geschriebenen Ordnung sowohl im Kaisertum, als auch im 
Grofsftirstentum Finnland veröffentlicht. 



Unterthäniges 

Antwortschreiben der Finnländischen 

Stände 



aus Anlafs der Allerhöchsten Vorlagen Seiner 

Kaiserlichen Majestät 

betreffend 

teils den Entwurf zu einem Wehrpflichtgesetz für das 

Grofsfürstentum Finnland, 

teils die Grundlagen für die Organisation und 
Verwaltung der finnländischen Truppen. 



D. Aiifterord. Finnl. Landtag. 



I 



I 



Grofsmächtigster , AUergnädigster Kaiser und 

Grofsfürst ! 



In einer Allerhöchsten Vorlage haben Ew. Kaiserliche 
Majestät den Ständen einen Wehrpflichtgesetzentwurf für das 
Grolsftirstentum Finnland zur Prüfung vorgelegt, und haben 
daneben Ew. Kaiserliche Majestät auch geruht, den Ständen 
eine andere Allerhöchste Vorlage, betreffend die Grundlagen 
ftir die Organisation und Verwaltung der finnländischen Truppen, 
zugehen zu lassen, welch' letzterer Vorlage ein diesbezüg- 
licher Verordnungsentwurf beigefügt gewesen ist. 

Aufserdem sind den Ständen noch folgende Aktenstücke zu- 
gegangen: zwei verschiedene unterthänige Vortragsmemoriale 
des Kriegsministers im Kaisertum — das eine vom 14. No- 
vember 1898 Nr. 18, über Divergenzen in den Aktenstücken 
bezüglich der Frage, dafs vierzehn Paragraphen des Wehrpflicht- 
gesetzes für das Grolsfürstentum Finnland, vom 27. De- 
cember 1878, als Grundgesetzbestimmungen anzusehen sind; 
das andere vom 15. Januar 1899 Nr. 2, bezüglich einer durch 
die Stände vollzogenen Abänderung des von Seiner Majestät 
Kaiser Alexander II. eigenhändig verfafsten Wortlauts von 
§ 119 des besagten Gesetzes — sowie der Entwurf zu dem in 
der erstgenannten Vorlage erwähnten neuen Eidesformular 
für das finnländische Militär. 

Den Allerhöchsten Vorlagen, welche von Komitees aus- 
gearbeitet wurden, die beim Hauptstabe in St. Petersburg 
eingesetzt worden waren, sind die in den erwähnten Komitees 
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vereinbarten Aktenstücke beigefü^ worden, und zwar bestehen 
dieselben, aulser Gesetzentwürfen, aus verschiedenen » Er- 
läuterungen c , nämlich: Nr. L, zu dem Wehrpflichtgesetz- 
entwurf für das Grofsfürstentum Finnland, und Nr. IL, be- 
treffend die Ausschliefsung derjenigen Paragraphen aus dem 
zur Zeit geltenden Wehrpflichtgesetz für Finnland, denen Kraft 
und Bedeutung eines Gnmdgesetzes beigemessen worden ist, 
sowie femer aus Erläuterungen, betreffend den Entwurf zu 
einer »Verordnung bezüglich der Organisation und Verwaltung 
des finnländischen Militärs«. 



Die Aufgabe der Stände hinsichtlich der hier in Rede 
stehenden Gesetzgebungsfrage ist in den Allerhöchsten Vor- 
lagen anders formuliert, als es bisher üblich gewesen ist, wenn 
dem Landtage Gesetzentwürfe zur Behandlung vorgelegt 
wurden, deren Durchführung die Genehmigung der Stände 
erfordert. 

Es liegt nun aber auf der Hand, dals die Befugnis, mit 
welcher die Stände an der Gesetzgebung über die Wehrpflicht 
teilzimehmen haben, ausschlte/sltch auf den Bestimmungen 
in den Grundgesetzen des Landes beruht. Was diese Be- 
stimmungen involvieren soll im letzten Abschnitte dieses 
unterthänigen Schreibens näher dargelegt werden. Im gegen- 
wärtigen Zusammenhange sei blols folgendes bemerkt: Als 
die allgemeine Wehrpflicht in Finnland eingeführt werden 
sollte, hegte, wie dies aus den auf die betreffende Frage 
bezüglichen Aktenstücken hervorgeht, niemand die Ansicht, 
dafs der Gesetzgebungsakt, welcher für diesen Zweck erforder- 
lich war und der wesentliche Abändenmgen der Grundgesetze 
wie der allgemeinen Gesetze herbeiführen mulste, ohne Ein- 
willigung der Stände erlassen werden könne. Das Wehr- 
pflichtgesetz vom 27. December 1878 ist ein Gesetz, das vom 
Kaiser und Grolsfürsten in wörtlicher Übereinstimmung mit der- 
enigen Fassung sanktioniert worden ist, welche die Stände, nach 
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Prüfung der betreffenden Allerhöchsten Vorlage, für dieses Ge- 
setz festgestellt hatten. Deshalb kann eine Abänderung 
dieses Gesetzes nur durch übereinstimmenden Beschlufs des 
Kaisers und der Stände zuwege gebracht werden. Ein 
solches Verfahren ist auch bisher jedesmal beobachtet worden, 
wenn eine partielle Abänderung des Wehrpflichtgesetzes für 
nötig befunden wurde. Noch weniger kann ein abweichendes 
Verfahren gegenwärtig statthaben, wo es sich um eine der- 
malsen tiefeingreifende Abändenmg des erwähnten Gesetzes 
handelt, dafs dasselbe durch ein neues Gesetz mit wesentlich 
anderem Inhalt ersetzt werden soll. Die Stände können 
daher ihre Mitwirkung in der vorliegenden Frage nicht 
darauf beschränken , dafs sie blofs durch ein Gutachten ihre 
Ansichten über die vorgeschlagenen Abänderungen vermelden. 
Dies gilt sowohl für den Entwurf zu einem neuen Wehr- 
pflichtgesetze , wie auch für den Entwurf zu einer Ver- 
ordnung, betreffend die Organisation und Verwaltung der 
finnländischen Truppen, da auch letzterwähnter Entwurf ver- 
schiedene Bestinmiungen enthält, durch welche nicht nur einige 
Bestimmungen des Wehrpflichtgesetzes vom Jahre 1878 bezw. 
auf denselben beruhende Institutionen aufgehoben werden, 
sondern auch allgemeine Bestimmungen grundgesetzlichen 
Charakters eine Veränderung erleiden würden. 

EHe Stände haben es als ihre Pflicht betrachtet, durch 
diese Andeutungen unmittelbar die Voraussetzungen anzugeben, 
unter denen die Stände zur Behandlung der vorliegenden 
Frage geschritten sind. Zugleich erlauben sich die Stände 
unterthänigst zu vermelden, dafs die Erteilung einer gemein- 
samen Antwort auf die beiden Allerhöchsten Vorlagen für 
zweckmäfsig befunden wurde, da die in denselben enthaltenen 
Vorschläge in so nahem Zusammenhange mit einander stehen, 
dafs man bei Prüfung derselben mehrfach auf beide Entwürfe 
gleichzeitig Bezug nehmen mufs. 
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In der Allerhöchsten Vorlage, betreffend den Entwurf zu 
einem Wehrpflichtgesetz für das Grolsftirstentum Finnland, 
wird hervorgehoben, dals die Einheitlichkeit der russischen 
Reichsarmee eine Gleichförmigkeit derjenigen Bestimmungen 
erheischt, welche die Ordnung für die Ergänzung der Armee 
in Kriegs- und Friedenszeiten feststellen. Zugleich wird jedoch 
von den Ständen ein Gutachten darüber erwartet, »inwieweit 
die im Wehrpflichtgesetz vorgeschlagenen neuen Anordnungen, 
in Anbetracht der lokalen Verhältnisse des Landes, auf die 
Lebensbedingungen in Finnland praktisch anwendbar sind«. 
Und in der Allerhöchsten Vorlage, betreffend die Grundlagen 
für die Organisation und Verwaltimg der finnländischen Truppen, 
wird dem Landtage ein Gutachten über den Entwurf zu einer 
diesbezüglichen Verordnung abverlangt, »damit die besonderen 
Anforderungen des Grofsfürstentums gehörig gewürdigt und 
beachtet würden c 

Hierin liegt ein Zugeständnis dessen, dafs die Herstellimg 
einer Gleichförmigkeit mit den Gesetzen des Kaisertums 
nicht das einzige Ziel sein kann, welches eine Revision des 
finnländischen Wehrpflichtgesetzes zu erstreben hat, da von 
diesem Gesetze zugleich verlangt werden mufs, dafs es den in 
Finnland herrschenden Zuständen entspricht. 

Die in Rede stehende Gesetzgebungsfrage mufs unzweifel- 
haft von allen Seiten und mit objektiver Abschätzimg der 
verschiedenen dadurch berührten Interessen betrachtet werden. 
Um sichere Ausgangspunkte für eine nähere Behandlung der 
Frage zu gewinnen, ist es notwendig, vorerst verschiedene 
Fragen von gröfserer Wichtigkeit einer Prüfung zu unter- 
ziehen^ Fragen, von deren Beantwortung es abhängt, in 
welchem Umfange neue Gesetzgebungs- und Organisations- 
malsregeln als erforderlich zu betrachten sind. 

Die wichtigste dieser Fragen ist, nach der Ansicht der 
Stände, die, inwiefern Finnlands jetzige Leistungen für das 
Verteidigungswesen als denjenigen Ansprüchen entsprechend 
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anzusehen sind, die vom Standpunkte der gemeinsamen Inter- 
essen des Russischen Reiches aus füglich an das Grolsfürsten- 
tum gestellt werden können. 

In der dem Landtage von 1877 unterbreiteten Aller- 
höchsten Vorlage, betreffend die Einfühnmg der allgemeinen 
Wehrpflicht in. Finnland, forderte Kaiser Alexander IL 
keine grölsere Friedens-Präsenzstärke der aktiven Truppen als 
5000 Mann. Die Stände gingen allerdings insofern noch 
weiter, als sie in das Gesetz eine Bestimmung aufnahmen, dafs 
Wehrpflichtige, welche nicht durch das Los für den aktiven 
Dienst bestimmt worden, eine 90tägige obligatorische Übung 
durchzumachen hätten. Der milizartigen Organisation, die der 
gröfste Teil der Reserve dadurch erhielt, wird aber heutigen 
Tages anscheinend von Seiten militärischer Autoritäten nicht 
mehr eine so grolse Bedeutimg für das Verteidigungswesen 
beigemessen, wie die Stände, auf Grund fachmännischer Äulse- 
rungen, damals erwartet hatten. Wenn also jene zahlreiche 
Reservemiliz nicht mit in Betracht gezogen wird , so muls, 
da die aktive Friedens-Präsenzstärke später nur eine un- 
bedeutende Erhöhung erfahren hat, zugegeben werden, dafs 
die von Finnland in Friedenszeiten unterhaltene Truppenmacht, 
sowie infolgedessen auch das Kontingent, womit das Land im 
Kriege zur Verteidigung des Reiches beitragen kann, verhältnis- 
mäfsig gering ist. Eine nach und nach durchgeführte bedeutende 
Vermehrung der aktiven Truppenmacht wäre deshalb, nach 
Ansicht der Stände, eine natürliche und richtige Mafsregel. 

Damit die f innländischen Truppen nun bei Kriegsoperationen 
gemeinsam mit den russischen wirken können, ist es zweifel- 
los notwendig, dafs eine nennenswerte Verschiedenheit bezüg- 
lich der militärischen Organisation und Ausbildung zwischen 
ihnen nicht bestehe. Die Sachlage ist aber schon jetzt eine 
solche , dafs den diesbezüglichen Uniformitätsanforderungen 
vollkommen genügt ist, was aus nachfolgenden Thatsachen 
hervorgeht : 
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Bei den finnländischen Truppen gelten ohne Einschränkung 
oder Zusätze die für die russische Armee bestehenden Regle- 
ments und* Instruktionen betreffend: Betreibung der Übungen; 
das Exerzieren ; Verschanzungsarbeiten ; Ausbildung von Unter- 
offizieren; Ausbildung von jungen Soldaten; den innem Dienst; 
den Gamisondienst; den Felddienst; den Lagerdienst; die Schiefs- 
übungen; Krankenträger; Operationen der Truppen beim Ge- 
fecht; taktische Übungen der Offiziere ; das Turnen. In Bezug auf 
das Turnen innerhalb der Kaserne giebt es allerdings ein be- 
sonderes Reglement für die finnländischen Truppen, doch is 
dieses nur eine Erweitenmg des diesbezüglichen russischen 
und berührt nicht das für die russischen und finnländischen 
Truppen gemeinsame Reglement für das Feldtumen. Nicht 
einmal in den geringsten Einzelheiten bestehen also irgend 
welche Unterschiede zwischen der Ausbildung der finnländischen 
und derjenigen der russischen Truppen. 

Bezüglich der Übungen ist besonders zu betonen, dals 
es bis ins Detail bestimmt ist, wie sie während des Lehr- 
jahres zu betreiben sind, und dals Normalpläne für dieselben 
in die betreffende Instruktion aufgenommen sind. Die Be- 
deutimg der verschiedenen Übimgszweige, die Zeit, die einem 
jeden derselben gewidmet werden mufs, und das Endziel 
der ganzen Ausbildung sind genau angegeben. 

Bei sämtlichen finnländischen Truppen kommen beim 
Exerzieren russische Kommandoworte zur Anwendung, so dals 
finnländische Truppen, ohne jedes Hindernis für die Operationen, 
mit russischen Truppen zu grölseren Truppenverbänden ver- 
einigt werden können. Das Tagesprogramm — wie auch sonst 
der innere Dienst — ist bei einer finnländischen Truppe genau 
dasselbe wie bei russischen Truppen. In Bezug auf den Wacht- 
dienst wird das russische Gamisonreglement angewandt, so 
dafs auch in dieser Hinsicht keine Ungleichheiten sich ein- 
schleichen können. Ebenso werden die Schieisübungen bei 
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den finnländischen Truppen in allen Beziehungen nach den 
gleichen Grundregeln wie im Kaisertum betrieben. 

Bekannt ist femer, dals bei Manövern die finnländischen 
Truppen mit russischen Truppen zu Brigaden und Divi- 
sionen vereinigt worden sind und Operationen gemeinsam 
mit anderen Waffengattungen ausgeführt haben , ohne dals 
sich Schwierigkeiten ergeben hätten, oder auch nur der 
geringste Unterschied in der Manövrierung sich hätte nach- 
weisen lassen. Wenn die finnländischen Truppen, wie dies 
oft der Fall gewesen, die verhältnismäfsig schwierige Auf- 
gabe, selbständige Vor- oder Nachhut- bezw. Flanken- 
detachements zu bilden, sowie wichtige Aufgaben in be- 
treff des Spionagedienstes zu lösen hatten, so ist jedes- 
mal anerkannt worden, dals sie diese Aufgaben auf eine be- 
friedigende Weise gelöst haben, Aufgaben, zu denen auch 
die Abgabe von Meldungen in russischer Sprache an die 
zuständigen Chefs gehört hat. 

Die Disciplinarbestimmungen , die bei den finnländischen 
Truppen gelten, stimmen bis auf einige wenige Details mit 
den russischen überein. 

Schliefslich ist die Bewaffnung, Ausrüstimg und Montierung 
dieselbe wie bei den russischen Truppen und auch der Trofs 
ist nach russischem Muster organisiert. 

Dafs eine so weitgehende Uniformität vorhanden ist, erklärt 
sich durch bekannte Umstände, welche gleichzeitig verbürgen, 
dafs sie sich auch in Zukunft aufrechterhalten lassen wird. 

Kommandofragen sind nämlich seit Finnlands Vereinigung 
mit Rufsland als der höchsten Leitung des Heerwesens im 
Kaisertum notwendigerweise subordiniert angesehen worden, 
und in Übereinstimmung damit gehören dieselben zum Ressort 
des Kriegsministers, welcher dem Kaiser und Grofsfürsten alle 
einschlägigen Angelegenheiten vorträgt, deren Entscheidung 
vom Monarchen persönlich abhängt. Aufserdem werden alle 
Tagesbefehle sowie eine Reihe von Instruktionen ähnlicher 
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Art den finnländischen Truppen auf dem gewöhnlichen 
Kommandowege zur Kenntnis gebracht. 

Solche Fragen wiederum, deren Behandlung finnländischen 
Verwaltungsbehörden obliegt, werden in letzter Hand vom 
Monarchen selbst in seiner Eigenschaft als Grolsfürst von 
Finnland entschieden, wobei nicht nur der Generalgouvemeur 
unabhängig vom Senat sein Gutachten in solchen Fragen ab- 
zugeben hat, sondern auch der Bericht des Kriegsministers 
im Kaisertimi hierüber eingeholt wird, welch' letzterer also 
nicht der Möglichkeit entbehrt, seinen Einflufs geltend zu 
machen. Hierzu kommt, dals der Kriegsminister faktisch in 
der Lage ist, auch bei dergleichen Angelegenheiten Anträge 
zu stellen, nämlich durch Gesuche beim Generalgouvemeur 
oder beim Ministerstaatssekretär sowie vermittelst direkten Vor- 
trags beim Monarchen. 

Dafs die Stände ein Recht zur Teilnahme an der Gesetz- 
gebung über die Wehrpflicht besitzen, ist durchaus kein 
Hindernis für die Aufrechterhaltung und Durchführung der 
in militärischer Beziehung nötigen Uniformität. Diese Gesetz- 
gebimg berührt nämlich keineswegs, wie behauptet worden, 
solche militärische Fragen, »bei denen eine überwiegende Be- 
deutung strategischen Gesichtspimkten zukommt«. Der Inhalt 
und der geringe Umfang des finnländischen Wehrpflicht- 
gesetzes, sowie die Menge der Verordnungen, die auf admini- 
strativem Wege nach Entstehung des Wehrpflichtgesetzes 
im Rahmen desselben erlassen worden sind, beweisen, einen 
wie breiten Spielraum das Gesetz, ganz unabhängig von 
der Mitwirkung der Stände, für die Ausfertigimg von 
diesbezüglichen Verordnungen läfst. Im Hinblick hierauf 
ist die Einheitlichkeit, welche bezüglich der Leitung der 
militärischen Angelegenheiten des ganzen Reiches erforder- 
lich ist, vollkommen gesichert. Bei einer Revision des 
finnländischen Wehrpflichtgesetzes kann gleichwohl in Er- 
wägung gezogen werden, ob nicht noch einige der im Ge- 
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setz besonders erwähnten Angelegenheiten, die bisher nicht 
zum Ressort des Kriegsministers gehörten, diesem Ressort zu 
überweisen seien. 

Da es sich gezeigt hat, dafs die für den aktiven Dienst 
im gegenwärtigen Gesetz festgestellte Zeit genügt, um den 
finnländischen Truppen eine tüchtige Ausbildung beizubringen, 
so scheint die Festsetzung einer Verlängerung der aktiven 
Dienstzeit nicht nötig zu sein — eine Malsregel, die, wie 
später dargelegt werden soll, in mehr als einer Beziehung 
bedenklich sein würde. Was dagegen die Dienstzeit bei der 
Reserve und die Organisation der letzteren im übrigen betrifft, 
so muls zugegeben werden, dafs das jetzige System den 
aktiven Truppen keine ebenso kriegstüchtige Ergänzung zu- 
sichert wie das russische. Die Stände betrachten es daher 
als eine durch die Notwendigkeit bedingte Reform, dafs 
die Institution der Reserve nach gleichen Principien, wie sie 
im Kaisertimi gültig sind, reformiert wird, so nämlich, dafs 
die eigentliche Reserve künftig nur aus solchen Mannschaften, 
die den aktiven Dienst absolviert haben, bestehen sowie so- 
viele Jahrgänge umfassen würde, dafs eine genügende Anzahl 
voll ausgebildeter Ergänzungsmannschaften zur Verfügung 
stände. Eine solche Reform der Institution der Reserve ist be- 
sonders für den Fall von Bedeutimg, dafs die finnländischen 
Truppen künftig bei einem gröfseren Feldzuge aulserhalb des 
eigenen Landes zur Verwendung kommen sollten. 

Bei Ausarbeitung des Wehrpflichtgesetzes des Kaisertums 
hat man es ohne Zweifel für nötig befunden, auf die sozialen 
Zustände, aus denen heraus die jungen Männer zum Kriegs- 
dienst einberufen werden, Rücksicht zu nehmen, sowie die 
Organisation der Aushebung und damit zusammenhängende 
Anordnungen dem Verwaltungssystem anzupassen, mit welchem 
die der Wehrpflicht wegen eingerichteten Behörden in Be- 
rührung kommen können. Dafs ein solches, mit den all- 
gemeinen Grundregeln der Gesetzgebung übereinstimmendes 
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Verfahren befolgt worden ist, geht auch daraus hervor, dafs 
besagtes Wehrpflichtgesetz nicht für das ganze Territorium 
des Kaisertums zur Nachachtung anbefohlen wurde, sondern 
dafs besondere Bestimmungen für gewisse Teile desselben aus- 
gefertigt wurden. 

Gleichartige Gnmdsätze wurden bei Ausarbeitung des 
für Finnland gegenwärtig geltenden Wehrpflichtgesetzes be- 
folgt. Als Vorbild diente allerdings das russische Gesetz in 
allen denjenigen Teilen, wo solches mit Nutzen und Vorteil 
geschehen konnte. Allein man trug kein Bedenken, das finn- 
ländische Gesetz in verschiedenen Teilen anders als das russische 
zu gestalten, da dieses nötig befunden wurde, um ein zweck- 
mäfsiges Gesetz zu Stande zu bringen. 

Es hiefse diese Grundsätze preisgeben, wenn man das 
finnländische Gesetz zu einer getreuen Kopie des im Kaiser- 
tum gültigen Wehrpflichtgesetzes machen wollte. Zur Zeit 
stinmien die beiden Gesetze darin miteinander überein, dafs 
sowohl das eine wie das andere Gesetz den realen Zuständen, 
auf die es angewandt werden soll, angepalst ist. Identische 
Gesetze für ungleichartige Zustände schaffen, hiefse dagegen 
eine nur mechanische Uniformität herstellen, zum Schaden für 
das Funktionieren der Wehrpflichtinstitution in Finnland und 
darum auch nachteilig für die militärischen Interessen des 
Reichs. Nach Mafsgabe der gewonnenen Erfahnmg sind dann 
im Wehrpflichtgesetz von 1878 partielle Änderungen vor- 
genommen worden. Auch jetzt müfsten wohl die Abänderungen 
auf solche Bestinmiungcn des Gesetzes beschränkt werden, 
welche der Verbesserung bedürfen. Nach Ansicht der Stände 
wäre es dagegen kein rationelles Verfahren, solche Institutionen 
umzumodeln oder aufzuheben, welche auf eine befriedigende 
Weise ihre Aufgabe erfüllen und sich bereits auf gute Tradi- 
tionen stützen können. 

Die Stände haben hiermit in Kürze die Gesichtspunkte 
angegeben, welche bei einer Reform des finnländischen Wehr- 
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pflichtgesetzes entscheidend sein mülsten, wenn anders der 
Zweck der Reform darin besteht, eine nutzbringende Ent- 
wickelung des Heerwesens in Finnland zuwege zu bringen. 



Ganz anderer Art sind nun aber die Gesichtspunkte und 
Ziele, die sich bei Ausarbeitung der zugleich mit den Aller- 
höchsten Vorlagen den Ständen tibergebenen Gesetzentwürfe 
und der dazu gehörigen Anlagen geltend gemacht haben. 

Um dieses an den Tag zu legen, sehen sich die Stände 
genötigt, in Kürze die Hauptztige der gemachten Vorschläge 
anzugeben. 

1. Die im Wehrpflichtgesetz vom Jahre 1878 befindlichen 
Bestimmungen, denen Kraft und Bedeutung eines Grundgesetzes 
beigemessen worden ist, sind teils solche, deren Inhalt sich aus- 
schlielslich auf die Wehrpflicht und auf die allgemeine Organi- 
sation der Heeresmacht bezieht, teils solche, die gewisse, 
zur Konstitution des Landes gehörende Grundsätze wieder- 
geben. Innerhalb der ersten Gruppe giebt es Bestimmungen, 
die nicht unberührt bleiben können, wenn es gilt, das finn- 
ländische Heerwesen einer durchgreifenden Reform zu unter- 
ziehen: beispielsweise die §§ 3, 9, 13, 19 und 20. Die kon- 
stitutionellen Grundsätze hingegen, die z. B. in den §§ 120—122 
ihren Ausdruck gefunden, behalten ihre Gültigkeit und Be- 
deutung ganz unabhängig von den Veränderungen, die etwa 
von Zeit zu Zeit bei der militärischen Organisation für er- 
forderlich erachtet werden. 

Die den Ständen übergebenen Gesetzentwürfe beschränken 
sich jedoch nicht darauf, alle zur ersten Gruppe gehörenden 
Bestimmungen abzuändern imd ihnen zugleich ihre grund- 
gesetzliche Kraft zu nehmen. Die Entwürfe haben viel- 
mehr aulserdem den Zweck, diejenigen Bestimmungen des 
Wehrpflichtgesetzes ganz und gar aufzuheben, die, wie oben 
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bemerkt , gewisse konstitutionelle Grundsätze wiedergeben. 
Darüber hinaus werden neue Bestimmungen vorgeschlagen, 
die teils wegen ihrer Fassung, teils wegen ihrer Tendenz mit 
der staatsrechtlichen Stellung des Grolsftirstentums unvereinbar 
sind. Die Vorlegung von Entwürfen, betreffend eine Steigerung 
der Wehrpflichtlast in Finnland, wird in den »Erläuterungenc 
als eine passende Gelegenheit benutzt, um, oft auf eine 
kränkende Art, die Rechte, die seit 1809 dem finnländischen 
Volke von Rufslands Monarchen auf feierliche Weise zuge- 
sichert worden sind, anzugreifen oder zu bestreiten. 

Was die genauere Darlegung dieser Tendenzen der Ge- 
setzentwürfe betrifft, so bitten die Stände auf die Beilage I. 
dieses unterthänigen Antwortschreibens hinweisen zu dürfen. 
Aus der darin gegebenen Darstellung geht hervor, dafs die 
den Ständen vorgelegten Entwürfe nicht nur der in Finnland 
herrschenden Rechtsauf fassung widersprechen, sondern ebenso 
auch dem, was in Rufsland anerkannt worden ist. Und dafs, 
speciell was das Heerwesen betrifft, gegenwärtig ein ganz 
anderer Standpunkt geltend gemacht wird, als der von Kaiser 
Alexander I. bei der Vereinigung Finnlands mit Rufsland ein- 
genommene, ergiebt sich aus folgender Äufserung, welche 
der dem Borgäer Landtage übergebenen Vorlage über die 
Organisierung des Militärs des Landes entnommen ist, und 
die in der Originalsprache wiederzugeben die Stände sich 
gestatten : 

»Sa Majest6 fid^le aux principes qu'EUe a adopt^s sur Tad- 
ministration de la Finlande et persuad^e d'ailleurs qu'une milice 
nationale bien organis^e est la sauve-garde la plus puissante de la 
suret^ d'un Etat et que parmi tous les moyens de defense c'est 
le moins on^reux pour les habitants et surtout le moins pr^ju- 
diciable aux inter^ts de la population et de Tagriculture, est inten- 
tionn^e de maintenir cette institution sur les bases principalesc 

Eine andere Äufserung, welche die Stände, in Anbetracht 
des strengen Verdammungsurteils über das einheimische Wehr- 
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pflichtsystem , nicht haben unerwähnt lassen können, kommt 
in der Thronrede Kaiser Alexanders III. bei der Eröffnung 
des Landtages von 1885 vor, in welcher Rede der Monarch 
u. a. sagte: 

»Die tadellose Weise, in der die Bevölkerung ihre Wehr- 
pflicht erfüllt hat, und die guten Resultate, welche die Lager- 
übungen der finnländischen Truppen aufgewiesen haben, was 
alles der Generalgouvemeur bezeugt hat, haben Mir eine wirk- 
liche Befriedigung bereitet und Mir die Überzeugung eingeflölst, 
dals die finnländischen Truppen vollkommen ihrer Bestimmung 
entsprechen«. 

Diese Äufserungen beweisen unverkennbar, dals die bisher 
geltenden Principien für das Heerwesen in Finnland nichts 
enthalten, was der Würde und den Interessen des Russischen 
Reiches zu nahe träte, wie doch behauptet worden ist. 

2. Im Anschlufs an die oben berührten Tendenzen ent- 
halten die Gesetzentwürfe verschiedene Bestimmungen, deren 
Zweck es ist, auf dem Gebiete des Heerwesens in sowohl 
staatsrechtlicher wie nationaler Beziehung jeden Unter- 
schied zwischen Ru bland und Finnland aufzuheben. Die finn- 
ländischen Truppen sollten auch in Friedenszeiten nach be- 
liebigen Orten in Rufsland beordert werden dürfen. Ein- 
geborene Russen sollten bei finnländischen Truppen ihre Wehr- 
pflicht absolvieren dürfen; die Offizierschargen bei letzteren 
sollten auch mit Personen russischer Herkunft besetzt werden 
dürfen. Die Angelegenheiten des finnländischen Militärs, so- 
gar die ökonomischen, sollten von russischen Distriktsbehörden 
verwaltet werden dürfen u. s. w. Den finnländischen Behörden 
würde kaum etwas weiteres obliegen, als die Beschaffung der 
Gelder, die, ohne Mitwirkung der Stände oder der Behörden 
des Landes, für erforderlich erklärt worden wären. Zieht man 
aufserdem noch Äufsenmgen in den Gutachten der Komitees 
und in den lErläuterungen«, die den Ständen übergeben worden 
sind, in Betracht, so sollte sogar Finnlands Recht auf eine eigene 
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Gesetzgebung, kraft dessen das Volk an der Festsetzung der 
Militärlasten teilzunehmen hat, fernerhin nicht mehr respektiert 
werden. 

Die Principien der Gerechtigkeit und der Billigkeit 
müssen hierbei den neuen politischen Zielen weichen. Als 
Beweis hierfür mag besonders hervorgehoben werden, dals 
die Verkürzung der aktiven Dienstzeit, die denjenigen Wehr- 
pflichtigen zukonmien soll, deren Bildungsgrad der Ersten 
Kategorie entspricht, ihnen nur unter der Bedingung be- 
willigt werden soll, dals sie, aufser anderen Zeugnissen, auch 
ein Zeugnis über Kenntnis der russischen Sprache vorzeigen. 
Die Wehrpflicht soll also als ein Zwangsmittel zur Verbreitung 
der russischen Sprachkenntnis in Finnland benutzt werden. 
Dafs die gebildete Jugend des Grofsfürstentums in Bezug 
auf Vergünstigungen beim Militärdienst dadurch in eine 
bei weitem ungünstigere Lage als die gebildete Jugend des 
Kaisertums käme, ist ein Umstand, den man im Entwurf 
auf keine Weise berücksichtigt hat. In Übereinstimmung mit 
der erwähnten Bedingung wird in dem Entwurf dieselbe For- 
denmg für das Recht, als Freiwilliger die Wehrpflicht zu ab- 
solvieren, erhoben. Auch diese, für die höher Gebildeten be- 
stimmte Vergünstigung, deren Bewilligung zugleich im Interesse 
der Truppen liegt, würde also in Finnland dadurch eingeschränkt 
werden, dals man Kenntnisse verlangt, um deren Erlangung 
die russische Jugend sich nicht zu bemühen braucht. 

Die Stände unterschätzen keineswegs die Bedeutung 
russischer Sprachkenntnis in Finnland. Alle sind darin einig, 
dafs die Offiziere des Militärs des Landes jene Sprache völlig 
beherrschen müssen; und da aus praktischen Gründen die 
Kenntnis der russischen Sprache auch für gewisse Ver- 
waltungsämter nötig ist, so können für diese beiden Zwecke 
positive Forderungen von Seiten des Staates aufgestellt werden. 
Die Privatpersonen, die in Geschäftsverbindung oder in anderen 
direkten Beziehungen mit Bewohnern des Kaisertums stehen. 
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wird der eigene Vorteil, in dem Malse wie diese Beziehungen 
zunehmen, sicher zur Erwerbung grölserer Kenntnisse in 
der erwähnten Sprache anspornen. Wenn man aber nicht 
ganz und gar aulser acht lälst, dals Finnlands und Ruislands 
Bewohner ganz verschiedenen Volksstänmien angehören, so 
muls es allen denen, welche die Bedeutung einer solchen ethno- 
graphischen Verschiedenheit zu erfassen vermögen, und noch 
mehr einem jeden, der die Unbeugsamkeit des finnländischen 
Volkscharakters kennt, die Unmöglichkeit dessen einleuchten, 
dals die russische Sprache hier zu Lande jemals eine allgemeine 
Verbreitung würde gewinnen können. In Finnland wie in 
allen anderen Ländern macht sich der Umstand geltend, dals 
die grolse Masse der Bevölkerung keine andere Sprache als ihre 
Muttersprache erlernt. Für diejenigen, welche sich öffentlichen 
Angelegenheiten [widmen oder überhaupt sich auf einem 
gröfseren Arbeitsfelde bewegen, ist hier zu Lande die Kenntnis 
der beiden Nationalsprachen notwendig. Noch darüber hinaus 
mit der russischen Sprache vertraut zu werden, ist für die 
meisten nicht möglich. 

Hieraus geht hervor, dafs die soeben erwähnten, in den 
Wehrpflichtgesetzentwurf aufgenommenen Zwangsmittel zur 
Verbreitung der Kenntnis der russischen Sprache in Finn- 
land nicht zu dem beabsichtigten Resultat führen würden. 
Aber abgesehen davon, dafs solche Mittel ihren Zweck ver- 
fehlen würden, sind sie auch verwerflich, besonders wenn 
sie auf eine unbillige Weise mit der Wehrpflicht ver- 
knüpft werden, deren Erfüllung doch eine allgemeine staats- 
bürgerliche Pflicht ist, nicht aber ein von den einzelnen Indi- 
viduen frei gewählter Beruf. Es Jist jedenfalls sicher: wür- 
den solche Bestimmungen, wie die, welche hier milsbilligend 
hervorzuheben die Stände als ihre Pflicht betrachtet haben, 
zum Gesetz erhoben, so würde das finnländische Volk, das 
seit undenklichen Zeiten an der Gesetzgebung teilgenommen 
und dadurch sich daran gewöhnt hat, das, was rechtmäfsig ist, 

D. Aarterord. Finnl. Landtag. 3 
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als die Grundlage und das Ziel des Gesetzes zu betrachten, 
darin einen gewaltsamen Versuch sehen, den Nationalcharakter 
des Volkes zu verändern, keineswegs aber die rücksichtsvolle 
Fürsorge für das Wohl des Landes, welche die Malsregeln des 
Gesetzgebers auszeichnen soll, darin gewahr werden können. 
Im Zusammenhange hiermit muls auch die Aufmerksam- 
keit auf die Ansichten gelenkt werden, die in den oben er- 
wähnten »Erläutenmgen« bezüglich der Begriffe Vaterland 
und Patriotisqius geäufsert worden sind. Diesen Ansichten 
gemäfs sind die Finnländer blofs eine Anzahl russischer 
Unterthaneri in einer Anzahl russischer Gouvernements, die 
eines der Grenzgebiete des Kaisertums bilden. Finnland ist 
ihre Heimat, aber das russische Reich ist ihr Vaterland. Diese 
Anschauung spiegelt sich auch in Art. 1 des Wehrpflicht- 
gesetzentwurfs wieder. 

Diese und andere in den Schriftstücken der russischen 
Komitees vorkommende Forderungen haben ihren Grund in 
einer Verkennung nicht nur der Thatsache, dals in Finnland 
ein anderes Volk als das russische lebt, sondern auch der 
ethischen Bedeutung dieser Thatsache, sowie des Umstandes, 
dafs das finnländische Volk, wie Kaiser Alexander I. sich 
ausdrückte, auch eine politische Existenz erhalten hat. 

Es sind denn auch tiefliegende ethische Gründe, die 
bedingt haben, dafs der Patriotismus zu allen Zeiten seine 
durch natürliche und historische Faktoren gegebene Begren- 
zung gehabt hat, eine Begrenzung, die durch keinen Macht- 
spruch verändert werden kann. Das Grofsfürstentum Finnland 
ist das Vaterland der Finnländer, genau so wie das Kaiser- 
tum Rufsland das Vaterland der Küssen ist. Da nun aber Finn- 
land auf Grund seiner unauflöslichen Vereinigung mit dem 
Kaisertum einen Teil einer in internationalem Sinne ein- 
heitlichen Macht, des Russischen Reiches, ausmacht, so kann 
die patriotische Pflicht, das Vaterland zu verteidigen, von 
Finnlands Volk nie anders ausgeübt werden, als durch Teil- 
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nähme an der Verteidigung des ganzen Reiches, gleichviel ob 
der Krieg innerhalb oder aulserhalb der Grenzen Finnlands 
ausgekämpft werde. Dessen ist man sich in Finnland voll- 
kommen bewufst. Aus dieser Solidarität fremden Mächten 
gegenüber folgt jedoch keineswegs, dafs der bisher bestehende 
Unterschied zwischen finnländischen und russischen Truppen 
getilgt werden müsse. Die finnländischen Truppen werden 
ihre Aufgabe im Kampfe besser lösen, wenn sie wissen, dals 
sie ihr eigenes Volk repräsentieren, und wenn sie wissen, dals 
sie durch männliche Erfüllimg ihrer Pflicht dem Monarchen 
und dem Reiche gegenüber auch ihrem finnländischen Vater- 
lande Ehre machen. Die durch Übung erworbene Kriegs- 
tüchtigkeit wird dann noch durch die aus dem Patriotismus 
herfliefsende moralische Kraft erhöht. Finnlands bescheidener 
Beitrag zur Verteidigung des Russischen Reiches wird imter 
allen Umständen ein wirksamerer sein, wenn das finnländische 
MiUtär, wie bisher, ein Bestandteil der Institutionen seines 
eigenen Landes bleibt, als wenn dasselbe, imter Kränkung des 
geltenden Rechts, mit der Armee des Kaisertums verschmolzen 
wird. Die Vorschläge, welche eine solche Amalgamierung 
bezwecken, sind um so weniger berechtigt, als die finnländischen 
Truppen, wie schon früher bemerkt, nach demselben System wie 
die russischen Truppen organisiert imd ausgebildet sind und 
deshalb ohne die geringste Schwierigkeit mit ihnen gemeinsam 
operieren können. 

3. Der Wehrpflichtgesetzentwurf beabsichtigt nicht nur in 
Bezug auf die Dienstzeit, sondern auch hinsichtlich beinahe 
aller Einzelheiten der verschiedenen Teile des Gesetzes eine 
Gleichförmigkeit mit dem russischen Gesetze herbeizuführen. 
Bezüglich der Dienstzeit werden die Stände später Gelegen- 
heit haben sich auszusprechen. Was wiederum die Gleich- 
förmigkeit im übrigen betrifft, so haben die Stände schon 
früher die bedenklichen Folgen einer radikalen Anwendung 

der Unifikationsidee hervorgehoben. Um die Frage näher 
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zu beleuchten , sei hier an die Verschiedenheit in Bezug auf 
Sprache, Religion, Sitten und Charakter erinnert, die zwischen 
dem finnländischen und dem russischen Volke besteht. Diese 
Verschiedenheit würde zur Folge haben, dals die Einführung 
eines dem russischen genau nachgebildeten Wehrpflicht- 
gesetzes in Finnland die finnländischen Wehrpflichtigen in 
eine bei weitem schwierigere Lage versetzen würde, als die 
russische wehrpflichtige Jugend, die ihre militärische Dienst- 
pflicht unter dem Befehle ihrer eigenen Landsleute und nach 
Bestimmungen absolviert, bei deren Festsetzung gerade die 
russischen Zustände in Betracht gezogen worden sind. Dafs 
auch Ew. Kaiserliche Majestät diese Umstände zu beachten ge- 
ruhten, haben die Stände aus der Allerhöchsten Vorlage, be- 
treffend den Entwurf 'zu einem Wehrpflichtgesetz, entnommen, 
in welcher der Möglichkeit entgegengesehen wird, dafs Ab- 
änderungen des Gesetzentwurfes nötig sein könnten, um ihn 
den lokalen Lebensverhältnissen in Finnland anzupassen. 

Was die geforderte Gleichstellung und Gleichförmigkeit 
betrifft, so können die Stände nicht umhin, besonders zu be- 
tonen, dafs ein Krieg unter gewissen Umständen für Finn- 
land weit verhängnisvoller werden könnte als für Rufsland. 

Während des Krimkrieges wurde Finnlands Handelsflotte, 
die einen bedeutenden Teil der Erwerbsmittel des Landes 
ausmachte, beinahe vollständig zerstört, und wertvolle Vor- 
räte wurden vielerorts an den Küsten verbrannt. Würde ein 
Krieg ausbrechen, so könnte nicht nur die Handelsflotte wieder- 
um zerstört, sondern auch beinahe der ganze ausländische 
Handel Finnlands vernichtet werden. Welch ein schwerer 
Schlag dieses für ein Land in Finnlands Stellung sein würde, 
läfst sich kaum berechnen, da Finnland durch seine geo- 
graphische Lage und durch seine Produkte in so' hohem 
Grade auf diesen Handel angewiesen ist. 

Die Stände führen obiges nicht an, um sich über jene 
Thatsache zu beklagen ; im Gegenteil stimmen die Stände voll- 
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kommen dem bei, was die Stände des Landtages von 1877 bis 
1878 darüber geäulsert, nämlich : man werde in Finnland stets 
»einsehen, dals, wenn die Interessen des Kaisertums es er- 
forderlich machen, einen Krieg zu erklären oder anzunehmen, 
der diesbezügliche Beschlufs Überhaupt von keiner besonderen 
Rücksicht auf die Verhältnisse des Grofsfürstentums be- 
einflulst werden kann. Man ist bereit, imter allen Umständen 
loyal die Folgen und Prüfungen des Krieges zu ertragene Die 
Stände haben nur andeuten wollen, wie viele Umstände es 
giebt, die bei Beurteilung der Frage, was recht und billig 
ist, wenn es sich um Finnlands Teilnahme an der Reichs- 
verteidigimg handelt, in Betracht gezogen werden müssen. 

4. Der durch Kaiser Alexander IL 1877 den Ständen 
Finnlands vorgelegte Gesetzentwurf, betreffend die Einführung 
der allgemeinen Wehrpflicht in diesem Lande, war in Uber- 
einstimmung mit dem in Finnland geltenden Gesetzgebungs- 
system ausgearbeitet worden. Das Wehrpflichtgesetz wurde 
demgemäfs ein Gesetz, welches*alle das Heerwesen betreffenden 
Bestinmiungen in sich schliefst, die wegen ihres Inhalts, laut 
Finnlands Konstitution, nur auf Grund eines Übereinstinunenden 
Beschlusses des Monarchen und der Stände ausgefertigt und 
daher auch nicht auf einem anderen Wege abgeändert werden 
können. Aber dieses Gesetz liels, wie schon bemerkt, für so- 
genannte administrative Verordnungen einen weiten Spielraum, 
Die ganze genauere Reglementierung, die nötig war — teils, um 
die Anwendung der Bestimmungen des Wehrpflichtgesetzes zu 
ordnen, teils, imi die verschiedenen Zweige der militärischen 
Verwaltung zu organisieren — ist in der That erst allmählich 
vermittelst administrativer Verordnimgen bewirkt worden. 

Dieses System — welches einerseits das Recht des Volkes 
sichert, indem es die Mitwirkung der Volksvertretung bei 
der Feststellimg der staatsbürgerlichen Rechte und Pflichten 
fordert, und welches andererseits der Regierung all die Handlungs- 
freiheit überläfst, die zur Ordnung und Entwickelimg der Staats- 
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Verwaltung notwendig ist — dieses System ist bei Ausarbeitung 
sowohl des Entwurfes zu einem neuen Wehrpflichtgesetz für das 
Grolsfürstentum, wie auch des Entwurfes zu einer Verordnung, 
betreffend die Organisation und Verwaltung der finnländischen 
Truppen, unberücksichtigt geblieben. Der erstere Entwurf umfalst 
aulser Bestimmungen, die bezüglich ihres Inhalts Stipulationen 
des Wehrpflichtgesetzes von 1878 entsprechen, auch eine 
grolse Menge reglementarischer Vorschriften. Wenn dieser 
ganze Gesetzentwurf, mit oder ohne partielle Abänderungen, 
von den Ständen angenommen und darnach von Ew. Kaiser- 
lichen Majestät sanktioniert worden wäre, könnte künftig kein 
einziger Artikel des Gesetzes ohne Einwilligung der Stände 
abgeändert werden. Ein solcher Zustand aber, der eine Ein- 
schränkung der oben erwähnten Gesetzgebungsmacht des Kaisers 
und Grofsfürsten in administrativen Fragen bedeuten würde, 
ist bei Ausarbeitung des Entwurfes sicher nicht beabsichtigt 
gewesen. Andererseits wäre es offenbar den Grundgesetzen 
Finnlands zuwider, wenn ein Gesetzentwurf, dessen wichtigster 
Inhalt an die Stelle des von den Ständen genehmigten, gegen- 
wärtigen Wehrpflichtgesetzes treten würde, nur deshalb, w^eil 
er auch reglementarische Details enthält, in seinem ganzen 
Umfange als eine von der Mitwirkung der Stände unabhängige, 
administrative Gesetzgebungsfrage behandelt werden würde. 

Der Entwurf zu einer Verordnung, betreffend die Organi- 
sation und Verwaltung der finnländischen Truppen, leidet 
an denselben Fehlern, wie den oben erwähnten. Hier ist aller- 
dings der grölste Teil des Inhalts reglementarischer Natur. 
Daneben sind aber in den Entwurf verschiedene Bestimmungen 
aufgenommen worden, die entweder mit dem gegenwärtigen 
Wehrpflichtgesetz oder mit den allgemeinen Gnmdgesetzen Finn- 
lands im Widerstreit stehen und darum auch nicht durch einen 
solchen administrativen Gesetzgebungsakt ausgefertigt w^erden 
können, wie ihn die in Rede stehende Verordnimg bezweckt 
zu haben scheint. Im höchsten Grade unrichtig ist es auch, 
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sich, wie es in dem Entwürfe mehrfach geschehen, in einer 
für das Grofsftirstentum zur Nachachtimg bestimmten Ver- 
ordnung auf russische Verordnungen, die innerhalb der Grenzen 
Finnlands keine Gesetzeskraft haben, zu beziehen. Hierüber 
finden sich nähere Erörterungen am Schlüsse der bereits er- 
wähnten Beilage I. 

Im Zusammenhange hiermit haben die Stände einen Um- 
stand hervorheben zu müssen geglaubt, der gewissermafsen 
zu erklären geeignet ist, weshalb solche Gesetzentwürfe, wie 
die in Rede stehenden, den Ständen haben vorgelegt werden 
können. 

Die genannten Entwürfe sind nach Principien, die auf Vor- 
trag des Kriegsministers des Kaisertums festgestellt wurden, von 
verschiedenen russischen Komitees ausgearbeitet worden. Zwar 
ist der finnländische Senat beauftragt gewesen, einen Entwurf 
zu einer Allerhöchsten Vorlage über das Wehrpflichtgesetz aus- 
zuarbeiten. Da aber der Senat hierbei an den Inhalt der er- 
wähnten Komitee-Entwürfe gebunden war, so hat er darin in 
der Hauptsache nur formelle Abänderungen vornehmen können, 
und auch diese haben nur in geringem Mafse Beachtung ge- 
funden. 

Der wichtige Grundsatz, dafs der Monarch das Land mit 
Hülfe einheimischer Behörden zu regieren habe, worüber 
in Abschnitt 2. von Beilage I. eine genauere Darlegung zu 
finden ist, involviert nun aber, dafs auch die Vorbereitung von 
Gesetzentwürfen den eigenen Behörden des Landes anvertraut 
werden mufs. Diese Regel ist auch bis auf die letzte Zeit 
stets befolgt worden, indem Gesetzentwürfe entweder direkt 
vom Senat oder aber von besonderen, aus gesetzeskundigen imd 
sachverständigen Finnländem bestehenden Komitees, seit 1884 
auch von dem unter Aufsicht des Senats stehenden 'Komitee 
zur Vorbereitung von Gesetzentwürfen' (lagberedning) ausgear- 
beitet, sowie die Entwürfe der Vorlagen selbst vom Senat auf 
Grund der solcherart ausgearbeiteten Gesetzentwürfe hergestellt 
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worden sind. Auf dem erwähnten Grundsatz beruht auch 
u. a. die Bestimmung in der Allerhöchsten Verordnung vom 
23. Juni 1896, dafs die beiden Departements des Senats im 
Plenum verschiedene Gesetzgebungsfragen zu behandeln haben, 
unter denen insbesondere solche aufgezählt werden, die das 
Wehrpflichtgesetz und das Militärstrafgesetz betreffen. 

Das Gesagte bedeutet keineswegs eine Bestreitung dessen, 
dals über Gesetzentwürfe, welche die Interessen des Kaisertums 
berühren, auch die Ansicht von Behörden des Kaisertums ein- 
geholt werden kann. Und es braucht nicht besonders hervor- 
gehoben zu werden, dals der Kaiser und Grolsfürst auch 
vollkommen das Recht besitzt, bei Gesetzentwürfen über solche 
Fragen, wie es die Wehrpflicht ist, das Gutachten des Kriegs- 
ministers zu verlangen und seine Forderungen zu berücksichtigen, 
wofern sie vom Minister-Staatssekretär für Finnland dem 
Monarchen vorgetragen werden. Die Ausarbeitung von Gesetz- 
entwürfen mufs indessen, in Übereinstinunung mit dem erwähnten 
Princip in Finnlands Konstitution, durch Finnländer geschehen; 
wobei es dem Kaiser und Grofsfürsten natürlich unbenommen 
bleibt, den Entwurf zu bestätigen oder aber die Ausarbeitung 
eines neuen Entwurfs unter Berücksichtigimg der von ihm 
etwa für nötig befundenen Vorschriften anzuordnen. 

Die Folgen davon, dafs die den Ständen vorgelegten 
Allerhöchsten Vorlagen ohne Berücksichtigimg obiger Prin- 
cipien ausgearbeitet worden sind, zeigen sich sowohl in ihrer 
Form wie in ihrem Inhalt. Überall tritt die mangelhafte 
Kenntnis des Rechts und der gesellschaftlichen Ordnung Finn- 
lands, sowie vor allem des Inhalts seiner Grundgesetze und 
des in Finnland bei der Abfassung von Gesetzen üblichen 
Modus zu Tage. Was von diesen [Gesichtspunkten aus verlangt 
wird, ist in den betreffenden Gesetzentwürfen und den dazu ge- 
hörigen »Erläuterungen« beinahe völlig imbeachtet geblieben. 
Infolge ihrer Beschaffenheit mufs auch wohl darauf hinge- 
wiesen werden, dafs man blofs mit Hülfe der Sammlung der 
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Ge^tze und Verordnungen sich nicht mit einer alten Rechts- 
Ordnung vertraut machen kann, die auf einheimischem Grunde 
organisch aufgewachsen ist und die aulserdem mehr als eine 
Norm enthält, die durch Herkommen Gesetzeskraft gewonnen hat. 
Mit dem Gesagten haben die Stände hervorheben wollen, 
von wie grofser Bedeutung es für die Gesetzgebung in Finn- 
land und folglich auch für die ruhige Entwickelung des Landes 
überhaupt ist, dals der in der Konstitution des Landes aus- 
gesprochene Grundsatz, betreffend die Behandlung aller An- 
gelegenheiten durch einheimische Behörden, bei Ausarbeitung 
eines jeden für Finnland zur Nachachtung bestimmten Gesetz- 
entwurfes beachtet werde. Aus dem Gesagten dürfte zur 
Evidenz hervorgehen, dafs die Interessen Ruislands auch unter 
Einhaltung der richtigen Ordnung volle Beachtung finden 
können, besonders, da es ja dem Monarchen freisteht, für den 
Fall, dafs er solches im Interesse des Kaisertufns für erforder- 
lich hält, die höchsten Würdenträger des Kaisertums um Rat 
zu fragen, und da ferner diese faktisch jederzeit Zutritt zur 
Person des Monarchen haben, während man es in Finnland 
schmerzlich empfindet, wie schwierig es für Stimmen aus diesem 
Lande ist, sich beim Throne Gehör zu verschaffen, sogar wenn 
es sich um Fragen handelt , welche zu den 'meistberechtigten 
gehören und die Lebensintet^essen des Landes berühren. 



Das, was die Stände im Vorhergehenden über den all- 
gemeinen Charakter der zusammen mit den Allerhöchsten 
Vorlagen vorgelegten Gesetzentwürfe geäulsert haben, dürfte 
die Ansicht genügend motivieren: \ 

dafs diese Entwürfe nicht j nur eine Reform des finn- 
ländischen Heerwesens bezwecken, sondern dafs damit auch 
politische Zwecke verbunden worden sind, deren Verwirklichung 
in Finnlands staatsrechtliche Stellung tief eingreifen sowie die 
verderblichsten Folgen für das Land und dessen künftige 
Entwickelung herbeiführen würde; 
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dafs die in den Entwürfen verlangten Abänderungen 
nicht durch die Verpflichtungen gerechtfertigt werden können, 
welche Finnland auf Grund seiner Stellung im Russischen 
Reiche obliegen, sowie dals berechtigte Ansprüche auch ohne 
obige Abänderungen um so eher befriedigt werden können, 
als zwischen den finnländischen und den russischen Truppen, 
wo solches vom militärischen Standpunkte aus Bedeutung 
haben kann, schon jetzt in den wichtigsten Punkten Gleich- 
förmigkeit besteht; 

dals die Entwürfe die Rücksicht auf und den Anschluls 
an das zur Zeit geltende Recht vermissen lassen, was doch 
notwendig ist, damit das neue Gesetz auf fester Grundlage 
ruhe, und dafs femer das Bestreben, eine Gleichförmigkeit mit 
dem russischen Gesetz zu erzielen, jede Rücksicht auf die 
zwischen Rufsland und Finnland in nationaler und socialer Hin- 
sicht bestehenden Unterschiede ausgeschlossen hat; sowie 

dafs die Entwürfe weder die in Finnland für die Gesetzgebung 
gültige Ordnung noch auch das System beachten, nach welchem 
Gesetze und administrative Verordnungen hier zu Lande von 
einander unterschieden werden müssen. 

Es ist deshalb Finnlands Ständen, als Repräsentanten 
des finnländischen Volkes, unmöglich gewesen, diese Entwürfe 
zu genehmigen. 

In Anbetracht der Principien, auf denen die Entwürfe be- 
ruhen, sowie ihrer oben erwähnten Beschaffenheit in legislativ- 
formeller Hinsicht, haben die Stände es auch nicht für möglich 
befunden, ihnen durch Bearbeitimg in Bezug auf Inhalt und 
Form eine veränderte Gestalt zu geben, in der sie von den 
Ständen hätten genehmigt werden können. 



Indessen haben die Stände es vermeiden wollen, auf die 

Allerhöchsten Vorlagen nur eine ablehnende Antwort zu geben. 

Jetzt, wie stets zuvor, sind Finnlands Stände bereit, so 
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weit es mit der Pflicht der Volksvertretung, die teuersten 
Rechte des Landes zu schützen, vereinbar ist, die Ansprüche 
zu befriedigen, die vom Standpunkt der gemeinsamen Interessen 
des Kaisertums und des Grofsfürstentums aus an das finn- 
ländische Volk gestellt werden. 

Da Ew. Kaiserliehe Majestät um der in Rede stehenden Frage 
willen die Stände Finnlands zu einem aufserordentlichen Landtage 
einzuberufen geruht haben, mufs hieraus geschlossen werden, 
dals Ew. Kaiserliche Majestät Gewicht darauf legen, dafs eine 
für nötig befundene Reform des finnländischen Heerwesens ohne 
Verzug zu stände komme. Die Reform würde aber notwendiger- 
weise verzögert werden, wenn die Stände deshalb, weil die 
jetzt übermittelten Gesetzentwürfe nicht genehmigt werden 
konnten, sich darauf beschränkten, unterthänigst um eine neue 
Allerhöchste Vorlage in dieser Frage zu bitten. 

Die Stände haben es daher als ihre Pflicht angesehen, 
durch Ausarbeitung eines Gesetzentwurfes , welcher eine Ab- 
änderung des gegenwärtigen Wehrpflichtgesetzes in ver- 
schiedenen Teilen involviert, die baldige Verwirklichung zweck- 
mäfsiger, das Militär des Landes betreffenden Reformen zu 
ermöglichen. 

Der leitende Gedanke hierbei ist gewesen, der Wehr- 
pflichtinstitution des Landes eine Entwickelung zu geben, welche 
den wichtigsten militärischen Zwecken in den Entwürfen der 
Allerhöchsten Vorlagen entspricht, sowie im übrigen die von den 
Ständen soeben berührten Gesichtspimkte geltend zu machen. 

Die nähere Motivierung des Gesetzes, welches von 
den Ständen genehmigt worden ist, um Ew. Kaiserlichen 
Majestät zur Allerhöchsten Prüfung und Bestätigung unterbreitet 
zu werden, haben die Stände in der Weise vorlegen zu müssen 
geglaubt, dafs nur die wichtigeren Fragen weiter unten behandelt 
werden, während die Begründung solcher Abänderungen, welche 
bei Bestimmungen von verhältnismäfsig geringerer Bedeutung 
vorgenommen wurden, in Beilage IL dieses unterthänigen 
Schreibens zu finden ist. 
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Im Zusammenhange mit den Motiven, die den Ab- 
änderungen zu Grunde liegen, werden die Stände sich auch 
über die entsprechenden Bestimmungen in den Entwürfen der 
Allerhöchsten jVorlagen äulsem. Zugleich sollen da, wo die 
Natur der Sache es erfordert, die Gründe für eine unveränderte 
Beibehaltung der gegenwärtigen Bestimmungen hervorgehoben 
werden. 



Zweok der Wehrpüioht. Stehende Truppen und Land- 
wehr. Absolvierung der Wehrpflicht bei einer flnn- 
ländisehen Truppe. Feststellung des Jahreskontingents 

der Ergänzungsmannsohaften. 



In dem von den Ständen angenommenen Gesetze haben die 
Stände dem g 1 einen solchen Wortlaut gegeben, dafs nicht 
nur, wie bisher, die Verteidigung des Thrones und des Vater- 
landes, sondern auch die Beschützung des ganzen Russischen 
Reiches als Zweck der finnländischen Wehrpflichtinstitution 
bezeichnet worden ist. Durch diesen Zusatz ist deutlich ge- 
sagt, dals unter dem Worte Thron, aulser dem Throne des 
Grolsfürstentums, auch der des Kaisertums als ein zusammen- 
gesetzter Begriff zu verstehen [sei. Es wäre ganz unberech- 
tigt — wie es in dem Entwurf der Allerhöchsten Vorlage zu 
einem Wehrpflichtgesetz geschehen — aus einer solchen Be- 
stimmung das Wort Vaterland auszuschliefsen, denn die ethische 
Grundlage dafür, dafs das finnländische Gesetz den finnländi- 
schen Staatsbürgern die Wehrpflicht auferlegen kann, besteht 
gerade darin, dafs auch das finnländische Vaterland bei einem 
Kampfe gegen die Feinde der Russischen Macht verteidigt 
wird. 

Durch Hinzufügung der Worte igemäfs den in diesem 
Gesetze festgestellten Principienc ist in sachlicher Beziehung 
keine neue Bestimmung beabsichtigt worden; dagegen dürfte es 
sich, wie zuzugeben ist, gebühren, ausdrücklich zu sagen, dafs 
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der Wehrpflichtige in diesem Gesetze seine Rechte und Pflichten 
angegeben findet. Der Zusatz entspricht im übrigen den 
Schlufsworten von Art. 1 des Entwurfes der Vorlage. 

Die Stände haben sich oben für eine Abänderung des 
jetzigen Reserves3rstems ausgesprochen und werden bei § 9 
Anlafs zu einer näheren Erörterung dieser Frage erhalten. 
Gemäfs jener Abänderung würde das finnländische Militär, in 
Ubereinstinmiung mit der Heeresmacht des Kaisertums, künftig 
zwei Hauptkategorieen — stehende Truppen und Landwehr — 
umfassen, wobei die stehenden Truppen aus aktiven, Truppen 
und aus Reserve bestehen würden. In § 3 findet sich diese 
Einteilung in ihren Hauptzügen. Entsprechende Bestimmungen 
sind in den Artikeln 5,' 6 und 8 des Entwurfes der Aller- 
höchsten Vorlage zu finden. 

% 4. Aus verschiedenen Bestimmungen des gegenwärtigen 
Wehrpflichtgesetzes (z. B. §§ 3, 4, 86, 87) geht deutlich her- 
vor, dafs ein finnländischer Staatsbürger seine Wehrpflicht aus- 
schlielslich bei einer finnländischen Truppe zu absolvieren hat. 
Auch aus allgemeinen Grundgesetzbestimmungen erhellt, dafs 
finnländische Wehrpflichtige nicht zur Dienstleistung bei russi- 
schen Truppen — weder innerhalb noch aufserhalb des Landes — 
herangezogen werden können. Denn nach finnländischem 
Grundgesetz kann ein finnländischer Staatsbürger nicht der 
Vergünstigung beraubt werden, den Gesetzen des eigenen 
Landes unterworfen zu sein und gemäfs denselben abgeurteilt 
zu werden, was aber der Fall werden würde, wenn er zum 
Eintritt in einen russischen Truppenteil gezwungen wäre. 
Die in Finnland stationierten russischen Truppen sind nicht 
den Gesetzen des Landes imterworfen, obgleich sie verpflichtet 
sind, dieselben zu respektieren. Wenn also ein finnländischer 
Wehrpflichtiger, der bei solchen Truppen seine Wehrpflicht 
absolviert, eines Verbrechens angeklagt würde, so würde er 
nach russischen Kriegsgesetzen gerichtet werden. In noch 
höherem Grade würde ein Finnländer, der seine Wehrpflicht 
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in Ruisland abdient, der zu seinem Staatsbtirgerrecht ge- 
hörenden Vergünstigungen beraubt sein; denn zu diesen mufs 
unzweifelhaft das Recht, im eigenen Lande zu leben, gerechnet 
werden. Würde ein Finnländer gezwungen sein, bei einer russi- 
schen Truppe seine Wehrpflicht zu absolvieren, so würde er also 
einer der Vergünstigungen verlustig gehen, die ihm durch das 
fijmländische Grundgesetz zugesichert sind, Vergünstigungen, 
die hier zu Lande am höchsten geschätzt werden, und deren 
er ohne eine von sämtlichen Ständen genehmigte und gut- 
geheilsene Abänderung des Grundgesetzes nicht beraubt werden 
darf. 

Im Hinblick auf das von den Ständen soeben Gesagte 
muls noch betont werden, dafs der Gesetzgeber sich nicht ein- 
mal die Möglichkeit von etwas mit den staatsbürgerlichen 
Rechten und Privilegien so Unvereinbarem gedacht hat, wie, 
dafs Staatsbürger ohne weiteres der Vergünstigimg beraubt 
werden könnten, den Gesetzen des eigenen Landes unterworfen 
zu sein. Was das Gesetz in Bezug auf verschiedene Arten 
von Vergünstigungen verordnete, das hat es zu Nutz imd 
Frommen der Landeskinder verordnet; und das Staatsbürger- 
recht besteht gerade in der Berechtigung, nach den Ge- 
setzen des Landes gewisse Vergünstigungen zu geniefsen, 
weshalb diese Gesetze ihren Zweck verfehlen würden, wofern 
sie jenes Recht nicht schützten. Dafs dem so ist, geht 
auch daraus hervor, dafs Landesverweisung, welche den 
Verlust des hier in Rede stehenden Rechtes involviert, als 
Strafe für gewisse schwere Verbrechen angewandt worden 
ist, eine Strafe, die indessen jetzt nicht mehr in Frage konunen 
kann, nachdem durch die neue Strafgesetzgebung ausdrücklich 
ausgesprochen worden ist, dafs auf Landesverweisung nicht 
erkannt werden darf. Und dafs diese Seite des Staatsbürger- 
rechtes von den Monarchen des Landes vollkommen anerkannt 
worden, geht aus den Regenten- Versicherungen hervor, in denen 
der Bestätigimg der Gesetze unmittelbar ein Versprechen an 
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alle Bewohner des Landes, sowohl Hoch wie Niedrig, hin- 
zugefügt worden ist, des Inhalts, dals die ihnen nach dem 
Gesetz des Landes zukommenden Rechte ihnen unversehrt auf- 
rechterhalten werden sollen« Es ist übrigens selbstverständlich, 
dafs, wenn ein Teil der Staatsbürger nicht die mit den Be- 
stimmungen des Gesetzes verbundenen Vergünstigungen ge- 
niefsen sollte, dies mit der Abänderung des Gesetzes selbst 
gleichbedeutend sein würde. 

In der That enthalten die Grundgesetze Finnlands denn 
auch mehrere Bestimmungen, mit denen Mafsregeln oben- 
erwähnter Art offenbar unvereinbar wären. Solche Be- 
stimmungen sind: § 16 der *Regierungsform', nach welchem 
einem jeden finnländischen Staatsbürger das soeben erwähnte 
Recht zukommt, von demjenigen Gerichtshof abgeurteilt zu 
werden, dem er nach dem Gesetz des Landes unterworfen ist ; 
§ 2 der *Regierungsform* und Punkt 2 der *Vereinigungs- 
und Sicherheitsakte', in denen festgesetzt wird, dals alle Unter- 
thanen unter dem Schutze der Gesetze stehen sollen, worunter 
der Schutz des einheimischen Gesetzes verstanden wird; femer 
§ 39 der *Regierungsform', der unter anderem besagt, dals 
die Freiheit der Unterthanen nicht unterdrückt werden dürfe, 
sowie dals ein jeder seine gesetzlichen Rechte und wohl- 
erworbenen Privilegien geniefsen solle. Zu alledem kommt 
noch die Bestimmung von § 45 der *Regierungsform% dafs 
eine Aushebung nicht ohne Wissen, freien Willen und Zu- 
stimmung der Stände stattfinden und also nur in Uber- 
einstimmimg mit Bestimmungen, die von den Ständen an- 
genommen worden [sind, geschehen darf. 

Diese rechtlichen Gründe mülsten schon genügen, um 
jeden Gedanken an (eine Veränderung des geltenden Rechtes 
auszuschliefsen , die es möglich machen würde, von "finn- 
ländischen Staatsbürgern die Absolvierung der Wehrpflicht 
bei russischen Truppenteilen zu fordern, ^gleichviel ob diese 
Truppen in Ruisland oder in Finnland stationiert sind. 
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Mit Rücksicht auf die besonders grofse Bedeutung der Frage 
mufs dieselbe aber auch noch von anderen Seiten her be- 
leuchtet werden. 

Die jungen Finnländer, die gezwungen wären, bei russi- 
schen Truppenteilen ihre Wehrpflicht zu absolvieren, würden 
dieses als ein grofses Unglück empfinden, da sie dadiu*ch in 
eine ihnen fremde Umgebung versetzt werden würden. Sie 
würden die Sprache der Offiziere, Unteroffiziere und Kame- 
raden nicht verstehen. Hierzu käme noch die Verschiedenheit 
in Bezug auf Religion, Sitten und Gebräuche, Charakter und 
Lebensanschauung. Alles dies würde unfehlbar dazu beitragen, 
dafs die finnländischen Wehrpflichtigen, die gegen ihren 
Willen bei russischen Truppen eingestellt werden würden, un- 
beschadet der guten Behandlung, die ihnen zu teil werden 
könnte, sich selbst als Fremdlinge fühlen und infolge ihrer 
verschlossenen Gemütsart auch als solche bei den betreffenden 
Truppen angesehen werden würden. Wider Willen würden 
sie die Geduld der Offiziere auf die Probe stellen, da sie die 
während der Übungen erteilten Erklärungen nicht begreifen 
würden. Die hieraus folgenden geringen Fortschritte im Dienst 
und die dadurch veranlafsten Zurechtweisungen und Be- 
strafungen würden dazu beitragen, ihre Stellung unerträglich 
zu machen. 

Während der Dienstleistung bei finnländischen Truppen 
erhält der Soldat nicht nur militärischen Unterricht, sondern 
auch intellektuelle Anleitung und religiöse Belehnmg; auch 
stehen ihm nützliche Bücher in seiner Muttersprache zur 
Verfügung. Es ist aber kaum denkbar, dafs die Offiziere 
russischer Truppen um einiger finnländischer Rekruten willen 
künftig irgend welche Anordnungen zu ihrer intellektuellen und 
moralischen Entwickelung ergreifen würden, Anordnungen, die 
zudem auch beständig auf Schwierigkeiten stofsen würden, da 
die Offiziere ebenso wenig mit der Sprache des betreffenden 
Rekruten bezw. Soldaten, wie mit der Lebensanschauung, auf 

D. Anfterord. Finnl. Landtag. 4 
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welcher die weitere Entwickelung desselben aufgebaut werden 
mülste, vertraut sein würden. 

Dals das oben Gesagte in noch höherem Grade sich auf 
diejenigen Fälle anwenden Heise, in denen finnländische Wehr- 
pflichtige bei russischen, aulserhalb Finnlands stationierten 
Truppenteilen eingestellt werden würden, liegt auf der Hand. 
Inwieweit es möglich wäre, bei allen russischen Truppenteilen, 
in welche Finnländer eingereiht worden, regelmäfsig lutherische 
Gottesdienste in finnischer und schwedischer Sprache anzuordnen 
imd ihnen auch sonst die Möglichkeit zu einer Aussprache mit 
dem Prediger zu geben, ist eine Frage von grölster Be- 
deutung, auf die wahrscheinlich nur eine verneinende Ant- 
wort erteilt werden könnte. Bei Menschen, die sich von 
einem ungünstigen Geschick verfolgt fühlen, ist auch die 
Widerstandskraft gegen Versuchungen aller Art eine ge- 
ringere, und zwar gilt dieses besonders in Bezug auf die Ver- 
suchung, Trost im Genüsse starker Getränke zu suchen. Ob- 
wohl die Trunksucht bei der Bevölkerung Finnlands zur Zeit 
im Abnehmen begriffen ist, so bleibt doch zu befürchten, dafs 
schwächere Charaktere einer solchen Versuchung zum Opfer 
fallen würden., besonders da Branntwein in Ruisland leichter 
zu haben ist als in Finnland, wo die Gesetzgebung den Aus- 
schank \md Verkauf von Spirituosen durch strenge Bestim- 
mungen einschränkt. Auch darf nicht übersehen werden, dafs 
die Gefahr in dieser Beziehung für den Finnländer verhältnis- 
mälsig gröfser ist, da sein sonst ruhiges Gemüt unter Ein- 
wirkung des Rausches leicht in Heftigkeit und Gewaltthätig- 
keit umschlägt. Die Folge hiervon könnte unter den an- 
gedeuteten Umständen ein Subordinations - oder ein anderes 
Vergehen sein, das die Zukunft des jungen Soldaten ver- 
nichten würde. 

Schliefslich sei hier noch hervorgehoben, wie wichtig es 
für das Wohlbefinden des Soldaten ist, dafs er eine Kost er- 
hält, die mit derjenigen übereinstimmt, an die er gewöhnt 



— 51 — 

ist. Die jungen Leute aus den Kreisen des Bauern- und 
des Arbeiterstandes sind in dieser Beziehung weit mehr von 
der Gewohnheit abhängig, als die höher Gebildeten. Bei 
russischen Truppen dienende finnländische Soldaten würden 
vielfach Schaden an ihrer Gesundheit erleiden, weil die Kost 
von der in ihrer Heimat gebräuchlichen so sehr verschieden 
wäre. 

Die Wehrpflicht ist für alle die, welche keine besondere 
Neigung für den Kriegerberuf besitzen, eine schwere Pflicht. 
Die hehre Aufgabe, für die Verteidigtmg des Vaterlandes zu 
sorgen, berechtigt den Staat, den Staatsbürgern diese Bürde 
aufzuerlegen. Allein es giebt keine moralische Berechtigung, 
die Wehrpflicht drückender zu machen, als es der Zweck 
notwendigerweise erfordert. 

Bei finnländischen Truppen kann der junge Wehrpflichtige, 
auch wenn er gegen seinen Wunsch und seine Neigung zur 
Dienstleistung einberufen worden, sich bald in die Verhält- 
nisse finden. Er tritt in einen Kreis ein, wo er verstanden 
wird und wo er selbst die anderen verstehen kann. Die 
strengen Anforderungen des Dienstes können von ihm erfüllt 
werden, da der ganze Unterricht in seiner eigenen Mutter- 
sprache erteilt wird. Und der Geist der Gemeinschaft, den die 
Offiziere bei der Truppe wecken und unterhalten, flöfst auch 
dem Soldaten den Ehrgeiz ein, seine Pflicht aufs beste zu er- 
füllen und der Truppe Ehre zu machen. 

Diejenigen, welche die Initiative zur Ausarbeitung eines 
Gesetzentwurfes, betreffend die Einstellung von finnländischen 
Wehrpflichtigen bei russischen Truppenteilen, ergriffen, haben 
sicher die oben dargestellten faktischen Umstände nicht be- 
achtet und auch wohl keine Kenntnis davon gehabt, dafs bei 
dem finnländischen Volke im Laufe der Jahrhunderte sich ein 
starkes Nationalbewufstsein entwickelt hat, das bei einer Frage, 
wie der vorliegenden, durchaus mit in Betracht gezogen werden 

mufs. Nicht durch Geringschätzimg und Kränkung dieses Ge- 
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ftthls, wohl aber durch Berührung der rechten Saiten desselben 
kann die militärische Oberleitung des Russischen Reiches den 
grölsten Nutzen aus der finnländischen Wehrpflicht-Institution 
ziehen. 

Schlielslich ist hier noch zu erwähnen, dals die Emigration 
aus dem Lande während der letzten Monate viel stärker war, 
als während der entsprechenden Zeit im vergangenen Jahre, 
sowie dals diese Zunahme hauptsächlich durch die Befürch- 
tungen hervorgerufen worden ist, welche bei dem blolsen 
Gerücht entstanden, dals die finnländischen Wehrpflichtigen 
künftig zum Militärdienst bei russischen Truppen gezwungen 
werden würden. 

Darum gebietet, nach Ansicht der Stände, nicht nur die 
Fürsorge für die finnländischen Wehrpflichtigen, sondern ver- 
trägt es sich auch vollkommen mit den militärischen Interessen 
des Reiches sowohl in Kriegs- wie in Friedenszeiten, dafs in das 
Wehrpflichtgesetz eine ausdrückliche Bestimmung aufgenonmien 
wird, des Inhalts, dafs der finnländische Staatsbürger seine 
Dienstpflicht bei einem finnländischen Truppenteil absolviert. 
Diese Bestimmung, durch die kein neuer Grundsatz in das Gesetz 
eingeführt wird, wird zweckmäfsigerweise als erster Absatz von 
§ 4 eingerückt, dessen zweiter Absatz denselben Inhalt bekäme, 
wie § 4 des gegenwärtigen Wehrpflichtgesetzes. Femer haben 
die Stände in demselben Paragraphen als dritten Absatz eine 
dem Art. 2 des Gesetzentwurfes der Vorlage entsprechende 
Bestimmung hinzugefügt, nämlich das Verbot, sich von der 
Wehrpflicht loszukaufen oder einen anderen für sich zu stellen. 
Dieses Verbot geht allerdings schon aus verschiedenen Bestim- 
mungen des gegenwärtigen Wehrpflichtgesetzes hervor. Allein 
es kann, wie zuzugeben ist, doch richtiger sein, dafs ein so 
wichtiger Grundsatz besonders hervorgehoben und ausdrück- 
lich ausgesprochen wird. 

In § 6 heifst es, dafs das Kontingent der zur Ergänzung 
der finnländischen Truppen erforderlichen Mannschaften all- 
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jährlich vom Kaiser tind Grolsfürsten auf Vorschlag des Finn- 
ländischen Senats bestimmt wird. Da eine in militärischer 
Beziehung so wichtige Mafsnahme von Rechts wegen zu den 
Fragen gehören mufs, die vom Kriegsminister vorgetragen 
werden, so haben die Stände in den betreffenden Paragraphen 
einen diesbezüglichen Zusatz eingerückt, wobei aber die Be- 
stimmung beibehalten worden ist, dals der betreffende Vor- 
schlag vom Finnländischen Senat auszuarbeiten ist, da ja der 
Senat und dessen Militär-Expedition für die Richtigkeit und 
Gesetzmälsigkeit des erwähnten Vorschlages die Verantwor- 
tung tragen müssen. 



Die allgemeine Dienstzeit Die Organisation der Reserve. 
Die Reihenfolge bei der Vermehrung des Truppen- 
kontingents auf den Kriegsetat. 

§ 9. Das gröfste persönliche Opfer, das die Wehrpflicht 
fordert, besteht in der Dienstpflicht bei den aktiven Truppen. 
Schon 1877/78 zögerten deshalb die Stände zuerst, die in der 
Vorlage beantragte aktive Dienstzeit von drei Jahren zu ge- 
nehmigen, thaten es aber schliefslich doch, teils weil die Dauer der 
aktiven Dienstzeit damals noch in nur wenigen Ländern unter 
die genannte Zahl von Jahren herunterging, teils weil eine 
kürzere Dienstzeit vielleicht als für die militärische Ausbildung 
der Wehrpflichtigen ungenügend sich herausstellen konnte. 
Nach Art. 13 des den Ständen jetzt vorgelegten Wehrpflicht- 
gesetzentwurfes würde aber die Dienstzeit bei den aktiven 
Truppen auf fünf Jahre verlängert werden. 

Im Gegensatz zu diesem Vorschlage scheint jedoch nun- 
mehr die allgemeine Tendenz sich einer Herabsetzung der 
Friedensdienstzeit der aktiven Truppen zuzuneigen. In Rufs- 
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land ist die faktische Dienstzeit durch verschiedene Verfügungen 
auf weniger als vier Jahre reduziert worden. Gegenwärtig be- 
trägt die allgemeine aktive Dienstzeit in Frankreich, Deutsch- 
land, Österreich -Ungarn, Italien, Bulgarien, Spanien, Por- 
tugal, Serbien und Griechenland teils drei, teils nur zwei 
Jahre. Eine Verlängerung der Dienstzeit in Finnland stände 
also im Gegensatze zu der Entwickelung der modernen Wehr- 
systeme. 

Allein nicht nur das Beispiel anderer Länder läfst sich 
als Grund gegen die vorgeschlagene Reform anführen; auch 
die eigene Erfahrung hat deutlich gezeigt, dals die gegen- 
wärtig in Finnland gültige dreijährige aktive Dienstzeit mehr 
als genügt, um aus den finnländischen Wehrpflichtigen gute 
Soldaten zu machen. In dieser Hinsicht sei hier nur an die 
Anerkennung erinnert, die den finnländischen Truppen bei ver- 
schiedenen Feldlagern und Manövern, zuletzt im Sommer 1898 
während der grofsen Manöver bei St. Petersburg, von Seiten der 
höchsten Militärbefehlshaber zu teil wurde. Auch haben sich 
diese Truppen stets durch ihre hervorragende Treffsicherheit 
ausgezeichnet. 

Zu diesen Ergebnissen trägt nicht unwesentlich der Um- 
stand bei, dafs es bei den finnländischen Truppen eine ver- 
hältnismäfsig grofse Anzahl fest angestellter Unteroffiziere und 
Instrukteure giebt, wodurch ein intensiver Unterricht und eine 
daraus resultierende schnellere Ausbildung der Wehrpflichtigen 
ermöglicht wird. Auch in Zukunft scheint der Ausweg, bei 
den aktiven Truppen eine gröfsere Anzahl fest angestellter 
Unteroffiziere beizubehalten, in Anwendung bleiben zu können. 
Beachtenswert ist aufserdem die bei den finnländischen Truppen 
gemachte Beobachtung, dafs die Soldaten, nachdem sie im 
Laufe von zwei Jahren mit allen Einzelheiten des Dienstes 
bekannt geworden, schon während des dritten Dienstjahres 
geringeres Interesse, um nicht zu sagen Gleichgültigkeit, für 
die militärischen Übungen zeigen ; und erscheint daher die Be- 
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sorgnis keineswegs unberechtigt, dals eine Verlängerung der 
Dienstzeit bei der Mannschaft keine Vervollkommnung in mili- 
tärischer Ausbildtmg tmd guten Sitten herbeiführen, sondern 
nur die moralischen Gefahren des Kasemenlebens für einen 
grolsen Teil der Wehrpflichtigen vergröfsem würde. 

Im übrigen sind es nicht nur rein militärische Gesichts- 
punkte, die gegen die vorgeschlagene Reform angeführt 
werden können ; auch ökonomische und sociale Gründe sprechen 
gegen dieselbe. Eine Verlängerung der Dienstzeit würde 
nämlich zweifelsohne schädlich auf die ökonomische Entwicke- 
Itmg des Landes wirken, weil die männliche Jugend, wäh- 
rend so langer Zeit der produktiven Arbeit entzogen, in noch 
höherem Grade, als dies schon jetzt infolge der Wehrpflicht 
der Fall ist, in der Arbeitsgeschicklichkeit Rückschritte 
machen und die Lust an der andauernden, anstrengenden 
Thätigkeit, wie sie Ackerbau und Industrie erfordern, ver- 
lieren würde. 

Es dürfte auch nicht unberechtigt sein, hier an die Petition 
zu erinnern, in welcher die finnländischen Stände auf dem 
Landtage von 1897 bei Ew. Kaiserlichen Majestät um eine 
Allerhöchste Vorlage, betreffend eine Herabsetzung der fest- 
gestellten Dienstzeit auf zwei Jahre, ersuchen zu sollen 
glaubten. 

Zur Beurteilung der vorliegenden Frage sei hier aufser- 
dem in Erinnerung gebracht, dafs weder der Vorschlag des 
Kriegsministeriums im Kaisertum vom Jahre 1870, betreffs 
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht in Finnland, noch die 
in dieser Hinsicht dem Landtage von 1877/78 übergebene 
Allerhöchste Vorlage eine längere aktive Dienstzeit als dre 
Jahre befürwortet hatte. 

In Anbetracht aller oben angeführten Umstände haben 
die Stände befunden, dafs eine Ursache, das jetzige Wehr- 
pflichtgesetz in vorliegender Hinsicht zu ändern, nicht vor- 
handen sei. 
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Als es den Ständen auf dem Landtage von 1877/78 oblag, 
den Antrag wegen Einführung der allgemeinen Wehrpflicht 
im Lande zu behandeln, gehörte die Frage der Organi- 
sation der Reserve zu denjenigen Teilen, welche die gröfste 
Schwierigkeit bereiteten. Die den Ständen übermittelte 
Allerhöchste Vorlage zielte darauf ab, dals die Reserve, in 
Übereinstimmung mit dem Verfahren im Kaisertum, sich 
ausschliefslich auf solche Wehrpflichtige stützen sollte, welche 
den aktiven Kriegsdienst absolviert hätten; und es wurde in 
der Vorlage folglich vorgeschlagen: dafs Finnlands Kriegs- 
macht aus stehenden Truppen tmd aus Landwehr zusammen- 
gesetzt sein solle ; dafs das Kontingent der stehenden Truppen 
sich aus aktiven Truppen und aus der Reserve zusammen- 
setzen solle, und dals diejenigen Wehrpflichtigen, welche auf 
Grund der gezogenen Losnimimer von der Dienstpflicht bei den 
stehenden Truppen befreit würden, unmittelbar bei der Land- 
wehr eingeschrieben werden sollten; Diese Bestimmungen 
wurden jedoch von den Ständen wesentlichen Abänderungen 
unterzogen. Die Stände erachteten es nämlich ihrerseits für 
richtiger, dafs die Reserve sich hauptsächlich auf denjenigen 
Teil der Wehrpflichtigen stützte, welcher nicht in einen 
aktiven Truppenteil eingetreten wäre, und sie fafsten folglich 
den Beschlufs, dafs diejenigen ausgehobenen Wehrpflichtigen, 
denen keine aktive Dienstleistimg auferlegt worden wäre, 
nicht, wie in der Vorlage vorgeschlagen war, direkt der 
Landwehr zu überweisen, sondern der Reserve zuzuteilen 
wären, worauf mit diesen Reservisten in den ersten drei 
Jahren ihrer Dienstzeit alljährlich Übungen von insgesamt 
90 Tagen veranstaltet werden sollten. Die Motive für den 
erwähnten Beschlufs der Stände waren hauptsächlich folgende : 
Erstens beabsichtigte man damit die Last, welche die Wehr- 
pflicht mit sich führt, gleichmäfsiger auf die ganze wehr- 
pflichtige männliche Bevölkenmg zu verteilen. Und zweitens 
erachtete man, dals die solchergestalt veränderte Organi- 
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sation in höherem Grade als das in der Allerhöchsten Vor- 
lage befürwortete System die allen modernen Wehrpflicht- 
systemen gemeinsame Aufgabe lösen würde, mit in Friedens- 
zeiten möglichst geringen Opfern ein sowohl numerisch starkes, 
als auch diensttüchtiges Heer zur Verteidigimg des Landes 
zu schaffen. Der Beschluls der Stände wurde später Aller- 
höchst sanktioniert. 

Die Stände haben nicht umhin können, das gegen die 
jetzige Reserve-Institution gehegte Milstrauen zu beachten, 
welches die »Erläuterungen« durchzieht, die den an den Aulser- 
ordentlichen Landtag gerichteten Allerhöchsten Vorlagen bei- 
gefügt sind. Dieses Milstrauen hat seinen Ausdruck u. a. 
auch in der Behauptung gefunden, dafs das System, betreffend 
die neunzigtägige Übungszeit der ganzen zur Reserve über- 
geführten Mannschaft, deshalb eingeführt worden sei, um da- 
durch die Umwandlung der Einwohner Finnlands zu einem 
Volk in Waffen zu ermöglichen; ja, es ist in diesen Akten- 
stücken sogar angedeutet worden, dafs möglicherweise russische 
Truppen, wenn sie während eines Krieges zu gemeinsamen 
Operationen mit den finnländischen gezwungen wären, von 
diesen eine zweifelhafte Unterstützung erhalten würden. Die 
Stände sehen es, im Bewufstsein der ehrlichen Absichten, welche 
die finnländische Volksrepräsentation bei ihrer Arbeit stets 
beseelt hat, als ihre Pflicht an, die Berechtigung eines solchen 
Mifstrau«ns energisch zu bestreiten, sowie die Schmähungen, 
welche in Äufserungen der eben angedeuteten Art verborgen 
liegen, zurückzuweisen. Glücklich unter dem Scepter Hoher 
Monarchen und unter dem Schutze seiner Gesetze, hat das 
finnländische Volk stets treu und loyal seine Pflichten erfüllt 
und nicht im geringsten Anlafs zu solch' kränkendem Mils- 
trauen gegeben. Welches die Motive waren, die auf dem Land- 
tage von 1877/78 die Stände in der in Rede stehenden Hin- 
sicht leiteten, ist schon oben hervorgehoben worden und aus 
öffentlichen Aktenstücken zu ersehen. 



— 58 — 

Der den Ständen jetzt übermittelte Wehrpflichtgesetz- 
entwurf bezweckt die Aufliebung der gegenwärtigen Reserve- 
Institution und die Organisierung der Reserve des finnländi- 
schen Militärs in Übereinstimmung mit dem entsprechenden 
Zustande im Kaisertum. Zur Begründung der geforderten 
Reform wird in den obenerwähnten ^Erläuterungen' angeführt, 
dafs die finnländische Reserve im Verhältnis zur russischen 
viel unvollständiger ausgebildet und weniger für Kriegszwecke 
geübt, und dafs also die Kampffähigkeit der auf den Kriegs- 
etat gebrachten finnländischen Truppen nicht in erforderlichem 
Mafse gesichert wäre. 

In der That würden die finnländischen Truppen nach ihrer 
Erhöhung auf den Kriegsetat annähernd zu einem Drittel aus 
solchen Mannschaften bestehen, welche nur neunzig Tage 
geübt haben. Bezüglich der Diensttauglichkeit der Reserve 
mufs allerdings in Betracht gezogen werden, dafs in Militär- 
kreisen die Ansicht ausgesprochen worden ist, die finnländischen 
Reservisten seien nicht nur in Bezug auf Treffsicherheit, 
sondern auch im übrigen als so gut ausgebildet anzusehen, 
dafs sie ohne Nachteil in geringerer Anzahl in die aktiven 
Truppenteile eingereiht werden könnten; folglich kann die 
finnländische Reserve nicht wohl ohne weiteres als für ihren 
Zweck untauglich bezeichnet werden. Es ist jedoch zu- 
zugeben, dafs derjenige Reservist, welcher all' die während der 
aktiven Dienstleistung zu erwerbende Ausbildung, Übung und 
Disciplin genossen hat, für besser vorbereitet angesehen werden 
mufs, in Kriegszeiten die aktiven Truppenteile zu ergänzen, 
als die Reservisten, deren Ubungszeit nur netmzig, auf einen 
Zeitraum von drei Jahren verteilte Tage umfafst. Und da 
die Stände, wie an anderer Stelle hervorgehoben wird, die 
Aufgabe des finnländischen Militärs dahin erweitern zu sollen 
glaubten, dafs dieses Militär in gewissen Fällen auch aufser- 
halb des Landes zur Mitwirkung bei der Verteidigung des 
Reiches beordert werden darf, und da also die finnländischen 
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Truppen vor die Möglichkeit gestellt werden könnten ^ auf 
einem für sie fremden Terrain gegen gut geübte Truppen 
kämpfen zu müssen, so erscheint eine solche Organisation der 
finnländischen Reserve notwendig, dafs sie nach dem Urteil 
militärischer Fachmänner als für ihre Aufgabe ebenso ge- 
eignet angesehen werde wie die Reserve im Kaisertum. 

Die Dienstzeit bei der Reserve ist in der Allerhöchsten 
Vorlage auf nicht weniger als dreizehn Jahre vorgeschlagen. 
Dieser Antrag setzt jedoch voraus, dals die aktive Dienstzeit 
auf fünf Jahre festgesetzt werde. Da nun aber nach Ansicht 
der Stände die gegenwärtig bestehende dreijährige aktive 
Dienstzeit tmverändert beizubehalten ist und demnach von den 
im aktiven Dienst stehenden Mannschaften ein gröfserer Teil, 
als wie die Vorlage voraussetzt, alljährlich zur Reserve über- 
zuführen sein würde, so kann offenbar eine entsprechende Herab- 
setzung auch der Dienstzeit bei der Reserve stattfinden. 

Nach Berechnungen, die auf Grund der Verhältnisse 
während der letzten sieben Jahre aufgestellt wurden, sind von 
den zum aktiven Dienst einberufenen Mannschaften während 
der dreijährigen Dienstzeit im Durchschnitt 15,66 Prozent aus- 
geschieden, davon ungefähr zwei Drittel im Verlauf des ersten 
Jahres. Der jährliche Abgang während der Reservejahre 
andererseits kann auf ca. 4 Prozent geschätzt werden. Inklusive 
dieser Abgangsprozente und exklusive derjenigen Reservisten, 
welche vorher als Freiwillige aktiv gedient haben, ergiebt 
sich das Resultat, dafs sechs Jahrgänge der Reserve hin- 
reichend sein würden, um die Truppen auf Kriegsstärke zu 
bringen tmd Depottruppen zu bilden. Auf Grund dessen und 
um zugleich einen Überschufs an Reservemannschaften zu er- 
halten, hat man die Dienstzeit bei der Reserve auf 7 Jahre 
festsetzen zu sollen geglaubt. Vergleichsweise sei hier her- 
vorgehoben, dafs, wenn man in beiden Fällen die oben an- 
gegebenen Abgangsprozente zu Grunde legt, bei dreijährigem 
aktiven Dienste und siebenjähriger Reservezeit sich eine gleich 
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starke Reserve im Verhältnis zur Friedenspräsenzstärke er- 
giebt, wie bei fünfjährigem aktiven Dienste und dreizehn- 
jähriger Reservezeit; überdies aber besteht die Reserve im 
ersteren Falle aus jüngeren und daher zum Militärdienst besser 
geeigneten Mannschaften. 

Da jedoch in Ruisland — wie auch in anderen Ländern, wo 
die allgemeine Wehrpflicht eingeführt ist — möglichst starke 
Reserven für nötig befunden worden sind, um einer Erschöpfung 
derselben sogar bei langwierigen Kriegen vorzubeugen, wird 
es empfehlenswert sein, besondere Mafsregeln zu weiterer 
Vermehrung der Präsenzstärke der Reserve zu ergreifen. In 
dieser Hinsicht haben die Stände daran gedacht, dafs, ent- 
sprechend dem Verfahren im Kaisertum, eine gröfsere Anzahl 
Wehrpflichtiger zum aktiven Dienst einberufen werden könnte, 
als wie zur Ergänzung der Friedensstärke erforderlich ist, 
und dafs nach einer Dienstzeit von 9—12 Monaten der über- 
zählige Teil der Mannschaften, welcher durch besondere Aus- 
lostmg bestimmt werden müfste, in die Heimat zu entlassen und 
der Reserve zu überweisen wäre. Wenn alljährlich bei jedem 
der finnländischen Infanteriebataillone z. B. 50 Überzählige ein- 
gestellt werden würden, so liefse sich durch dieses Mittel eine 
Vermehrung der Reserve um annähernd 30 Prozent erzielen. 
Zur Vermeidung von Mifsverständnissen sei hier hinzugefügt, 
dafs die erwähnte Einberufung überzähliger Mannschaften nur 
innerhalb der Grenzen der für das finnländische Militär fest- 
gestellten totalen Friedenspräsenzstärke stattfinden dürfte. 

Die in § 13 des Wehrpflichtgesetzes vorgenommenen 
sachlichen Abänderungen sind durch die veränderte Organisation 
der Reserve bedingt. Da nach geltendem Gesetz nur zwei 
Jahrgänge der Reserve den aktiven Dienst absolviert haben, 
wogegen die drei übrigen nur eine kürzere Übung durch- 
zumachen hatten, war in besagtem Gesetz eine Bestimmung 
darüber nötig, in welcher Reihenfolge diese verschiedenen 
Gruppen von Jahrgängen im Mobilisierungsfalle zum Dienst 
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einzuberufen wären ; und lag es dabei in der Natur der Sache, 
dafs von den bei der Aushebung \inniittelbar der Reserve zu- 
geteilten Jahrgängen derjenige, welcher an den meisten Übungen 
teilgenommen hätte, zuerst einzuberufen wäre u. s. w. Da nun 
aber die Reserve kraft des jetzt angenonunenen Gesetzes 
in der Regel nur aus Mannschaften, welche den aktiven Dienst 
absolviert haben, bestehen würde, so ist bezüglich der Ein- 
berufung der Reserve keine andere Vorschrift erforderlich, als 
dals naturgemäls der jüngere Jahrgang vor dem älteren ein- 
zuberufen ist. — Um eine zweckmälsigere Gruppienmg der 
in § 13 enthaltenen Vorschriften zu erreichen, ist die in diesem 
Paragraphen befindliche finanzielle Bestinmiung als ein be- 
sonderer Absatz aufgenommen worden. 



Die Landwehr. 

Nach § 19 des jetzigen Wehrpflichtgesetzes soll der Wehr- 
pflichtige, nach beendeter Dienstzeit bei der Reserve, der 
Landwehr überwiesen werden, wo er bis zur Vollendung des 
40. Jahres verbleibt. 

Die Abändenmg der Reserve-Institution bringt eine solche 
Abänderung betreffs der Landwehr mit sich, dafs diejenigen 
Wehrpflichtigen, welche auf Grund der Auslosung nicht zum 
aktiven Dienste einberufen werden, unmittelbar derselben zu- 
zuweisen sind. Femer sind diejenigen, die ihren Dienst bei 
den stehenden Truppen absolviert haben, der Landwehr zu- 
zuweisen. 

Nach dem Vorschlage der Allerhöchsten Vorlage würde 
die Landwehr zwei Kategorien umfassen: eine 'Erste% bestehend 
aus solchen, die von den stehenden Truppen überwiesen worden 
sind, sowie aus denjenigen Wehrpflichtigen, welche nicht durch 
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das Los zum aktiven Dienste bestimmt, aber hernach bei der 
Besichtigung als zum Kriegsdienst vollkommen tauglich be- 
funden wurden; und eine 'Zweite' Kategorie, umfassend alle 
übrigen, einer aktiven Truppe nicht zugeteilten Aufgebotenen, 
mit alleiniger Ausnahme derjenigen, »die bei der Besichtigung 
auf Grund der äufseren Erscheinung zum Dienst mit der Waffe 
vollkommen untauglich befunden wurden«. 

Die Stände haben es für richtiger erachtet, den im 
jetzigen Wehrpflichtgesetz angewandten Grundsatz beizu- 
behalten, dafs die Absolvierung der Wehrpflicht nur von 
solchen Personen gefordert werden kann, welche zum Kriegs- 
dienst vollkommen tauglich befunden worden sind. Aus 
diesem Grunde erschien es den Ständen unmotiviert, eine 
solche besondere Gruppe, wie die eben genannte 'Zweite' Kate- 
gorie, bei der Landwehr zu bilden. 

In Übereinstimmung mit dem Vorschlage der Allerhöchsten 
Vorlage ist die Altersgrenze für den Verbleib bei der Land- 
wehr bis zum 43. Jahre ausgedehnt worden. 

Nach dem ersten Absatz von § 20 des jetzigen Gesetzes 
können die Wehrmänner »nur bei einem feindlichen Einfall 
in das Land zur Verteidigung desselben aufgeboten werden«. 
Die Abfassung dieser Vorschrift kann insofern als ungeschickt 
angesehen werden, als sie, wörtlich ausgelegt, besagen würde, 
dafs die Landwehr in keinem Falle früher aufgeboten werden 
dürfe, als bis ein feindlicher Einfall in das Land stattfindet. 
Es ist aber klar, dafs es alsdann, wenigstens in gewissen 
Fällen, zur Bewerkstelligung des Aufgebots zu spät sein 
würde, besonders da eine nicht eben knapp bemessene Zeit 
nötig ist, um nach erfolgtem Aufgebot die Landwehrtruppen 
auf kampffähigen Fufs zu bringen. Da also diese Vorschrift 
zu ändern war, haben die Stände billigerweise die Formulierung 
der Allerhöchsten Vorlage angewendet, wonach die Wehr- 
männer »nur bei aufserordentlichen Anlässen in Kriegszeiten 
zum Dienste einberufen werden«. Die Bestimmung, die aufser- 
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dem bezüglich der Verwendung der Landwehrtruppen als not- 
wendig erachtet wurde, ist in den ersten Absatz von § 123 
aufgenonunen worden. 

Es liegt in der Natur der Sache, da£s Wehrmänner, welche 
bei den stehenden Truppen gedient haben, sich am besten zur 
Formierung von Stämmen oder Cadres für die aufzustellenden 
Landwehrtruppen eignen. Sowohl deswegen, als auch weil 
diejenigen Bürger, welche zehn Jahre lang den aktiven Truppen 
und der Reserve angehörten, schon ein Alter erreicht haben, 
in welchem sie nicht mehr von Familie und Lebensberuf 
hinweg für den Kriegsdienst in Anspruch genonmien werden 
sollten, aufser in dem so seltenen Falle, wo die Landwehr 
mobilisiert wird, haben die Stände dem Vorschlage der Vor- 
lage nicht zustinmien können, nach welchem diese Wehrmänner 
auch zur Ergänzung der aktiven Truppen bei einem Kriege 
beizutragen verpflichtet wären, wenn sich die Reserve hierfür 
unzureichend erwiesen hätte. 

Dagegen haben die Stände in Betracht ziehen zu sollen 
geglaubt, dafs alle modernen Wehrpflichtsysteme eine Möglich- 
keit zur Ergänzung der aktiven Truppen auch in den Fällen 
gewähren, wo die eigentliche Reserve bereits erschöpft ist. 
Da es mit Rücksicht hierauf als ein Mangel in der Organi- 
sation bezeichnet werden könnte, wenn die Möglichkeit, Ersatz- 
mannschaften zu finden, absolut auf die bei der Reserve ein- 
geschriebenen Wehrpflichtigen beschränkt wäre, ist in § 20 ein 
Absatz aufgenommen worden, nach welchem die Wehrmänner 
di^ jüngeren Jahrgänge im angegebenen Falle als Ersatzreserve 
verwendet werden dürfen. 

In betreff der Reihenfolge bei der Einberufung ist das 
Princip des jetzigen Gesetzes beibehalten worden, mit einem 
erklärenden Zusätze für diejenigen Fälle, wo nicht ein ganzer 
Jahrgang einberufen wird. 

Die eben erwähnte Bestimmung betreffs eventueller Ver- 
wendung der jüngeren Wehrmänner zur Ergänzung der aktiven 
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Truppen hat zur Aufnahme eines neuen Absatzes Anlals ge- 
geben, des Inhalts, dals diese Wehrmänner zu entlassen sind, 
sobald ihr Dienst bei den aktiven Truppen nicht mehr nötig ist. 



Die Organisation der Behörden, welche die Wehrpflicht 

zur Ausführung zu bringen haben. Die Ordnung bei 

der Bewerkstelligung der Aushebung. 

In betreff der obigen Fragen haben die Stände, nach 
genauer Vergleichung der diesbezüglichen Vorschläge in der 
Allerhöchsten Vorlage über ein neues Wehrpflichtgesetz mit 
den entsprechenden Vorschriften des Wehrpflichtgesetzes vom 
Jahre 1878, sich davon überzeugt, dals sowohl die jetzige 
Organisation der Ersatzbehörden als auch die gegenwärtige 
Ordnung bei der Bewerkstelligung des Aushebung sich mehr 
für die Landesverhältnisse eignen, als die in der Vorlage vor- 
geschlagenen veränderten Anordnungen. Eine eingehendere 
Darlegung besagter Vergleichung und der sonstigen Gründe 
für den Beschlufs der Stände, in diesen Beziehungen das im 
jetzigen Gesetze festgestellte System beizubehalten, erfolgt in 
der Beilage II. 



Der Fahneneid. 

Artikel 116 des Wehrpflichtgesetzentwurfes besagt be- 
treffe des Fahneneides, dals diejenigen Personen, welche zur 
Dienstleistung bei den stehenden Truppen angenommen worden 
sind, unmittelbar bei Gelegenheit der Aushebung den Eid »nach 
dem hier beigefügten Formulare abzulegen haben, und dals, wenn 
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für einen Rekruten auf dem Sammelplatze kein Geistlicher 
seines Glaubensbekenntnisses zugegen sein sollte, er den Eid 
nach seiner Einschreibung bei der Truppe ablegen soll. 

Diese Bestimmung weicht von dem, was § 88 des 
jetzigen Wehrpflichtgesetzes vorschreibt, hauptsächlich darin 
ab, dafs 1) der Hinweis auf § 18 der *Regierungsform' durch 
eine blolse Berufung auf ein in der Allerhöchsten Vorlage 
erwähntes Eidesformular, welches im Verlaufe des Landtages 
den Ständen zuging, ersetzt worden ist-, und dafs 2) die Bestim- 
mung vorauszusetzen scheint, ein Geistlicher habe den Eid ab- 
zunehmen. 

Schon auf dem Landtage von 1891 war den Ständen eine 
Allerhöchste Vorlage unterbreitet worden, worin unter anderem 
vorgeschlagen wurde, § 88 des Wehrpflichtgesetzes solle so 
umformuliert werden, dafs die Worte: »wie § 18 der Re- 
gierungsform vorschreibt«, durch die Worte: »nach fest- 
gestelltem Formular« ersetzt werden sollten. In ihrer Antwort 
darauf fanden die Stände die jetzige Abfassung des in Frage 
stehenden Paragraphen insofern nicht richtig, als der darin 
vorkommende Hinweis auf § 18 der 'Regierungsform' bei 
wörtlicher Auslegung Anlafs zu der Ansicht geben könne, 
als sei hierbei auch die Vorschrift des letztgenannten Gesetzes- 
paragraphen gemeint, wonach die Stände im Fahneneide aus- 
drücklich genannt werden sollen. Dafs solches nicht im Wehr- 
pflichtgesetze beabsichtigt gewesen, wäre nun aber unzweifel- 
haft, zmnal da die letztgenannte Vorschrift seit dem Jahre 
1789 nicht mehr in Anwendung gekommen sei, wie denn 
auch in Übereinstimmung damit für den Fahneneid der Wehr- 
pflichtigen das allgemeine, für den Diensteid vorgeschriebene 
Formular angewandt worden sei, ohne dafs man eine Abände- 
rung desselben auf Grund der erwähnten Vorschrift des 
Wehrpflichtgesetzes für geboten erachtet habe. Die Stände 
sähen jedoch zum Zweck der Beseitigung besagter Ungenauig- 
keit eine so weit gehende sachliche Abänderung der Vorschrift, 

D. Aufserord. Finnl. Landtag. 5 
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wie sie der Vorschlag der Allerhöchsten Vorlage enthielte, 
nicht für notwendig an. Durch den Wortlaut desselben würde 
nämlich auch die Bestimmung von § 18 der Regierungsform, 
wonach die Kriegsmacht auch Verpflichtungen gegen das 
Land habe, keine Gültigkeit mehr für den Fahneneid der 
Wehrpflichtigen besitzen. 

Diese Gesichtspunkte bestehen im wesentlichen noch jetzt 
unverändert. Die Stände können daher nicht ihre Zustünmung 
zu einer solchen Abänderung der Vorschrift über Ablegung 
des Eides erteilen , welche den sachlichen Inhalt von § 18 
der 'Regierungsform' in letztangedeuteter Hinsicht nicht mit 
etwas Entsprechendem, im Gesetze selbst Festgelegtem, ersetzt. 
Ein allgemeiner Hinweis auf ein Eidesformular ist hierbei nicht 
genügend. Das Eidesformular muss allerdings sowohl in 
Bezug auf Anfangsworte und Schlufs-Versicherung, als hinsicht- 
lich seines Hauptinhalts mit der Verfassung und den Gesetzen 
des Landes übereinstimmen; weil es nun aber der Regierung 
allein zukommen soll, über den Wortlaut des Eides zu be- 
stimmen, so wären die Stände, wenn § 88 des Wehrpflicht- 
gesetzes nur einen Hinweis auf das Eidesformular enthielte, 
doch zu einem Vorbehalt in dem Sinne genötigt, dafs letzteres 
nicht von der Regierung allein abgeändert werden dürfe — 
ein Ausweg, der indessen nicht angemessen erschien. 

Was andererseits das den Ständen jetzt vorgelegte 
Formular betrifft, so fällt es sofort ins Auge, dafs dasselbe 
nicht wie das gegenwärtig gebräuchliche Eidesformular das 
Gelübde, den in Finnland geltenden Gesetzen und Verord- 
nungen zu gehorchen und nachzuleben, und ebensowenig die 
Versicherung, die Verpflichtungen, welche eine Anstellung 
»im Dienste des Landes« dem finnländischen Staatsbürger auf- 
erlegt, zu erfüllen, wohl aber das Gelübde enthält, die bürger- 
liche Ordnung des Kaisertums Rufsland zu verteidigen. Auf 
Finnlands besondere bürgerliche und Rechtsordnung , sowie 
auf diejenigen Pflichten dem eigenen Lande und dessen Ge- 
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setzen gegenüber, welche einem jeden, der in den Dienst des 
Landes tritt, nicht zum wenigsten dessen Militär, obliegen, ist 
also gar keine Rücksicht genommen worden. Die Ablegung 
des Fahneneides nach dem in Frage stehenden Formular, welches 
vollkommen den Gesetzen des Kaisertums angepafst worden 
ist, wäre also gleichbedeutend mit einer Unterschätzung des 
eigenen Vaterlandes, dessen Begriff doch die ethische Grund- 
lage der Wehrpflicht bildet, und mit einer Unterschätzung der 
Gesetze des Landes, wie der Sitten und des Rechtsbewufstseins 
des Volkes. Der Gehorsam gegen die Gesetze des Landes und 
deren Aufrechterhaltung muls aber unbedingt als eine dringende 
Pflicht der wehrpflichtigen Jugend des Landes, sowie seiner 
Bürger im allgemeinen angesehen werden, und zwar nicht nur 
als eine Pflicht gegen das eigene Land, sondern auch gegen den 
Monarchen: Die finnländischen Krieger wissen, dafs sie eine 
Pflicht gegen ihr Vaterland erfüllen, wenn sie in Treue eines 
Kriegers Pflichten gegen Monarch und Reich erfüllen. Es war 
daher vollkommen richtig und stand mit dem im Jahre 1817 
festgestellten Formular in Übereinstimmung, dafs das Gelübde, 
die Pflichten gegen das Land zu erfüllen, in das Eidesformular 
vom Jahre 1877, dessen Wortlaut durchaus nicht, weder in 
dieser noch in anderer Hinsicht, durch irgend welche politische 
Doktrinen diktiert worden war, aufgenommen wurde. An- 
lälslich der Einwände, welche gegen den Ausdruck »Dienst 
des Landest gemacht worden sind, glauben die Stände be- 
sonders hervorheben zu müssen, dafs das letztgenannte Eides- 
formular auf Grund eines Antrages der Synodalversamm- 
lung vom Jahre 1876 zu stände gekommen ist, wonach unter 
anderem eine solche Einschränkung der vielen Eidesleistungen 
herbeigeführt werden sollte, dafs ein Beamter nicht jedesmal, 
wenn er einen neuen Dienst anträte, einen neuen Treu-, 
Huldigungs- und Beamteneid abzulegen brauchte, weshalb es 
denn auch notwendig war, die Worte des älteren Formulars 

»Und dieweil ich (ernannt und verordnet) (angenommen) 

5* 
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worden bin, zu sein . . ., so will« u. s. w. durch die Worte 
3 Und dieweil ich im Dienste des Landes angestellt worden 
bin, so will ich« u. s. w. zu ersetzen, Worte, die also 
ebensowenig in irgend einer politischen Absicht eingeführt 
worden sind. 

In wie hohem Grade andererseits eine Reihe von Aus- 
drücken in dem jetzt den Ständen vorgelegten Eidesformular 
von dem abweicht, was Gesetz und Herkommen hier zu Lande 
gebieten, geht aus der in Beilage I. dieses unterthänigen 
Schreibens befindlichen Darlegung von Finnlands grund- 
gesetzmäfsiger Stellung hervor. Wenn schon allgemeine 
Humanitätsgesichtspunkte Rücksicht auf berechtigte Gefühle 
diktieren, so gebieten die religiösen Gesichtspunkte, weil der 
Eid ja eine Berufung auf den Höchsten in sich schliefst, noch 
weit ernstlicher, dafs auf Gewissensbedenken Rücksicht ge- 
nommen werde. Hierzu kommt, dafs das Formular Anfangs- 
und Schlufsworte enthält, die nicht nur von den entsprechen- 
den Teilen derjenigen Formulare, welche in Finnland mit 
gesetzlicher und grundgesetzlicher Kraft gelten, sondern auch 
vom Brauche der evangelisch-lutherischen Kirche ganz und gar 
abweichen. Ein Vergleich mit Artikel 67 des Verordnungs- 
entwurfes, betreffend die Organisation und Verwaltung der 
finnländischen Truppen, scheint aufserdem — im Gegensatze 
zum jetzigen Wehrpflichtgesetz, welches voraussetzt, dafs ein 
Wehrpflichtiger erst dann im Dienst angestellt ist, wenn er 
sich bei der Truppe einzufinden hat, und daher auch dann 
erst der Eid ihm abzunehmen ist — an die Hand zu geben, 
dafs der Fahneneid zweimal abgelegt werden soll. Die letzt- 
genannten Umstände, im Verein mit der obengenannten Vor- 
aussetzung, dafs der Eid von einem Geistlichen abgenommen 
werden soll und folglich den Charakter eines kirchlichen 
Kultusaktes erhalten könnte, haben das Bedenken hervor- 
gerufen, ob nicht die Frage, so wie sie den Ständen zur Be- 
urteilung vorgelegen hat, eine vorbereitende Behandlimg auf 
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einer Synodal Versammlung erforderte. Hierbei ist hervor- 
gehoben worden, dafs die Frage zu den sogen, gemischten 
Angelegenheiten des Kirchengesetzes zu rechnen sei und das 
Verhältnis der evangelisch - lutherischen Kirche zum Staate 
berühre, und dafs daher, in Übereinstimmung mit den §§ 14 
und 455 des jetzigen Kirchengesetzes, die Synodalversammlung 
gehört werden müsse, bevor die Angelegenheit von den Ständen 
zur schliefslichen Prüfung vorgenommen werden könne. Allein 
auch wenn das Recht der Synodalversammlung, in dieser Frage 
ihr Gutachten abzugeben, nicht als unanfechtbar angesehen 
werden würde, so ist doch in jedem Fall die Frage der Eides- 
leistung und des Eidesformulars — eine Frage, die denn auch 
drei von den vier allgemeinen Synodal Versammlungen, welche 
seit Erlafs des Kirchengesetzes abgehalten worden sind, be- 
schäftigt hat — von sehr wesentlicher und tiefgehender Bedeu- 
tung. Die Stände sind daher der Ansicht gewesen, dafs über 
solche Abänderungen des Fahneneides, wie sie jetzt vor- 
geschlagen sind, nicht entschieden werden dürfe, bevor der 
Synodalversammlung Gelegenheit geboten sei, die Ansicht der 
lutherischen Kirche darüber zu äufsern. 

Eine Folge der Auffassung der Stände betreffs dieser 
Frage — sowohl in der einen, wie in der anderen Hin- 
sicht — ist, dafs die Bestimmung von § 88 des Wehr- 
pflichtgesetzes vorläufig unverändert bleiben und das gegen- 
wärtig bei Ablegung des Fahneneides gebräuchliche allgemeine, 
für höhere und niedere Beamte sowie für Angestellte 
des Civiletats und öffentlicher Einrichtungen im Lande aus- 
gefertigte Formular vom 29. December 1877 bei den finn- 
ländischen Truppen fortdauernd zur Anwendung kommen mufs. 
Irgend welche Bedenken gegen die Abnahme des Fahneneides 
gemäfs diesem Formular sollten um so weniger In Frage 
kommen können, als dasselbe auch der besonderen Ge- 
horsamkeitspflicht Rechnung trägt, die laut Gesetz — in Finn- 
land ebenso sehr wie in Rufsland und anderwärts — den im 
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Militärdienst Angestellten obliegt. Es enthält nämlich das; 
was im Hinblick auf den Zweck der militärischen Dienst- 
pflicht des finnländischen Staatsbürgers wesentlich ist, indem 
es ausdrücklich nicht nur das Gelübde aufnimmt, wie in erster 
Hand dem Monarchen, so auch dem Thronfolger und dem 
ganzen kaiserlichen Hause treu und ergeben zu sein, sondern 
auch das Gelübde, mit Leib und Blut die Kaisermacht zu 
verteidigen und, wie die Worte lauten, »zur rechten Zeit an- 
zugeben, wenn ich erfahre, dafs ein Plan zur Änderung und 
Aufhebung derselben im Gange ist«, sowie endlich das Ge- 
lübde, »mit Fleils und Treue, ohne Parteilichkeit oder Eigen- 
nutz, alle die Pflichten zu erfüllen, die mir im Dienst jetzt 
obliegen oder in Zukunft auferlegt werden sollten«. 

Aus Vorstehendem erhellt: dafs der Vorschlag der Aller- 
höchsten Vorlage betreffs Abänderung der Gesetzesbestimmung 
über den Fahneneid ebensowenig wie cUr Formular- Vorschlag 
für den genannten Eid von den Ständen gutgeheifsen werden 
konnte; dafs ein Vorschlags welcher eine wesentlichere Ab- 
änderung des Fahneneides oder der Art seiner Ablegung be- 
zweckt , aus den angeführten Gründen der Begutachtung der 
Synodalversammlung zu unterbreiten sein würde, ehe derselbe 
den Ständen vorgelegt wird; und dafs die Stände folglich gegen- 
zvärtig keinen Anlafs zur Änderung von § 88 des jetzigen 
Wehrpflichtgesetzes vorliegend befunden haben. 



Der Oberbefehl über die flnnländisohen Truppen. Die 

flnnländisohe Militärverwaltung. Die Befugnisse des 

Kriegsministers. Die Nationalitat der Offiziere. 

Die Bestimmung im ersten Absatz von § 119 betreffs des 
Oberbefehls über die finnländischen Truppen ist von den Ständen 
abgeändert worden. Bevor jedoch die Motivierung dafür vorr 
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gelegt wird, erachten die Stände es für nötig, einige Worte 
über die Entstehung der jetzigen Bestimmung und über die Be- 
merkimgen zu äulsem, welche der Kriegsminister in dem den 
Ständen mitgeteilten unterthänigen Memorial vom 15. Januar 
1899 bei Ew* Kaiserlichen Majestät mit Bezug darauf vor- 
gebracht hat, dafs die in Frage stehende Bestimmung des 
Wehrpflichtgesetzes nicht mit der Redaktion gleichlautend ist, 
welche Kaiser Alexander II. eigenhändig dem betreffenden 
Absatz gegeben hat, damals, als der Entwurf zu der Aller- 
höchsten Vorlage wegen Einführung der Wehrpflicht in Finn- 
land dem Kaiser zur Prüfung unterbreitet worden war. 

Die Bestimmung hatte nach des Kaisers eigener Korrektur 
zu dem Vorschlage des Senats folgenden Wortlaut erhalten: 
»Der Generalgouverneur über das Grolsfürstentiun Finnland, 
Kommandierender der Truppen im Finnland Ischen Militärdistrikt, 
ist zugleich Chef der finnländischen Truppen«. 

Die Stände nahmen den Vorschlag in folgender ver- 
änderter Redaktion an: »Der Generalgouvemeur über das 
Grofsfürstentum Finnland, der auch die russischen Truppen, 
die etwa im Lande stationiert sind, kommandiert, ist Chef der 
finnländischen Armee«. 

Als Motiv hierfür führten die Stände in ihrem vom 16. 
Januar 1878 datierten unterthänigen Antwortschreiben auf die 
Allerhöchste Vorlage an: »Indem die Stände die Bestimmung 
in § 127 (119), dafs der Oberbefehl über die finnländischen 
Truppen dem Generalgouverneur zusteht, gutgeheilsen haben, 
ist doch eine Abänderung des Wortlautes hierbei für nötig er- 
achtet worden. Für diese Abänderung dürfte keine weitere 
Motivierung angeführt zu werden brauchen als dafs der Aus- 
druck 'Finnländischer Militärdistrikt' , welcher schwerlich in 
einem finnländischen Gesetze anwendbar ist, sich auf eine, für 
die Ew. Kaiserlichen Majestät Scepter unterstehenden Länder 
gültige, militärische Einteilimg bezieht, deren Abänderung oder 
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Aufhebung nicht von diesem Wehrpflichtgesetz abhängig 
sein kann«. 

Im vorerwähnten Memorial spricht der Kriegsminister die 
Ansicht aus, dafs, wofern der Wortlaut der Bestimmung in 
der Allerhöchsten Vorlage aus wichtigen Ursachen nicht als 
mit den Gesetzen vereinbar angesehen wurde, der Landtag 
unterthänigst um Abänderung jenes Wortlauts hätte ersuchen 
müssen, und dafs die Stände >im Widerspruch mit dieser 
natürlichen Ordnung gehandelt hätten, als sie ohne ein solches 
Ersuchen den Paragraphen abänderten. Gegen diesen Ausspruch, 
der von Unbekanntschaft mit der konstitutionellen Ordnung 
für die Gesetzgebung zeugt, glauben die Stände nur hervor- 
heben zu brauchen, dafs die Stände nach dem Grundgesetz be- 
rechtigt sind und es stets waren, sowohl einen ihnen vor- 
gelegten Gesetzesvorschlag abzulehnen, als auch zu erklären, 
dafs sie einen solchen nur in einem von ihnen gutgeheifsenen 
veränderten Wortlaut annehmen; sowie dafs es alsdann vom 
Monarchen abhängt, besagten Wortlaut entweder zu sanktio- 
nieren oder auch die Frage in ihrem ganzen Umfange ver- 
fallen zu lassen. 

In demselben Memorial wird auch gesagt, dafs die Stände 
den Paragraphen »von Grund aus« abgeändert haben, während 
doch die in obenerwähntem Auszuge angeführte Auffassung der 
Stände dahin ging, dafs sie nur den Wortlaut abgeändert hätten. 
Auch der Senat rechnete in seinem Gutachten über den Be- 
schlufs der Stände diese Abänderung zu den blofs redaktionellen. 
Und der damalige Kriegsminister Graf Miljutin scheint gleich- 
falls befunden zu haben, dafs der Hauptinhalt der Bestimmung 
— nämlich, dafs der Oberbefehl über die finnländischen und 
über die in Finnland stationierten russischen Truppen in 
einer und derselben Person, dem Generalgouvemeur, vereinigt 
sein solle — nicht durch die veränderte Abfassung beein- 
trächtigt worden sei. Die Stände können nämlich nicht gleich 
dem gegenwärtigen Kriegsminister annehmen, dafs Graf 
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Miljutin die Abänderung eines Paragraphen, welcher nicht nur 
den Oberbefehl über die Truppen betraf, sondern auch die 
X'orschriften über die Befugnisse des Kriegsministers in Bezug 
auf das finnländische Militär enthielt, nicht bemerkt haben 
sollte. Diese Annahme ist um so weniger möglich, als die 
Akten ausweisen, dafs Graf Miljutin, als der von den Ständen 
angenommene Gesetzestext ihm zur Begutachtung übergeben 
worden war, vom Staatssekretariat auf Verlangen den Gesetzes- 
text der Allerhöchsten Vorlage behufs Vergleichimg mit dem 
ersteren erhielt. 

Hieraus dürfte hervorgehen, dafs die im Memorial vom 
15. Januar 1899 bei Ew. Kaiserlichen Majestät gegen Finn- 
lands Stände, den Senat und das Staatssekretariat erhobenen 
Beschuldigungen grundlos sind. . 

Betreffs der jetzt vorliegenden Frage glauben die Stände 
unbedingt die auf dem Landtage von 1877 1878 ausge- 
sprochene Ansicht teilen zu müssen, dafs es nicht zweckmäfsig 
sein würde, in einem finnländischen Gesetz Finnland als einen 
Militärdistrikt zu bezeichnen, und dafs ein im höchsten Grade 
abnormes Verhältnis entstehen würde, wenn eine für die 
Militärverwaltung des ganzen Russischen Reiches vorgenonmiene 
territoriale Einteilung, über die der Kaiser allein zu bestimmen 
hat, auch nur zu einem gewissen Teile mit Bestimmungen des 
finnländischen Wehrpflichtgesetzes verknüpft werden würde. 

In Punkt 2) der Allerhöchsten Vorlage, betreffend die 
Grundlagen für die Organisation und Verwaltung der finnländi- 
schen Truppen, helfet es : »Der Oberbefehl über die finnländischen 
Truppen wird dem Oberbefehlshaber im Finnländischen Militär- 
distrikt übertragen«. Der Entwurf zur Verordnung in dieser 
Frage giebt den betreffenden Punkt in Art. 10 wieder, welcher 
lautet: »Die höchste lokale Verwaltung der finnländischen 
Truppen, Behörden, Anstalten und Einrichtungen liegt dem 
Oberbefehlshaber im Finnländischen Militärdistrikt ob. Da 
die Obliegenheiten des Oberbefehlshabers im Finnländischen 
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Militärdistrikt dem Generalgouvemeur über Finnland zu- 
kommen, wird demselben auch die höchste lokale Verwaltimg 
der vorgenannten Truppen, Behörden, Anstalten imd Ein- 
richtungen anvertraut«. 

Aus schon angedeuteten Gründen kann der erste Absatz 
von § 119 nicht in Übereinstimmung hiermit abgeändert werden. 
Doch ist dieser Absatz, nach der Überzeugung der Stände, 
einer Abänderung in anderer Hinsicht zu imterwerfen. Es 
kann nämlich erstens als eine Abnormität angesehen werden, 
dafs in einem finnländischen Gesetze bestimmt wird, wer den 
Oberbefehl über die russischen Truppen, welche etwa im 
Lande stationiert sind, haben soll. Die Bestimmimg dar- 
über ist offenbar eine russische Angelegenheit. Dafs eine 
solche Bestinunimg in das Wehrpflichtgesetz hineingekommen 
ist, findet seine Erklärung darin, dafs die Stände auf dem 
Landtage von 1877 — 1878 den betreffenden Vorschlag der 
Allerhöchsten Vorlage seinem Inhalte nach nicht abändern 
wollten, wenn sie auch eine Abänderung der Redaktion für 
nötig erachteten. Da das Wehrpflichtgesetz jetzt revidiert wird, 
erscheint es angemessen, dafs die angeführte Abnormität ent- 
fernt werde und die Bestimmung ausschliefsljch vom Ober- 
befehl über die finnländischen Truppen handle. 

Zweitens finden die Stände eine sachliche Abändeining in 
der Beziehung nötig, dafs der Oberbefehl über die finnländischen 
Truppen nicht unbedingt durch Gesetzesvorschrift mit dem 
Amt des Generalgouverneurs verbunden sein mufs. Während 
der ganzen Zeit der Vereinigung Finnlands mit Rufsland ist 
allerdings thatsächlich der General gouverneur Oberbefehls- 
haber sowohl über die finnländischen, als auch über die im 
Lande stationierten russischen Truppen gewesen. Und solange 
dieses System, nach welchem das Amt des Generalgouverneurs, 
obwohl in erster Linie Civilfunktionen umfassend, einer höheren 
Militärperson anvertraut wird, fortbesteht, dürfte es wohl kaum 
in Frage kommen, dafs eine andere Person an die Spitze des 
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Heerwesens im Lande gestellt werden sollte. Die Stände 
halten es daher für richtig, dafs die diesbezügliche Vorschrift in 
erster Linie dieser Regel Ausdruck giebt, welche jetzt bald ein 
Jahrhundert de facto beobachtet worden ist und die auch in- 
sofern gute Gründe für sich hat, als der Generalgouverneur, 
da er ja auch durch seine sonstige Wirksamkeit mit Finnlands 
Gesetzgebung und Verwaltung vertraut wird, desto sicherer 
auf Grund der finnländischen militärischen Gesetze die Ver- 
waltung der Angelegenheiten der finnländischen Truppen wird 
leiten und diejenigen Angelegenheiten, die dem Kriegsminister 
zu übersenden sind, wird vorbereiten können. Dennoch mufs 
es als eine Möglichkeit vorausgesetzt werden, dafs der Kaiser 
irgend einmal Anlafs finden könnte, die genannten Funktionen 
zu trennen und zum Oberbefehlshaber des Militärs eine andere 
Person als den Generalgouvemeur zu ernennen. 

Aus diesen Cxründen haben die Stände für den ersten Absatz 
von § 119 folgenden Wortlaut angenommen: »Der Oberbefehls- 
haber der finnländischen Truppen ist der Generalgouvemeur 
über Finnland, wofern nicht eine andere Person vom Kaiser 
und Grofsfürsten dazu ernannt wird«. 

Der Inhalt dieser Bestimmimg dürfte auch mit den Ge- 
sichtspunkten vereinbar sein, welche den betreffenden Vorschlag 
der Allerhöchsten Vorlage diktiert haben, da ,die Bestimmung 
ja die Konzentrierung des Oberbefehls über die finnländischen 
und die in Finnland stationierten russischen Truppen in einer 
Hand auch in dem Falle gestattet, wo eine andere Person 
als der Generalgouverneur zum Oberbefehlshaber im Finnländi- 
schen Militärdistrikt ernannt werden würde. Hierbei wäre daran 
zu erinnern, dafs, obgleich letztgenanntes Amt zum Ressort der 
russischen Militärverwaltung gehört, sein Inhaber dennoch, 
wofern ihm zugleich der Oberbefehl über die finnländischen 
Truppen anvertraut wird, diese Funktion als finnländischer Be- 
amter auszuüben hat, also verpflichtet ist, in allen Fragen, w^elche 
die Angelegenheiten des finnländischen Militärs betreffen, sich 



— 76 — 

nach finnländischem Gesetz zu richten. Dieser Sachverhalt — 
welcher damit übereinstimmt, dafs auch der Generalgouvemeur 
auf dem militärischen Gebiete stets die Doppeleigenschaft eines 
sowohl finnländischen als auch russischen Beamten besessen 
hat — ist eine deutliche Konsequenz der Beschaffenheit des 
Auftrages. 

Im sechsten Absatz von § 10 sowie in den §§ 25 und 76 
des Wehrpflichtgesetzes — so wie sie nach dem jetzt von den 
Ständen angenommenen Gesetzentwurfe lauten — ist die Rede 
von Fragen, die vom Senat im Einvernehmen mit dem General- 
gouvemeur entschieden werden. Da dem Generalgouvemeur 
die specielle Beteiligung an der Behandlung dieser Fragen in 
seiner Eigenschaft als Oberbefehlshaber über die finnländischen 
Truppen zusteht, mufs es angemessen erscheinen, dafs be- 
sagte Angelegenheiten, falls eine andere Person als der 
Generalgouverneur zum Oberbefehlshaber ernannt wird, nicht 
vom Senate entschieden werden, bevor sein Gutachten ein- 
geholt worden ist, was jedoch nicht in Form einer so un- 
mittelbaren kollegialen Beratung geschehen kann wie bei 
dem Generalgouverneur, der ja zugleich Vorsitzender des 
Senats ist. Demgemäfs ist ein entsprechender Zusatz 
in den oft genannten ersten Absatz von § 119 eingefügt 
worden. 

Im Zusammenhange mit der jetzt behandelten Frage 
müssen die Stände sich auch betreffs der tief eingreifen- 
den Umgestaltung der finnländischen Militärverwaltung aus- 
sprechen, welche in der Allerhöchsten Vorlage, betreffend die 
Organisation und Verwaltung der finnländischen Truppen, 
sowie in dem diesbezüglichen Verordnungsentwurf beabsich- 
tigt wird. 

Der Vorschlag bezweckt nichts Geringeres als die Auf- 
hebung des Befehlshaberpostens über das finnländische Militär 
nebst Stab, Medizinalverwaltung und Waffenkontrolleur, wie 
des Stabes des Generalgouvemeurs für das finnländische Militär, 
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des Amtes des Vortragenden beim Kriegsminister und des 
Kriegskommissariats. 

Die Behandlung aller Angelegenheiten, welche die finn- 
ländischen Truppen berühren, würde nach diesem Vorschlage 
»in den betreffenden Abtheilungen der Militärdistriktsverwal- 
timg im Finnländischen Militärdistrikt konzentriert werden«. 

Es erschien den Ständen unnötig, auf die Einzelheiten 
der solchermafsen geplanten Umgestaltung prüfend einzugehen, 
da die Stände es mit dem Rechte und den Interessen des 
Landes nicht vereinbar finden konnten, einer solchen Ab- 
änderung des Grundgesetzes, wie sie zur Durchführung des 
erwähnten Vorschlages nötig wäre, beizustinmien. 

In wörtlicher Übereinstimmung mit der im Jahre 1877 
dem Landtage übermittelten Allerhöchsten Vorlage enthält 
§120 des Wehrpflichtgesetzes die Bestimmung, dafs sowohl 
Offiziere als auch Civilbeamte beim finnländischen Militär finn- 
ländische Staatsbürger sein müssen. 

Diese Vorschrift ist, im Verein mit dem durch Bestätigung 
der Grundgesetze im Jahre 1809 Finnland garantierten Rechte 
auf eigene Gesetzgebimg imd Verwaltung, die Richtschnur 
gewesen, nach welcher die ganze Militärverwaltung organi- 
siert wurde, als das Wehrpflichtgesetz vom Jahre 1878 in 
Kraft trat. 

Alle Behörden, welche sowohl für die rein militärischen 
Angelegenheiten, wie für die Ökonomie des Militärs eingerichtet 
wurden, sind finnländische Behörden, und die bei denselben 
angestellten Militär- und Civilbeamten sind finnländische 
Staatsbürger. 

Dafs dieses Sj'^stem das gesetzmäfsige ist, und dafs eine 
Abänderung desselben in der Absicht, russischen Behörden die 
Verwaltung finnländischer Militärangelegenheiten zu über- 
tragen, nicht ohne eine mit Genehmigung der Stände vor- 
genommene Abänderung des Grundgesetzes, und zwar besonders 
von § 120 des Wehrpflichtgesetzes, vor sich gehen kann, — 
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ist so offenbar, dafs verschiedene Ansichten darüber nicht 
wohl möglich sein sollten. 

Der in der Allerhöchsten Vorlage gemachte Vorschlag 
erfordert jedoch eine Prüfung nicht nur vom staatsrechtlichen 
Gesichtspunkte aus, sondern auch von dem des praktischen 
Nutzens. 

Die erste Frage, welche hierbei aufgeworfen werden muls, 
ist die, ob die beim finnländischen Militär gegenwärtig be- 
stehenden Institutionen, welche nach dem Vorschlage auf- 
gehoben werden sollen, sich nicht als zweckmäfsig erwiesen 
haben. 

Die Antwort hierauf kann keine andere sein, als die, dafs 
die Organisation dieser Behörden, so wie sie durch Allerhöchste 
Verordnungen festgestellt worden ist, sich als den Bedüräiissen 
gut angepafst gezeigt hat, und dafs die Thätigkeit der in 
Frage stehenden Behörden keinen Anlafs zu irgend welchen 
Anmerkungen gegeben hat, sondern im Gegenteil auf eine 
verdienstvolle Weise ausgeübt worden ist. Die Ausbildung 
der Truppen legt Zeugnis davon ab, dafs auch die inspizierenden 
Behörden ihre ernste Fürsorge hierauf gerichtet haben. Das 
Sanitätswesen ist ununterbrochen verbessert worden. Die 
Verpflegung und Ausrüstung der Truppen ist gut gewesen 
und dabei mit Sparsamkeit gehandhabt worden. 

Wenn eine Reform durch die Notwendigkeit, Schäden und 
Übelständen abzuhelfen, motiviert sein soll, so fehlt im vor- 
liegenden Falle dieses Motiv ganz und gar. 

Wird weiter die Frage aufgeworfen, ob der russischen 
Verwaltung im Militärdistrikt irgend ein wirklicher Vor- 
teil durch Einverleibung der finnländischen MilitärverwaltungvS- 
angelegenheiten erwachsen würde, so ist hierauf zu antworten, 
dafs die Beschäftigung mit Angelegenheiten, die eine nähere 
Bekanntschaft mit finnländischen Gesetzen und Verhältnissen 
voraussetzen, die Wirksamkeit der russischen Distriktsbehörden 
nur erschweren und komplizieren würde. 
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Bei der Ausarbeitung des vorliegenden Verordnungs- 
entwurfes scheint das damit beauftragte Komitee selbst nicht 
recht von der Anwendbarkeit des Vorschlages überzeugt ge- 
wesen zu sein. Es geht dies aus einem Teil der Motive 
hervor, die verschiedenen Artikeln beigefügt sind. In der 
That müfsten allerhand Unbequemlichkeiten und Verwickelungen 
entstehen, wenn, wie dies der Vorschlag ja bezweckt, eine 
Anzahl finnländischer Beamter einer russischen Distrikts- 
behörde angehören und subordiniert sein sollte, obgleich doch 
ihre Wirksamkeit zugestandenermaj[sen gleichzeitig in wesent; 
liehen Teilen Finnlands Senat unterstellt wäre. 

Durch die dem Kriegsminister zukommende Befugnis und 
durch die Vereinigung des Oberbefehls über die finnländischen 
und die in Finnland stationierten russischen Truppen in einer Hand 
ist nach der Überzeugung der Stände für die Einheitlichkeit der 
Leitimg und für die Übereinstimmving betreffs militärischer An- 
ordnungen, welche im Hinblick auf die allgemeinen Reichs- 
interessen etwa erforderlich sind, ausreichend gesorgt worden. 
Der erwähnte Vorschlag, die finnländischen militärischen Be- 
hörden und Einrichtimgen mit den russischen zu verschmelzen, 
entbehrt dagegen des Charakters der praktischen Nützlichkeit 
und der Notwendigkeit. Bezeichnend für denselben ist der 
politische Zweck, den die Stände schon früher hervorgehoben 
haben, — der Zweck, die staatsrechtliche Stellung des Grofs- 
fürstentums zu erschüttern. 

Als Resultat der Prüfung, die dem Verordnungsentwxirf, 
betreffend die Organisation und Verwaltung der finnländischen 
Truppen, gewidmet worden ist, haben die Stände daher aus- 
sprechen wollen: dafs die Stände es als Repräsentanten des 
finnländischen Volkes für ihre Pflicht ansehen, an des Landes, 
in dessen Konstitution begründetem Rechte auf eigene Ver- 
waltung festzuhalten , und also auch nicht in die geringste 
Abänderung von § 120 des Wehrpflichtgesetzes einwilligen 
können; weshalb die für die Verwaltung der finnländischen 
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Truppen in militärischer , sanitärer und ökonomischer Hin- 
sicht eingerichteten Behörden nicht der russischen Militär- 
distriktsbehörde einverleibt oder untergeordnet oder auf ancUre 
Weise so umgestaltet werden dürfen, dafs sie nicht mehr 
finnländische^ unter finnländischem Gesetze stehende Behörden 
sein würden. 

Nach Punkt l) der Allerhöchsten Vorlage, betreffend die 
Grundlagen für die Organisation und Verwaltung der finn- 
ländischen Truppen, sollen die finnländischen Truppen hin- 
sichtlich der höchsten Verwaltung dem Kriegsminister unter- 
stehen, auf dafs sämtliche einer Allerhöchsten Entscheidung 
bedürftigen Angelegenheiten Seiner Majestät dem Kaiser aus- 
schliefslich vom Kriegsminister unterthänigst vorgetragen 
werden können. 

Der oft erwähnte Verordnungsentwurf hat in Kap. L 
sehr weit gehende Konsequenzen aus dem in besagtem Punkt 
aufgestellten Princip gezogen, indem nicht nur der Kriegs- 
minister, sondern das ganze Kriegsministerium nebst Kanzlei, 
Hauptstab und Oberbehörden sich künftig mit Angelegen- 
heiten der finnländischen Truppen befassen, und infolge dessen 
auch das Amt des finnländischen Vortragenden beim Kriegs- 
minister abgeschafft werden würde. 

Der zweite Absatz von § 119 des jetzigen Wehrpflicht- 
gesetzes, welcher hierin vollkommen mit der im Jahre 1877 
dem Landtage übermittelten Allerhöchsten Vorlage überein- 
stimmt, erklärt, dafs es dem Kriegsminister im Kaisertum 
obliegt, »solche die finnländischen Truppen betreffenden An- 
gelegenheiten zu behandeln sowie beim Kaiser und Grofsftirsten 
vorzutragen, welche nicht die Gesetzgebung oder die ökonomische 
Verwaltimg angehen, oder über deren Behandlung die Ge- 
setze des Landes nicht etwas anderes vorschreiben«. Die 
auf die Entstehung der Vorlage bezüglichen Akten zeigen, 
dafs der damalige Kriegsminister Graf Miljutin eine weiter- 
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gehende Befugnis des Kriegsministers, als die hiermit an- 
gegebene, nicht für nötig ansah. 

Der dem Aufserordentlichen Landtage überwiesene Vor- 
schlag bezweckt, unter Aufhebung der angeführten Bestim- 
mung des Wehrpflichtgesetzes, die Befugnisse des Kriegs- 
ministers auf alle Arten von Angelegenheiten, welche Finn- 
lands Heerwesen betreffen, auszudehnen. 

Dieser Vorschlag hat bei den Ständen ernste Bedenken 
hervorgerufen. 

Es ist zu befürchten, dafs die Gesetzgebung über das 
finnländische Heerwesen, wofern hierher gehörende Angelegen- 
heiten beim Kriegsminister konzentriert würden, künftig haupt- 
sächlich auf Herstellimg von Gleichförmigkeit mit der russi- 
schen Militärgesetzgebimg gerichtet sein würde, ohne ge- 
nügende Beachtung der verschiedenartigen Verhältnisse, denen 
finnländische Gesetze angepalst sein müssen. Diese Besorgnis 
findet eine Stütze in der Beschaffenheit der Gesetzesvor- 
schläge, die den Ständen zur Beurteilung vorgelegen haben, 
und welche auf Veranstaltimg des Kriegsministers ausgearbeitet 
und, wie schon hervorgehoben worden, im übrigen so be- 
raten worden sind, dafs der Einfluls des Senats bei der 
Vorbereitung dieser gesetzgeberischen Angelegenheit beinahe 
gleich null gewesen ist. Es steht auch zu befürchten, dafs, 
wenn ein solches Verfahren wie dasjenige, welches jetzt ohne 
Rücksicht auf den rechten Sinn der Bestimmung von § 119 
des Wehrpflichtgesetzes eingeschlagen worden ist, durch Ab- 
änderung dieses Paragraphen die in Zukunft geltende Ord- 
nung werden würde, auch fernerhin eine mangelhafte Kenntnis 
der Gesetze und der bürgerlichen Ordnung Finnlands sich in 
Gesetzesvorschlägen offenbaren möchte, welche, wie die jetzt 
den Ständen vorgelegten, von russischen militärischen Komitees 
ausgearbeitet werden würden. 

Aus solchen Gründen, die sich an frühere Ausführungen 
in diesem unterthänigen Schreiben anschliefsen, sind die Stände 

D. Anfaerord. Finnl. Landtag. 6 
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der Ansicht gewesen, dafs die Befugnis des Kriegsministers 
nicht auf Angelegenheiten der Gesetzgebung ausgedehnt werden 
dürfe. 

Was andererseits die zur ökonomischen Verwaltung gehören- 
den Angelegenheiten betrifft, so stehen dieselben in so nahem 
Zusammenhange mit der übrigen Verwaltung und besonders 
mit dem Finanzwesen des Grofsf ürstentums , dals irgend eine 
Veranlassung, dieselben dem Ressort des Kriegsministers zu 
überweisen, nicht vorliegt. Die wichtigste Gruppe von hierher- 
gehörigen Angelegenheiten, welche der Prüfung des Kaisers 
und Grofsfürsten anheimgestellt wird, ist die Vorlage an die 
Stände über das Militärbudget nebst dem Antwortschreiben der 
Stände hierauf und den darauf gegründeten jährlichen Militäretats. 
Diese finanziellen Angelegenheiten können praktischerweise 
nicht so von den übrigen Budgetfragen getrennt werden, 
wie dies nötig werden würde, wenn sie dem Kaiser vom 
Kriegsminister vorgetragen werden müfsten. Sonstige ökono- 
mische, die Truppen betreffende Angelegenheiten, ^velche der 
Allerhöchsten Prüfung unterliegen, gelten gewöhnlich speciellen 
Seiten des Budgets und müssen in jedem Falle vom Senat 
und dessen Militär-Expedition vorbereitet werden. 

Wenn nun dem Ministerstaatssekretär für Finnland der 
Vortrag der Angelegenheiten, die sich auf die Gesetzgebung und 
die ökonomische Verwaltung im Bereiche des finnländischen 
Heerwesens beziehen, entzogen werden würde, so könnte dies 
in Finnland nicht anders aufgefafst werden, denn als Ausflufs 
des Bestrebens, sogar der Möglichkeit vorzubeugen, dafs ein 
finnländischer Mann Gelegenheit erhielte, persönlich dem 
Monarchen vorzustellen, was Finnlands Recht und Wohlfahrt 
in diesen wichtigen Fragen erheischen. Da überdies der Kriegs- 
minister im Kaisertum vom Monarchen jederzeit berufen werden 
kann, dem Vortrage von solchen das Militär betreffenden 
Fragen, die er nicht selbst vorzutragen hat, beizuwohnen, und 
sein Einflufs also vollkommen gesichert ist, so können die 
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Stände in Wahrheit nicht fassen, wie es mit Gerechtigkeit 
vereinbar oder durch berechtigte Interessen des Kaisertums ge- 
boten sein könnte, den einzigen Vertreter Finnlands beim 
Throne jeder Gelegenheit zu persönlicher Äufserung über mili- 
tärische Angelegenheiten vor dem Monarchen zu berauben, welch 
letzterer ja ohnehin nur selten Gelegenheit hat, mit finnländi- 
schen Behörden direkt in Berührimg zu treten. 

Die Stände haben daher keine andere Abänderung der Be- 
stimmungen über die Befugnisse des Kriegsministers erforder- 
lich gefunden, als dafs die letzten Worte des Absatzes : »oder 
über deren Behandlung die Gesetze des Landes nicht etwas 
anderes vorschreiben c , ausgeschlossen werden, weil der darin 
enthaltene Hinweis an Unklarheit leidet und keine praktische 
Bedeutung hat, sowie dafs statt dessen hinzugefügt wird: 
»und übt im übrigen die Befugnisse aus, die ihm in diesem 
Gesetze beigelegt sindc In der That würde der Kriegsminister 
nach dem jetzt von den Ständen angenommenen Gesetze künftig 
verschiedene Angelegenheiten zu behandeln haben, welche 
nach dem gegenwärtigen Wehrpflichtgesetz vom Minister- 
staatssekretär vorgetragen worden sind (§§ 5, 121), oder 
worüber früher keine Bestimmungen im Gesetz existierten 

(§ 10). 

Wenn nun die Stände solchergestalt die Befugnisse des 
TCriegsministers in der Hauptsache gemäfs den durch das 
jetzige Gesetz festgestellten Grundregeln beibehalten zu müssen 
glaubten, so haben sie damit doch keineswegs unterschätzen 
wollen, von wie grofser Bedeutung es ist, dafs auch solche 
das finnländische Militär betreffenden Angelegenheiten, deren 
Vortrag dem Ministerstaatssekretär obliegt oder deren Ent- 
scheidung dem Senat zusteht, dem Kriegsminister kommuni- 
ziert werden. Hierdurch ist dem Kriegsminister Gelegenheit 
gegeben, auch auf diese Angelegenheiten Einflufs auszuüben. Die 
Stände haben deshalb dem § 119 einen neuen Absatz hinzu- 
gefügt, des Inhalts, dafs in Bezug auf besagte Kommunikation 
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gilt, was vom Kaiser und Grofsftirsten diesbezüglich speciell 
verordnet wird. 

In der Allerhöchsten Vorlage, betreffend die Grundlagen 
für die Organisation und Verwaltung der finnländischen 
Truppen, wird vorgeschlagen, dafs das Offizierspersonal bei 
den finnländischen Truppen auch durch Offiziere russischer 
Herkunft ergänzt werden solle. Artikel 24 des betreffenden 
Verordnimgsentwurfes lautet folgendermafsen : »Das Offiziers- 
personal bei diesen Truppen wird sowohl durch in den finn- 
ländischen Gouvernements als auch durch in sonstigen Gebieten 
des Kaisertums geborene Personen ergänzte. Diese Fassimg, für 
welche das Grofsfürstentimi Finnland nicht mehr existiert, ist 
einer von den vielen Beweisen des tendenziösen Geistes, 
welcher die von dem Komitee ausgearbeiteten Aktenstücke 
durchweht. Ohne auf eine Widerlegung aller der darin vor- 
kommenden Unrichtigkeiten, welche teilweise in Beilage I. 
dieses unterthänigen Schreibens beleuchtet werden, einzugehen, 
können die Stände doch ihr Bedauern darüber nicht imter- 
drücken, dafs § 120 des Wehrpflichtgesetzes, dessen Wortlaut, 
wie oben hervorgehoben, mit dem von Kaiser Alexander 11. 
vorgeschlagenen völlig identisch ist, jetzt angeblich »eine Be- 
stimmung, welche für das russische Nationalgefühl kränkend 
istc, enthalten soll. Etwas derartiges hat sicher nicht in der 
Absicht des Gesetzgebers gelegen. Und eine objektive Erwägung 
dürfte jedermann zu der Einsicht bringen, dafs eine Bestimmung, 
nach welcher die Offiziere der finnländischen Truppen finn- 
ländische Staatsbürger sein sollen, für Finnland notwendig ist 
und Rufsland zu keinem Schaden gereicht. 

Es ist unter anderm gesagt worden, dafs das jetzt ob- 
waltende Verhältnis, wonach Russen keine Offizierschargen bei 
den finnländischen Truppen erhalten können, obgleich doch 
Finnländer in grofser Anzahl solche Stellungen in Rufsland 
erhalten haben und fortdauernd die russischen Truppen für sich 
zugänglich finden, gegen den Grundsatz der Reciprocität ver- 
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stofse. Hierbei ist jedoch zu beachten, dals die Anzahl der 
finnländischen Offiziere in der russischen Armee kaum ein 
Prozent der Gesamtzahl von Offizieren in derselben übersteigt, 
also von verschwindender Bedeutung ist. Würde dagegen der 
Überweisung russischer Offiziere an finnländische Truppen kein 
Hindernis im Wege stehen, so könnte ihre Anzahl bald auf 
einen Prozentsatz von mehreren Zehnern innerhalb des 
Offiziercorps dieser Truppen steigen. Man sollte auch nicht 
aufser acht lassen, dafs alle Finnländer, welche in Rufsland 
eine Anstellung als Offizier bekommen haben, eigens dazu 
ausgebildet worden sind, besonders auch durch Erlernen der 
russischen Sprache, wogegen der russische Offizier nicht für 
eine Dienstthätigkeit beim finnländischen Militär ausgebildet 
worden ist. 

Überhaupt kann die Frage reciproker Vorteile nicht nach 
irgend einer gegebenen Regel beurteilt werden. Falls Rufs- 
land es mit seinem eigenen Vorteil nicht mehr vereinbar fände, 
Finnländer dort Offizierschargen bekleiden zu lassen, so würde 
wohl diese Vergünstigung, auf welche das finnländische Volk 
Ansprüche weder erhoben hat noch erhebt, beseitigt werden. 
Ein gleiches Verfahren wäre jedoch von finnländischer Seite 
nicht möglich, falls die bisher geltende und in § 120 des 
Wehrpflichtgesetzes ausgesprochene Beschränkung einmal 
aufgehoben worden wäre. Wenn ein kleines Volk Rechte, die 
ein Schutz für seine nationale Existenz und eine Bedingimg 
für die Erfüllung seiner Lebensaufgabe sind, nicht aufopfern 
will, so ist solches vollkommen berechtigt. Was speciell 
die vorliegende Frage betrifft, so kann die Forderung, die 
finnländischen Offizierschargen mit Russen zu besetzen, nicht 
anders aufgefafst werden denn als Ausflufs eines Bestrebens, 
das finnländische Volk zu entnationalisieren, — eine Absicht, 
welche genugsam aus dpn Urkunden hervorgeht, die zu- 
sammen mit den Allerhöchsten Vorlagen den Ständen über- 
mittelt worden sind. Wenn der Zutritt zu Offizierschargen bei 
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den finnländischen Truppen Offizieren russischer Herkunft frei- 
stünde, würde eine engere Beschränkung in dieser Hinsicht 
wahrscheinlich nicht beobachtet werden; vielmehr würde die 
Folge ganz sicher die sein, dafs, wie schon angedeutet, ein 
grofser Teil dieser Chargen künftig mit russischen Landes- 
kindem besetzt werden würde. Und wenn erst diese im 
Dienste des Landes angestellt worden wären, so würden ver- 
mutlich nicht lange weitere Forderungen in der Richtung 
ausbleiben, dafs solche Offiziere, wie es oft mit finnländi- 
schen Offizieren geschieht, künftig auch im Bereiche der Civil- 
verwaltung verwendet werden sollen. Letzteres aber würde 
zweifelsohne eine Gefahr für den Fortbestand der im Verlauf 
von Jahrhunderten geschaffenen bürgerlichen Ordnung be- 
deuten, deren Aufrechterhaltung Finnland bei seiner Ver- 
einigung mit Rufsland für ewige Zeiten zugesichert worden 
ist. Denn die Möglichkeit für ein Land, sich seine nationalen 
Institutionen und eine eigene Rechtsordnimg zu bewahren, 
erlischt, wenn diejenigen Personen, welche die Gesetze zu 
handhaben und über ihre unverbrüchliche Aufrechterhaltung 
zu wachen haben, nicht vollkommen mit dem Geiste der- 
selben vertraut sind. Und da die Gefahr im vorliegenden Falle 
ebenso grofs wäre wie Finnlands Volk im Verhältnis zu der 
gewaltigen russischen Nation klein ist, so kann es der finn- 
lündischen Volksrepräsentation nicht wohl verargt werden, wenn 
dieselbe es für ihre unbedingte Pflicht ansieht, an einem Gesetze 
festzuhalten, das eine der wichtigsten Bedingungen für den 
Fortbestand der staatsrechtlichen Stellung Finnlands ausmacht. 
Auch noch andere Umstände sprechen gegen den betreffen- 
den Vorschlag der Allerhöchsten Vorlage. Die günstigen Urteile, 
die bei so vielen Gelegenheiten den finnländischen Truppen auch 
von ihrem Höchsten Chef gewidmet wurden, müssen als Beweise 
dafür angesehen werden, dafs die Anstellung russischer Offi- 
ziere bei diesen Truppen nicht notwendig ist, um denselben 
eine durchaus gute Ausbildung beizubringen. Diese Arbeit 



- 87 - 

würde im Gegenteil durch eine solche Anordnung nicht nur 
erschwert, sondern wahrscheinlich vereitelt werden. Wenn 
auch die männliche Jugend in Finnland verschiedene Eigen- 
schaften besitzt, die es möglich machen, dieselbe zu guten Soldaten 
auszubilden, so darf man hierbei doch nicht unbeachtet lassen, 
dafs die Verschlossenheit und die in sich gekehrte, oft schwer zu 
lenkende Gemütsart, die infolge des jahrhundertelangen Kampfes 
des Volkes gegen vielfache Schwierigkeiten dem finnländischen 
Nationalcharakter eigen sind, mit Notwendigkeit voraussetzen, 
dafs Pflege und Unterweisung der zum Militärdienst ein- 
berufenen Jugend von Personen gehandhabt werden, die mit 
ihrer Sprache, ihren Sitten und ihrer Anschauimgs weise voll- 
kommen vertraut sind. Im entgegengesetzten Falle würde 
nicht nur der Unterricht leiden; unvermeidliche Mifsverständ- 
nisse könnten oft von Seiten der Mannschaft Versehen ver- 
anlassen, bei deren Bestrafung der russische Offizier wider 
seinen Willen vielleicht anders verfahren würde, als wie für 
die Gemütsart des finnländischen Soldaten geeignet wäre. Dies 
ist um so dringender zu beachten, als ja die militärische Disciplin 
mit besonderer Strenge gehandhabt werden mufs. — Gleiche 
Übelstände würden ohne Zweifel auch durch Anstellung russi- 
scher Unteroffiziere bei den finnländischen Truppen verursacht 
werden. Wenn es schon für russische Offiziere schwer sein 
würde, sich in die Auffassung und Anschauungsweise des 
finnländischen Soldaten zu versetzen, so wäre das in noch 
höherem Malse bei Personen niederen Bildungsgrades der Fall. 
Solche Mifsstände hervorzurufen, wäre nach Ansicht der 
Stände nicht vereinbar mit der Verpflichtung des Staates, 
dafür Sorge zu tragen, dafs die Jugend, die durch das Gesetz 
zum Militärdienst gezwungen ist, auf eine möglichst zweck- 
mäfsige Weise imterrichtet und geleitet werde; denn dafs 
solches durch Personen, welche mit dem Lande und der Truppe 
sowie den Sitten und Rechten des Volkes unbekannt sind, eben- 
sogut geschehen könnte wie durch eigene Landsleute, — das 
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kann wohl nicht einmal mit einem Schein von Berechtigung 
behauptet werden. 

Da die finnländischen Offiziere ohne Ausnahme russisch 
sprechen können und nicht nur dieselbe Ausbildung wie die 
russischen erhalten, sondern auch durch Abkommandierung zu 
russischen Truppen mit dem Dienste und den Verhältnissen 
bei denselben vollkommen vertraut werden, kann es auch für 
das Zusanmienwirken der finnländischen und russischen Truppen 
bei Manövern imd im Kriege nicht von nöten sein, bei den 
finnländischen Truppen russische Offiziere anzustellen. Eine 
solche Mafsregel würde sich auch in derartigen Fällen eher 
schädlich als nützlich erweisen, da ja eine unvollständige 
Kenntnis der Sprache der Mannschaften zur Folge haben 
könnte, dafs erteilte Befehle von den Soldaten nicht unmittelbar 
und sicher verstanden werden würden. Auch werden die Sol- 
daten im Felde Mühen und Gefahren besser bestehen, wenn das 
starke Band gemeinsamer Nationalität sie mit ihren Offizieren 
verbindet. 

Die Stände hegen die Hoffnung, Ew. Kaiserliche Majestät 
werden bei der endgültigen Prüfung der Angelegenheit finden, 
dafs die angeführten Umstände zwingende Gründe für den 
Beschlufs der Stände sind, einer Aufhebung von § 120 des Wehr- 
pflichtgesetzes nicht zuzustimmen. 



Das Friedenskontingent. Die Standquartiere der 
Truppen. Das Militärbudget. 

In betreff der Entstehung von § 121 des Wehrpflichtgesetzes 
dürften folgende Umstände in Erinnerung zu bringen sein. 

Die für die erste Vorbereitung des Wehrpflichtgesetzes 
ernannte Kommission hatte in ihren Entwurf eine Bestimmung 
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aufgenommen, des Inhalts, dafs das Grofsftirstentum in Friedens- 
zeiten ein Truppenkontingent bis zum Höchstbetrage von fünf- 
tausend Mann, nach Malsgabe der dem Entwürfe beigefügten 
Etats, aufstellen solle. 

Der damalige Kriegsminister hob in seinem über den Ent- 
wurf abgegebenen Gutachten hervor, dafs die etatmälsige 
Zahl nicht als etwas unveränderlich Feststehendes zu fixieren, 
sondern besser temporär durch einen besonderen Gesetzgebungs- 
akt zu bestimmen sei. 

Der Senat schlofs die Etats der Bataillone aus, nahm 
aber die Bestimmung über das Friedenskontingent von 
5000 Mann in den Entwurf zur Allerhöchsten Vorlage auf, 
und das 'Finnländische Komitee in St. Petersburg' billigte dies 
mit dem Zusatz: »zumal daraus keineswegs, wie der Kriegs- 
minister angenommen, folgt, dafs das finnländische Truppen- 
kontingent ständig und unverändert in Friedenszeiten nur 
5000 Mann betragen soll, sondern dieses Kontingent, im Ver- 
hältnis zu den Mitteln des Landes, mit Genehmigung der 
Stände erhöht werden könntet. 

Als der Kriegsminister schlielslich in seinem Gutachten 
über das von den Ständen angenommene Wehrpflichtgesetz die 
Bestätigung des Gesetzes befürwortete, kam er nicht wieder 
auf die Bestimmung über das Friedenskontingent zurück, 
welche von den Ständen in Übereinstimmung mit der Aller- 
höchsten Vorlage angenommen worden war. — Die Fest- 
stellung des Kontingents durch das Wehrpflichtgesetz hat in 
der That seine Erhöhung nicht gehindert, als eine solche wegen 
Errichtung eines Dragonerregiments nötig wurde. Zu diesem 
Zweck wurde § 121 unter Zustimmung der Stände durch 
das Gesetz vom 11. Februar 1889 abgeändert. 

Gegen die Bestinmiung, dafs die Truppen in den Pro- 
vinzen des Landes stationiert sein müssen, hatte der Kriegs- 
minister, als ihm der Entwurf zur obengenannten Vorlage 
unterbreitet wurde, eingewandt, dafs eine Verteilung nach Mafs- 
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gäbe der resp. Heimatsorte oder Provinzen nicht zweckmäfsig 
sei, aber er fügte hinzu: »Dies hindert jedoch nicht, ge- 
setzlich festzustellen, dafs die finnländischen Truppen in Friedens- 
zeiten in Garnisonen innerhalb der Grenzen des Grofsfürsten- 
tums stationiert sein sollen t. 

Nur insofern änderten die Stände den Vorschlag der Vor- 
lage, als das Truppenkontingent nicht in Scharf schtitzenbataillone, 
sondern auf verschiedene Waffengattungen, je nach Bedürfnis, 
verteilt sein sollte; und wurde infolgedessen ein Absatz 
hinzugefügt, des Inhalts, dafs über die Zusammensetzung des 
Truppenkontingents und über seine Verteilung auf die ver- 
schiedenen Waffengattungen sowie über seine Dislokation auf 
Vorschlag des Senats vom Kaiser und Grofsfürsten verfügt 
werden soll. 

Das beim Hauptstabe eingesetzte Komitee behauptet in 
den lErläuterungenc Nr. II, die Stände hätten ihre »Ansprüche 
sogar dahin ausgedehnt, dafs sie erachteten, die Frage be- 
treffs der Dislokation der Truppen müsse durch den Senat des 
Landes entschieden werden«, — obgleich es doch im Gesetzes- 
texte deutlich heifst, die Entscheidung einer solchen Frage 
stehe dem Monarchen selbst zu. 

In den dem Au {serordentlichen Landtage übermittelten 
Allerhöchsten Vorlagen fehlt jeder Vorschlag betreffs der 
Ordnimg, nach welcher das Friedenskontingent der aktiven 
Truppen bestimmt werden soll. Aus den Artikeln 29—32 
des Verordnungsentwurfs, betreffend die Organisation und Ver- 
waltung der finnländischen Truppen, geht hervor, dafs eine 
Vermehrung des gegenwärtigen Truppenkontingents augen- 
blicklich nicht beabsichtigt ist. Aus Art, 7 des Wehrpflichtgesetz- 
entwurfs sowie aus den Artikeln 1, 3 und 66 des erwähnten 
Verordnungsentwurfes, nach denen die Fragen wegen der Er- 
gänzung der Truppen beim Kriegsminister konzentriert werden 
sollen, um gleichzeitig mit der Festsetzung der Mannschafts- 
zahl für die Ergänzung der russischen Armee behandelt zu 
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werden, sowie femer aus den 'Erläuterungen' des Komitees 
ist jedoch zu entnehmen, dafs auch die Frage der Höchst- 
ziffer des Friedenskontingents dem Beschlufsrecht der Stände 
entzogen werden soll. Die Allerhöchsten Vorlagen enthalten 
also den Vorschlag, § 121 des Wehrpflichtgesetzes aufzuheben. 

Diesem Vorschlage beistimmen, hiefse der Volksrepräsen- 
tation ein Recht nehmen, welches derselben nicht nur auf 
Grund des erwähnten Paragraphen zukommt, sondern auch auf 
Grund der Bestimmungen der allgemeinen Grundgesetze des 
Landes, welche, wie es sich gebührte, bei der Ausarbeitung 
des Entwurfs sowohl zu diesem als auch zu einer Reihe 
anderer Paragraphen des jetzt geltenden Wehrpflichtgesetzes 
befolgt wurden, und deren Grundsätze hier nur eine solche 
Fassung erhielten, dafs ihre unmittelbare Anwendung auf 
die infolge der Einführung der Wehrpflicht entstandenen Ver- 
hältnisse erleichtert wurde. 

Unter Bezugnahme auf die in Beilage I. befindliche Er- 
örterung von hierher gehörenden staatsrechtlichen Fragen 
glauben die Stände aussprechen zu müssen, dafs das Recht 
und die Wohlfahrt des Landes gebieten, keine Änderung in 
der Ordnung für die Entscheidung über die Höchstziffer des 
aktiven Truppenkontingents in Friedenszeiten vorzunehmen. 

Was dagegen das gegenwärtig festgesetzte Friedens- 
kontingent von 5600 Mann anbelangt, so ist nach Ansicht 
der Stände aus den Gründen , die schon im Anfange dieses 
unterthänigen Schreibens angeführt wurden, eine bedeutende 
Vermehrung dieses Kontingents vielleicht durch die Verhält- 
nisse geboten. 

Bei der Prüfung der Frage, bis auf welche Höhe das Friedens- 
kontingent der aktiven Truppenmacht gebracht werden soll, 
kann nach Ansicht der Stände die Proportion zwischen dem 
Friedenskontingent der russischen Armee und der Volkszahl 
des Kaisertums nicht der entscheidende Mafsstab sein. Aufser 
anderen Ursachen, welche bedingen, dafs eine solche Grund- 
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läge für die Beurteilung der Frage nicht anwendbar ist, muls 
hierbei in Betracht gezogen werden, dals der Staatshaushalt des 
Kaisertums seit zwei Jahrhunderten speciell auf die Beschaffung 
genügender Hilfsquellen für den Unterhalt einer gewaltigen 
Armee, als des Mittels zur Erfüllung grofser politischer Auf- 
gaben, gerichtet gewesen ist. Aufserdem ist der Umstand, dafs 
ein relativ bedeutender Teil der Arbeitskräfte an den Militär- 
dienst gebunden ist, von altersher ein Faktor gewesen, der bei 
Rufslands ökonomischem Leben in Rechnung gezogen werden 
konnte. Denn sowohl die Staatsfinanzen als auch die öko- 
nomische Produktion besitzen eine mächtige Stütze in den 
reichen natürlichen Hilfsquellen mancherlei Art, die sich auf 
Rufslands umfangreichem Gebiet vorfinden. 

Dafs Finnland seit 1809 nur geringe Lasten für das Ver- 
teidigungswesen zu tragen hatte, machte es diesem Lande 
möglich, trotz seiner kargen Natur imd seinem rauhen Klima 
sich zu einem gewissen Wohlstand emporzuarbeiten. Dankbar 
für die Vergünstigung, die solchergestalt dem finnländischen 
Volke gewährt wurde, will dasselbe keinen Anspruch darauf 
machen, besonders begünstigt zu sein, wo es sich tmi Opfer 
für die Verteidigung handelt. Allein die Stände müssen doch 
erachten, dafs eine mathematische Anwendung des oben- 
genannten Mafsstabes nicht zu einer gerechten Festsetzung 
der Militärlasten für das finnländische Volk führen, son- 
dern — unter anderm deshalb, weil die natürlichen Quellen 
des Wohlstandes hier zu Lande viel spärlicher fliefsen als in 
Rufsland — zur Folge haben würde, das finnländische Volk 
künftig weit schwerer als das russische Volk zu belasten. 

Das Friedenskontingent der russischen Armee entspricht 
dem Verhältnis von nahezu 8 Mann auf jedes Tausend der Be- 
völkerungsziffer. Wenn diese Proportion in Finnland zur An- 
wendung käme, müfsten die Truppen in Friedenszeiten hier zu 
Lande ungefähr 20 000 Mann zählen. Allein der Unterhalt eines 
so grofsen Truppenkontingents würde die Finanzen des Landes 
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ruinieren, und der schon jetzt fühlbare Mangel an Arbeits- 
kräften würde sich so sehr steigern, dafs die ökonomische 
Thätigkeit in die schwierigste Lage geraten würde. 

Die Stände haben sich betreffs des Friedenskontingents 
dahin geeinigt, dafs dasselbe nicht höher als auf 12 000 Mann 
festgesetzt werden könne. Auch diese Erhöhung, welche mehr 
als eine Verdoppelung des gegenwärtigen Friedenskontingents 
bedeutet, hat, wenn anders sie keine schweren fmanziellen und 
ökonomischen Störungen herbeiführen soll, einerseits zur Vor- 
aussetzimg, dafs sie allmählich, im Verlaufe von wenigstens neim 
Jahren ausgeführt, imd andererseits, dafs das gegenwärtige Zoll- 
system des Landes, welches der wichtigste Teil seines Finanz- 
wesens ist, nicht zum Objekt irgend welcher gröfseren Ver- 
änderungen gemacht wird. Und die nicht am wenigsten 
wichtige Voraussetzung hierbei ist, dafs die Entwickelung des 
Landes, wie bisher, auch fernerhin unter dem Schutze einer 
festen und unbeeinträchtigten Rechtsordnung vor sich gehen 
kann. 

Bei ihrem Beschlufs, das Kontingent der aktiven Truppen 
auf höchstens 12 000 Mann zu erhöhen, haben die Stände im 
Auge gehabt, dafs die etatmäfsige Mannschaft der neu auf- 
zustellenden Truppenabteilungen zusammen mit der etatmäfsigen 
Mannschaft der alten Truppen nicht die Totalziffer des solcher- 
mafsen erhöhten Kontingents erreichen, sondern hinter dieser 
Zahl um so viel zurückbleiben müfste, dafs der Unterschied 
noch einen Spielraum übrig liefse, um überzählige Mannschaften 
zu den Truppen einzuberufen, damit dadurch der Reserve eine 
gröfsere Anzahl geübter Mannschaften, nach Mafsgabe der 
Bemerkungen in der Motivierung betreffs der Reorganisation 
der Reserve, überwiesen werden könnte. 

Die ebenfalls im ersten Absatz von § 121 enthaltene Be- 
stimmung, dafs die Truppen in den Provinzen des Landes 
stationiert sein sollen, mufs nach Ansicht der Stände imver- 
ändert beibehalten werden. In dem den Ständen mitgeteilten 
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Verordnungsentwurf, betreffend die Organisation und \'er- 
waltung der finnländischen Truppen, heilst es in Art. 28: 
»Die finnländischen Truppen .... können in auch aulserhalb 
Finnlands stationierte Divisionen und Corps eingereiht werden«. 
Der Sinn dieses Satzes ist nach den Motiven der, »dals die 
finnländischen Truppenabteilungen, falls sie aus dem Finn- 
ländischen in andere Militärdistrikte verlegt werden, in andere 
Truppenverbände eingereiht werden können, und zwar ohne 
Rücksicht darauf, ob dies in Friedens- oder Kriegszeiten ge- 
schiehtf. Gegen diesen Vorschlag, welcher allerdings der 
allgemeinen Tendenz der von dem Komitee beim Hauptstabe 
ausgearbeiteten Aktenstücke entspricht, mufs bemerkt werden, 
dafs derselbe keine Stütze in irgend einem der Grundsätze hat, 
die in der Allerhöchsten Vorlage angegeben sind, sowie ganz 
und gar den staatsrechtlichen, administrativen und socialen 
Verhältnissen widerspricht, welche gebieten, dafs die finn- 
ländischen Truppen in Friedenszeiten ihre Standquartiere in 
Finnland haben. Gegen den Vorschlag ist weiter daran zu 
erinnern, dafs eine Verlegung der Truppen in Friedenszeiten 
auf serhalb der Landesgrenzen auch in militärischer Hinsicht 
schwere Übelstände mit sich führen würde. Eine Dislokation 
aufserhalb der Rekrutierungsbezirke mufs nämlich die Mobili- 
sierung erschweren und wesentlich verzögern, sowie die Kosten 
für ihre Durchführung vergröfsem. Eine solche unnatürliche 
Verlegung der Truppen in Friedenszeiten beruht denn auch 
zumeist auf Mifstrauen gegen die Unterthanen; allein ein 
Motiv dieser Art entbehrt im vorliegenden Falle jeglicher Be- 
rechtigung. 

Was femer den zweiten Absatz des in Frage stehenden 
Paragraphen betrifft, so haben die Stände — in der Erwägung, 
dafs Fragen über die Zusammensetzung der Truppen und ihre 
Verteilung auf die verschiedenen Waffengattungen überwiegend 
von militärischer Bedeutung sind, und dafs auch die DivS- 
lokation eher in das Gebiet der militärischen als in das der 
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rein ökonomischen Fragen gehört — die bisher geltende Be- 
stimmung dahin abändern zu sollen geglaubt ^ dafs solche 
Fragen vom Kriegsminister der Entscheidung des Monarchen 
zu unterbreiten sind, nachdem der Senat sein Gutachten in 
der betreffenden Angelegenheit abgegeben. 

Betreffs des Steuerbewilligungsrechtes der Stände und ihrer 
Teilnahme an der Prüfung von Budgetfragen ist in den oft- 
genannten 'Erläuterungen' Nr. IL eine Auffassung ausgesprochen 
worden, deren Unrichtigkeit in Beilage I. dieses unterthänigcn 
Schreibens nachgewiesen wird. Besagte Auffassung dürfte An- 
lafs dazu gegeben haben, dafs die Allerhöchsten Vorlagen 
eine vollständige Aufhebung auch der in § 122 des Wehr- 
pflichtgesetzes enthaltenen Grundgesetzbestimmung bezwecken. 
Ihrerseits erachten die Stände, dafs der Grundsatz dieser Be- 
stimmung beizubehalten sei, wenn auch eine partielle Änderung 
derselben notwendig ist. 

Als das Wehrpflichtgesetz geschaffen wurde, ging man 
in Bezug auf das Militärbudget von der Voraussetzung aus, 
dafs der ganze Betrag, mit welchem die Jahresausgabe die 
Intraden des Militärfonds überstiege, durch von den Ständen 
angewiesene Mittel zu beschaffen sei. Einen Zuschufs aus 
den ordentlichen Einkünften des Allgemeinen Staatsfonds 
zur Bestreitung der Militärausgaben in Anspruch zu nehmen 
und solchergestalt das seit Durchführung des Mndelnings- 
verk' bestehende System, wonach das Heerwesen eine be- 
sondere Abteilung des Staatshaushalts ausmacht, aufzugeben, 
dürfte, so meinte man, um so weniger in Frage kommen, als 
die allgemeinen ordentlichen Einkünfte, obwohl bereits in er- 
freulichem Zuwachs begriffen, vermutlich ganz und gar für die 
steigenden allgemeinen Staatsbedürfnisse notwendig sein würden. 

Dieser Voraussetzung mitsprechen jetzt die faktischen Ver- 
hältnisse nicht mehr. Der Zuwachs in den Einkünften des All- 
gemeinen Staatsfonds hat, besonders diu'ch die Vermehrung der 
Zollintraden, die früheren Erwartungen übertroffen, wogegen 
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sich die Einkünfte des Militärfonds etwas vermindert habea. 
Andererseits aber haben sich seit den im Jahre 1877 auf- 
gestellten Berechnungen die Ausgaben für das Militär wesent- 
lich gesteigert. Um der Entstehung des Übelstandes vor- 
zubeugen, dats die Stände — ohne Rücksicht darauf, daüs die 
Einkünfte des Staatsfonds alljährlich Überschüsse ergäben — 
gezwungen wären, zur Herstellung des Gleichgewichts im 
Militärbudget dem Lande erhöhte aufserordentliche Steuern auf- 
zuerlegen, was den im 5. Punkte der Vereinigung»- und Sicher- 
heitsakte, sowie in § 36 der Landtagsordnung ausgesprochenen 
Grundsätzen widersprechen würde, ist bei der Budgetregu- 
lierung für die letzten Finanzperioden das Verfahren beobachtet 
worden, dafs Überschüsse aus dem Allgemeinen Staatsfonds 
bei den aufserordentlichen Steuern (bevillningsfond) in An- 
rechnung gebracht worden sind und also eine zusammen mit 
den aufserordentlichen Steuern verfügbare Einnahmequelle ge- 
bildet haben, auf welche die Stände die für das Militärbudget 
erforderlichen Beträge anweisen konnten. 

Dieses Verfahren hat jedoch nur provisorischer Natur sein 
können. Die Stände haben denn auch auf den letzten Land- 
tagen unterthänige Anträge gestellt, betreffend eine definitive 
Vergröfserung der Einkünfte des Militärfonds durch einen 
bestinmiten Betrag aus den Einkünften des Allgemeinen Staats- 
fonds oder durch irgend eine beliebige zu diesem Fonds ge- 
hörende Steuer. 

Da die Durchführung des von den Ständen jetzt an- 
genonmienen Gesetzes sehr bedeutende Kosten für die Auf- 
stellung neuer Truppenabteilungen und den Unterhalt eines ver- 
gröfserten Truppenkontingents künftig in Anspruch nehmen 
dürfte, wird es sich notwendig erweisen, das ebenerwähnte provi- 
sorische Verfahren derart zu ordnen, dafs die Stände für die 
Regulierung des Militärbudgets keinen gröfseren Betrag an 
aufserordentlichen Steuern zu bewilligen brauchen, als wie die 
faktische Finanzlage es erfordert. Die Stände haben demnach 
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zu besagtem Zweck eine Änderung von § 122 vornehmen zu 
müssen geglaubt. 

Die im ersten Satze des genannten Paragraphen enthaltene 
Bestimmung bezüglich des Rechts des Kaisers und Grofsfürsten, 
allein über die Ausrüstung und den Unterhalt der Truppen 
zu bestimmen, wird nicht von dieser Änderung berührt. Da 
der Monarch nach § 24 der ^Regierungsform' von 1772 befugt 
ist, ohne Mitwirkung der Stände das Ausgabebudget für den 
allgemeinen Staatsfonds festzustellen, kann die von den Ständen 
vorgenommene Änderung der Art und Weise, in welcher das 
Militärbudget zu regulieren ist, der Regierung auch in Bezug 
auf die Befriedigung der Staatsbedürfnisse, welche nicht zum 
Militärbudget gehören, keine Schwierigkeiten bereiten. 



Die Verwendung der flnnländisehen Truppen in 

Kriegszeiten. 

Infolge der Vereinigimg Finnlands mit dem Kaisertum 
können die finnländischen Truppen in politischer Beziehung 
keine andere Aufgabe haben als die russischen: sobald Krieg 
ausbricht, ist Rufslands Feind auch Finnlands Feind. Daraus 
folgt jedoch nicht, dafs in betreff der Verwendung der finn- 
ländischen Truppen nicht verschiedene Umstände in Betracht 
zu ziehen wären. • 

Es ist nach Ansicht der Stände offenbar, dafs der finn- 
ländische Soldat am besten kämpfen wird, wenn er für die 
Verteidigung seines eigenen Vaterlandes kämpft. Feindliche 
Landungen in Finnland zu verhindern oder, wenn solche ge- 
schehen sind, das weitere Vorrücken des Feindes zu henmien 
und das Vaterland gegen die Heimsuchungen des Krieges zu 
schützen, — das ist eine Aufgabe, die sicherlich auch von 
dem geringsten Mann im Gliede als eine heilige Pflicht ver- 

D. Attfserord. Finnl. Landtag^. 7 
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standen werden und einen jeden zu grOlstem Mut und höchster 
Energie entflammen wird. Auch werden die finnländischen 
Truppen, vermöge ihrer Bekanntschaft mit den Terrainverhält- 
nissen, hier zu Lande mit gröfserer Geschicklichkeit als aulser- 
halb des Landes ihre Au%abe während der Kriegsoperationen 
erfüllen können. 

Bricht ein Krieg aus, der auch in Finnland Malsregeln 
zur Verteidigung des Reiches notwendig macht, so darf 
es aus den angeführten Gründen wohl nicht in Frage kommen, 
die finnländischen Truppen nach anderen Kriegsschauplätzen 
hin abzukommandieren und nur russische Truppen zur Ver- 
teidigung Finnlands zu verwenden. Die finnländischen Truppen 
würden in solchem Falle ihr Land mit dem bitteren Gefühl 
verlassen, dals ihre Treue beargwöhnt werde; sie würden es als 
eine Demütigung empfinden, nicht für das kämpfen zu dürfen, 
was ihrem Herzen am nächsten stehen mufs, das eigene Vaterland, 
da auch dieses von den Gefahren des Krieges bedroht wird. 

Aus diesen Gründen, die auch vom rein militärischen 
Standpimkt aus von schwerwiegender Bedeutung sind, haben die 
Stände eine ausdrückliche Erklärung im Gesetz für geboten 
erachtet, dafs die finnländischen Truppen in Kriegszeiten vor- 
zugsweise bei Verteidig ungsmafsregeln in Finnland verwendet 
werden sollen. Dieser Bestimmung im ersten Absatz von § 123 
ist jedoch, in Übereinstimmung mit der Äufserung der Stände 
über die Abänderung von § 1 des Wehrpflichtgesetzes, der Zu- 
satz hinzugefügt worden, dafs die finnländischen Truppen, soweit 
Verteidigungsmafsregeln auf finnländischem Boden das Ver- 
bleiben der Truppen in Finnland nicht erfordern, zur Mit- 
wirkung bei der Verteidigung des Reiches auch aufserhalb des 
Landes beordert werden können. 

Was speciell die Landwehrtruppen angeht, die nach 
§ 20 nur bei aufsergewöhnlichen Anlässen in Kriegszeiten auf- 
gestellt werden dürfen, und deren Verwendung im Felde weit 
aufserhalb des eigenen Landes offenbar auch für die Krieg- 
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ftihrung nicht von wirklichem Nutzen sein würde, so haben die 
Stände aufserdem die Bestimmung für angemessen angesehen, 
dafs diese Truppen niemals aus Finnland geführt werden 
dürfen, es sei denn, dafs sie zur Verteidigung der Haupt- 
stadt des Kaisertums notwendig gebraucht werden sollten. 

Die Änderungen, welche die Stände in § 1 und im ersten 
Absatz von § 123 vorgenommen haben, stehen in Zusammen- 
hang mit den leitenden Grundsätzen, an denen im übrigen bei 
der Prüfung der Vorschläge der Allerhöchsten Vorlagen fest- 
gehalten worden ist. Die Anerkennung erweiterter Verpflich- 
tungen in Bezug auf die Reichsverteidigung ruht auf der all- 
gemeinen Voraussetzung, dafs die staatsrechtliche Stellung, 
welche dem finnländischen Volke im Jahre 1809 garantiert 
wurde, aufrechterhalten wird, und auf der speciellen Voraus- 
setzung in Ansehung des Heerwesens, dafs das finnländische 
Militär wie bisher eine finnländische Institution bleibt. 

Im zweiten Absatz von § 123 sind nur solche Abänderungen 
vorgenommen worden, die durch die veränderte Organisation ' 
der Reserve und der Landwehr erfordert werden. 



Falls diejenigen Abänderungen der Bestimmimgen des 
jetzigen Wehrpflichtgesetzes, welche die Stände ihrerseits an- 
zunehmen beschlossen haben, von Ew. Kaiserlichen Majestät 
genehmigt und zur Nachachtung bestimmt werden, so wird 
sich die militärische Dienstpflicht künftig in mancher Beziehung 
drückender als gegenwärtig gestalten. Es erscheint daher recht 
imd billig, dafs die in das neue Gesetz aufgenommenen 
strengeren Bestimmungen über die Dienstzeit nicht auf solche 
Wehrpflichtige ausgedehnt werden, die vor dem Termin, wo 
dasselbe in Kraft tritt, an der Auslosung teilgenommen oder Auf- 
schub erhalten haben oder auch als Freiwillige bezw. Volontärs 
eingetreten sind; sondern müfste diesen Personen das Recht 
zuerkannt werden, innerhalb der Dienstzeiten, welche das jetzige 

Gesetz festgestellt hat, ihre Wehrpflicht zu absolvieren. 

7* 
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Da in Zukunft nur diejenigen Wehrpflichtigen, welche 
aktiv gedient haben, der Reserve tiberwiesen werden würden, 
so haben die Stände in Erwägung gezogen, ob die gegenwärtig 
bestehende Übungspflicht für solche, die auf Grund der jetzigen 
Bestimmungen unmittelbar bei der Reserve eingeschrieben worden 
sind, überhaupt fernerhin in Anspruch zu nehmen wäre. Allein 
wenn auch die Reserve, welche nur eine Übung von 90 Tagen 
durchgemacht hat, vom militärischen Standpunkt aus für ihren 
Zweck minder tauglich sein sollte, so erscheint sie doch so lange 
unentbehrlich, bis eine hinlängliche Anzahl vollkommen ge- 
übter Reservisten nach dem neuen System hat ausgebildet 
werden können. Im HQnblick hierauf haben die Stände erachtet, 
dals die gesetzliche Aufhebimg dieser Übungspflicht unmöglich 
sei, und befunden, dafs es vielmehr von Ew. Kaiserlichen 
Majestät Prüfung und Entscheidung abhängig sein müsse, ob 
Übungen mit den betreffenden Leuten auch weiterhin vor- 
genommen werden sollen. 

In jedem Falle würde während eines Teiles der Über- 
gangsperiode ein nicht geringer Mangel an geübter Mann- 
schaft für die Ergänzung der aktiven Truppen in Kriegszeiten 
sich geltend machen. Denn auch wenn man die ebengenannten 
Übungen beibehielte, würde die nach den zur Zeit giltigen Be- 
stimmungen gebildete Reserve sich alljährlich successiv ver- 
mindern und fünf Jahre nach Bewerkstelligung der Aushebung 
auf Grund der neuen Bestimmungen völlig verschwinden, während 
andererseits bis zum letztgenannten Zeitpunkt nur zwei Jahr- 
gänge vollkommen geübter Mannschaften von der aktiven Truppe 
za der neugebildeten Reserve hätten übergeführt werden können. 
Dieser Übelstand läfst sich anscheinend am zweckmäfsigsten 
teils dadurch beseitigen, dafs, auf die schon früher angedeutete 
Weise, bei den alljährlichen Aushebungen eine gröfsere Anzahl 
Wehrpflichtiger, als wie zur Ergänzimg des Friedenskontingents 
nötig ist, zum Dienst bei den aktiven Truppen einzuberufen 
und der überzählige Teil der Mannschaft nach einer kürzeren 
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Dienstleistung der Reserve zu tiberweisen wäre, teils auch da- 
durch, dafs in den ersten Jahren nach dem Erlöschen der 
gegenwärtigen Reserve die unmittelbar bei der Landwehr 
eingeschriebenen Wehrpflichtigen sich einer Übung zu unter- 
ziehen hätten, wie der erste Absatz von § 21 des Gesetz- 
entwurfs näher angiebt. 

Übrigens haben die Stände es für das Zweckmäfsigste ge- 
halten, dafs die betreffenden neuen Bestimmungen mit Beginn 
eines Kalenderjahres in Kraft treten würden. 



Die Allerhöchsten Vorlagen bezwecken die Herstellung 
einer dermafsen veränderten Gesetzgebung über das finn- 
ländische Heerwesen, dafs dadurch nicht nur das jetzige Wehr- 
pflichtgesetz sondern auch das Allerhöchste Manifest vom 6./18. 
Dezember 1878, des Inhalts, dafs verschiedene Paragraphen des 
besagten Gesetzes als Grundgesetzbestimmungen angesehen 
werden sollen, vollständig aufgehoben werden würden. 

Der von den Ständen angenommene Gesetzentwurf fufst 
dagegen auf dem gegenwärtig gültigen Wehrpflichtgesetz, 
in welchem eine Anzahl Paragraphen künftig durch das neue 
Gesetz einen veränderten Wortlaut erhalten würden. 

In Aktenstücken, welche den Allerhöchsten Vorlagen bei- 
gegeben sind, besonders in dem unterthänigen Memorial des 
Kriegsministers vom 14. November 1898, ist die Behauptung 
aufgestellt worden, dafs die Stände auf dem Landtage von 
1877 — 1878 unbefugterweise beschlossen hätten, eine Anzahl 
Paragraphen des Wehrpflichtgesetzes seien als Grundgesetz- 
bestinmiungen zu betrachten, sowie dafs dieser Beschlufs der 
Stände vom Ministerstaatssekretär absichtlich dem damaligen 
Kriegsminister verschwiegen worden sei und nur infolge dieses 
inkorrekten Verfahrens mittelst des Allerhöchsten Manifests 
vom 6./18. Dezember 1878 habe sanktioniert werden können. 
Diese Behauptungen werden jedoch durch die an einer späteren 
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Stelle dieses unterthänigen Schreibens gegebene Erörterung 
der betreffenden Fragen widerlegt. 

Seine Gültigkeit behält der Inhalt des Allerhöchsten Mani- 
fests auch fernerhin in Bezug auf die darin namhaft gemachten 
Gesetzesstellen; es werden also die betreffenden Paragraphen 
künftig auch in ihrem veränderten Wortlaut ihren grundgesetz- 
lichen Charakter behalten. Um jedoch jedes etwa mögliche 
Mifsverständnis auszuschlielsen , haben die Stände diesen Um- 
stand bei der Formulierung des Ingresses zum Gesetze be- 
achtet. 



Auf Grund des Angeführten gestatten sich die Stände, 
bei Ew. Kaiserlichen Majestät unterthänigst anzumelden: 

dafs der mit einer Allerhöchsten Vorlage den Ständen 
übermittelte Entwurf zu einem. Wehrpflichtgesetz für 
das Grofsfürstentum Finnland von den Ständen nicht hat 
angenommen werden können y sowie dafs, wie befunden 
worden ist, die Allerhöchste Vorlage, betreffend die 
Grundlagen für die Organisation und Verwaltung der 
finnländischen Truppen, samt dem begleitenden Entwurf 
zur Verordnung in dieser Frage solche Veränderungen 
des jetzigen Wehrpflichtsgesetzes und des allgemeinen 
Grundgesetzes beabsichtigt, denen ihre Zustimmung zu 
gewähren die Stände für unmöglich erachtet haben; 

dafs aber die Stände, in Ansehung dessen, dafs von 
Ew, Kaiserlichen Majestät durch jene Allerhöchsten 
Vorlagen die Initiative zur Revision des Wehrpflicht- 
gesetzes für das Grofsfürstentum Finnland vom 2y, De- 
zember i8y8 ergriffen worden ist, ihrerseits angenommen 
haben und Ew, Kaiserlichen Majestät zur Aller- 
höchsten Bestätigung unterthänigst übermitteln ein, wie 
folgt, lautendes 
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Gesetz 

betreffs Änderung verschiedener Bestimmungen im 
Wehrpflichtgesetz für das Grofsfürstentum Finnland. 

Hierdurch wird festgesetzt, dafs nachstehende Paragraphen 
des Wehrpflichtgesetzes für das Grofsfürstentum Finnland vom 
27. Dezember 1878, unter Beibehaltung des durch das Aller- 
höchste Manifest vom 6./18. Dezember 1878 den §§ 1, 2, 3, 
4, 5, 9, 13, 19, 20, 121, 122 und 123 beigelegten Grundgesetz- 
charakters, folgenden veränderten Wortlaut erhalten sollen: 

§ 1- 

Zur Verteidigung des Thrones, des Vaterlandes und des 
Russischen Reiches ist jeder finnländische Staatsbürger wehr- 
pflichtig, gemäfs den Grundsätzen, die in diesem Gesetze fest- 
gestellt werden. 

§2. 

Die Grundbesitzer im Lande sind für die Zukunft von der 
Verpflichtung befreit, nach Mafsgabe des 4ndelningsverk% 
das jedoch in kameraler Beziehung fortbesteht, Kriegsvolk 
aufzustellen. 

§3. 
Das Grofsfürstentum stellt stehende Truppen und Land- 
wehr auf. 

A) Die finnländischen stehenden Truppen sind: 

1) aktive Truppen, die durch jährliche Aushebung von 
Mannschaften ergänzt werden, und 

2) Reserve, deren Zweck ist, die aktiven Truppen auf 
vollzählige Stärke zu bringen, und die aus Leuten 
gebildet wird, die aus dem aktiven Dienst beurlaubt 
worden sind. 

B) Die finnländische Landwehr besteht aus den waffen- 
fähigen Männern, welche nicht den stehenden Truppen 
zugeteilt worden sind; sowie aus denjenigen, die ihre 
Dienstzeit bei diesen Truppen vollständig absolviert haben. 
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§4. 

Der finnländische Staatsbürger absolviert seine Wehrpflicht 
bei einer finnländischen Truppe. 

Der Eintritt in den Dienst auf Grund der Aushebung wird 
durch Auslosung bestimmt. An solcher Auslosung nimmt jeder 
nur einmal in seinem Leben teil. 

Sich von der Wehrpflicht mit Geld zu lösen oder einen 
anderen für sich zu stellen, ist nicht zulässig. 

§ 5. 

Die Anzahl der zur Ergänzung der finnländischen aktiven 
Truppenabteilungen erforderlichen Mannschaften wird alljährlich 
vom Kaiser und Grofsfürsten auf Vortrag des Kriegsministers 
im Kaisertum festgesetzt, nachdem der Senat für Finnland 
diesbezügliche Vorschläge abgegeben hat. 

Die solchergestalt bestimmte Anzahl wird dem Senat 
durch Kaiserliches Reskript an den Generalgouvemeur zur 
Kenntnis gebracht. 

§8. 

Diejenigen, die durch Richterspruch die bürgerlichen 
Ehrenrechte oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher 
Ämter verloren haben, dürfen nicht in den Militärdienst treten. 

Kap. IL 

Von der Dienstzeit bei den stehenden Truppen und 

von der Reserve. 

§9. 
Die allgemeine Dienstzeit bei den stehenden Truppen be- 
trägt für diejenigen, welche auf Grund der Auslosung ein- 
treten, zehn Jahre, davon drei Jahre im aktiven Dienst und 
sieben Jahre bei der Reserve. 

In Kriegszeiten müssen die bei den Truppen Befindlichen 

« 

im Dienste bleiben, solange solches erforderlich ist. 
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§ 10. 

Die Überweisung von Unteroffizieren und Mannschaften 
zur Reserve kann laut Verfügung des Kaisers und Grofsfürsten, 
auf Antrag des Kriegsministers, auch vor Ablauf der in § 9 
für die aktive Dienstleistung festgesetzten Zeit erfolgen. Um- 
fafst eine solche Überweisung nicht einen ganzen Jahrgang der 
Wehrpflichtigen, sondern nur einen Teil davon, so wird durch 
besondere Auslosung entschieden, wer von den zum betreffen- 
den Jahrgang Gehörenden zur Reserve übergeführt werden soll. 

Für den Fall^ dafs aufserordentliche politische oder mili- 
tärische Verhältnisse das Verbleiben der Unteroffiziere und 
Mannschaften im aktiven Dienst auch nach Absolvierung der 
gesetzlichen Dienstzeit nötig machen, ist der Kriegsminister 
befugt, nach Einholung der diesbezüglichen Genehmigung des 
Kaisers für jeden einzelnen Fall, die Überführung vom aktiven 
Dienst zur Reserve aufzuschieben, jedoch nicht auf längere 
Zeit als 6 Monate. 

Von Mafsregeln, die nach dem ersten und zweiten Absatz 
zur Anwendung kommen, wird dem Senat durch den General- 
gouvemeur Mitteilung gemacht. 

Die Zeit, welche Unteroffiziere und Mannschaften aus 
obengenannter Ursache im aktiven Dienst über den dafür fest- 
gesetzten Zeitpunkt hinaus zugebracht haben, wird denselben 
auf die Dienstzeit bei der Reserve doppelt angerechnet. Wird 
die aktive Dienstzeit aus anderen Gründen verlängert, so ist 
der Überschufs von der Dienstzeit bei der Reserve einfach ab- 
zurechnen. 

Verkürzung der Dienstzeit bei einer aktiven Truppe hat 
entsprechende Verlängerung der Dienstzeit bei der Reserve 
zur Folge. 

Die bei der Reserve Eingeschriebenen können durch Ver- 
fügung des Kriegsministers zu Übungen innerhalb des Landes 
einberufen werden, jedoch nicht öfter als zweimal während 
ihrer ganzen Dienstzeit bei der Reserve, und jedesmal auf 
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höchstens sechs Wochen. Nähere Vorschriften über die Ein- 
berufung von Reservisten zu einer Übung werden vom Senat 
nach Beratschlagung mit dem Generalgouvemeur erlassen. 

Die finnländischen Truppen werden, so oft solches für nötig 
erachtet wird, zu grölseren gemeinsamen Feldlagern und 
Übimgen innerhalb des Landes zusanmiengezogen. Aktive 
Truppenabteilungen können auch zur Teilnahme an Feldlagern 
und Manövern im Kaisertum abkommandiert werden. 

§ 13. 

Wird es erforderlich, die Anzahl der finnländischen Truppen 
über den Friedensetat hinaus zu erhöhen, so werden die Re- 
servisten auf Grund eines Allerhöchsten Befehls, der dem 
Senat durch Kaiserliches Reskript an den Generalgouverneur 
mitgeteilt wird, zum aktiven Dienst einberufen. 

Der jüngere Jahrgang wird vor dem älteren einberufen. 
Wird nicht ein ganzer Jahrgang einberufen, so geschieht die 
Aushebimg an der Hand der bereits erfolgten Auslosung, wie 
auch im übrigen nach den für den Eintritt bei den aktiven 
Truppen festgestellten Grundsätzen. 

Über die Bestreitung der Kosten für das Bringen der 
Truppen auf erhöhten Etat hat der Senat einen Vorschlag 
zu entwerfen und an Seine Kaiserliche Majestät einzusenden. 

§ 14. 

Auf Vorstellung des Senats bestinunt der Kaiser und Grofs- 
fürst, welche Ämter im Staats- und Konmiunaldienst, sowie 
bei Privateisenbahnen derart beschaffen sind, dafs ihre Inhaber, 
obwohl zur Reserve gehörig, von der Einberufung zum 
aktiven Dienst befreit sein sollen; und wird in gleicher Ordnung 
auch festgesetzt, wie von der Anstellung eines Reservisten 
bei solchem Posten oder von seiner Niederlegung desselben 
der zuständigen Ersatzkommission Meldung zu erstatten ist. 

§ 15. 

Wehrpflichtige, welche bei einer aktiven Truppe ihre 
militärische Dienstpflicht absolvieren, werden nach wie vor den 
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Kommunen zugerechnet, denen sie beim Eintritt in den Dienst 
angehörten. 

Unteroffiziere und Mannschaften im aktiven Dienst sind 
während der Dienstzeit für ihre Person von der Leistung aller 
persönlichen Verpflichtungen und Lasten befreit. Dagegen 
sind sie gehalten, für ihr Einkommen sowie für ihr festes und 
bewegliches Eigentum Steuern und andere Abgaben zu zahlen, 
sowie die gesetzlich vorgeschriebenen Pflichten zu erfüllen. 

§ 17. 
Zur Reserve gehörigen Personen soll der Eintritt in ein 
staatUches oder kommunales Civilamt unverwehrt sein. Wird 
ein Reservist in Kriegszeiten oder zur Übung von solchem 
Posten hinweg in Reih und Glied berufen, so behält er seine 
bürgerliche Anstellimg und ist auch zuna Genufs des damit ver- 
bundenen Gehalts berechtigt, nach Abzug des Betrages, der 
nach bestehenden Verordnungen dem Stellvertreter zukommt. 

§ 18. 
In Bezug auf die Pflicht des Reservisten, bei längerer Ab- 
wesenheit von dem Wohnort bei der zuständigen Behörde 
Meldung zu machen, sowie sich bei Kontrollversammlungen ein- 
zufinden, die behufs Prüfung der Richtigkeit der über die 
Reservisten in der Stammrolle enthaltenen Angaben veranstaltet 
werden, gilt das, was speciell diesbezüglich vorgeschrieben wird. 

§ 19. 
Ein bei der Landwehr eingeschriebener Wehrpflichtiger ver- 
bleibt bei derselben bis zur Vollendimg des 43. Lebensjahres. 

§ 20. 

Die Angehörigen der Landwehr heifsen Wehrmänner und 
können nur bei aufsergewöhnlichen Anlässen in Kriegszeiten 
zum Dienst einberufen werden. 

Das Aufgebot geschieht durch Kaiserliches Manifest. 

Die jüngsten Jahrgänge werden zuerst einberufen. Von 
den Wehrmännem, die zu allerletzt von der Reserve zur Land- 
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wehr tibergeführt worden sind, wird daneben die nötige An- 
zahl einberufen, um für die aufzustellenden finnländischen Land- 
wehrtruppen als Cadres zu dienen. 

Wehrmänner der jüngeren Jahrgänge können gleichfalls 
zur Ergänzimg der aktiven Truppen herangezogen werden, 
falls die Reserve als hierfür unzureichend befunden wird oder 
erschöpft worden ist. 

Wird nicht ein ganzer Jahrgang einberufen, so geschieht 
die Aushebung aus allen Auslosungsdistrikten und wird im 
übrigen in gleicher Ordnung verfahren, wie in § 13 für die 
Reserve festgesetzt ist. 

Die Landwehr wird am Schlufs des Krieges oder auch 
früher, wenn sie entbehrlich geworden ist, beurlaubt. Die be- 
treffende Verfügung wird durch Kaiserliches Reskript an den 
Generalgouvemeur mitgeteilt. 

Ebenso werden diejenigen Wehrmänner, die zur Ver- 
stärkung der stehenden Truppen einberufen wurden, entlassen, 
sobald sie abkömmlich geworden sind. 

§21. 

Die Wehrmänner, welche bei der Aushebung unmittelbar 
bei der Landwehr eingeschrieben worden sind, können mit 
Genehmigung des Kaisers und Grofsfürsten zu Übungen inner- 
halb des Landes einberufen werden, jedoch nicht öfter als zwei- 
mal im Laufe der vier ersten Jahre nach der Einschreibung 
und jedesmal auf eine Zeit von höchstens sechs Wochen. 

Der Wehrmann untersteht dem allgemeinen Gesetz und 
wird von einem bürgerlichen Gerichtshof abgeurteilt, steht aber, 
wie die Reserve, unter den Kriegsgesetzen und wird in den 
Fällen, die in § 16 aufgezählt sind, vor dem Kriegsgericht verklagt. 

Von der Einberufung zur Dienstleistung werden diejenigen 
der Landwehr angehörenden Personen befreit, welche im Staats- 
oder Kommunaldienst oder bei Privateisenbahnen Stellungen 
innehaben, die nach Mafsgabe der in § 14 erwähnten Ord- 
nung bestimmt werden. 
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Der Landwehr angehörige Personen, die aus dem staat- 
lichen oder kommunalen Civildienst hinweg zum Kriegsdienst 
einberufen worden sind , geniefsen in diesem Falle die gleichen 
Rechte, wie sie nach § 17 Reservisten zukommen. 

Für Offiziere und Militärbeamte, welche vom aktiven Dienst 
abgegangen sind und der Reserve nicht angehören, gilt in 
Bezug auf die Verpflichtung zum Eintritt in den Dienst bei der 
Landwehr das, was speciell diesbezüglich vorgeschrieben wird. 

§23. 
Das Mindestlängenmals für Annahme zum Militärdienst 
auf Grund der Auslosung beträgt 1,534 m. 

§ 25. 
Die Vorschriften über Messung und Besichtigung von 
Wehrpflichtigen, sowie die Angaben über solche körperliche 
Gebrechen und Krankheiten, welche ein Hindernis für die An- 
nahme zum Militärdienst bilden, werden, nach Anhörung der 
Medizinaldirektion, vom Senat im Einvernehmen mit dem 
Generalgouvemeur ausgefertigt. 

§ 26. 
Von der Dienstleistung bei den stehenden Truppen sowohl 
in Friedens- wie in Kriegszeiten, dagegen weder von der 
Übimgspflicht bei der Landwehr, noch auch von der Dienst- 
leistung bei einer Landwehrtruppe werden befreit: 

a) der einzige arbeitsfähige Sohn einer Witwe oder eines 
arbeitsimfähigen Vaters; b) der einzige arbeitsfähige Bruder 
eines oder mehrerer vater- und mutterloser Geschwister; c) der 
einzige arbeitsfähige Enkel, wenn Grolsvater oder Grofsmutter 
väterlicher- oder mütterlicherseits keinen arbeitsfähigen Sohn 
haben, sofern in den obengenannten Fällen der Sohn, der 
Bruder oder der Enkel die hauptsächliche Stütze der Familie 
bildet; d) der einzige Sohn in einer Familie, auch wenn der 
Vater arbeitsfähig ist; e) der nächstälteste Bruder eines auf 
Grund der Aushebung im aktiven Dienst Stehenden oder in 
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demselben Verstorbenen; sowie f) ein unehelicher Sohn, welcher 
der einzige Versorger seiner Mutter ist.^ 

Anmerkung 1. Stiefeöhne, desgleichen derjenige, der vor 
dem Alter von 10 Jahren als Pflegesohn angenommen worden 
ist, gelten als eigene Kinder ihrer Stief- oder Pflegeeltern, 
falls diese keinen arbeitsfähigen Sohn haben. 

Anmerkung 2. Als arbeitsfähig gelten alle Familien- 
mitglieder im Alter zwischen 18 imd 55 Jahren, ausgenonmien : 
a) wer infolge eines körperlichen Gebrechens oder wegen Kränk- 
lichkeit keine Kraft zur Arbeit hat ; b) wer sich seit mehr als 
drei Jahren an unbekanntem Ort aufhält; c) Unteroffiziere und 
Mannschaften im aktiven Dienst. 

Anmerkung 3. Ist ein bereits zum Dienst Ausgehobener durch 
ein später eingetroffenes Ereignis in irgend ein solches Familien- 
verhältnis gekommen, wie es dieser Paragraph angiebt, so wird 
er von der Dienstleistung bei den stehenden Truppen befreit. 

Hat andererseits das Familienverhältnis aufgehört, auf 
welches sich die Befreiung gründet, so wird der solchergestalt 
Befreite zur aktiven Dienstleistung einberufen, jedoch nicht für 
längere Zeit, als wie von seiner Dienstzeit noch erübrigen 
würde, falls er nicht in den Genufs der vorbesagten Ver- 
günstigung gekommen wäre. 

§ 27. 

Wenn zwei im gleichen Jahre geborene Brüder an ein 
und derselben Auslosung teilgenommen haben und beide auf 
Grund der gezogenen Losnummer zum Eintritt in den aktiven 
Dienst verpflichtet wären, so wird derjenige von ihnen, welcher 
die höhere Losnummer bekommen hat, bei der Landwehr ein- 
geschrieben. 

Übrigens ist es solchen Brüdern gestattet, ihre Los- 
nummer miteinander zu tauschen. 

§ 28. 

In jeder Familie kann dasjenige ihrer Mitglieder, welches 
auf Grund der Auslosung in den aktiven Dienst treten mufs 
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oder bereits dient, in freiwilligem Übereinkommen durch 
seinen Bruder oder Halbbruder ersetzt werden, vorausgesetzt, 
dals derjenige, welcher an seine Stelle treten will, nicht selbst 
der Aushebung unterliegt, nicht zur Reserve gehört und nicht 
jünger als 21 oder älter als 26 Jahre ist. Wer an die Stelle des 
anderen tritt, hat ohne Rücksicht auf die längere oder kürzere 
Zeit, welche der Abgehende gedient hat, bei einer aktiven 
Truppe imd bei der Reserve so lange zu dienen, wie in §§ 9 und 
32 für denjenigen, der auf Grund der gezogenen Losnummer 
in Dienst genommen wird, bestimmt ist. Der solchermafsen 
vom aktiven Dienst Befreite wird aus der Liste der stehenden 
Truppen gestrichen imd bei der Landwehr eingeschrieben. 

§ 32. 
Personen mit nachstehendem Bildimgsgrad geniefsen, 
wenn sie die Wehrpflicht auf Grund der Auslosung absolvieren, 
Verkürzung der Dienstzeit nach folgenden Regeln: 

1. Wer den vollständigen Kursus einer höheren Volksschule, 
einer niederen Elementar-Lehranstalt oder einer niederen 
Schule für Handel, Schiffahrt, Ackerbau, Industrie oder schöne 
Künste durchgemacht oder entsprechende Kenntnisse nach- 
gewiesen hat, dient 2 Jahre aktiv und 8 Jahre bei der 
Reserve. 

2. Wer 7 Klassen eines Vollgymnasiums oder die allgemeinen 
Klassen beim finnländischen Kadettencorps oder ein Volksschul- 
lehrerseminar oder eine höhere Gewerbe- bezw. Kunstschule ab- 
solviert oder entsprechende Kenntnisse nachgewiesen hat, 
dient aktiv 1 V« Jahr und bei der Reserve 8 V^ Jahr. 

3. Wer auf der Universität oder dem Pol3rtechnikum imma- 
trikidiert ist oder ein landwirtschaftliches Institut oder eine 
dementsprechende Lehranstalt für ein anderes praktisches Ge- 
werbe bezw. für schöne Künste vollständig absolviert hat, 
dient aktiv 1 Jahr und bei der Reserve 9 Jahre. 

Dem Senat steht es zu, die Lehranstalten verschiedener Art, 
öffentliche wie private, auf die oben angegebenen drei Kate- 
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gorien näher zu verteilen, desgleichen vorkommenden Falls 
nach den in diesem Paragraphen enthaltenen Grundregeln 
zu entscheiden, welche Verkürzung der Dienstzeit demjenigen 
zukommen soll, der einen Kursus bei einer russischen oder 
ausländischen Lehranstalt vollständig durchgemacht hat. 

§ 35. 
In Friedenszeiten werden folgende Personen, wenn sie auf 
Gnmd der gezogenen Losnummer bei den stehenden Truppen 
eintreten mtilsten, von aktiver Dienstleistung entbunden, jedoch 
mit der Verpflichtung, 10 Jahre lang der Reserve und darauf 
der Landwehr anzugehören, nämlich: 

1) Ärzte im Staats- oder Kommunaldienst, sowie Vor- 
steher von Apotheken. 

2) Lehrer an allen öffentlichen sowie auch an denjenigen 
privaten Lehranstalten, welche Staatsimtersttitzung ge- 
niefsen oder deren Statuten von der Regierung bestätigt 
sind; unter der Bedingung, dafs sie in den ersten drei 
Jahren nach ihrer Einschreibung bei der Reserve all- 
jährlich bei der zuständigen Ersatzkommission zur Voll- 
ziehung der Wehrpflicht ein vorschriftsmäfsiges Zeugnis 
darüber vorweisen, dafs sie fortgesetzt eine mit dem 
Recht auf Berechnung von Dienstjahren im Schulamt 
verbundene feste Lehrthätigkeit ausüben. 

§36. 
Von aktiver Dienstleistung wie auch von der Verpflich- 
tung, sich bei Übungen einzufinden, werden in Friedenszeiten 
entbunden : 

1) Geprüfte Schiffskapitäne, Schiffer und Steuerleute, des- 
gleichen geprüfte Maschinisten auf Dampfern, wofern 
sie alljährlich während der Dauer der Schiffahrt bis 
zur Vollendung des 32. Lebensjahres durch Zeugnisse 
eines zuständigen Seemannsamtes im Lande den Nach- 
weis liefern, dafs sie ihrem Beruf entsprechende An- 
stellungen auf Handelsschiffen haben. 
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• 

2) Lotsen und Lotsenlehrlinge, desgleichen auf Fahrzeugen 
des Lotsenamtes mindestens für ein Jahr angestellte Per- 
sonen, die alljährlich bis zur Vollendung des 32. Lebens- 
jahres durch Zeugnisse der Direktion des Lotsenwesens 
nachweisen, dals sie in Ausübung ihrer Beschäftigung 
stehen. 

3) Matrosen auf Handelsschiffen, die bis zur Vollendung 
des 32. Lebensjahres alljährlich während der Dauer 
der Schiffahrt durch Vorweisung eines Dienstkontrakts 
oder einer beglaubigten Abschrift desselben darthun, dafs 
sie in Ausübung ihrer Hantierung stehen. 

§38. 
Ein Aushebungsbezirk kann eine oder mehrere länd- 
liche oder städtische Kommunen umfassen, soll aber nicht 
weniger als 5000 oder «mehr als ungefähr 50 000 Einwohner 
haben; Doch darf eine städtische Kommune mit zahlreicherer 
Bevölkerung einen einzigen Aushebungsbezirk bilden. 

§44. 
Der ständigen Abteilung der Ersatzkommission, welche, 
wie oben in § 42 angegeben, aus dem Kriegskommissar und 
dem Sekretär besteht, liegt es ob: 

1) für alle Kommunen innerhalb der Aushebungsbezirke, 
welche der Konmiission unterstehen, Rekrutienmgs- 
stamm- und Ergänzungslisten aufzustellen; 

2) die Wehrpflichtigen auf bestimmte Tage zu den Sammel- 
stellen der Bezirke entbieten zu lassen; 

3) Gesuche um Befreiung, Aufschub imd Vergünstigung^ 
welche bei der Kommission eingereicht worden sind, 
entgegenzimehmen ; 

4) der Provinzial-Oberersatzkommission (länenämd) Angaben 
über die Anzahl derjenigen Personen aus jeder Kom- 
mune einzusenden, die der Einberufung zur Absolvierung 
der Wehrpflicht zu gehorchen haben; 

D. Aofserord. Finnl. Landtag. 8 
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5) in Übereinstimmung mit den Vorschriften dieses Ge- 
setzes zu entscheiden, wer in den aktiven Dienst treten 
und wer der Reserve tiberwiesen oder bei der Land- 
wehr eingeschrieben werden soll; 

6) die zu aktivem Dienst Ausersehenen tiber die ihnen 
gemäfs diesem Gesetz hinsichtlich der Wehrpflicht ob- 
liegenden Pflichten zu instruieren, sowie nach Ausferti- 
gung der diesbezüglichen gebührenden Vorschrift die 
Angehörigen der Reserve oder der Landwehr zum aktiven 
Dienst bezw. zur Übung einzuberufen, wobei in jedem 
Falle jedem Einzelnen eine solche Ordre schriftlich zu- 
zustellen ist; 

7) nach gebührender Vorschrift Kontrollversammlungen 
mit Reservisten abzuhalten, wie in § 18 angegeben ist; 

8) für jeden Auslosungsdistrikt innerhalb des Aushebungs- 
bezirks eine allgemeine Stammrolle aufzustellen, die zu- 
gleich eine Liste für die Reserve und ein Verzeichnis 
über die Landwehr umbist, sowie alsdann jene Stamm- 
rolle nach den dafür zu erlassenden speciellen Vor- 
schriften zu führen; 

9) sich mit denjenigen Fragen zu befassen, welche sonst 
etwa in Bezug auf die Vollziehung der Wehrpflicht 
vorkommen ; 

10) an die Provinzial-Oberersatzkommission alljährUch über 
die Weise, wie die Aushebung vollzogen worden ist, 
einen vollständigen Bericht einzureichen. 

§48. 
Die Besichtigung der Wehrpflichtigen, welche zur Aus- 
losung einberufen worden sind, geschieht durch zwei Ärzte, 
von denen der eine durch Malsnahme des Gouverneurs, der 
andere von der Militärverwaltung dazu verordnet ist, imd 
werden auf gleiche Weise für die Besichtigung, die etwa vor der 
Provinzial-Oberersatzkommission erforderlich wird, gleichfalls 
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zwei Ärzte ausersehen. Kann einmal ein Militärarzt für diesen 
Zweck nicht verordnet werden, so wird ein anderer Arzt an 
seiner Stelle beauftragt. 

§60. 

Die allgemeine Aufbietimg zur Absolvierung der Wehr- 
pflicht, desgleichen die Auslosung wegen Eintritts in eine 
stehende Truppe oder Einschreibung bei der Landwehr wird 
alljährlich in der Zeit zwischen dem 15. April und dem 
24. Juni vollzogen. 

§62. 

Von der Einberufung zur Aushebung werden ausgeschlossen: 

a) Personen, welche nach ihrer Aufnahme in die Re- 
krutierungsstammliste zum geistlichen Amte ordiniert 
worden sind, wie auch Psalmleser griechisch-russischer 
Konfession ^ 

b) Personen, welche in die Ergänzungsliste B. aufgenommen 
sind; sowie 

c) Personen, die durch richterliches Urteil die bürger- 
lichen Ehrenrechte oder die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter verloren haben. Nach Ablauf der 
Zeit, für welche eine solche Nebenstrafe gilt, soll in 
Bezug auf sie zur Anwendung kommen, was in § 82 
für die dort erwähnten Fälle vorgeschrieben ist. 

§68. 
Behauptet ein Wehrpflichtiger bei der Besichtigung, dals 
er mit Fallsucht oder mit einer anderen verborgenen Krank» 
heit, welche ein Hindernis für die Annahme zum Militärdienst 
bildet, behaftet sei, so ist er, falls die Wahrheit dieser Be- 
hauptung nicht durch die von ihm etwa beigebrachten Zeug- 
nisse eines Arztes oder einer Kommunalbehörde ausreichend 
nachgewiesen erscheint, behufs Feststellung seiner Dienst- 
tauglichkeit von der Ersatzkommission einem Krankenhause zu 
überweisen oder anderweitig unter ärztliche Beobachtung zu 

8* 
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stellen. Ebenso wird verfahren, wenn sich auf Grund der er-, 
folgten Besichtigung annehmen lälst, dafs eine Krankheit, 
welche ein Hindernis für die Annahme zum Militärdienst bildet, 
auf künstlichem Wege herbeigeführt ist und unterhalten wird. 

§ 75. 
Nachdem die Aushebung für das Jahr vollendet ist, hat die Er- 
satzkommission die Rekrutierungsstamm- und die Ergänzungs- 
listen samt den in §§53 und 54 genannten Verzeichnissen der 
Geistlichen und der Kreissekretäre (häradsskrifvare), desgleichen 
die bei den Kommunalversammlungen geführten Protokolle nebst 
allen im Verlauf des Aushebungsverfahrens entstandenen Schrift- 
stücken so zeitig der Provinzial-Oberersatzkommission einzu- 
senden, dafs sie vor dem 1. Juli bei der Provinzial-Oberersatz- 
kommission einlaufen. Die Provinzial-Oberersatzkommission hat 
aus diesen Listen eine für die ganze Provinz gemeinsame Über- 
sicht aufzustellen, die vor dem 15. Juli an den Senat einzusenden ist. 

Diese Übersicht mufs in besonderen Kolumnen enthalten 
die Anzahl: 

a) derjenigen Personen, die vorläufig oder definitiv dienst- 
untauglich befunden worden sind; 

b) derjenigen, die durch richterliches Urteil die bürger- 
lichen Ehrenrechte oder die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter verloren haben; 

c) derjenigen Personen, die infolge der gezogenen Los- 
nummer zum aktiven Dienst verpflichtet sind, aber 
wegen eines Verbrechens unter Anklage stehen, bei 
welchem auf Gefängnisstrafe von über 6 Monaten oder 
auf Zuchthausstrafe erkannt werden kann; 

d) solcher diensttauglich Befundenen, die Aufschub auf 
ein späteres Jahr erhalten haben, falls sie zum Eintritt 
in den aktiven Dienst verpflichtet befunden werden 
sollten ; 

e) derjenigen diensttauglich Befundenen oder Unbesich- 
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tigten, die auf Grund von Familienverhältnissen, öko- 
nomischen Angelegenheiten oder beruflicher Stellung 
vom aktiven Dienst befreit worden sind; 

f) derjenigen, die an der Auslosung beteiligt gewesen sind ; 

g) der in der Ergänzungsliste A. aufgeführten Personen; 
h) derjenigen, die übrig bleiben, nachdem von der Anzahl 

der in den Absätzen f) und g) Aufgeführten die Anzahl 
der in den Absätzen c), d) und e) Aufgezählten ab- 
gezogen worden ist; 
i) der in der Ergänzungsliste B. Aufgeführten; sowie 
k) der von der Gestellung ohne bekannten Grund Aus- 
gebliebenen. 

§ 76. 
Nachdem die im vorigen Paragraphen genannte Übersicht 
beim Senat eingelaufen ist, verteilt der Senat im Einvernehmen 
mit dem Generalgouvemeur die für das Jahr bestimmte An- 
zahl von Personen, die in den aktiven Dienst zu treten haben, 
auf die verschiedenen Provinzen im Verhältnis zu der in 
Absatz h) des besagten Paragraphen für jede Provinz an- 
gegebenen Personenzahl. 

Eine Angabe über die Verteilung wird so bald als mög- 
lich, und zwar spätestens Ende Juli, den Provinzial-Oberersatz- 
konunissionen mitgeteilt, sowie öffentlich bekannt gemacht. 

§ 79. 
Spätestens bis Ende August hat die Ersatzkonunission zu 
entscheiden, wer von den in die Jahreslisten aufgenonmienen 
Wehrpflichtigen zum aktiven Dienst einberufen werden soll; 
und zwar hat die Einberufung nach Auslosungsbezirken in 
folgender Ordnung zu geschehen: 

1) die in der Ergänzungsliste A. aufgeführten Personen; 

2) derjenige, der bei der Auslosung das Los Nr. 1 er- 
halten, dann derjenige, der das Los Nr. 2 gezogen, und 
so weiter, bis die für den Auslosungsbezirk bestimmte 
Anzahl erreicht ist. 
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Findet sich unter diesen jemand, der zum Aufschub oder 
zur Befreiung vom aktiven Dienst berechtigt ist, so wird an 
seiner Stelle derjenige einberufen, der die nächsthöhere Los- 
nummer gezogen hat und eine solche Vergünstigung nicht 
geniefst. Das gleiche Verfahren wird beobachtet, wenn der- 
jenige, der zufolge der Losnunmier in den aktiven Dienst 
treten mülste, wegen eines Verbrechens unter Anklage steht 
imd deshalb laut § 80 nicht unmittelbar zum Militärdienst an- 
genommen werden kann. 

§ 80. 
Wer infolge der gezogenen Losnummer zum aktiven Dienst 
verpÖichtet ist, aber wegen eines Verbrechens unter Anklage 
steht, bei welchem auf Gefängnisstrafe von über 6 Monaten 
oder auf Zuchthausstrafe erkannt werden kann, soll zum 
Militärdienst angenommen werden: 

wenn er freigesprochen oder zu einer geringeren Strafe, 
als der obengenannten, verurteilt worden, unmittelbar nach- 
dem der Gerichtshof das Urteil gefällt hat; 

falls er zu Gefängnisstrafe von über 6 Monaten oder zu 
einer Zuchthausstrafe verurteilt worden, sobald er die Strafe 
verbüfst hat; sowie 

falls auch die bürgerlichen Ehrenrechte oder die Fähig- 
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter ihm aberkannt worden, 
nachdem die Zeit für eine solche Nebenstrafe abgelaufen ist 

Die Bestinmiungen von § 82 sind, soweit sie sich an- 
wenden lassen, auch in den hier genannten Fällen zu beobachten. 

§81. 

Diejenigen, welche an Stelle der laut § 79 Befreiten 
oder der in § 80 genannten Personen zum Militärdienst ein- 
berufen worden sind, haben das Recht, in entgegengesetzter 
Ordnung zur Reihenfolge ihrer Nummern in der Ziehungs- 
liste sofort entlassen zu werden, nachdem die dazu Verpflich- 
teten selber in den Dienst getreten sind. 
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Ist jemand nach §§ 112, 113 oder 115 dieses Gesetzes 
zum Eintritt in den aktiven Dienst verpflichtet erklärt und 
eingezogen worden, so soll, wenn dadurch die Truppe über- 
zählig geworden ist, aus dem zuletzt in den Dienst getretenen 
Jahrgang ein zum Abgang williger Mann entlassen werden; 
und zwar soll derjenige das nächste Anrecht auf Entlassung 
haben, der aus gleichem Auslosungsbezirk stammt und die 
höchste Losnummer gezogen hat, hierauf derjenige, der die 
nächstniedrigere Losnummer gezogen, und so weiter. 

Wer infolge der Bestimmungen dieses Paragraphen oder 
auf Grund von Familienverhältnissen entlassen worden ist, 
wird bei der Landwehr eingeschrieben. 

§ 82. 

Ist jemand bei Aufstellung der Rekrutierungsstammliste 
tibersehen und infolgedessen nicht zur vorschriftsmälsigen Zeit 
zur Auslosung entboten worden, so ist er, falls der Irrtum 
entdeckt wird, bevor er das Alter von 32 Jahren erreicht hat, 
zu der nächstbevorstehenden Auslosung einzuberufen und hat 
an derselben , falls er diensttauglich befunden wird , zu- 
sammen mit dem hierzu entbotenen Jahrgang teilzunehmen. 
Steht er im Alter zwischen 32 und 43 Jahren, so wird er bei 
der Landwehr eingeschrieben. 

Die gleiche Bestimmung gilt in Bezug auf denjenigen, der, 
bevor er an einer Auslosung teilgenommen, aufser Landes ge- 
gangen, aber vor erreichtem 32. Lebensjahr zurückgekehrt ist. 

§83. 
Ein Ausländer, der in das Land übergesiedelt ist und das 
finnländische Staatsbtirgerrecht nach Vollendung des 22. Lebens- 
jahres erlangt hat, wird unmittelbar bei der Landwehr in der- 
jenigen Klasse eingeschrieben, die seinem Alter entspricht. 

§85. 
Aufser den im vorigen Paragraphen genannten Ver- 
zeichnissen hat die Ersatzkommission, in Übereinstimmung mit 
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einem festgestellten Formular, onTerzüglich ein besonderes 
Verzeichnis über alle diejenigen, welche aus dem Bezirk zum 
aktiven Dienst ausersehen worden sind, aufzustellen und so- 
wohl der Provinzial-Oberersatzkonmüssion wie dem zuständigen 
Truppenkommandeur einzusenden. In dieses Verzeichnis sind 
zugleich die Notizen aufzunehmen, welche zur Aufstellung von 
Dienstverzeichnissen über jene erforderlich sind. 

Auf Grund dieser Schriftstücke entwirft die Provinzial- 
Oberersatzkommission ein solches, die ganze Provinz um- 
fassendes Verzeichnis, wovon ohne Zeitverlust separate Exemplare 
^n den Senat und an den Generalgouvemeur einzusenden sind. 

§86. 

Die zmn aktiven Dienst ausersehenen Wehrpflichtigen 
werden auf die aktiven Truppen folgendermalsen verteilt: 

1) für das Gardebataillon werden geeignete Personen ohne 
Rücksicht auf ihren Heimatsort ausgewählt, vorzugs- 
weise solche, die sich hierzu bereit erklärt haben; 

2) zu den Kavallerietruppen werden diejenigen komman- 
diert, welche die niedrigsten Losnimmiem erhalten 
haben und zum Reiterdienst tauglich sind; und 

3) der Rest wird so verteilt, dafs jedermann soweit als 
möglich einer Truppe zugewiesen wird, deren Stand- 
quartier in Friedenszeiten seinem Heimatsort thunlichst 
nahe liegt. 

Ist die Entfernung zwischen dem Heimatsorte eines Wehr- 
pflichtigen und dem Orte, wohin er sich zu aktiver Dienst- 
leistung zu begeben hat, gröfser als 50 Kilometer, so soll 
er von der Krone mit Reisegeld versehen werden, unter Be- 
rechnung von 8 Penni für jedes Kilometer, womit die Reise 
die genannte Wegeslänge überschreitet. 

§87. 

Nachdem die Ersatzkommission bestinunt hat, wer von den 
Ausgehobenen des Bezirks bei den aktiven Truppen eintreten 
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soll, schreibt die Kommission alle übrigen^ die an der Auslosung 
teilgenommen haben, nach Malsgabe der Reihenfolge in der 
Ziehungsliste bei der Landwehr ein. 

§ 89. 

Ein jeder, der in die Rekrutierungsstammliste aufgenonmien 
worden ist und sich zum Aushebungstermin eingefunden hat, 
aber nicht zum Eintritt in den Dienst bei einer aktiven Truppe 
verpflichtet erklärt worden ist, wird von der Ersatzkommission 
mit einer Bescheinigung darüber versehen, dals er sich zur 
Absolvierung der Wehrpflicht eingefunden hat; aulserdem 

1) erhält derjenige, der für den Militärdienst imtauglich 
befunden wird, ein Attest, dafs er für alle Zeit davon 
befreit ist; 

2) erhält derjenige, der bei der Landwehr eingeschrieben 
worden ist, eine Bescheinigung darüber mit Angabe seiner 
Losnummer; und 

3) empfängt derjenige, der Aufschub für seinen Eintritt in 
den Dienst erhalten, sowie derjenige, der sich einer 
neuen Besichtigung zu unterziehen hat oder imter ge- 
richtlicher Untersuchung bez. Anklage steht, ein Interims- 
attest, auf welchem deutlich angegeben ist, durch welche 
Umstände die Gültigkeit desselben erlischt; und ist der 
Inhaber eines solchen Attestes verpflichtet, sich, nachdem 
die Gültigkeitsdauer des Attestes abgelaufen ist, bei 
der zuständigen Ersatzkommission zu melden, um An- 
weisung zu erhalten, zu welcher Zeit und an welchem 
Ort er sich zum Zweck der Besichtigung und des Dienst- 
eintritts einzufinden hat. 

§ 90. 
Wer als Freiwilliger bei den Truppen eintreten will, mufs 
1) das 17. Lebensjahr erreicht haben und, falls er un- 
mündig ist, eine Bescheinigung der Eltern oder des 
Vormunds darüber beibringen, dafs dieselben ihre Er- 
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laubnis zum Eintritt des Bewerbers in den Militär- 
dienst geben; 

2) in Bezug auf Körperbau und Gesundheitszustand den 
Anforderungen genügen, die für die Annahme zum 
Militärdienst vorgeschrieben sind; 

3) eine Bescheinigung vorlegen, dafs er den vollständigen 
Kursus einer der in den Absätzen 2) und 3) von 
§ 32 genannten oder der denselben, nach dem letzten 
Absatz desselben Paragraphen, gleichgestellten Lehr- 
anstalten absolviert oder entsprechende Kenntnisse nach- 
gewiesen oder auch ein besonderes Examen, dessen 
Programm auf Vorschlag des Senats vom Kaiser und 
Grolsftirsten festgestellt wird, bestanden hat. 

Das Gesuch um Eintritt als Freiwilliger ist bei dem zu- 
ständigen Truppenkommandeur einzureichen. 

§ 91. 

Als Freiwilliger kann nicht angenommen werden, wer zu 
einer bedingungslos zu verbüfsenden Freiheitsstrafe verurteilt 
worden ist oder wegen eines Vergehens imter Anklage steht, 
bei welchem auf eine solche Strafe erkannt werden kann. 

§92. 

Die Freiwilligen dienen ein Jahr bei einer aktiven Truppe. 
Hierauf können sie, gleichviel, ob sie zu Offizieren befördert 
worden sind oder nicht, in Friedenszeiten nach eigener Wahl 
entweder aktiv weiterdienen oder mit Beibehaltung ihrer 
Charge sich sofort zur Reserve tiberweisen lassen, bei welcher 
sie in diesem Falle 7 Jahre lang verbleiben, um alsdann bei 
der Landwehr eingeschrieben zu werden. 

In Kriegszeiten kommt für Freiwillige in Bezug auf Fort- 
setzung ihres Dienstes die in § 9 ausgesprochene allgemeine 
Vorschrift zur Anwendung. 

§93. 

Freiwillige werden in der Zeit zwischen dem 15. August 
und dem 1 . Oktober zum Militärdienst angenommen. Ihre Dienst- 
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zeit wird vom ersten Tage desjenigen Monats an berechnet, 
der auf den ihres Eintritts bei den Truppen folgt. 

§ 94. 

Freiwillige werden nur für den Dienst in der Front an- 
genommen; die Wahl der Truppenabteilung ist dagegen 
ihrem eigenen Belieben tiberlassen, allerdings unter der Vor- 
aussetzung, dals die Zahl der Freiwilligen bei der Truppen- 
abteilung die etatmälsig festgesetzte Grenze nicht tiberschreitet. 
Freiwillige, die Ärzte, Tierärzte, Pharmazeuten oder Lazarett- 
gehtilfen sind, haben jedoch das Recht, bei den Truppen in 
Beschäftigungen zu dienen, die ihrem Berufe entsprechen. 

In Kriegszeiten beginnen Freiwillige ihre Dienstleistimg 

bei den Depottruppen. 

§96. 

Freiwillige treten als Gemeine in den Dienst, können aber, 
wenn sie von ihren nächsten Vorgesetzten dazu wtirdig be- 
funden werden, nach vorgeschriebener Prüfung zu Offizieren 
befördert werden, nachdem sie die erforderliche Zeit in unteren 

Chargen gedient haben. 

§97. 

Freiwillige können ftir eine Zeit von höchstens 4 Monaten 

beurlaubt werden. Die Urlaubszeit wird ihnen auf die für 

aktive Dienstleistung vorgeschriebene Zeit nicht angerechnet. 

§98. 

Schüler der Specialklassen des finnländischen Kadettenkorps, 
desgleichen diejenigen finnländischen jungen Leute, welche einen 
entsprechenden Unterricht auf Militärschulen im Kaisertum ge- 
niefsen, sind mit den Freiwilligen darin gleichzustellen, dafs 
sie nicht zur Auslosung einberufen werden. 

Ein Schüler, der nach Absolvierung der genannten Special- 
klassen das Abiturientenexamen gemacht hat, ist zu dreijähriger 
Dienstleistung bei einer aktiven Truppe verpflichtet. Scheidet 
er alsdann aus dem aktiven Dienst, so wird er auf 5 Jahre 
zur Reserve tibergeftihrt. 
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Ein Schüler, der vor Absolvierung des Kursus aus einer 
der beiden obersten Specialklassen des finnländischen Kadetten- 
korps abgeht, ist verpflichtet, für jede der beiden Klassen 
anderthalb Jahr aktiv zu dienen, falls er in denselben länger 
als ein Schulhalbjahr zugebracht hat. Diejenigen dagegen, 
die den genannten Specialklassen kürzere Zeit angehört haben, 
sind nicht zu einer obligatorischen Dienstzeit für den genossenen 
Unterricht verpflichtet, sondern absolvieren die Wehrpflicht 
nach den allgemeinen Grundsätzen. 

§ 99. 
Aufser den in Kap. XIV. aufgeführten Freiwilligen kann 
da, wo Vakanzen bei den aktiven Truppen vorhanden sind, 
jedermann als Volontär eintreten, der 

1) nicht jünger als 17 oder nicht älter als 30 (in Kriegs- 
zeiten 40) Jahre ist; 

t 

2) in Bezug auf Körperbau und Gesundheitszustand den 
Anforderungen genügt, die für die Annahme ziun 
Militärdienst vorgeschrieben sind; und 

3) nicht unter Anklage wegen eines Verbrechens steht, 
bei welchem auf bedingimgslos zu verbülsende Freiheits- 
strafe erkannt werden kann, und nicht durch richter- 
liches Urteil die bürgerlichen Ehrenrechte oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung Öffentlicher Ämter ver- 
loren hat. 

Wer als Volontär angenonunen zu werden wünscht, hat 
sich persönlich bei dem zuständigen Truppenkommandeur bez. 
beim Chef der betreffenden militärischen Anstalt zu melden und 

a) ein Pfarrattest über Alter und Leumund; 

b) falls er unmündig ist, eine Bescheinigimg der Eltern 
oder des Vormunds über deren Erlaubnis zum Eintritt 
in den Militärdienst; sowie 

c) wenn er bei der Reserve oder der Landwehr eingeschrieben 
ist, eine Bescheinigung auch darüber einzureichen. 
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§ 100. 

Für einen Volontär, der nach den im vorigen Para- 
graphen angeführten Grundsätzen in den aktiven Dienst tritt, 
gilt das, was in § 9, verglichen mit § 32, über die Dienstzeit bei 
einer aktiven Truppe und bei der Reserve gesägt ist. Hat er^ 
bereits seiner Dienstpflicht bei einer aktiven Truppe genügt, 
so wird die Dienstzeit durch Übereinkommen festgesetzt. 

In Kriegszeiten kann ein Wehrmann für die Zeitdauer des 
Feldzuges als Volontär angenommen werden, ohne dafs er 
nach solcher aktiven Dienstleistung zum Eintritt in die Reserve 
verpflichtet ist. 

§ 104. 

In aktivem Dienst stehende Unteroffiziere und Mann- 
schaften, die bei Ausübung ihres Dienstes ohne eigenes Ver- 
schulden zur Fortsetzung desselben imfähig geworden, des- 
gleichen Unteroffiziere und Mannschaften bei der Reserve und 
Landwehr, die bei Übungen ohne eigene Schuld körperlichen 
Schaden erlitten haben und arbeitsunfähig geworden sind, er- 
halten nach besonderer Prüfung eine Unterstützung aus der 
Invalidenhauskasse. 

§ 105. 

Ehefrauen, sowie unmündige und unversorgte Kinder von 
Leuten in aktivem Dienst, desgleichen von Reservisten und 
Wehrleuten, die in Kriegszeiten zu aktiver Dienstleistung ein- 
berufen werden, erhalten während dieser Zeit, falls ihnen die 
Mittel zu ihrem Lebensunterhalt fehlen, Unterstützung von 
den städtischen oder ländlichen Kommunen, in denen sie 
steuerpflichtig sind. Zur Rückerstattung einer solchen Unter- 
stützung sind die Familienväter nicht verpflichtet. 

Über die Versorgimg von Ehefrauen sowie von unmündigen 
und unversorgten Kindern solcher Personen, die im Kriege ge- 
fallen oder verschwunden oder an Verwundimgen gestorben 
sind, ist eine besondere Vorschrift erlassen worden. 
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§ 112. 
Wer nach Erreichung des 21. Lebensjahres sich ohne Er- 
laubnis aulser Landes begiebt oder aufserhalb desselben auf- 
hält, um sich der Absolvierung der Dienstpflicht zu entziehen, 
wird mit Gefängnis von 6 Monaten bis zu einem Jahr oder mit 
Geldbulse von 200 bis 1000 [finnl.] Mk. bestraft; wird er dazu 
tauglich befunden, so ist er auch verpflichtet, in den aktiven 
Dienst zu treten, vorausgesetzt, dafs er das Alter von 32 Jahren 
noch nicht erreicht hat, in welchem Falle er unmittelbar bei 
der Landwehr eingeschrieben wird. 

§ 113. 

Ein gestellungspflichtiger Wehrpflichtiger, der ohne gesetz- 
Uchen Grund es unterläfst, sich zur festgesetzten Zeit an dem 
vorgeschriebenen Sammelplatz einzufinden, oder der sich von 
demselben, bevor er besichtigt worden ist, entfernt oder der 
bei den in § 64 namhaft gemachten Fällen keinen Stellvertreter 
gestellt hat, wird, falls das Vergehen nicht nach § 112 zu 
behandeln ist, mit Geldbufse von 10 bis 100 [finnl.] Mk. oder 
mit Gefängnis von höchstens einem Monat bestraft und soll 
zugleich verpflichtet sein, in den aktiven Dienst zu treten, 
so wie es in § 112 bestimmt ist. 

§ 114. 

Wer zum Eintritt in den aktiven Dienst verpflichtet ist, 
aber ohne rechtsgültiges Hindernis sich zur bestimmten Zeit 
nicht zum Dienst einfindet, wird mit Gefängnis bis zum 
Höchstbetrage von 2 Monaten bestraft. 

Bleibt ein Reservist oder Wehrmann von einer Übimg 
oder vom aktiven Dienst ohne rechtsgültiges Hindernis weg 
oder findet er sich bei dieser (Gelegenheit zu spät ein, so wird 
er nach Mafsgabe des Strafgesetzes für das finnländische 
Militär bestraft. 

§ 119. 
Oberbefehlshaber der finnländischen Truppen ist der 
Generalgouvemeur über Finnland, wofern nicht eine andere 
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Person vom Kaiser und Grolsfürsten dazu ernannt wird. 
Ist ein anderer als der Generalgouvemeur zum Oberbefehls- 
haber ausersehen worden, so ist in denjenigen Fragen, 
welche nach vorliegendem Gesetz ein Einvernehmen zwischen 
dem Senat und dem Generalgouvemeur erfordern, sein Gut- 
achten einzuholen. 

Der Kriegsminister im Kaisertum hat solche, die finn- 
ländischen Truppen betreffenden Angelegenheiten zu behandeln 
sowie dem Kaiser vorzutragen, welche sich nicht auf die Gesetz- 
gebung oder auf die ökonomische Verwaltung beziehen, und 
übt im übrigen die Befugnisse aus, die ihm in diesem Ge- 
setze beigelegt sind. 

Bezüglich des schriftlichen Verkehrs mit dem Kriegs- 
minister in denjenigen Fragen, die den Vortrag seitens des 
Ministerstaatssekretärs für das Grolsfürstentum erfordern, oder 
deren Entscheidung dem Senat überlassen ist, gilt das, was 
vom Kaiser speciell diesbezüglich verfügt wird. 

§ 121. 

In Friedenszeiten stellt das Grofsfürstentum ein aktives 
Truppenkontingent von höchstens 12000 Mann an Unteroffi- 
zieren und Mannschaften, die nach Bedarf auf die verschiedenen 
Waffengattimgen verteilt und in den Provinzen innerhalb des 
Landes stationiert sind. 

Die Zusammensetzung des Truppenkontingents imd seine 
Verteilung auf verschiedene Waffengattungen sowie seine 
Dislokation werden vom Kaiser und Grofsfürsten auf Vorschlag 
des Kriegsministers bestinunt, nachdem der Senat ein Gutachten 
darüber abgegeben hat. 

§ 122. 

Die Bestimmung über die Ausrüstung und den Unterhalt der 
Truppen steht ausschlielslich dem Kaiser und Grofsfürsten zu. 
Die Kosten hierfür werden in erster Linie aus den Mitteln 
des allgemeinen Militärfonds bestritten; der Mehrbedarf wird, 
soweit er nicht aus den ordentlichen Staatseinkünften be- 
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stritten werden kann, durch die Mittel gedeckt, welche die 
Stände zu diesem Behuf angewiesen haben. 

§ 123. 

In Kriegszeiten werden die finnländischen Truppen Vorzugs- 
weise bei Verteidigungsmafsregeln in Finnland verwendet, 
können jedoch, insoweit solche Malsregeln das Verbleiben der 
Truppen im Lande nicht erfordern, beordert werden, auch 
aufserhalb des Landes bei der Verteidigung des Reiches mit- 
zuwirken. Landwehrtruppen dürfen dagegen nur dann aus 
Finnland geführt werden, wenn die Verteidigung der Haupt- 
stadt des Kaisertums solches erfordert. 

Werden die aktiven Truppen auf Kriegsfufs gebracht und 
wird der dazu erforderliche Teil der Reserve in der durch 
§ 13 vorgeschriebenen Ordnung einberufen, so werden aus 
dem Rest der Reserve je nach Bedarf Depottruppen gebildet, 
welche zur Ausfüllung der Lücken bestimmt sind, die im Ver- 
lauf der Kriegsoperationen in den Reihen der aktiven Truppen 
entstehen. In welcher Weise die Landwehrtruppen aufgestellt 
werden und in welchen Fällen Wehrmänner als Reserve an- 
gewendet werden dürfen, besagt § 20. 



Dieses Gesetz tritt am 19 . . in Kraft. 

Wer vor diesem Tage zur Absolvierung der Wehrpflicht aus- 
gehoben worden ist oder auf Grund von § 31 Aufschub erhalten 
hat oder als Freiwilliger bezw. Volontär in den Dienst getreten 
ist, absolviert jedoch seine Wehrpflicht nach Mafsgabe der im 
jetzigen Gesetz festgestellten Dienstzeiten. 

Dem Kaiser und Grofsfürsten steht die Entscheidung 
darüber zu, ob vorgeschriebene Übungen auch weiterhin 
mit denjenigen abgehalten werden sollen, die auf Grund 
früherer Bestimmungen unmittelbar bei der Reserve ein- 
geschrieben worden sind. 
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In Erwägung dessen, dafs vorstehendes Gesetz, gemäls 
der durch die Grundgesetze des Grofsfürstentums für die Gesetz- 
gebung vorgeschriebenen Ordnung, nur in wörtlicher Überein- 
stimmung mit dem seitens der Stände angenommenen Gesetzes- 
texte bestätigt und ausgefertigt werden kann, — und indem 
die Stände sich unterthänigst zu bemerken erlauben, dals das 
Wehrpflichtgesetz von 1878 in Kraft bleibt, bis dasselbe durch 
ein neues diesbezügliches, in grundgesetzlicher Ordnung, mittelst 
übereinstimmenden Beschlusses Ew. Kaiserlichen Majestät und 
der Stände, geschaffenes Gesetz ersetzt oder abgeändert worden 
ist, — haben die Stände unterthänigst anheimstellen zu müssen 
erachtet : 

dafsy falls das von den Ständen angenommene Gesetz 
in der einen oder anderen Beziehung nicht Ew. Kaiser- 
Uc/ien Majestät Allerhöchste Zustimmung finden sollte^ 
Ew. Kaiserliche Majestät in solchem Falle geruhen 
wollen, behufs grundgesetzmäfsiger BehaTtdlung eine neue 
Allerhöchste Vorlage über Reformierung der finnländischen 
Wehrpflicht' Institution entwerfen und Finnlands Ständen 
übermitteln zu lassen. 



Da nach § 87 des vorstehenden Gesetzentwurfes, in Über- 
einstimmung mit dem Vorschlag in Art. 8 der Allerhöchsten 
Vorlage, alle diejenigen an der Auslosung teilnehmenden 
Wehrpflichtigen, die nicht bei den aktiven Truppen eintreten^ 
bei der Landwehr und nicht, wie die jetzige Vorschrift lautet, 
bei der Reserve eingeschrieben werden sollen, so wird hierdurch 
eine Umformulierung von §§ 5 und 14 des Gesetzes vom 
29. Dezember 1885 über Erleichterungen in der Absolvierung 
der Wehrpflicht für finnländische Staatsbürger, die ihren 
Aufenthalt in Rulsland haben, nötig gemacht. Mit Rücksicht 
hierauf, und da das genannte Gesetz mit Einwilligung und Zu- 
stimmung der Stände zu stände gekommen ist, also auch nicht 

D. Anf*erord. Finnl. Landtag. 9 
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ohne Mitwirkung der Stände abgeändert werden kann, so er- 
lauben sich die Stände unterthänigst 

Ew, Kaiserlichen Majestät behufs Allerhöchster Be- 
stätigung zu unterbreiten das nachfolgende, von den 
Ständefi angenommene: 

Gesetz 

betreffs Veränderung des Wortlauts von §§ 5 und 14 
des Gesetzes vom 29. Dezember 1885 über Erleichte- 
rungen in der Absolvierung der Wehrpflicht für finn- 
ländische Staatsbürger, die ihren Aufenthalt in 

Rufsland haben. 

§ 5. 
Einem Wehrpflichtigen, der der Auslosung innerhalb des 
speciellen Aushebungsbezirks der Provinz Wiborg unterworfen 
gewesen ist, liegt es ob, sich auf der Palsexpedition in St. Peters- 
burg zu unterrichten, ob er zum aktiven Dienst ausersehen 
oder unmittelbar bei der Landwehr eingeschrieben worden ist, 
welchem Truppenteil er künftig angehören wird und wann er 
sich zur Dienstleistung einzufinden hat. 

§ 14. 

Unterlälst ein zu dem speciellen Aushebungsbezirk der 
Provinz Wiborg gehöriger Wehrpflichtiger, sich an dem Aus- 
hebungsplatze einzufinden oder dort für sich einen Vertreter 
zu stellen, so wird er beim Rathausgericht der Stadt Wiborg 
verklagt. 

Ist ein Reservist oder Wehrmann, der dem genannten 
Bezirk angehört, von einer Übung ausgeblieben, so soll das 
Verfahren gegen ihn, ohne vorgängige Untersuchung bei einem 
anderweitigen Gerichtshof, vor dem Kriegsgericht des Scharf- 
schützenbataillons in Wiborg anhängig gemacht werden. 

Dieses Gesetz tritt am 19 . . in Kraft. 
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Im Anschluls an das, was die Stände hier oben bezüglich 
einer Erhöhung der in § 121 des Wehrpflichtgesetzes fest- 
gestellten Friedenspräsenzstärke angeführt haben, erlauben 
sich die Stände unterthänigst anheim zu stellen, 

Ew, Kaiserliche Majestät wollen geruhen, falls das von 
den Ständen angenommene Gesetz, betreffend eine Ände- 
rung gewisser Vorschriften des Wehrpflichtgesetzes, von 
Ew. Majestät Allerhöchst bestätigt und mithin die Friedens- 
Präsenzstärke der finnländischen aktiven Truppenmacht 
auf höchstens 12000 Mann festgesetzt wird. Aller- 
höchst zu verfügen: 

dafs ein Entwurf betreffs Aufstellung von neuen finn- 
ländischen Truppenabteiiungen — derjenigen Waffen- 
gattungen, welche Ew, Kaiserliche Majestät zu be- 
stimmen für gut befinden — in solcher Zahl aus- 
gearbeitet werde ^ dafs auch überschüssige Mannschaften^ 
die schon zeitiger zur Reserve übergeführt werden sollen, 
innerhalb der Grenze von 12 000 Mann zu den Truppen 
einberufen werden können; sowie 

dafs die zu besagter Vermehrung der Truppenmacht — 
deren Durchführung nicht während eines kürzeren Zeit- 
raums als p Jahr geschehen dürfte — erforderlichen 
Kostenberechnungen und finanziellen Vorschläge ent- 
worfen werden sollen, um mit einer Allerhöchsten Vor- 
lage den Ständen zur Behandlung übermittelt zu werden. 



Die Frage, betreffend eine Erhöhung der Truppen- 
zahl, hat die Stände veranlafst, der damit aufs engste zu- 
sammenhängenden Frage, ob eine Aussicht vorhanden sei, 
für die neu aufzustellenden Truppen eine hinlängliche Anzahl 
wohlvorgebildeter Offiziere zu erhalten, besondere Aufmerk- 
samkeit zuzuwenden. 

Nachdem das Kadettencorps in Fredrikshamn mit einem 

9* 
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neuen, geräumigen Gebäude für die Einquartierung und den 
Unterricht der Schüler versehen worden ist, dürfte eine gröfsere 
Anzahl von Schülern als früher bei dem Kadettencorps aufge- 
nommen werden können. Sollte jedoch der Vorschlag, welcher 
vor kurzem von einem in St. Petersburg tagenden Komitee 
formuliert wurde, und der, wie es heifst, auf Einziehung der 
Specialklassen des finnländischen Kadettencorps gerichtet sein 
soll, von Ew. Kaiserlichen Majestät genehmigt werden und 
infolgedessen ein militärischer Fachunterricht in Zukunft 
nicht mehr in Finnland, sondern nur auf russischen Militär- 
lehranstalten zu Gebote stehen, so ist zu befürchten, dafs die 
Zahl gebildeter finnländischer Jünglinge, die sich der militäri- 
schen Laufbahn widmen wollen, nicht wachsen, sondern eher ab- 
nehmen wird. Denn man würde sich ziemlich allgemein der 
Anschauung hingeben, dafs der Eintritt in eine russische Anstalt 
der Sprache halber mit gröfseren Schwierigkeiten verbunden 
wäre; auch könnten Bedenken mit Bezug darauf entstehen, 
dafs die Schüler auf den Kriegsschulen des Kaisertums den für 
junge Finnländer und deren Eltern unbekannten russischen 
Kriegsgesetzen unterworfen sein müfsten. 

Die wichtigste Vorbedingung für einen fortdauernd vor- 
handenen Vorrat an Offizieren für die finnländischen Truppen 
scheint daher die Beibehaltung der Specialklassen des finnländi- 
schen Kadettencorps zu sein. Sollte eine Veränderung der 
gegenwärtigen Organisation des Kadettencorps nach Malsgabe 
des im Kaisertum mit geringen Ausnahmen befolgten Systems 
notwendig erachtet werden, so könnten eher die allgemeinen 
Klassen oder einige derselben eingezogen werden. Die Stände 
haben eine solche Malsregel nicht besonders befürworten zu 
sollen geglaubt, da es überhaupt wenig wünschenswert ist, dafs 
Einrichtungen, die auf eine befriedigende Weise fimktionieren, 
durchgreifenden Veränderungen unterworfen werden. Doch 
läfst es sich denken, dafs die Ungelegenheiten, welche mit einer 
Einziehung der allgemeinen Klassen beim Kadettencorps ver- 



— 133 — 

bunden sein würden , sich durch einen stärkeren Zustrom von 
Schülern aus den Gymnasien des Landes kompensieren lielsen, 
vorausgesetzt, dafs nicht nur die gegenwärtige erste Specialklasse 
mit ihrem umfassenden Unterricht in der russischen Sprache 
beibehalten, sondern auch unterhalb derselben wenigstens eine 
Vorbereitungsklasse eingerichtet wird, in welcher eine be- 
deutende Stundenzahl der gründlichen Unterweisung in der 
russischen Sprache gewidmet ist. 

Ferner scheint es von Wichtigkeit zu sein, dafs die Schüler 
der Specialklassen wie auch der erwähnten vorbereitenden 
Abteilung von allen Abgaben befreit sind. Die Stände 
glauben daher unterthänigst beantragen zu sollen, dafs sowohl 
für diesen Zweck als auch für Erhöhung des Etats des 
Kadettencorps im übrigen, falls eine solche nötig befunden wird, 
um den finnländischen Truppen eine hinlängliche Anzahl von 
Offizierskandidaten zu sichern, der erforderliche Anschlag in 
das Militärbudget aufgenommen werde. 

Auf Grund dessen erlauben sich die Stände bei Ew. Kaiser- 
lichen Majestät imterthänigst darum zu ersuchen: 

Ew. Kaiserliche Majestät wollen geruhen^ besagte Fragen 
einer Allerhöchsten Prüfung zu unterziehen und in 
Bezug auf das finnländische Kadettencorps Allerhöchst 
Mafsregeln anzuordnen^ die zur Beförderung des oben 
angegebenen Zweckes geeignet sind. 



Das Recht der Stande auf Teilnahme an der Gesetz- 
gebung über die Wehrpflicht 

Wie im Vorhergehenden angedeutet wurde, tragen die 
Schriftstücke, die als Anlagen zu den Allerhöchsten Vorlagen dem 
Landtage übermittelt worden sind, das Gepräge der Gering- 
schätzung gegen die von den Monarchen bekräftigte Staats- 
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Verfassung Finnlands und des Mangels an Rücksicht auf das 
Recht des finnländischen Volkes, an der Seite des mächtigen russi- 
schen Volkes, mit welchem es politisch vereinigt ist, sein eigenes 
nationales Leben zu führen. Aus diesen Schriftstücken, welche 
den Charakter der Ruhe imd einer leidenschaftslosen Prüfung 
vermissen lassen, wie er mit Recht von offiziellen, zur Moti- 
vierung einer vorgeschlagenen gesetzgeberischen Mafsregel 
ausgearbeiteten Aktenstücken gefordert werden darf, geht 
hervor, dafs das Recht der Stände Finnlands, in der bisher 
geübten Weise an der Gesetzgebung über die Wehrpflicht 
teilzunehmen, hauptsächlich aus folgenden Gründen in Frage 
gestellt worden ist: 

A) die 'Regierungsform' von 1772 sowie die Vereinigungs- 
imd Sicherheitsakte von 1789 seien nicht als Finnlands 
Grundgesetze bestätigt worden; 

B) die Stände hätten folglich auf dem Landtage von 1877 
bis 1878 eines Rechtes auf Teilnahme an der Gesetz- 
gebung über die Wehrpflicht entbehrt; 

C) die Stände hätten nun aber ihre Teilnahme an der 
Gesetzgebung über die Wehrpflicht dadurch erzielt, 
dafs § 71 der *Landtagsordnung' den Ständen das Recht 
zur Teilnahme an der Schaffung von Grundgesetzen zu- 
erkenne, und dafs es den Ständen gelungen sei, zu 
veranlassen, dafs einige Bestimmungen des Wehrpflicht- 
gesetzes für Grundgesetzbestimmungen erklärt worden 
seien; 

D) dieses Ziel sei jedoch auf gesetzwidrige Weise erreicht 
worden, da die Stände des Motionsrechts entbehrt 
hätten und also nicht berechtigt gewesen seien, in der 
eben erwähnten Beziehung Vorschläge zu machen; 

E) die Stände hätten um so weniger Veranlassung gehabt, 
einen Teil des Wehrpflichtgesetzes zum Grundgesetz 
zu machen, als § 2 des besagten Gesetzes derart ab- 
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gefafst worden sei, dafs das Gesetz einen provisorischen 
Charakter erhalten habe; 
F) der Kriegsminister Graf Miljutin, der über die oben 
erwähnten Umstände in Unkenntnis erhalten worden sei 
und die Bestätigimg des Wehrpflichtgesetzes nnr unter 
der Voraussetzung beantragt habe, dals dasselbe ein 
temporäres Gesetz werden würde, welches ohne Ge- 
nehmigung der Stände geändert werden könnte, würde 
sein schwerwiegendes Wort gegen die Bestätigung des 
Vorschlages der Stände eingelegt haben, falls er den 
Plan, einem Teil des Gesetzes den Charakter eines 
Grundgesetzes zu verschaffen, gekannt hätte. 



A) In Bezug hierauf glauben die Stände zunächst in 
Kürze darthim zu sollen, dafs die *Regierungsform' von 1772 
sowie die Vereinigungs- und Sicherheitsakte von 1789 als 
Grundgesetze Finnlands rechtsgültig sind. 

Wie aus den eigenen Äufserungen der Monarchen sowie 
aus der einschlägigen Gesetzgebung imd Litteratur hervor- 
geht, ist es in Finnland seit dem Landtage von Borgä über allen 
Zweifel erhaben gewesen, dafs die 'Regierungsform' sowie die 
Vereinigung»- und Sicherheitsakte die Eigenschaft von finn- 
ländischen Grundgesetzen haben. Auch in Rufsland sind, so- 
weit bekannt, früher keine Zweifel in dieser Beziehung aus- 
gesprochen worden — sowohl Staatsmänner wie Rechtsgelehrte 
haben im Gegenteil anerkannt, dafs die frühere schwedische 
Konstitution im Jahre 1809 als diejenige Finnlands bestätigt 
wurde — , bis endlich in den achtziger Jahren einige russische 
Schriftsteller mit der Behauptung aufzutreten begannen, dafs 
in der, den finnländischen Ständen in der Domkirche zu Borgä 
überreichten 'Versicherung' Kaiser Alexanders I, auf jene Gesetze 
nicht angespielt worden wäre. Diese Behauptung ist indessen 
durch so viele Gründe und Beweise widerlegt worden, dafs die- 
selben hier auch nicht annähernd vollständig aufgezählt werden 



— 136 — 

können. Die Stände müssen sich deshalb auf einige der wich- 
tigsten beschränken. 

Die russischen Worte »KopcHHue saKOHuc^ die in der durch 
Kaiser Alexander I. den finnländischen Ständen übergebenen Be- 
stätigung der finnländischen Grundgesetze angewendet wurden, 
um die Grundgesetze zu bezeichnen, sind, wie aus öffentlichen 
Staatsdokumenten und aus Wörterbüchern hervorgeht, genau 
dieselben, die in den westeuropäischen Kultursprachen mit den 
Ausdrücken >lois fondamentales«, >loi fondamentale de TEtatc, 
»Grundgesetze , > Reichsgrundgesetz c , »the fundamental lawc 
wiedergegeben werden, und statt deren jetzt im Russischen 
der Ausdruck >ociioBHi»ie saKOHM« gebraucht wird, ein Ausdruck, 
der in Wörterbüchern vom Ende des 18. und vom Anfang 
des 19. Jahrhunderts überhaupt nicht vorkommt. 

Kaiser Alexander I. hat die von ihm bestätigten Gesetze 
mit französischen Ausdrücken bezeichnet, die eine vollkommen 
bestimmte Bedeutrmg haben, und die nur auf eine einzige Weise 
aufgefalst werden können. Der Kaiser gebrauchte nämlich 
folgende Ausdrücke: votre Constitution; vos lois fondamentales ; 
la Constitution du pays; les droits de son existence politique: 
droits que sa Constitution lui garantit; la Constitution de la 
Finlande; u, s. w. 

Kaiser Alexander hat femer in von ihm imterzeichneten, 
in russischer Sprache abgefalsten Urkimden die in Rede 
stehenden (besetze mit dem russischen Wort KOHCTHTyi^Ä (im 
Singidar) bezeichnet. So hat der Kaiser u. a. bezüglich der 
auf dem Landtage zu Borgä abgegebenen 'Versicherung' er- 
klärt, sie enthalte das Gelübde, die besondere »Konstitution« 
dieses Landes unter dem Zepter des Monarchen wie unter dem 
dem seiner Nachfolger unverbrüchlich aufrechtzuerhalten. 

Von Schriftstücken, welche vollkommen das bestätigen, was 
aus den oben angeführten Akten hervorgeht, erlauben sich die 
Stände nur die nachfolgenden anzuführen, die, auch wenn 
die sonstigen Beweise nicht so deutlich wären, wie dies der 



— 137 — 

Fall ist, allein schon genügen würden, um zu zeigen, dals es 
gerade die während der schwedischen Zeit in Finnland gültige 
Konstitution war, die von Kaiser Alexander L für Finnland 
bestätigt wurde. Es sind dies: 

1. Ein in Rufsland aus dem Privatarchiv Seiner Kaiser- 
lichen Majestät veröffentlichtes Konzept eines Kaiserlichen 
Geheimschreibens vom 14./26. September 1810 an den da- 
maligen Generalgouvemeur in Finnland, worin es u. a. 
heilst : 

^Bei der Regelung der finnlävdischen Verhältnisse ist es 
Meine Absicht gewesen, diesem Volke eine politische Existenz 
zu verleihen, so da/s es sich nicht als von Rufsland erobert, 
sondern als durch seinen eigenen offenbaren Vorteil mit dem- 
selben verbunden betrachten soll; deshalb 

i) sind nicht nur seine bürgerlichen, sondern auch seine 

politischen Gesetze beibehalten worden; 
2) ist die Regierung selbst dem Conseil für Finnland unter 
Ihrer Aufsicht übertragen wordene etc. 

Dieses Schriftstück mufste um so mehr hier angeführt 
werden, als es in einer der Anlagen zu den Allerhöchsten 
Vorlagen ('Erläuterungen' Nr. I) heilst, man »müsse un- 
widerlegliche Thatsachen vorbringen können, um zu be- 
haupten, dafs Kaiser Alexander I., als er die Grundgesetze 
bestätigte, gerade den politischen Teil derselben meinte und 
nicht den anderen, der von der inneren Verwaltung des Landes 
handelt«. 

2. Ein ebenfalls in Rufsland veröffentlichter, von 
Speranskij, dem Vertrauensmann des Kaisers bei der Regelimg 
der finnländischen Angelegenheiten, an den Kaiser ab- 
gelieferter Bericht vom 11. Februar 1811 über von Speranskij 
behandelte Angelegenheiten. Dieser Bericht enthält u. a. 
folgendes : 
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%IV. Die finnländischen Angelegenheiten^. 

»Die wichtigsten Angelegenheiten in Bezug auf Finnland 
waren von Anfang an folgende: 

1) Der Landtag (CeäMi»). Durch denselben ist für die 
ganze gegenwärtige Organisation dieses Landes eine feste 
Grundlage gelegt worden. 2) Das Reglement für den Conseil. 
3) Das Münzsystem. 4) Die Organisation der Miliz. 5) Die 
Finanzen des vorhergehenden Jahres. 6) Der Einnahme- und 
Ausgabeetat für 1810 und 1811. 7) Die Instruktionen für den 
Generalgouvemeur und den Prokurator. — Aulser diesen Haupt- 
angelegenheiten trifft täglich eine Menge lauf ender Sachen eine. 

Hier ist eine Anmerkung folgenden Inhalts hinzu- 
gefügt: 

»Dieselben sind eine Folge der Konstitution dieses Landes. 
Die Herrschermacht, die in diesem Lande durch das Gesetz 
beschränkt worden ist (BiacTL Aep^^aBHaa, tsixsh orpaHH^ena 
BT» ceii cTpani saKOHOM^), ist auf den Versuch angewiesen ge- 
wesen, sich durch Regierungsdetails zu stärken. Hieraus ent- 
springen die nachfolgenden Arten von laufenden Sachen . . .c. 

Im eigentlichen Text heilst es dann weiter: 

«Finnland ist ein Staat, nicht ein Gouvernement ($HHJiflHÄiÄ 
ecTB rocy;^apcTBo, a ne ryöepma). Folglich kann es nicht so neben- 
her und zusammen mit einer Menge von laufenden Sachen 
regiert werden«. 

3. Die Allerhöchste Verordnung vom 31. Dezember 1811 
über das, was in Bezug auf die Vereinigung der Provinz Wiborg 
mit Finnland zu beobachten sei. In dieser Verordnimg, die 
auch in Ruislands Gesetzsammlimg aufgenommen ist, kommt 
folgende Bestimmung vor, die Alexander I. eigenhändig in 
das in französischer Sprache verfafste Konzept der Verordnung 
eintrug : 

T^U ordre de la representation nationale h la Diite des 
Etats du Grand'Duche de Finlande est etabli dans le Gou- 
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vernement de Wibourg conformement aux principes generaux 
de la Constitution du pays^ . 

In dem vom Kaiser imterzeichneten russischen Text 
der Verordnung werden Finnlands Stände mit den Worten 
>rocy;i;apcTBeHHue ^hhmc (Reichsstände) bezeichnet. Es ist 
femer zu beachten, dals in dem angeführten, vom Kaiser selbst 
korrigierten französischen Konzept ursprünglich folgende Worte 
gestanden hatten: >Ayant en vertu de Notre Manifeste du 
11 D^embre 1811 r^uni le Gouvernement de Wibourg au 
Grand-Duch^ de Finlande, incorpor^ ä Notre Empire etc.«, 
dafs aber die Worte incorpore a Notre Empire bei der Aller- 
höchsten Prüfung ausgestrichen worden sind. 

Diese sowie andere, ähnliche Äufserungen beweisen un- 
zweideutig, dafs es gerade die frühere schwedische Konstitution 
war, die Kaiser Alexander I. für Finnland bei der Vereinigung 
des Landes mit Ruisland bestätigte, und dafs infolgedessen die 
Staatsverfassung des Kaisertums auf finnländischem Boden 
nicht eingeführt ward. 

Wie allgemein bekannt ist, sind denn auch die *Regie- 
rungsform' sowie die Vereinigungs- und Sicherheitsakte aus- 
drücklich als Finnlands Grundgesetze in mehreren, von den 
Monarchen eigenhändig unterzeichneten Urkunden citiert 
worden. Von den letzteren erlauben sich die Stände — an- 
lälslich einer Aufserung in einem Komiteeprotokoll vom 28. März 
1897, wonach >die Russische Macht niemals Rücksicht auf 
alte schwedische Gesetze genommen hat, die unter Mitwirkung 
des Reichstages ausgefertigt worden sind« — in erster Linie 
die Bestätigung der gegenwärtig gültigen ^Landtagsordnung' 
vom 3./15. April 1869 anzuführen, wo es heifet: 

y Indem Wir Uns Unser Recht vorbehalten, so wie das- 
selbe sich in der Regierungsform, vom. 2i, August I7y2 sowie 
in der Vereinigungs- nnd Sicherheitsakte vom 2i, Februar 
und j. April iy8^ zugesichert findet und nicht durch ausdrück- 
liche Worte in vorstehender Landtagsordnung verändert worden 
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ist, wollen Wir in Gnaden diese Landtagsordnung als ein 
unverbrüchliches Grundgesetz genehmigen und bestätigen^. 

Aufserdem wird in § 71 der ^Landtagsordnung' die »Re- 
gierungsform« als geltendes Ciesetz citiert. Von späteren 
Urkunden sei nur das Allerhöchste Manifest vom 13. 25. Juni 
1886 erwähnt, durch welches »tmier Aufhebung des 6. Punktes 
der Vereinigungs- und Sicherheitsakte vom 21. Februar und 
3. April 1789« über das Motionsrecht der Stände bestimmt 
worden ist. 

Die Einwände, die man gegen die Gültigkeit der 'Re- 
gierungsform' sowie der Vereinigungs- und Sicherheitsakte er- 
hoben hat, sind in der Hauptsache folgende: 

1. Man hat hervorgehoben, dafs bis 1863 eine Menge 
Gesetze und Verordnungen in Finnland von den Monarchen 
ohne Mitwirkung der Stände erlassen worden sind. Allein 
hierbei sind wichtige Umstände übersehen worden. Die That- 
sache, dafs die Stände in dem Zwischenraum von 1809 bis 1863 
nicht einberufen worden sind, involviert keinen Beweis gegen 
die Gültigkeit der *Regierungsform% da es bis zur Promul- 
gation der 'Landtagsordnvmg', laut der *Regierungsform% vom 
Gutdünken des Monarchen abhing, die Stände einzuberufen. 
Und die Ungültigkeit der 'Regierungsform' wird auch ebenso- 
wenig dadurch bewiesen, dafs der Monarch unabhängig von 
den Ständen Verordnungen in verschiedenen Angelegenheiten 
erlassen hat. Es ist nämlich erachtet worden, dafs der Monarch, 
ohne dafs es einer Inanspruchnahme der Mitwirkung der Stände 
bedürfe, auf gewissen Gesetzgebungsgebieten (umfassend eigent- 
lich das, was in der in Schweden und in Finnland üblichen 
Rechtssprache, wenn auch nicht ganz sachgemäfs, als Ordnungs- 
und Haushaltungsfragen bezeichnet wird) Verordnungen er- 
lassen könne. Allerdings enthält das Gesetz keine ausdrück- 
liche Bestimmimg hierüber, aber ein solches Recht ist jahr- 
hundertelang ausgeübt worden; es ist infolgedessen durch 
die Tradition geheiligt, und die Reichstagsgeschichte zeigt 
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dals es von den Ständen anerkannt worden ist. Da es nun 
aber eine ausdrückliche Bestimmung darüber nicht giebt, ist 
es, wie man denn auch in Schweden noch in jüngster Zeit 
zugegeben hat, schwer gewesen, die Grenzen dieses Rechts 
genau anzugeben, und dieses war eine der Ursachen, weshalb 
jenes Recht zu verschiedenen Zeiten in etwas verschiedener 
Weise in Anspruch genommen wurde. Wenn dasselbe nun 
aber auch einige Male vor wie nach 1809, sowohl in Schweden 
als auch in Finnland, mit Überschreitung von Grenzen, die 
später als unzweideutig erschienen, zur Ausübung gelangt 
ist, so liegt in dieser Thatsache, zu der auch anderswo 
als in Schweden und in Finnland Seitenstücke vorgekommen 
sind, keineswegs eine Verleugnung des Grundsatzes selbst, 
nach welchem den Ständen das Recht zukommt, an der Gesetz- 
gebung teilzunehmen. Auf Grund dieses Rechts, auf ge- 
wissen Gesetzgebungsgebieten Verordnungen auf administra- 
tivem Wege auszufertigen, ist es nun geschehen, dafs zwischen 
1809 und 1863 solche Verordntmgen in Finnland erlassen 
wurden. Auch nach 1863 sind fortwährend derartige Verord- 
nungen neben den Gesetzen, die unter Mitwirkung der Stände 
geschaffen wurden, zu stände gekommen. Aus dem Gesagten 
erklärt es sich auch, wie der Umstand, dafs Verordnungen 
auf adnwnistrativem Wege in solchen Fragen erlassen wurden, 
in Bezug auf welche allgemeine Gesetze oder Grundgesetze 
Bestinmiungen enthalten, dem in der finnländischen Gesetz- 
gebung Unbewanderten die Auffassung einflöfsen konnte, als 
sei auf das Grundgesetz keine Rücksicht genommen worden, 
während es sich doch thatsächlich so verhält, dafs allgemeine 
Gesetze oder Grundgesetze in mehreren Fällen nur gewisse 
allgemeine Grundsätze ausgesprochen haben und es Verord- 
nungen der eben erwähnten Art überlassen, nähere Be- 
stimmungen in den genannten Fragen zu treffen. 

2. Femer ist behauptet worden, dafs der Landtag zu 
Borgä nur eine beratende VersanMnlimg gewesen sei imd 
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nicht ein solcher Reichstag, wie ihn die 'Regierungsfonn* im 
Auge hat. Dieser Einwand beruht auf einer Verkennung 
des Charakters des schwedischen Reichstages. Der Reichstag 
ist aus einer Ratsversammlung, dem alten Reichsrat, ent- 
standen, der durch andere, vom Könige berufene Elemente ver- 
stärkt wurde, imd erhielt erst später sowie nach und nach die 
Befugnis, das Recht des Volkes in denjenigen Angelegenheiten 
auszuüben, die früher in den Volksversanunlungen , den sog. 
^landens ting*, vom Volke selbst entschieden worden waren. Eine 
Folge dieser Entstehungsgeschichte des Reichstages war, dafs 
der Reichstag, auch nachdem er den Charakter einer wirk- 
lichen Volksvertretung erhalten hatte, noch um Abgabe 
von Gutachten in solchen Fragen angegangen wurde, deren 
Entscheidung dem Könige allein vorbehalten war, ohne dafs 
solches der Eigenschaft des Reichstages als einer Volks- 
vertretung, deren Einwilligung bei der Gesetzgebung und Be- 
steuerung erforderlich ist, Abbruch gethan hätte. In voller 
Übereinstimmung hiermit ist denn auch auf dem Landtage 
von 1863/64 und bei späteren Landtagen das Gutachten der 
Stände Finnlands bei Fragen eingeholt worden, die der Mon- 
arch ohne Mitwirkung der Stände hätte entscheiden können, 
während des erstgenannten Landtages sogar bei Gesetzgebungs- 
fragen, bei denen man ein vorbereitendes Gutachten der 
Stände für erforderlich erachtete, ehe den Ständen eine Aller- 
höchste Vorlage mit Gesetzesvorschlägen behufs formeller An- 
nahme übermittelt wurde. 

Dafs zu einer Zeit, wo kein Anlafs vorlag, bestehende 
Gesetze zu verändern, dem Borgäer Landtag kein Gesetzes- 
vorschlag den Ständen zur Annahme übermittelt wurde, bildet 
also keinen Beweis dawider, dafs dieser Landtag denselben 
Charakter trug wie die schwedischen Reichstage. Sowohl die 
öffentlichen Äulserungen Kaiser Alexanders als auch der ein- 
schlägige Briefwechsel Speranskijs, sowie femer die französi- 
schen Ausdrücke »di^te« und »di^te gänörale«, mit denen der 
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Landtag bezeichnet wurde, beweisen im Gegenteil, dafs die 
Berufung des Landtages den Zweck hatte, ein Zeugnis für 
die Beibehaltung der früheren Konstitution zu bilden. Eine 
wie grofse Bedeutung man thatsächlich diesem Umstände bei- 
legte, geht schon daraus hervor, dafs sich der Kaiser von 
Rufsland sowohl zur Eröffnung wie zur Schlielsung des Land- 
tages in eigener Person nach Borgä begab. 

3. Schliefslich ist gesagt worden, dafs die Grundgesetze, 
die, nach der in Finnland herrschenden Ansicht, Kaiser 
Alexander I. für Finnland bestätigt hat, Bestimmungen ent- 
halten, die während der Vereinigung des Landes mit Rufs- 
land keine Gültigkeit haben können. Es ist in der That wahr, 
dafs einige Bestimmungen, wie z. B. diejenigen, welche die 
Thronfolge und die Religion des Monarchen betreffen, infolge 
der Vereinigung Finnlands mit Rufsland als unanwendbar zu 
betrachten sind; dieses ist denn auch von Kaiser Alexander IL 
ausdrücklich hervorgehoben worden und wird ebenso in Finn- 
land anerkannt. Allein dieser Umstand bedeutete, wie an 
anderer Stelle nachgewiesen werden soll, keineswegs, dafs 
russisches Gesetz die von der Vereinigung mit Schweden her 
ererbte Rechtsordnung verdrängt hätte, und derselbe läfst sich 
auch nicht wider die Gültigkeit der *Regierungsform' als Grund- 
gesetz anführen. Ebensowenig hat dieser Umstand bei der An- 
wendung des besagten Grundgesetzes irgend welche Schwierig- 
keit bereitet. Auch für ausländische Schriftsteller hat die 
Gültigkeit der ^Regierungsform' als Grundgesetz für unbestreit- 
bar gegolten, obgleich einige ihrer Bestimmungen obenerwähnter 
Art infolge der Vereinigung Finnlands mit Rufsland ihre Nutz- 
anwendung verloren haben. 

B) Das Gesetzgebungsrecht, welches die 'Regierungsform' 
sowie die Vereinigungs- und Sicherheitsakte den Ständen zu- 
erkennen, involviert auch das Recht auf Teilnahme an der 
Wehrpflichtgesetzgebung. Denn § 18 der ^Regierungsform* 
bestätigt das sog. militärische 4ndelningsverk* und die sog. 
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*knektekontrakt' , welche eine ausdrückliche Befreiung von 
Ausschreibungen enthielten; und zwar sollten diese Kontrakte 
nach der genannten Gesetzesstelle nicht ohne Mitwirkung 
der Stände abgeändert werden dürfen. Ferner bestimmt 
§ 45 der 'Regienmgsform' ausdrücklich, dafs Ausschreibungen 
nicht ohne Einwilligung der Stände erfolgen dürfen, und 
schliefslich enthält .§ 7 der ^Privilegien des Bauernstandes' vom 
Jahre 1789 eine Versicherung wider »alle gewaltsame Werbung« 
von Mannschaften zum Militärdienst. Da also eine Ausschrei- 
bung grundgesetzmäfsig nicht ohne Genehmigung der Stände 
hatte, erfolgen können, so konnte auch ein Gesetz über das 
allgemeine Wehrpflichtgesetz nicht ohne Mitwirkung der Stände 
ausgefertigt werden. 

C) Das Gesagte dürfte vollkommen die obenerwähnte, in 
den Anlagen zu den Vorlagen ausgesprochene Ansicht wider- 
legen, dafs die Stände erst durch die *Landtagsordnung' ein 
Gesetzgebungsrecht erhalten hätten, und dafs dieses Recht nur 
die Schaffung von Grundgesetzen umfasse. 

Die 'Landtagsordnung' hat den Ständen kein Gesetz- 
gebimgsrecht verliehen, das sie früher nicht besessen hätten; 
sie setzt vielmehr dieses Recht als schon bestehend voraus. 
Die Aufgabe der *Landtagsordnung' bestand darin, u. a. zu 
bestimmen, wie ein gültiger Ständebeschlufs zu stände komme, — 
ob in allen oder nur in gewissen Fällen die Einhelligkeit sämt- 
licher Stände erforderlich sei — eine Frage, die früher nicht 
im Gesetz ausdrücklich beantwortet worden war. Diesbezüglich 
bestimmte mm die 'Landtagsordnung' in § 71, dafs bei Grund- 
gesetzfragen wie bei Privilegienfragen die Genehmigung aller 
vier Stände erforderlich sei ; in § 72, wie bei Fragen, betreffend 
die Bewilligung von Ausgaben und Steuern, zu verfahren sei ; 
in §§ 73 und 74, dals bei sonstigen Fragen, an deren Entscheidung 
die Stände sich zu beteiligen haben, der Beschlufs dreier Stände 
als Ständebeschlufs zu gelten hat; und in § 75, wie bei Fragen 
verfahren werden soll, wo die Stände kein Beschlufsrecht be- 
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sitzen, sondern blofs, wenn der Monarch solches fordert, Gut- 
achten abzugeben haben. 

Bei Fragen, welche nicht von grundgesetzlicher Art sind, 
unterscheidet also die 'Landtagsordnung' zwischen Angelegen- 
heiten, bei denen die Stände blofs, wenn der Monarch solches 
fordert, gemeinsam oder jeder Stand für sich ein Gutachten 
abzugeben haben, sowie Fragen, bei denen die Genehmigung 
der Stände erforderlich ist, und die durch Beschlufs dreier 
Stände entschieden werden. 

Dafs die Frage betreffs Abänderung des Wehrpflicht- 
gesetzes, insoweit dasselbe nicht den Charakter eines Grund- 
gesetzes hat, zur letztgenannten Kategorie gehört, folgt aus 
den allgemeinen Grundsätzen der 'Regierungsform' wie auch 
speciell aus der schon erwähnten Bestimmung ihres § 45. Ein 
auf administrativem Wege ausgefertigtes Gesetz über die Aus- 
hebung von Mannschaften zum Militärdienst würde nämlich 
einen dem genannten Paragraphen widersprechenden Befehl 
zur Ausschreibung ohne Mitwirkung der Stände involvieren. 

Dafs gewisse Paragraphen des Wehrpflichtgesetzes den 
Charakter eines Grundgesetzes besitzen, hat also, was die vor- 
liegende Frage betrifft, nur die Bedeutung, dafs dieselben 
nicht abgeändert werden können, es sei denn, dafs alle Stände 
diesbezüglich einig sind. Allerdings kommen für Grund- 
gesetzfragen auch noch ein paar andere Umstände hinzu, 
nämlich dafs sie bis zum nächstfolgenden Landtage auf- 
geschoben werden können, und dafs sie nicht in den Plenar- 
sitzungen der Stände diskutiert werden dürfen, bevor sie von 
einer Kommission behandelt worden sind; diese Umstände sind 
jedoch von geringerer Bedeutung im Vergleich damit, dafs 
Grundgesetzfragen sogenannte 'Fragen aller vier Stände' (fyra 
Stands frägor) sind. 

D) In den 'Erläuterungen', welche den Allerhöchsten 
Vorlagen beigefügt sind, wird nun aber bemerkt, dafs die 
Stände von 1877—78, auch wenn die Rechtsgtiltigkeit der 

D. Anfserord. Finnl. Landtag. lO 
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'Regierungsform' vorausgesetzt wird, nicht berechtigt gewesen 
seien, bei Seiner Kaiserlichen Majestät anheim zu stellen, dals 
gewissen Paragraphen des Wehrpflichtgesetzes der Charakter 
eines Grundgesetzes beigelegt werden sollte. 

Wie weiter unten dargelegt werden soll, waren die Stände 
berechtigt, so zu verfahren. Allein, auch wenn die Stände 
jenes Recht nicht besessen hätten, so müfste doch jede Kon- 
troverse über die grundgesetzliche Unverbrüchlichkeit der be- 
treffenden Paragraphen dadurch abgeschnitten sein, dals der 
Monarch, in Übereinstimmung mit dem Beschlufs aller vier 
Stände, erklärt hat, dafs jene Paragraphen den Charakter 
eines Grundgesetzes besäfsen. Denn mittelst der Sanktion 
des betreffenden tibereinstimmenden Beschlusses der Stände 
durch den Monarchen wurde ein legislativer Akt vollzogen, 
dessen Gültigkeit nicht mehr angezweifelt werden kann. Die 
durch Allerhöchstes Manifest vom 6./18. Dezember 1878 sank- 
tionierte und als Gesetz promulgierte Bestimmung, dafs vier- 
zehn Paragraphen des Wehrpflichtgesetzes den Charakter 
eines unverbrüchlichen Grundgesetzes haben sollen, kann also 
nicht auf Grund besagter Umstände für ungültig erklärt 
werden. 

Nun fehlte es aber den Ständen bei ihrem Antrage weder 
an gewichtigen Gründen noch an einem staatsrechtlichen 
Fundament. 

Als die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht angeregt 
wurde, war das System eines unfreiwilligen Militärdienstes 
seit mehreren Generationen im Lande unbekannt gewesen. 
In vollkommener Erkenntnis, eine wie grofse Scheu vor einer 
Ausschreibung — besonders unter den neuen Verhältnissen, in 
die das Land 1809 eintrat — die Bewohner Finnlands hegen 
mufsten, hielt Kaiser Alexander I. es für nötig, in die dem 
Landtage von Borgä tibergebene Vorlage, betreffend die Orga- 
nisation des Militärs des Landes, ausdrücklich die Versiche- 
rung aufnehmen zu lassen , dafs in Finnland eine mit Zwang 
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verbundene Rekrutierung oder Ausschreibung nicht erfolgen 
sollte (Beilage L). 

Nun involvierte der Vorschlag eines allgemeinen Wehr- 
pflichtgesetzes, dafs ein Teil der Jugend des Landes künftig 
auf Grund der Auslosung zu einem unfreiwilligen Militärdienst 
ausgehoben werden sollte ; und es dürfte wohl kaum befremden 
können, dafs die Stände auf dem Landtage von 1877/78 die 
Angelegenheit mit Besorgnis betrachteten, eine Besorgnis, 
die noch durch den Umstand vermehrt wurde, dafs das finn- 
ländische Volk nicht verlangen kann, es sollten seine Wünsche 
oder Interessen bei Fragen über Krieg und Frieden ausschlag- 
gebend sein. Es ist also erklärlich, dafs die Stände, wenn 
sie es auch für ihre Pflicht sowohl dem Monarchen und Rufs- 
land als auch dem eigenen Lande gegenüber hielten, die Ein- 
führung der allgemeinen Wehrpflicht zu genehmigen, zu- 
gleich verschiedenen Bestimmungen des neuen Gesetzes, die 
das Recht des Volkes und der einzelnen Staatsbürger zu wahren 
bezweckten, eine solche Eigenschaft beizulegen wünschten, 
dafs sie nicht ohne die Genehmigung aller Stände abgeändert 
werden könnten. 

Einen gültigen Rechtsgrund für den Antrag, den in 
Rede stehenden Bestimmungen den Charakter eines Grund- 
gesetzes zu geben, hatten die Stände, wie schon aus dem 
Angeführten hervorgeht, in der *Regierungsform\ Der § 18 
derselben besagt nämlich u. a., dafs Kavallerie von den sog. 
'rusthälP, denen zu diesem Behufe die Renten aus den 
*rusthäll' und den *augment' zu überweisen seien, aufgestellt 
werden solle ; dafs, nach Mafsgabe der *knektekontrakt', 
Mannschaften für gewisse Infanterieregimenter von allen 
'roterade hemman' im Lande aufgestellt werden sollten; so- 
wie dafs, auf Grund der erwähnten Kontrakte, die Bauern 
und die Städte von Ausschreibungen befreit sein sollten. Die 
übrigen Einwohner waren von solchen aus verschiedenen Gründen 
schon früher befreit gewesen. Aufserdem gewährten die Standes- 

10* 
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Privilegien, die nicht ohne Genehmigiing aller vier Stände 
abgeändert werden konnten, einen Schutz gegen unfreiwilligen 
Militärdienst. Wenn nun die dem Landtage von 1877—1878 
unterbreitete Allerhöchste Vorlage beantragte, dafs alle ver- 
pflichtet sein sollten, sich der Auslosung zu unterziehen und 
in den Militärdienst zu treten — letzteres ohne Rücksicht 
darauf, ob ein Feind einen Einfall in das Land gemacht hätte, 
oder nicht — und femer, dafs die 'rusthäll* und die 'roterade 
hemman' weder zur Aufstellung von Dragonern, noch von 
Knechten für das Fufsvolk verpflichtet sein sollten, so invol- 
vierte dieses eine Abänderung von § 18 der ^Regierungsform'. 
Einzelne Änderungen und Verbesserungen im 4ndelningsverk' 
hätten allerdings durch ein von drei Ständen genehmigtes 
Gesetz herbeigeführt werden können, aber der Grundsatz 
selbst von der Fortdauer des *indelningsverk' hatte, nach dem 
erwähnten Paragraphen der 'Regierungsform', die Kraft und 
Wirkung eines unverbrüchlichen Grundgesetzes. Dafs dieses die 
allgemeine Ansicht war, geht auch aus den Gutachten der 
Gesetzkommission auf den Landtagen von 1882 und 1885 an- 
läfslich der Allerhöchsten Vorlagen über die 'Vakanzabgaben' 
der 'rusthäll' und der 'rotar' hervor. Der Grundsatz von dem 
Fortbestand des ^indelningsverk' konnte nicht unverändert bei- 
behalten werden, als das Heerwesen des Landes auf der 
Grundlage der allgemeinen Wehrpflicht geordnet wurde. Dies 
ward auf dem Landtage 1877 — 1878 auch von den Anhängern 
der abweichenden Ansicht, welche in den Anlagen der den 
Ständen übermittelten Allerhöchsten Vorlagen citiert wird, 
ausdrücklich ausgesprochen, indem sie zwar befanden, dafs 
ein Vorschlag zur Abänderung eines Grundgesetzes vorliege, 
gleichzeitig aber es für nicht sachgemäfs hielten, dafs irgend 
ein Teil des neuen Gesetzes den Charakter eines Grundgesetzes 
erhielte. 

Da demnach mittelst der Allerhöchsten Vorlage auf dem 
Landtage von i8jy — rSyS der Monarch die Initiative zur Ab- 
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änderung eines Grundgesetzes ergriffen hatte ^ waren die Stände 
vollkommen berechtigt, zu erklären, da/s sie auf die Abände- 
rung des Grundgesetzes nur unter der Bedingung eingehen 
würden, wenn anstatt der abgeänderten Grundgesetzbestimmung 
gewisse Stipulationen des neuen Gesetzes die Kraft und Wirkung 
eines unverbrüchlichen Grundgesetzes erhielten. Diesem Um- 
stände muls in der vorliegenden Frage eine entscheidende Be- 
deutung beigemessen werden. Dagegen ist es von keiner 
Bedeutung y ob die Auswahl der Paragraphen, die solcher- 
gestalt den Charakter eines Grundgesetzes erhalten sollten, 
nicht ganz sachgemäfs oder ob die Motivierung in gewissen 
Fragen nicht ganz stichhaltig war. Auch wenn solches der 
Fall gewesen wäre, so wirkt dies doch nicht auf den Kern 
der Sache und darf auch kein Befremden hervorrufen, da 
ja bei der Auslegung der alten, unter anderen Verhält- 
nissen entstandenen Gesetzesbestinmiungen leicht verschiedene 
Ansichten entstehen können. Dals nicht alle die neuen Para- 
graphen gnmdgesetzlichen Charakters ein Seitensttick dazu 
in den früheren Grundgesetzbestimmimgen aufweisen, wird 
denn auch in dem unterthänigen Antwortschreiben der Stände 
ausdrücklich hervorgehoben, ebenso femer in dem damit über- 
einstinmienden Allerhöchsten Manifest vom 6./18. Dezember 
1878, wo es heilst, dafs die erwähnten Paragraphen »von 
gröfserer Bedeutung sind und zum Teil auch eine Abänderung 
von jetzt gültigen Grundgesetzen in sich schliefsenc 

E) Es ist allerdings angeführt worden, dafs, da das 
^ndelningsverk' durch § 2 des Wehrpflichtgesetzes nicht 
für aufgehoben, sondern nur für suspendiert erklärt wurde, 
die Stände nicht hätten vorschlagen dürfen, jener Paragraph 
solle den Charakter eines Grundgesetzes erhalten ; allein hier- 
bei ist folgendes zu beachten. 

In § 2 der dem Landtage von 1877—1878 übermittelten 
Allerhöchsten Vorlage hiefs es, dafs das Land infolge der 
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht von der Pflicht, auf 
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Grund des ^indelningsverk' Kriegsvolk aufzustellen, befreit 
werden würde, dafs aber eine besondere Abgabe für diese Be- 
freiung auch fernerhin zu erlegen sei. Die Ursache war offenbar 
vor allem die, dafs man die Einkünfte, die der Krone auf Grund 
des 4ndelningsverk' zuflössen, nicht entbehren zu können 
glaubte. Eine vollständige Aufhebung des 'indelningsverk' 
bezweckte die Allerhöchste Vorlage also faktisch nicht, ein 
Umstand, der auch aus ihrem § 130 hervorgeht, welcher 
voraussetzte, dafs auch die Renten der *indelta hemman' 
nach wie vor dem allgemeinen Militärfonds zufliefsen sollten. 
Hierzu kommt, dafs man, als es galt, einen so wichtigen 
Schritt wie die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht vorzu- 
nehmen, sich unsicher fühlte und den Weg zur Rückkehr zu 
den früheren Zuständen offen halten wollte, falls ein auf all- 
gemeiner Wehrpflicht fufsendes Heerwesen etwa für die im 
Lande herrschenden ökonomischen und socialen Verhältnisse 
als weniger zweckmäfsig befunden werden sollte. 

Diese beiden Umstände scheinen vereint dahin gewirkt 
zu haben, dafs die Stände dem § 2 seinen jetzigen Wort- 
laut gaben: »Solange das Heerwesen des Landes auf der 
Grundlage der allgemeinen Wehrpflicht geordnet ist, sind alle 
*rusthäll* und *rotar' von der Verpflichtung befreit, nach 
Mafsgabe des 'indelningsverk' Kriegsvolk aufzustellen c ; auch 
wurde die Bestimmimg betreffs Anwendung des Militärfonds 
beibehalten. 

Dafs nun aber die Abänderung des 4ndelningsverk*, 
welche hierdurch zu stände kam, von ganz anderer Be- 
schaffenheit war, als die Mafsregeln, zu denen der Landtag 
von Borgä Anlafs gab, beruht auf den nachfolgenden Um- 
ständen. Der Landtag von Borga liels das 'indelningsverk' 
unverändert, wie dies denn auch im Manifest vom 15./27. März 
1810 ausdrücklich gesagt wird. Auf Verlangen der Stände 
erklärte der Monarch, er wolle von dem ihm zustehenden 
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Recht, die Beibehaltung einer Mndelt' Armee zu fordern, blofs 
keinen Gebrauch machen; er hätte dies aber jederzeit thun 
können, und dieser Umstand wird faktisch in dem Aller- 
höchsten Manifest vom 11. /23. Jtmi 1854 über die Wieder- 
errichtung von 4ndelt' Militär angeführt. Andererseits blieben 
alle diejenigen Bestimmungen in den *knektekontrakt', denen 
zufolge eine andere militärische Last dem Volke nicht auf- 
erlegt werden durfte, vollkommen davon unberührt, dafs der 
Monarch die 4ndelta* Armee aufgelöst sein liefs. Bei Ein- 
führung der Wehrpflicht ward dagegen durch Gesetz erklärt, 
dafs Kriegsvolk nach Mafsgabe des 'indelningsverk' nicht ge- 
fordert werden dürfe. Allein nicht genug hiermit. Die in 
den *knektekontrakt' vorkommenden Bestimmungen, welche die 
Bauern vom unfreiwilligen Militärdienste befreiten, wurden im 
Wehrpflichtgesetz durch Bestimmungen ersetzt, die den Staats- 
bürgern einen Militärdienst nach Malsgabe dieses Gesetzes, 
also einen unfreiwilligen Militärdienst, auferlegten, und zwar 
auch in anderen Fällen als in den durch § 7 der Privilegien 
des Bauernstandes vorausgesetzten. 

Da nun das Wehrpflichtgesetz, auch wenn kein Teil des- 
selben als Grundgesetz erklärt worden wäre, doch in allen 
Teilen ein Gesetz zu werden bestimmt war, das nicht 
anders als durch übereinstimmenden Beschlufs von Monarch 
und Ständen abgeändert werden könnte, so bedeutete § 2 in 
der That, dafs die Bestimmungen in betreff der Pflicht, Kriegs- 
volk nach Mafsgabe des 4ndelningsverk' aufzustellen, wie auch 
die Befreiung vom Militärdienste, die den Bauern durch die 
*knektekontrakt* zuerkannt worden war, durch Gesetz auf- 
gehoben wurden, allerdings so, dafs, wenn Monarch und 
Stände sich darüber geeinigt hätten, dafs das Heerwesen nicht 
mehr auf die allgemeine Wehrpflicht gegründet sein solle, sich 
aber nicht über ein anderes Militärsystem hätten einigen 
können, die alten, zum ^indelningsverk' gehörenden Bestim- 
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mungen ohne weiteres wieder in Kraft treten sollten. Dieses 
war in der That doch etwas mehr als eine blofse Modifikation 
des 4ndelningsverk'. 

F) Und da nun Graf Miljutins oben angedeutete Haltung 
dem Wehrpflichtgesetz gegenüber sichtlich als eines der 
Motive für die Forderung hervorgehoben worden ist, dals die 
Stände nicht zur Teilnahme an der Gesetzgebung über die 
Wehrpflicht berechtigt sein sollen, haben die Stände schliels- 
lich folgendes betonen zu müssen geglaubt: 

1. In dem von den Ständen auf dem Landtage 
von 1877/78 erlassenen unterthänigen Antwort- 
schreiben findet sich auch nicht ein einziges 
Wort, welches eine Stütze für die Annahme 
böte, dafs das Wehrpflichtgesetz nur ein tempo- 
räres Gesetz werden sollte, das ohne Einwilli- 
gung der Stände abgeändert werden könnte. Als 
die Stände — für den Fall, dafs die Wehrpflichtorganisation, 
welche in Finnland noch nicht durch die Erfahrung erprobt 
war, sich als minder zweckmäfsig für die im Lande herrschen- 
den socialen und ökonomischen Verhältnisse erweisen würde, 
und mithin partielle Abänderungen dieser Institution nötig 
werden würden — darum ersuchten, dafs Seine Kaiserliche 
Majestät binnen 10 Jahren oder schon früher den Ständen eine 
Vorlage betreffs solcher Abänderungen unterbreiten wolle, 
wurde selbstverständlich hiermit bezweckt, dafs das Gesetz in 
Zukunft in derselben Ordnung, wie es gestiftet worden, d. h. 
unter Mitwirkung der Stände einer Abänderung unterzogen 
werden sollte. Auf solche Weise ist dasselbe denn auch durch 
die Gesetze vom 20. November 1882, 29. Dezember 1885, 
25. Januar 1886, 18. März 1886 und 11. Februar 1889 bereits ab- 
geändert worden. Sollte ein Aufgeben der damals angenonmienen 
Militärorganisation für notwendig befunden werden, so wäre 
es, wie die Stände in der Begründung zum § 2 des Wehr- 
pflichtgesetzes betonten, ein nicht unwesentlicher Vorteil, 
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wenn die Nation durch eventuelle Beibehaltung des 'indelnings- 
verk' diese auf nationaler Grundlage fufsende Institution als 
Ausgangspunkt für eine neue Reform besäfse. Zu der 
falschen Auffassung hingegen, dals das Wehrpflichtgesetz nur 
als temporäres Gesetz gelten sollte, welches ohne Einwilligung 
der Stände abgeändert werden könnte, hatten die Stände ganz 
gewifs keinen Anlafs gegeben. 

2. Das unterthänige Gesuch des Senats ent- 
hält ebenso wenig die geringste Andeutung über 
irgend etwas derartiges. Nach Aufzählimg der wich- 
tigeren Abänderungen, welche die Stände in der Allerhöchsten 
Vorlage vorgenommen, wird angeführt, dafs die übrigen von 
den Ständen getroffenen Abänderungen »teils die Redaktion, 
ohne jegliche Einwirkung auf die Sache selbst, betreffen, teils 
wiederum sich auf Detailbestinmiungen beziehen, hinsichtlich 
welcher, falls solches nötig werden würde, Berichtigungen 
und Ändenmgen wohl ohne Schwierigkeit in Zukunft zu er- 
langen sein dürften«. Dieses lälst sich nicht anders verstehen, 
denn als ein Ausdruck für die Ansicht des Senats, dals die 
Stände sich nicht der Mitwirkung bei solchen Abänderungen 
entzieheh würden. Wie die Akten ausweisen, hat Graf Miljutin 
von diesem Gutachten Kenntnis genommen; es läfst sich also 
daraus kein Stützpunkt für die Annahme gewinnen, die man 
dem damaligen Kriegsminister zugeschrieben hat. 

3. Der Kriegsminister Graf Miljutin hat, nach- 
dem er vom ganzen Wehrpflichtgesetz Kenntnis 
genommen, die Bestätigung desselben empfohlen, 
also auch derjenigen Paragraphen, welche die 
Eigenschaft eines unverbrüchlichen Grundgesetzes 
erhalten sollten. Über den Inhalt dieser Paragraphen ist 
er folglich nicht in Unkenntnis gewesen; nur von dem Vor- 
schlage, ihnen die Eigenschaft eines Grundgesetzes zu 
verleihen, soll er — wenn anders es sich so verhielte, wie 
angegeben worden ist — keine Kenntnis besessen haben. 
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4. Auch wenn Graf Miljutin von dem Vor- 
schlage, dem in Frage stehenden Teil des Wehr- 
pflichtgesetzes die Eigenschaft eines Grund- 
gesetzes zu verleihen, nichts gewufst hätte, so 
war dem Grafen doch nicht unbekannt, dafs, so- 
bald ein von den Ständen angenommener Gesetz- 
entwurf durch die Sanktion des Monarchen zum 
Gesetz für das Land erhoben worden ist, dieses 
Gesetz nicht anders als mit Einwilligung und Zu- 
stimmung der Stände abgeändert werden kann. 

Der Graf war nämlich zugegen, als Kaiser Alexander II. 
in höchsteigener Person den Landtag von 1863 — 1864 er- 
öffnete und das konstitutionell-monarchische Princip als mit 
den Sitten, Institutionen imd Gesetzen des finnländischen 
Volkes verwachsen bezeichnete. Der Graf hätte auch sonst 
nicht in Unkenntnis darüber sein können, welche Bedeutung, 
nach allgemeiner Rechtsauffassung, der Umstand besitzt, 
dals der Monarch seine Sanktion einem von den Ständen 
genehmigten Gesetzentwurf erteilt. Allein auch angenommen, 
dafs Graf Miljutin dieses nicht gewufst hätte, so könnten 
ihm doch die Principien Kaiser Alexanders II. nicht un- 
bekannt gewesen sein, da sie ja vielmals vor 1877 sowohl in 
Worten als auch in Thaten zum Ausdruck gelangt waren. Ein 
positiver Beweis dafür, dafs Graf Miljutin wirklich Kenntnis 
von Finnlands Konstitution hatte, findet sich zudem in einem 
von ihm selbst am 25. Oktober 1876 an den Ministerstaats- 
sekretär gerichteten Schreiben, wo in Bezug auf die Persön- 
lichkeit , welcher das Kommando über die finnländischen 
Truppen anvertraut werden sollte, unter anderem angeführt 
wird: Aufserdem steht nach der schwedischen Konstitution 
vom 21, August 1772 , welche fiir Finnlands Staatsverfassung 
zu Grunde gelegt worde?t ist, der Oberbefehl über alle 
Truppen und die Kriegsmacht zu Lande ausschliefslich dem 
Könige zu. Aus demselben Schreiben geht hervor, dafs Graf 
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Miljutin — wie die Worte in dem Schreiben des Kriegs- 
ministers lauten — des Senats »Zweifel betreffs der Möglich- 
keit, für eine Abänderung des Grundgesetzes, welches vor- 
schreibt, dafs jeder Inhaber eines finnländischen Amtes finn- 
ländischer Staatsbürger sein müsse, die Genehmigung der 
Stände des Landes zu erlangenc, gekannt und beachtet hat. 

Hiergegen lälst sich auch nicht einwenden , dals Graf 
Miljutin die in den Komiteeprotokollen hervortretende Ansicht, 
dafs alle anderen Gesetze, aulser den Grundgesetzen, vom 
Monarchen ohne Einwilligung der Stände abgeändert werden 
könnten, gehegt habe; denn abgesehen davon, dafs dieser 
Einwand durch die soeben citierten Worte widerlegt wird, ist 
es ein Faktum, dals die in Frage stehende, in den russi- 
schen Komiteeprotokollen hervorgehobene Ansicht zur Zeit 
Kaiser Alexanders IL nicht existierte ; erst viel später kam sie 
zum Vorschein. Graf Miljutin muls also Kenntnis davon 
gehabt haben, dals die Bestätigung des Wehrpflichtgesetzes 
seitens des Monarchen die Wirkimg hatte, dals das neue 
Gesetz nicht ohne Zustinmiung imd Genehmigung der Stände 
abgeändert werden konnte; bei solcher Bewandtnis aber muls 
es für den Grafen eine Sache von verhältnismäfsig unter- 
geordneter Bedeutung gewesen sein, ob das Gesetz eine 
*Drei-Stände*- oder eine *Vier-Stände'-Frage war. 

5. Das Schreiben des Kriegsministers Graf 
Miljutin vom 3L Juli 1878 gewährt, bei näherer 
Prüfung, für die Annahme, dals der Graf das 
Wehrpflichtgesetz als ein solches Gesetz an- 
gesehen hätte, welches ohne Einwilligung der 
Stände abgeändert werden könnte, nicht den 
Stützpunkt, den man darin finden zu sollen 
glaubte. 

Das Schreiben lautet nämlich folgendermafsen : 

»Dem Allerhöchsten Befehle Seiner Kaiserlichen Majestät 
gemäfs und als Antwort auf das Schreiben des Staats- 
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Sekretariats vom 14. Juli des laufenden Jahres (Nr. 512) habe 
ich die Ehre, Ew. Excellenz zu benachrichtigen, dafs das 
Kriegsministerium — im vollen Einverständnis mit dem Finn- 
ländischen Senat sowohl in Bezug auf das allgemeine Urteil 
über das von den Ständen des Grofsfürstentums Finnland 
angenommene Wehrpflichtgesetz, als auch in Bezug auf 
die besonderen Gründe und Motive, auf welche hin der 
Senat es für möglich erachtet hat, den von den Ständen vor- 
genommenen wesentlichen Abänderungen einiger Grund- 
bestimmungen des Wehrpflichtgesetzentwurfs, welcher auf 
Allerhöchsten Befehl dem Landtage zur Prüfung übermittelt 
wurde, beizustimmen — kein Hindernis vorliegend befindet, be- 
sagtes Gesetz Seiner Kaiserlichen Majestät behufe Allerhöchster 
Bestätigung in der Form, wie es von den Ständen angenommen 
worden ist, zu imterbreiten; erstens, weil dieses Gesetz auf 
Ansuchen der Stände nur temporär werden und, nachdem es 
zehn Jahre lang angewandt worden, oder sogar noch früher, 
falls solches für notwendig befunden werden würde, einer Re- 
vision unterzogen werden sollte, sowie femer, weil laut der 
Äufserung des Senats, wie dies aus dem Schreiben des 
Staatssekretariats Nr. 512 zu ersehen ist, die nötigenfalls 
erforderlichen Abänderungen in den Details und in der 
Redaktion des Gesetzes ohne Schwierigkeit nachher geschehen 
können^); zweitens aber, damit die Bewerkstelligung der für 
das Grolsfürstentum so notwendigen Militärreform, wenn mög- 
lich, nicht aufgeschoben werden würde«. 

«Zugleich hat das Kriegsministerium dem Gutachten des 
Finnländischen Senats anlälslich der Darlegung der Stände 
wegen Anweisung von Mitteln zur Einführung der Wehr- 
pflicht beistimmen zu können geglaubt, jedoch mit dem Vor- 
behalt, dafs die vom Senat auszuarbeitenden, auf der Ent- 
scheidung über diese Frage beruhenden Entwürfe, betreffend 

Im Original schreiben des Grafen Miljutin nicht unterstrichen. 
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die Organisation der finnländischen Truppen sowie ihrer Be- 
hörden und militärischen Einrichtungen, bevor sie Seiner Kaiser- 
lichen Majestät zur Allerhöchsten Bestätigung unterbreitet 
würden, seiner Zeit dem Kriegsministerium zur Begutachtung 
zu überweisen wären, sowie dafs die Frage über Aufhebung 
der Einquartierungsverpflichtung in Finnland — da dieselbe 
einer sehr sorgfältigen Behandlung bedarf, besonders insoweit 
sie sich auf die Truppen des Kaisertums bezieht — von der 
oben behandelten Frage abzusondern und einer Prüfung nach 
allen Seiten hin zu unterziehen wäre, zuerst an Ort und Stelle, 
so nämlich, dafs den lokalen Militärbefehlshabem Gelegenheit 
gegeben würde, sich daran zu beteiligen, und darauf im 
Kriegsministerium selbst«. 

»Indem ich Obiges zur Kenntnis bringe, beehre ich mich 
zurückzuerstatten etc.«. 

Der Kriegsminister macht hier einen Unterschied zwischen 
den Details und der Redaktion des Gesetzes einerseits, 
betreffs welcher nach seiner Meinung Änderungen ohne 
Schwierigkeit bewerkstelligt werden können, und zwischen den 
übrigen Bestimmungen des Gesetzes andererseits; wenn nun aber 
das Gesetz nach der Ansicht des Kriegsministers ohne Ein- 
willigung der Stände hätte abgeändert werden können, so 
hätte er keinen solchen Unterschied zu machen brauchen. 
Femer ist zu beachten, dafs der Ausdruck des Kriegsministers, 
das Gesetz sei als ein »temporäres« Gesetz zu betrachten, aus 
dem Schreiben des Staatssekretariats vom 14. Juli 1878 (Nr. 512) 
herrührt, • welches beinahe Wort für Wort das Gesuch der 
Stände wiedergiebt, dafs Seine Kaiserliche Majestät binnen 
zehn Jahren oder schon früher den Ständen eine Vorlage über 
solche Veränderungen des Wehrpflichtgesetzes \mterbreiten 
möge, die sich durch die Erfahrung als nötig herausgestellt 
hätten. In dem unterthänigen Gesuch des Senats hingegen, 
welches gleichfalls durch das ebengenannte Schreiben zur 
Kenntnis des Kriegsministers gelangte, konmit hierüber nichts 
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vor. Da der Kriegsminister demnach, wenn auch nur mit- 
telbar, das Antwortschreiben der Stände als Quelle für seine 
Äufserung besafs, so hat er auch gesehen, dafs eine Revision 
nicht ohne Einwilligung der Stände vor sich gehen konnte. 
Dieses erhellt schlielslich auch aus derjenigen Stelle im 
Schreiben des Kriegsministers, wo er erklärt, er wolle die 
Bestätigung des Gesetzes befürworten, »damit die Bewerk- 
stelligung der für das Grofsfürstentum so notwendigen Militär- 
reform, wenn möglich, nicht aufgeschoben werden wtirdec 
Hätte das Wehrpflichtgesetz nach der Ansicht des Kriegs- 
ministers ohne Einwilligung der Stände ausgefertigt werden 
können, so hätte der Kriegsminister die Bestätigung der Vor- 
schläge der Stände nicht zu befürworten brauchen, sondern 
auf die Ausfertigung eines anders lautenden Gesetzes dringen 
können. 

6. Und wenn man nun auch dennoch erachten 
würde, dafs das Schreiben des Kriegsministers 
die Ansicht ausdrückte, das Gesetz könne ohne 
Einwilligung der Stände erlassen und später ab- 
geändert werden, so ist diese seine* Ansicht 
doch zur Kenntnis des Kaisers gelangt; denn das 
Schreiben ist mit dessen eigenen Worten im Vortragsprotokoll 
des 'Finnländischen Komitees* vom 30. August 1878 vollständig 
wiedergegeben worden, und der Kaiser hat dasselbe eigen- 
händig durch seine Unterschrift gutgeheifsen, als es beim 
Vortrage des Ministerstaatssekretärs Seiner Kaiserlichen 
Majestät vorgelegt wurde. Man könnte möglicherweise auf 
Grund der zu den Allerhöchsten Vorlagen gehörenden Schrift- 
stücke glauben, dafs nur das Schlufsvotum des Kriegsministers 
zur Kenntnis des Kaisers gelangt sei; in der That ist jedoch 
die Äufserung des Kriegsministers in ihrem ganzen Umfange 
dem Monarchen persönlich vorgelegt worden. Welche An- 
sicht aber auch immer der Kriegsminister gehegt habepi mag, 
so steht das doch fest, dafs 
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7. Kaiser Alexander IL, mit vollkommener 
Kenntnis von der staatsrechtlichen Bedeutung 
seiner Handlungsweise, nicht nur das von den 
Ständen angenommene Wehrpflichtgesetz, sondern 
auch ihren Beschluls, ein Teil der Paragraphen 
in demselben sei zu den Grundgesetzen zu rechnen, 
bestätigt hat, worauf der Kaiser dann ein darüber 
handelndes, besonderes Manifest unterzeichnete; 
und dies ist das Entscheidende, 

Es braucht nicht näher hervorgehoben zu werden, wie 
viel Umßtürzlerisches für jede Gesellschafts- und Rechts- 
ordnung der Gedanke in sich schliefst, dafs die Kraft und Gültig- 
keit eines vom Monarchen bestätigten Gesetzes auf Grund 
von nachträglich vorgebrachten Ansichten, der Monarch habe 
die Bedeutung seiner Bestätigung nicht verstanden, zweifelhaft 
gemacht werden könnte. Die Stände können sich auf den 
Hinweis beschränken, dafs es nicht glaubwürdig gemacht 
werden könnte, Kaiser Alexander IL, welcher bekanntlich mit 
den finnländischen Angelegenheiten wohlvertraut war, sollte 
nicht gewufst haben, was seine Bestätigung enthielte. Eis 
ist daher beinahe überflüssig, zu betonen, dafs das dem 
Monarchen vorgelegte Protokoll des ^Finnländischen Komitees' 
vom 30. August 1878 die ausdrückliche Bemerkimg auf- 
genommen hatte, durch die Anerkennung eines Teiles der 
Paragraphen des Wehrpflichtgesetzes als eines unverbrüchlichen 
Grundgesetzes »würde bezüglich besagter Paragraphen das Ver- 
hältnis eintreten, dafs eine Abänderung derselben nicht auf eine 
andere Weise zustande gebracht werden könnte, als dadurch, 
dafs Seine Kaiserliche Majestät die Initiative dazu ergriffe und 
alle vier Stände auf dem Landtage diesbezüglich einig wären«. 
Daher müssen auch die Beschuldigimgen als unbegründet an- 
gesehen werden, die man gegen einen schon längst verstorbenen 
finnländischen Ministerstaatssekretär erhoben hat, dessen Treue 
gegen den Monarchen über jeden Zweifel erhaben ist. 
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Wie aus dem oben Gesagten erhellt, wirkt der Um- 
stand, ob es dem Kriegsminister Graf Mil- 
jutin bekannt oder nicht bekannt war, dafs man 
vierzehn Paragraphen des Wehrpflichtgesetzes 
den Charakter eines Grundgesetzes verleihen zu 
müssen glaubte, nicht im geringsten auf die Frage 
ein, ob die Stände das Recht haben, an der Gesetz- 
gebung über die Wehrpflicht finnländischer Staats- 
bürger teilzunehmen. Dieser Umstand entbehrt um- 
somehr aller Bedeutung, als derselbe offenbar nur deshalb 
hervorgehoben worden ist, weil man meinte, dals die Stände 
nicht das Recht gehabt hätten, an einer anderen Gesetzgebung 
als an derjenigen über die Grundgesetze teilzunehmen, eine 
Ansicht, welche, wie schon angedeutet wurde, zur Zeit Kaiser 
Alexanders II. unbekannt war. Gegenüber dieser, in verschiede- 
nen Anlagen zu den Allerhöchsten Vorlagen auftauchenden 
Ansicht hat die obige Darlegimg konstatiert: dafs die Stände 
sowohl auf Grund der "^ Regierungsform'' als auch auf Grund 
der ^Landtagsordnung^ zur Teilnahme an der Gesetzgebung 
über die Wehrpflicht in Finnland berechtigt waren und folg- 
lich auch nach wie vor berechtigt sind. 

Um dieses noch deutlicher zu veranschaulichen, erlauben 
sich die Stände, die das vorliegende Thema berührenden Grund- 
gesetzbestimmungen hier anzuführen, nämlich: 

a) T> Nicht möge der König ohne Vorwissen und Ein- 
willigung der Stände ein neues Gesetz schaffen oder ein 
altes abschaffen^ (§ 40 der 'Regierungsform'). 

b) > Nicht mögen die Stände des Reiches ohne des Königs 
Ja und Einwilligung ein altes Gesetz abschaffen oder 
ein neues Gesetz schaffen^ (§ 41 der *Regierungsform'). 

c) y>Die Königliche Majestät hat das Reich zu schütze fi 
und zu wahren, insonderheit wider des Auslandes und 
der Feinde Machte möge aber nicht wider Gesetz, 
KöftigS'Eid und Versicherung ohne Vorwissen , freien 
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Willen und Einwilligung der Stände des Reiches den 
Unierthanen irgend welche Kriegsbeihilfen, neue Steuern, 
Ausschreibungen und andere Abgaben auferlegen; aus- 
genommen jedoch den beklagenswerten Fall, dafs das 
Reich durch Heeresmacht angegriffen würde. Dann 
hat die Königliche Majestät das Recht, die Mafsregeln 
und Schritte zu ergreifen, welche mit der Sicherheit 
des Reiches und dem Frommen der Unterthanen über- 
einstimmen. Sobald aber der Krieg aufkört, müssen 
die Stände zusammenkommen und die neuen Steuern, 
welche um des Krieges willen auferlegt waren, sogleich 
aufhör ent (§ 45 der 'Regierungsform'). 

d) >Ein Grundgesetz kann nur auf Vorschlag des Kaisers 
und Grofsfursten und mit Zustimmung sämtlicher Stände 
gegeben, verändert, ifiterpretiert oder aufgehoben werden 
(§ 71 der *Landtagsordnung'). 

e) lindem wir ein von den Ständen Finnlands an- 
genommenes Wehrpflichtgesetz für das Grofsfürstentum 
unterm heutigen Tage in Gnaden genehmigten und be- 
stätigten, haben Wir in Übereinstimmung mit dem, was 
die Stände vorgeschlagen, für gut befunden, in Gnaden 
zu erklären , dafs folgende Paragraphen darin, welche 
von gröf serer Bedeutung sind und teilweise auch eine 
Abänderung des gegenwärtig geltenden Grundgesetzes 
in sich schlief se7i — nämlich die §§ i, 2, 3, /f., 5, 6, 
9f -y» 19 1 20, 120, 121, 122 und 123 — als Grundgesetz- 
bestimmungen betrachtet werden sollen^. (Kaiserliches 
Manifest vom 6./18. Dezember 1878). 

Schliefslich und da es in einem Komiteeprotokoll vom 
28. März 1897 als eine Abweichung von der gesetzlichen Ord- 
nung und von § 3 Artikel 1 der Instruktion vom 17. März 
1826 für das Finnländische Staatssekretariat bezeichnet worden 
ist, dals der Ministerstaatssekretär die Frage, betreffend ein 
Wehrpflichtgesetz für das Land, vorgetragen hat, so erlauben 

D* Aufterord» Finnl. Landtag. 1 1 
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sich die Stände, indem sie auf die in Beilage L befindliche 
Auseinandersetzung verweisen, nur zu betonen, wie nach 
den Grundgesetzen Finnlands die Vorschrift besteht, dafs der 
Monarch das Land mit Beihilfe einheimischer Behörden 
regiert, wobei, aus in besagter Beilage näher entwickelten 
GriLnden, die Ausnahme stattgefunden hat, dafs der Kriegs- 
minister im Kaisertum Kommandoangelegenheiten in betreff 
des f innländischen Militärs gehandhabt hat. Die Folge hiervon 
ist gewesen, dals die übrigen Angelegenheiten in betreff des 
finnländischen Militärs dem Monarchen vom Ministerstaats- 
sekretär vorgetragen worden sind. Dies steht aber mit § 3 
der obengenannten Instruktion keineswegs im Widerspruch, da 
derselbe im Gegenteil als auf der Voraussetzung beruhend 
angesehen werden mufs, dafs es blofs die vorerwähnten rein 
militärischen Angelegenheiten sind, zu deren Vortrag er nicht 
befugt war. Der Beweis für die Richtigkeit dessen liegt darin, 
dafs diese Vorschrift sozusagen von selber, seit den ersten 
Zeiten der Vereinigung Finnlands mit Rufsland, angewendet 
worden ist, ohne dafs irgend ein Zweifel vorgekonunen zu 
sein scheint oder dafs die Kriegsminister im Kaisertum irgend 
etwas dagegen einzuwenden gefunden hätten. In dem ganzen 
Schriftwechsel, welcher in dieser Sache zwischen dem Kriegs- 
minister Graf Miljutin und den finnländischen Behörden geführt 
wurde, ist keine einzige Bemerkung in solcher Richtung aufzu- 
finden gewesen. Dafs dieses Verfahren für die Kriegsminister 
kein Hindernis gebildet hat, die Initiative zu Mafsregeln in 
betreff finnländischer Truppen zu ergreifen, geht denn auch 
aus dem oben Angeführten hervor. 



Die Anerkennung der Grundgesetze aus den Jahren 1772 
•und 1789 involviert keineswegs, dafs Finnland ein selbständiger 
Staat sei, der sich blofs »im Bunde oder in einer Personalunion 
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mit Ruisland« befände. Die Stände würden sich nicht zur 
Berührung dieses Umstandes genötigt gesehen haben, wofern 
nicht in den Komiteeprotokollen, die den Ständen übergeben 
worden sind, und welche Motive zu den Vorschlägen der 
Komitees enthalten, Andeutungen darüber vorkämen, dals eine 
solche Auffassung der Stellung Finnlands zu Ruisland sich hier 
zu Lande geltend gemacht habe. 

So weit gehende Behauptungen in Bezug auf Finnlands 
Recht, wie die obigen, dürften schwerlich sogar in Schriften 
von völlig ephemerer Natur nachgewiesen werden können. 
Was wiederum solche Äufserungen betrifft, von denen man 
sagen könnte, dals sie sich in gleicher Richtung bewegten, 
wenn sie auch nicht das enthalten, was man in sie hineinzu- 
legen versucht hat, so dürfen sich die Stände wohl erlauben, 
zu bemerken, dals es kaum irgend ein auf dem heutigen 
Standpunkt der Kultur stehendes Land giebt, wo man sich 
nicht auf Fragen von solcher Beschaffenheit eingelassen 
hätte, und wo nicht dabei verschiedene Ansichten geäulsert 
worden sowie infolgedessen auch Irrtümer vorgekommen 
wären. Sowohl die Doktrin wie die Terminologie, deren sich 
jene bedient hat, sind in diesen Fragen so unentwickelt imd 
schwankend gewesen, dafs man ein anderes Resultat gar nicht 
hätte erwarten können. Speciell ist der Ausdruck Realunion 
in mehreren verschiedenen Bedeutungen angewendet worden. 
Was die in Finnland herrschende Ansicht betrifft, so dürfte 
dieselbe wohl am sichersten aus Aktenstücken zu entnehmen 
sein, die auf Beschlufs der Stände Finnlands entstanden sind, 
da ja die Stände die gesetzmälsigen Vertreter des finnländischen 
Volkes und im Namen desselben zu reden befugt sind. Finn- 
lands Stände aber haben bei verschiedenen Gelegenheiten, 
in Übereinstimmung mit der Gesetzkommission der Stände, 
sowohl in Gesetzentwürfen, die zur Annahme gelangten, als 
auch sonst dem Zugeständnis Ausdruck gegeben, dals Finnland, 

unter dem CJenusse einer staatlichen Autonomie, imauflöslich 

II* 
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mit dem Kaisertum Ruisland verbmiden ist und einen Teil 
des Russischen Reiches ausmacht. 

In einigen zu den Allerhöchsten Vorlagen gehörenden 
Aktenstücken wird nun aber der Umstand, dafs Finnland ein 
Teil des Russischen Reiches ist und dafs die Regelung seines 
Heerwesens deshalb ein Reichsinteresse berührt, als Grund 
für die Meinung angeführt, dafs ein Gesetz, welches die Militär- 
last für die Bewohner Finnlands bestimmt, der 'Regierungs- 
form' und der *Landtagsordnung' zuwider, unabhängig von 
der Einwilligung der Stände, geschaffen werden könnte. Die- 
selbe Auffassung scheint auch dem von Ew. Kaiserlichen 
Majestät am 3.15. Februar 1899 erlassenen Manifest und den 
darin erwähnten 'Grundbestimmungen' zu Grunde zu liegen, 
denen zufolge auf daselbst näher angegebenen, vorbereitenden 
Umwegen der Reichsconseil im Kaisertum zu einem Gesetz- 
gebungsorgan auch für Finnland gemacht und auch bei solchen 
Fragen, bei denen die Grundgesetze Finnlands eine Gesetz- 
gebung nur unter Genehmigung und Einwilligung der Stände 
gestatten, ein Gesetz für dieses Land ohne Mitwirkung der 
Stände erlassen werden könnte. Allerdings schliefsen diese 
'Grundbestimmungen' nicht ein derartiges Verfahren aus, dafs 
Gesetzentwürfe bei Fragen, wo nach den Grundgesetzen Finn- 
lands ein Gesetz nur mit Zustimmung der Stände gegeben 
werden darf, nicht in einer anderen Fassung als in der von 
den Ständen genehmigten bestätigt würden. Aber anderer- 
seits scheint der Wortlaut der 'Grundbestinmiungen' zu in- 
volvieren, dafs auch bei solchen Fragen und folglich auch in 
Bezug auf ein Wehrpflichtgesetz ein von den Ständen an- 
genommener Gesetzentwurf in verändertem Wortlaut bestätigt 
oder der Beschlufs der Stände in anderer Weise unberück- 
sichtigt gelassen werden könnte. Und da das Allerhöchste 
Manifest auch im übrigen eine dem finnländischen Recht voll- 
kommen fremde Behandlimg von Gesetzgebungsfragen voraus- 
setzt, haben die Stände, die schon am 21. Februar beim Vor- 
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trag einer von der Gesetzkommission der Stände eingelaufenen 
Vorstellung in dieser Frage einstimmig der Ansicht gewesen 
sind, dals das Manifest in Finnland nicht Gesetzeskraft haben 
könne, folgende Umstände Ew. Majestät zur Allerhöchsten 
Prüfung unterbreiten zu müssen geglaubt: 

1. Die von Kaiser Alexander I. für Finnland be- 
stätigten Grundgesetze bilden, wie der Kaiser 
selber sich mehrmals ausgedrückt hat, eine Konsti- 
tution, und diese enthält u.a.: dafs das Land seinen 
eigenen Gesetzen gemäfs regiert werden soll; dafs 
der Monarch mit Beihilfe einheimischer Behörden 
zu herrschen und zu regieren hat; dafs ein Ge- 
setz — sei es nun ein Grundgesetz oder aber ein 
anderes Gesetz — welches im Lande Gültigkeit 
haben soll, nur mit Zustimmung und Einwilli- 
gung der Stände gegeben werden kann, mit Aus- 
nahme einiger Gebiete, wo der Monarch ohne Mitwirkung 
der Stände Verordnungen erlassen kann, jedoch so, dafs es 
mit Beihilfe einheimischer Behörden geschieht; — sowie, 
was insbesondere die Militärlast betrifft, dafs 
ein die Wehrpflicht betreffendes Gesetz nicht 
ohne Vorwissen, freien Willen und Einwilligung 
der Stände gegeben werden kann. 

Kaiser Alexanders L Bestätigung eben dieser Konstitution 
wurde nicht nur, wie der Kaiser selbst sich ausdrückte, im 
Heiligtiun des Höchsten kundgegeben (proclam^ dans le 
sanctuaire de L'fitre Suprßme), sondern auch bei derselben 
Gelegenheit, nämlich in der Domkirche zu Borgä, als Finn- 
lands Stände ihren Huldig\mgseid ablegten, den Ständen über- 
geben sowie darauf in sämtlichen Kirchen des Landes auf- 
gehängt. 

2. Da also eine besondere Konstitution für 
Finnland bestätigt worden ist, sind weder die 
Institutionen des Kaisertums, noch dessen Gesetz 
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über die Selbstherrschergewalt in Finnland ein- 
geführt worden oder jemals hier zu Lande gül- 
tig gewesen. Der Reichsconseil kann folglich 
nicht als ein gesetzgebendes Organ für Finn- 
land fungieren. 

3. Das Manifest vom 3./ 15. Februar nebst den dazu ge- 
hörenden 'Grundbestimmungen* stellt für die Schaffung eines 
Gesetzes, das auch in Finnland Gültigkeit haben soll, eine 
andere Ordnung auf, als die in den Grundgesetzen des 
Landes bestimmte. Diese Verordnungen wurden nun aber 
nicht nur von Behörden ausgearbeitet, die dem Lande fremd 
sind, sondern sie wurden auch ohne Einwilligung und Zustim- 
mung der Stände Finnlands ausgefertigt, sowie aulserdem hier 
zu Lande in einer Ordnung promulgiert, die mit dem Gesetz 
des Landes nicht übereinstimmt, nämlich in Abschrift und 
ohne Kontrasignierung des Finnländischen Ministerstaatssekre- 
tärs. Es liegt infolgedessen auf der Hand, dafs das Manifest 
und die *Grundbestinunungen' mit dem Recht auf eigene Ge- 
setzgebung, das laut der Konstitution Finnlands seinem Volke 
zukommt, im Widerspruch stehen. 

4. Da Finnlands Grundgesetze die Schaffung 
von Gesetzen für das Land in einer anderen Ord- 
nung als in der mit diesen Grundgesetzen tiberein- 
stimmenden nicht gestatten, hat es eine Reichs- 
gesetzgebung in dem Sinne, wie ihn das Aller- 
höchste Manifest im Auge hat, bisher nicht geben 
können. 

Dieser Umstand schliefst nicht aus, dals der Monarch, ehe 
er Mafsregeln ergreift, die für Finnland gültig sind, auch Autori- 
täten im Kaisertum zu Rate zieht, wenn die Frage die Interessen 
desselben berührt; und da der Monarch das Recht hat, auf 
gewissen Gebieten ohne Mitwirkung der Stände Verordnungen 
zu erlassen, so haben auf diesen Gebieten übereinstinmiende, für 
das Kaisertum wie für das Grofsfürstentum gültige Bestimmungen 
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gesetzmälsiger Weise ausgefertigt werden können, ohne dafs 
die Frage vorher von den Ständen behandelt worden wäre. 
Die Gesetze über die Thronfolge, das Mündigkeitsalter des Thron- 
folgers und damit zusammenhängende Fragen sind ebensowenig 
Reichsgesetze, sondern für das Kaisertum erlassen; allein 
auf Grund der Vereinigung Finnlands mit dem Kaisertum 
und der Art dieser Vereinigung gilt für Finnland zur Nach- 
achtung, dafs das, was in diesen Fragen im Kaisertum fest- 
gesetzt ist oder in Zukunft festgesetzt werden sollte, auch für 
Finnland ohne weiteres Gültigkeit hat, also ohne dafs Finn- 
lands Stände oder irgend eine finnländische Behörde an einer 
solchen Gesetzgebung teilgenommen hätten oder teilnehmen 
dürfen. Und was schliefslich Verträge mit fremden Mächten 
betrifft, so sind — da Finnland dem Auslande gegenüber nicht 
anders denn als ein Teil des Russischen Reiches in Betracht 
kommen kann, dessen Angelegenheiten vom Kaiser mit Bei- 
hilfe der Organe des Kaisertums gehandhabt werden — der 
Abschlufs von Verträgen mit fremden Mächten gleichwie 
sonstige auswärtige Angelegenheiten ohne Widerrede An- 
gelegenheiten des ganzen Reiches, an deren Entscheidung Finn- 
land nicht teilnimmt. Wenn aber der Abschlufs eines Traktats 
zur Ergreifung von Mafsregeln auch in Finnland Anlafs giebt, 
so wird darüber für das Grofsfürstentum eine besondere Ver- 
ordnung erlassen, entweder dadurch, dafs der Vertrag in vor- 
schriftsmäfsiger Ordnung promulgiert wird, oder aber da, wo 
eine wirkliche Gesetzgebung erforderlich ist, unter Beobachtung 
dessen, was das finnländische Gesetz gebietet. Dies hat im 
Verlauf von neunzig Jahren, soweit bekannt, zu keinen Schwierig- 
keiten Anlafs gegeben. 

5. Sollte nun aber befunden werden, dafs die 
bisher gültige Ordnung für die Schaffung eines 
Gesetzes, das in Finnland zur Nachachtung dienen 
soll, einer Veränderung bedürftig ist, um die 
Einführung von Reichsgesetzen zu ermöglichen. 
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so kann eine derartige Modifikation der Kon- 
stitution Finnlands, wenn anders gleichzeitig 
die Unverbrüchlichkeit der Grundgesetze gewahrt 
bleiben soll, nur unter der grundgesetzmälsigen 
Mitwirkung der Stände zu stände kommen. Es 
steht deshalb im Widerspruch mit den Grundgesetzen Finn- 
lands, wenn geltend gemacht wird, dafs in einer Frage, in 
der ein CJesetz nicht gegeben werden kann, ohne von den 
Ständen angenommen zu sein, ein Reichsgesetz als für Finn- 
land geltend ausgefertigt werden soll, obgleich es nicht von 
den Ständen genehmigt worden ist. Wollte man insbesondere das 
Wehrpflichtgesetz für ein Reichsgesetz erklären, welches, ohne 
von den Ständen angenonunen zu sein, geschaffen werden könnte, 
so stände eine solche Malsregel nicht nur mit den oben an- 
geführten Grundsätzen in Widerspruch, sondern auch mit der 
Bestimmimg in der 'Regierungsform', dafs keine Ausschreibung 
ohne Vorwissen, freien Willen und Einwilligung der Stände 
stattfinden darf. 

Man wird vielleicht einwenden, dafs der Monarch nach der 
Natur der Sache berechtigt sein mufs, unabhängig von Finn- 
lands Ständen Mafsregeln zu ergreifen, die das Interesse des 
ganzen Reiches erheischt. Allein hierbei sind die nachfolgenden 
Umstände in Betracht zu ziehen. 

Wen^ von den Interessen des Reiches die Rede sein wird, 
so wird man diese faktisch stets als mit denen des Kaisertiuns 
zusammenfallend ansehen. In Fragen, die Krieg und Frieden 
sowie die auswärtige Politik betreffen, fällt es auch niemandem 
in Finnland ein, etwas anderes zu behaupten, als dafs Rufs- 
lands Interessen die entscheidenden sein werden. Wenn man 
aber darüber hinaus und in betreff solcher Angelegenheiten, die 
nicht das Verhältnis zu fremden Mächten berühren, verlangt, 
dafs die Interessen des ganzen Reiches wahrgenommen werden 
sollen, so wird dies in Wirklichkeit gleichbedeutend mit der 
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Forderung sein, dafs auch die inneren Angelegenheiten Finn- 
lands, sobald ein gewisses Verfahren als mit den Vorteilen des 
Kaisertums am meisten übereinstimmend befunden wird, in 
Übereinstinmiung mit diesen entschieden werden und somit 
Finnlands Recht und Vorteil vor den Interessen des Kaisertums 
zurücktreten sollen. 

Ein solches Verfahren ist indessen weder erforderlich, noch 
mit der Stellung übereinstimmend, die 1809 Finnland zu- 
gesichert wurde. 

Der Monarch, dessen Macht laut Finnlands Grund- 
gesetzen umfassender ist als laut modernen Konstitutionen, ver- 
fügt nämlich gesetzmäfsig schon jetzt über eine so ausgedehnte 
Macht in Finnland, dals er hier die Malsregeln ergreifen kann, 
die erforderlich sind, um die Machtstellung des Reiches dem 
Auslande gegenüber aufrechtzuerhalten. Dazu kommt, dafs 
das finnländische Volk seine Pflicht, zur Erhaltung dieser 
Machtstellimg beizutragen, anerkennt imd ganz gewifs auch 
in Zukunft bereit sein wird, nach Mafsgabe seiner Kräfte und 
soweit Gerechtigkeit und Billigkeit es erheischen, zu diesem 
Zwecke noch weitere Opfer zu bringen. Finnlands Stände 
haben denn auch bei verschiedenen Gelegenheiten anläfslich 
von Forderungen, die rus$ischerseits erhoben wurden, ihre 
Mitwirkung zu Gesetzgebungsmafsregeln gewährt, die nur mit 
Mühe der im Lande herrschenden Rechtsauffassung gegenüber 
verteidigt werden konnten und die, falls es sich nicht darum 
gehandelt hätte, finnländischerseits ein Entgegenkommen an 
den Tag zu legen, sicherlich nicht gutgeheifsen worden wären. 

Verlangt man indessen auf Grund der politischen Stellimg 
Finnlands, dafs der Monarch, über die ihm bereits zustehende 
Macht hinaus, noch das Recht haben soll, wann auch immer die 
Interessen des Reiches es zu erfordern scheinen, ohne Mitwirkung 
von Finnlands Ständen ein Gesetz ausfertigen zu können, das 
für das finnländische Volk Gültigkeit hat, also ein Gesetz, das 
dem finnländischen Volke und finnländischen Behörden jede 
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beliebige Verpflichtung auferlegt, so steht dies im Widerspruch 
mit der politischen Stellung, die 1809 Finnland zuerkannt 
wurde, als Kaiser Alexander L dem finnländischen Volke seine 
Sanktion der Konstitution dieses Landes in feierlicher Weise 
überreichen liels. 

Denn die Konstitution, welche besagt, dals ein Gesetz nicht 
ohne Einwilligung der Stände gegeben werden kann, und 
die selber nicht ohne eine solche Einwilligimg verändert werden 
darf, wurde nicht für Finnland mit dem Vorbehalt bestätigt, 
dals ein Gesetz dennoch, wenn das Interesse des Reiches solches 
erforderlich erscheinen liefse, ohne Mitwirkimg der Stände 
geschaffen werden könnte. Ein stillschweigender Vorbehalt in 
dieser Absicht wäre gleichbedeutend gewesen mit einer 
thatsächlichen Verneinung gerade desjenigen Princips, welches 
das wesentliche war und dessen Aufrechterhaltung öffentlich 
und feierlich gelobt worden ist; die Grundgesetze wurden im 
Gegenteil ohne Vorbehalt und Einschränkungen bestätigt, 
sowie mit der ausdrücklichen Versicherung, dals sie fest und 
unverrtickt in ihrer vollen Kraft und Wirkung aufrechterhalten 
werden sollten. In Übereinstimmung hiermit sprach denn auch 
der Kaiser von dem finnländischen Volke als von einem Volke, 
das »frei im Innern« (libre dans Tint^rieur) sowie im »Genüsse 
der Rechte befindlich« sei, »die seine Konstitution ihm 
garantiert« ; was nicht hätte gesagt werden können, wofern 
sich der Kaiser das Recht vorbehalten hätte, unter Nicht- 
beobachtung der Konstitution Gesetze zu erlassen, sobald ihm 
solches im Interesse des Reiches nötig erschiene. Aulserdem 
besagt die vom Kaiser selbst im Jahre 1816 gegebene 
authentische Interpretation des grundlegenden Dokuments, 
dals dieses das Gelübde enthielt, die besondere Konstitution 
Finnlands unter dem Zepter des Monarchen und seiner Nach- 
folger unverbrüchlich aufrechtzuerhalten. Kaiser Alexander IL 
wiederum hat das konstitutionell-monarchische Princip als mit 
den Sitten, Gesetzen und Institutionen des finnländischen Volkes 
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verwachsen bezeichnet, iind Kaiser Alexander III. hat durch 
das Manifest vom 13./25. Juni 1886 für § 51 der *Landtags- 
ordnung* ^inen Wortlaut festgestellt, welcher als gegebene 
Grundlage den alten Grundsatz voraussetzt, dafs ein allgemeines 
Gesetz >vom übereinstimmenden Beschluls des Kaisers und 
Grofsfürsten sowie der Stände abhängt«, und dafs ein Gesetz- 
entwurf, in Bezug auf den eine derartige Übereinstimmung nicht 
erzielt werden kann, in seiner Gesamtheit hinfällig werden muls. 
Alles dies beweist in unwiderleglicher Weise, dafs eine 
politische Auffassung, welche geltend machen würde, dafs ein 
in Finnland zur Nachachtung bestimmtes Gesetz unter Nicht- 
beobachtung des den Ständen nach ihren Grundgesetzen zu- 
kommenden Rechts festgestellt werden könnte, mit diesen 
Grundgesetzen imd mit der Stellung, die 1809 dem Lande zu- 
erkannt worden ist, im Widerspruch stehen würde. Und da 
ein Gnmdgesetz nicht ohne Einwilligung der Stände verändert 
oder aufgehoben werden kann, so kann auch das finnländische 
Volk eine ohne Mitwirkung der Stände zustande gekommene 
Verordnung über die Durchführung der in Rede stehenden 
Auffassung nicht anders ansehen, denn als eine Sprengung 
eines der Grundpfeiler der Konstitution. Darum fühlt sich das 
finnländische Volk gegenwärtig in seinem Innersten ergriffen. 
Während es daran gewöhnt gewesen war, sich auf seine viel- 
mals durch Kaiserworte bekräftigten Grundgesetze zu verlassen, 
fühlt es sich jetzt der Sicherheit beraubt, die nur das Bewufst- 
sein von der Unverbrüchlichkeit des Gesetzes verleihen kann. 

Indessen ist es nicht allein dieser rein staatsrechtliche 
Grund — dafs die Konstitution das oben Angeführte ent- 
hält — auf den sich die Stände in gegenwärtiger Stunde zu 
berufen haben; es giebt auch noch andere Umstände, die be- 
wirken, dafs das finnländische Volk an der Unverbrüchlich- 
keit seiner Gesetze festhält und festhalten muls. Die Gründe 
hierzu liegen viel tiefer und sind viel ernsterer Art als die 
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oberflächlichen und unredlichen, die Finnland in Schriften auf- 
octroyiert wurden, von denen auch die den Ständen über- 
gebenen Komiteeprotokolle beeinflufst worden sind. 

Es kann nicht übersehen werden, dals das finnländische 
Volk nach Religion, Sprache, Sitten und Kultur ein von 
dem russischen Volke verschiedenes ist. Schon während der 
Zeit, wo Finnland ein Teil des schwedischen Reiches, ohne 
irgend welche von demselben abweichende Organisation, war, 
lag es klar vor Augen, dafs die Bewohner Finnlands eine 
Nation für sich bildeten. Dals sich das finnländische Volk 
solchermalsen durch eine jahrhundertelang vor sich ge- 
gangene historische Entwicklung zu einer von anderen 
Nationen gesonderten Einheit gestaltet hat, ist nicht ein 
Resultat menschlicher Berechnung, menschlichen Willens oder 
menschlicher Macht, sondern offenbart vielmehr, dafs auch 
diesem Volke eine eigene Aufgabe beschieden worden ist, die 
es als Volk zu erfüllen bestrebt sein mufs. Die Bekräftigung 
dessen liegt in dem Umstände, dafs an dem wichtigen Wende- 
punkte im Leben des finnländischen Volkes 1809 demselben 
beschert ward, durch die Hand eines edelgesinnten Herrschers 
die Konstitution und die Gesetze, mit denen es schon vorher 
verwachsen war, als seine eigene Staatsverfassung zu empfangen. 
Dafs auch dies nicht ein Spiel menschlicher Launen war, da- 
für bildet die neunzigjährige Entwicklung unter dem Schutze 
dieser Staatsverfassung einen Beweis. Finnlands Volk hat 
hiermit seine eigenen, wenn auch im Vergleich zu denjenigen 
der grofsen Nationen bescheidenen Aufgaben erhalten. Und 
hierin liegt für das finnländische Volk, wie für jedes Volk 
in ähnlicher Lage, der innere, wenn auch nicht immer völlig 
bewufst empfundene Grund dafür, dafs das Volk, solange es 
nicht sittlich erschlafft ist, auch in schweren Zeiten sein Da- 
sein als Nation aufrecht zu erhalten sucht. Hierin liegt auch 
die Erklärung für den Umstand, dafs Bestrebungen, die sich 
in dieser Richtung bewegten — wofern sie sich nicht unred- 
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lieber Mittel bedienten — stets als edel und erbaben betracbtet 
worden sind. Desbalb kann aucb Finnlands Volk, welcbes 
durcbaus nicbt verlangt, als eine mit dem russiscben politiscb 
gleicbberecbtigte Nation anerkannt zu werden, weder seine 
Eigenscbaft als Nation verleugnen, nocb auf seine eigene 
Recbtsordnung verzicbten, denn in solcbem Falle würde es 
seine von einer böberen Macbt ibm auferlegte Bestimmung imd 
die Mittel, die es zur Verwirklicbung dieser Bestimmung 
empfangen, verleugnen. 

Hierzu kommt die Bedeutung von der Unverbrticblicbkeit 
des Gesetzes. 

Obne Sicberbeit unter dem Gesetze wird es jedem Volk 
scbwer fallen, an seiner Entwicklung zu arbeiten, und kein Volk 
wird sich sicher fühlen können, wenn es befürchten muls, dafs 
ein anderes Recht als sein eigenes ihm aufgezwungen werden 
soll , >den Bauern zur Last« , wie das alte Gesetz sich aus- 
drückte. 

Für das finnländische Volk, das mit dem Widerstände zu 
kämpfen hat, den die Kälte des Nordens und die karge Natur 
des Landes der Kultur in den Weg stellen, wird dieser Kampf 
doppelt schwer werden, wenn er nicht mehr in dem festen 
und tröstlichen Bewulstsein von der Unverbrüchlichkeit des alt- 
ererbten, mit der Rechtsanschauung des Volkes tibereinstimmen- 
den Gesetzes gekämpft werden kann, denn ein Volk kann die- 
jenige Rechtsanschauung, die das Werk von Jahrhunderten ist, 
nicht wechseln. So natürlich sind die Befürchtungen, die sich 
bei einem Volke, das sich in der gegenwärtigen Lage des finn- 
ländischen Volkes befindet, in Bezug auf das eigene Gesetz 
und die eigene Rechtsordnung geltend machen, dafs dieselben 
nicht wohl von irgend einem mifsverstanden werden könnten, 
der ohne Vorurteil oder ohne vorgefafsten Argwohn sich in 
diese Lage hineinzuversetzen sucht und der eine Empfindimg 
für eigene nationale Überlieferungen hat. 

Aber nicht genug hiermit. Wo die Unverbrüchlichkeit des 
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Gesetzes nicht aufrechterhalten wird, da erleidet die Verwirk- 
lichung der ethischen Aufgaben desselben Eintrag, denn als 
Folgen davon sind getrübtes Rechtsbewulstsein und ge- 
schwächtes Rechtsgeftihl zu befürchten, und auch in Finnland 
werden ganz gewifs gesellschaftsauflOsende Elemente Fufs zu 
fassen versuchen, wenn die Grundfesten des Rechtsbewulstseins 
des Volkes untergraben werden. Eine besonders ernste Be- 
deutung muls auch dem Umstände beigemessen werden, dals, 
falls ein neues Wehrpflichtgesetz oder andere Verordnungen 
in anderer Ordnung, als wie es die Grundgesetze des Landes 
vorschreiben, erlassen werden, ein solches Gesetz, auch wenn 
es infolge äufseren Zwanges befolgt werden sollte, nicht als 
rechtsgültig wird anerkannt werden können, sondern für Finn- 
lands Volk, bei welchem die Achtung vor dem Gesetz sich 
von Geschlecht zu Geschlecht fortgepflanzt hat, nur als ein 
Machtgebot wird erscheinen können. In solchem Falle werden 
auch Pflichtkollisionen und Gewissensnot bei manchem entstehen, 
der nichts anderes begehrt als recht zu handeln. Und es ist 
leicht einzusehen, dals diese Befürchtimgen, diese Unruhe und 
diese Verwimmg dazu angethan sein werden, Scharen von 
arbeitskräftigen Mitgliedern der Gesellschaft aus dem Lande zu 
treiben und demselben materielle Mittel zur Arbeit und zur 
Kultur zu entziehen, sowie auf solche Weise dieses rauhe 
Land, oder wenigstens weite Teile desselben, arm an Leuten 
und an Mitteln zur Aufrechterhaltung der dortigen Kultur zu 
machen. Es scheint auch klar vor Augen zu liegen, dals sich 
die Kapitalien aus einem Lande zurückziehen werden, aus dem 
die frühere Rechtssicherheit und Zuverlässigkeit verschwimden 
ist, da man in Ungewifsheit darüber schwebt, welche Ver- 
änderungen in der eigenen Rechtsordnung der kommende Tag 
in seinem Schofse bergen wird. Wie im Anfang des Jahr- 
hunderts haben noch immer diejenigen Worte ihre Gültigkeit, 
mit denen Kaiser Alexander I. seine Handlungsweise Finnland 
gegenüber motivierte. Der Kaiser erklärte nämlich, er sei da- 
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von überzeugt, dals die »Konstitution und die Gesetze, die, 
übereinstimmend mit dem Charakter, den Sitten und der Bil- 
dung des finnländischen Volkes, während einer langen Reihe 
von Jahren die Grundlagen der bürgerlichen Freiheit und der 
Ruhe desselben gebildet haben, nicht ohne Gefahr für diese 
eingeschränkt oder erschüttert werden könnten c 

Es ist zu befürchten, dals den angeführten Umständen 
von vielen Seiten keine entscheidende Bedeutung beigemessen 
werden wird; allein die Stände wagen zu hoffen, dafs sie in 
den Augen Ew. Kaiserlichen Majestät, der auch die Fürsorge 
für das Wohl des finnländischen Volkes anvertraut worden ist, 
nicht der Bedeutung entbehren werden, wenn sie Ew. Majestät 
aufrichtig dargelegt werden. 

Vielleicht werden die entgegengesetzten Interessen des 
russischen Volkes wider das, was vorgebracht worden, an- 
geführt werden. 

Dieser Einwand ist allerdings schon mit rein staatsrecht- 
Hchen Gründen widerlegt worden. Aber aulserdem mufs hinzu- 
gefügt werden, dafs die wirklichen Interessen des russischen 
Volkes nicht andere sein oder im Widerspruch mit denjenigen 
Aufgaben stehen können, die es einer höheren Weltordnung 
gemäfs als die seinigen anerkennen und verwirklichen mufs. 
Wenn es nicht bestritten werden kann, dafs auch das finn- 
ländische Volk sein Dasein als Nation mit eigener Staats- 
verfassimg einem höheren Gesetze als dem blofs mensch- 
lichen zu verdanken hat, und derselben höheren Führung, 
durch die auch den grofsen Nationen ihre Aufgaben und Ziele 
vorgeschrieben sind, dann kann die Aufgabe des russischen 
Volkes nicht in dem Bestreben liegen, das Leben des finn- 
ländischen Volkes zu hemmen oder zu ersticken; dann kann 
es der russischen Nation auch nicht zu Nutz imd Frommen 
gereichen, wenn sie, mit Benutzung ihrer grofsen Macht, das 
finnländische Volk der Gesetze und Institutionen sowie der 
Stellung berauben wollte, die es zur Erfüllung der ihm von 
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der Vorsehung vorgelegten Aufgabe genieist 5 dann giebt es 
auch keine Berechtigung für eine mittelst äulserer Gewalt durch- 
geführte Unifikation, die bestrebt ist, Verschiedenheiten und 
Unterschiede zu tilgen, die doch ihren durch eine höhere Welt- 
ordnung bestimmten Zweck haben. Dagegen könnte es, wenn 
auch Finnlands Hilfsmittel im Vergleich zu denjenigen Ruls- 
lands gering sind, auch dem Russischen Reiche zur Festigung 
und Sicherheit dienen, dafs in Finnland ein Volk wohnt, das 
in der Vereinigung mit Ruisland einen Schutz auch für seine 
eigenen Interessen erblickt. 

Die Stände verlangen also nichts, was die Würde der 
grolsen russischen Nation herabsetzt oder ihren Interessen 
schadet, wenn sie an der Unverbrüchlichkeit ihrer Gesetze fest- 
halten. Für diese Auffassung giebt es um so triftigere Gründe, 
als der erhabene Begründer der jetzigen staatsrechtlichen 
Stellung Finnlands selbst erklärt hat, dafs dieselbe nichts 
dem Recht Rufslands Widersprechendes enthielte. Die Worte, 
die der Monarch bei der durch ihn persönlich vollzogenen 
Schliefsung des Landtages zu Borga äulserte, lauten folgender- 
malsen: »Inspirez-leur (vos compatriotes) la m^me conviction, 
la m6me assurance sur les objets les plus importans ä votre 
existence politique: le maintien de vos loix, la süret^ personnelle, 
le respect inviolable ä vos propri^t^s«. Und der Kaiser fügte 
hinzu, das finnländische Volk könne sich als »plac^ d^sormais 
au rang des nations, sous Tempire de ses loix« sowie als »libre 
dans rint^rieur« betrachten. Als eine weitere Stütze für diese 
Auffassung können die Stände auch noch die Thatsache an- 
führen, dafs Finnlands Volk während seiner neunzigjährigen 
Vereinigung mit Rufsland seinen Monarchen oder Rufsland 
keinen Anlals zur Besorgnis gegeben hat. Die Verstimmung, 
die gegenwärtig in Finnland herrscht, ist durch die ständigen 
Angriffe wider das hervorgerufen worden, was Finnlands 
loyales Volk als Nation am höchsten und teuersten schätzt. 

Die Stände sind dessen vergewissert, dafs die oben an- 
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geführten tief ernsten Umstände gar nicht oder doch wenigstens 
nicht vollständig Ew. Kaiserlichen Majestät vorgelegt worden 
sind, während andererseits zu befürchten ist, dals für Finnland 
nachteiUge Mitteilungen, deren Unrichtigkeit wohl die Zeit an 
den Tag legen wird, nicht nur bei Ew. Majestät, sondern 
auch bei einflufsreichen Kreisen im Kaisertum vorgebracht 
worden sind. Bei dem finnländischen Volke ist jedoch von alters 
her die Überzeugung festeingewurzelt gewesen, dals das Volk 
sich vertrauensvoll an seinen Monarchen wenden kann und soll, 
um ihm darzulegen, was sich in der Tiefe seines Herzens regt. 
Von der hohen Bedeutimg des oben Gesagten überzeugt, 
haben die Stande dasselbe Ew. Kaiserlichen Majestät zur 
Allerhöchsten persönlichen Prüfung unterthänigst und offen- 
herzig darlegen zu müssen geglaubt-, und wagen die Stände 
auch die Ansicht zu hegen, dafs die hochherzigen Worte, die 
einmal von demselben Thron aus, den Ew. Majestät jetzt inne- 
haben, an Finnlands Volk gerichtet wurden, nach wie vor 
ihre Gültigkeit haben werden, nämlich : dals Äufserungen der 
Rechtschaffenheit, Wahrheit imd Loyalität stets auf den Kaiser- 
lichen Schutz und das Allerhöchste Wohlwollen des Monarchen 
rechnen können. 

Das im vorhergehenden Angeführte zusammenfassend, er- 
lauben sich die Stände Ew. Kaiserlichen Majestät unterthänigst 
hier folgendes vorzutragen: 

dafs nach Finnlands Konstitution ein Gesetz^ 
welches für Finnlands Volk zur Nachachtung dienen 
soll, nur in der durch die Grundgesetze des Landes 
bestimmten Ordnung geschaffen werden kann; einer 
Ordnung^ welche nicht nur voraussetzt, dafs der Monarch 
hierbei von einheimischen Behörden unterstützt wird, 
sondern ebenso auch, dafs ein Gesetz über Fragen, die 
nicht zu den sog. Ordnungs- und Hauskaltungs fragen 
zu rechnen sind, mit Vorwissen und Einwilligung der 
Stände zu stände kommt; 

D. Aufterord. Final. Landtag. 12 
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dafs dagegen die Ordnung, welche in den dem 
berührten Allerhöchsten Manifest beigelegten ^ Grund- 
besfimmungen* fiir die Schaffung von Gesetzen aufgestellt 
worden ist, die auch in Finnland Geltung haben sollen, 
im Widerspruch mit den Grundgesetzen Finnlands und 
mit der Konstitution steht , die das Land gemäfs den- 
selben besitzt; 

da/s das Manifest nebst den dazu gehörigen "^ Grund- 
bestimmungen^ , die ohne Zustimmung und Einwilligung 
der Stände Finnlands und auch sonst in einer anderen 
Ordnung als wie die Grundgesetze des Landes vor- 
schreiben, zu Stande gekommen sind, infolge dessen 
in Finnland nicht die Kraft und Wirkung eines Gesetzes 
haben können; 

dafs besonders ein Gesetz über die Wehrpflicht für 
Finnlands Bewohner mithin nicht ohne Verletzung der 
Konstitution des Landes als Reichsgesetz erlassen oder 
sonst vom Kaiser und Grofsfürsten, ohne von den Ständen 
angenommen worden zu sein, sanktioniert werden kann; 

dafs das gegenwärtig geltende Wehrpflichtgesetz, 
das in der durch die Konstitution des Landes vor- 
geschriebenen Ordnung zu stände gekommen ist, nicht 
anders als durch übereinstimmenden Beschlufs des Kaisers 
und Grofsfürsten sowie der Stände verändert oder auf- 
gehoben werden kann; und 

dafs, falls Ew, Kaiserliche Majestät nichtsdesto- 
weniger eine besondere Ordnung für die Schaffung von 
Gesetzen, die für das Kaisertum und Finnland gemein- 
sam sind, nötig befinden sollten, die Stände die Erwar- 
tung hegen, dafs Ew, Kaiserliche Majestät geruhen 
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werden y den Ständen behufs grundgesetzmäfsiger Be^ 
Handlung etne Allerhöchste Vorlage zu übergeben^ 
betreffend eine solche Abänderung der Grundgesetze des^ 
Landes, wie sie fiir diesen Zweck von nöten ist. 

Daneben haben die Stände schlielslich noch aussprechen 
wollen : 

da/s die Stände es als ihre durch eine höhere Welt» 
Ordnung vorgeschriebene Pflicht betrachten, an dem Gesetz 
und Recht festzuhalten, dessen unverbrüchliche Auf 
rechterhaltung dem finnländischen Volke im Jahre i8og 
in feierlicher Weise zugesichert worden ist, 

Finnlands Stände verharren etc. 

Helsingfors, den 27. Mai 1899. 
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Beilagen 

zu dem unterthinigen 

Antwortschreiben der Finnländischen 

Stände 

aus Anlafs der Allerhöchsten Vorlagen Seiner 

Kaiserlichen Majestät 

betreffend 

teils den Entwurf zu einem Wehrpflichtgesetz für das 

Grofsfürstentum Finnland, 

teils die Grundlagen für die Organisation und 
Verwaltung der finnländischen Truppen. 



Beilage I. 

Erörterung: der Fragre, in welchen BezieliiinGren die 

Allerhöeli6ten Vorlagren Abweioliungren von den 

gregrenwftrtigren Qrundgresetzen enthalten. Ver-^ 

schied ene dadurch bedingrte Bemerkungren. 

l. 

In welchen Beziehungen die Allerhöchsten Vorlagen sowie 
auch der Verordnungsentwurf, welcher der Vorlage, betreffend 
die Grundlagen für die Organisation und Verwaltung der 
finnländischen Truppen, beigefügt ist, von denjenigen Para- 
graphen des zur Zeit geltenden Wehrpflichtgesetzes abweichen, 
die den Charakter eines Grundgesetzes tragen, geht aus der 
nachfolgenden Übersicht hervor. In diesen Abschnitt wird 
jedoch § 2 des Wehrpflichtgesetzes nicht auf genonunen, sondern 
derselbe wird weiter unten in Abschnitt 5 behandelt. 

§ I und erster Absatz von § i2j des Wehrpflichtgesetzes. 
Diese Paragraphen enthalten allgemeine Bestimmungen über 
die Aufgabe imd die Pflichten, der finnländischen Truppen. 
Aus ihnen geht hervor, dafs die Truppen dazu bestimmt 
sind, den Thron imd das Vaterland zu schützen, sowie dadurch 
zur Verteidigimg des Kaisertums beizutragen. 
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Aus der Aufgabe der finnländischen Truppen, den Thron 
zu schützen, folgt, dafs sie zur Abwehr von hochverräterischen 
Angriffen jeglicher Art wider das Recht des Monarchen und 
seiner Dynastie verwendet werden können, was im Hinblick auf 
den Charakter der Vereinigung Finnlands mit Rufsland besagt, 
dafs diese Truppen zur Abwehr auch solcher Angriffe, welche 
vielleicht innerhalb des Kaisertums auf die dortige Herrscher- 
stellung des Monarchen gemacht würden, in Anspruch ge- 
nommen werden dürfen. 

In der Bestimmung wiederum, dafs die finnländischen 
Truppen die Aufgabe haben, das Vaterland zu schützen imd da- 
durch auch zur Verteidigung des Kaisertums beizutragen, liegt, 
dafs sie zur Abwehr von feindlichen Angriffen jeglicher Art 
auf finnländischem Boden verwendet werden können, gleichviel, 
ob der Feind sich einen Weg in das Kaisertum über Finnlands 
Gebiet bahnen oder ob er Finnland bezw. einen Teil davon von 
Rufsland losreifsen wollte, oder endlich, ob er sonst irgendwie 
die Absicht hätte, auf finnländischem Gebiet die Kriegsmacht 
des Russischen Reiches bezw. Verteidigungsanstalten hier zu 
Lande anzugreifen. 

Anläfslich der Allerhöchsten Vorlagen ist hervorzuheben, 
dafs die entsprechenden Stipulationen in denselben eine be- 
stimmte Abweichung von den Grundsätzen enthalten, auf denen 
die in Frage stehenden Paragraphen des zur Zeit geltenden 
Wehrpflichtgesetzes ruhen. 

Dieses geht schon aus Artikel 1 des Wehrpflichtgesetz- 
entwurfs zur Evidenz hervor. Die Worte: »Zur Verteidigung 
des Thrones und des Vaterlandes ist jeder finnländische 
Staatsbürger wehrpflichtig« im § 1 des zur Zeit geltenden 
Wehrpflichtgesetzes sind daselbst durch folgende Worte ersetzt: 
»Die Verteidigung des Kaiserlichen Thrones und des Russischen 
Reiches ist eine heilige Pflicht für jeden russischen Unter- 
than«. Hier wird nicht zugegeben, dafs die Verteidigung 
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Finnlands eine besondere Aufgabe für die finnländischen 
Wehrpflichtigen bildet, sondern es werden dieselben in Bezug 
auf Pflichten und Bestimmung vollkommen den Wehr- 
pflichtigen des Kaisertums gleichgestellt. Die aus dem 
Artikel selbst sich ergebende Auffassung ist in der Erläute- 
rung zu demselben weitläufig erklärt worden; um diejenigen 
Erklärungen gar nicht erst zu erwähnen, welche das zur 
Prüfung des finnländischen Wehrpflichtgesetzes Allerhöchst 
eingesetzte Komitee vorgebracht hat, um die Notwendigkeit 
dessen darzulegen, dals die in besagtem Gesetze befindlichen 
Grundgesetzparagraphen aus demselben ausgeschlossen werden. 
Dieselbe Auffassung wird auch in mehreren Artikeln des 
Verordnungsentwurfs, betreffend die Organisation und 
Verwaltung der finnländischen Truppen, ausgesprochen. So 
beispielsweise in Artikel 22, wo es heifst, dals die finnländi- 
schen Truppen eine gleiche Bestimmung wie die Kriegsmacht 
des Kaisertums und eine derselben entsprechende allgemeine 
Organisation haben. 

Die Aufhebung derjenigen Einschränkung betreffs An- 
wendung der finnländischen Truppen bei einem Kriege des 
Russischen Reiches, welche konsequent aus den Stipulationen der 
hier behandelten Paragraphen des Wehrpflichtgesetzes folgt, 
wird ausdrücklich beantragt. In Artikel 28 des eben genannten 
Verordnungsentwurfes heifst es nämlich, dafs die finnländischen 
Truppen die Bestimmung haben, bei einem Kriege auf jedem 
Kriegsschauplatze zu operieren. 

§ß J, 4 und ij sowie zweiter Absatz von § I2J des 
Wehrpflichtgesetzes. Der Wehrpflichtgesetzentwurf enthält in 
den Artikeln 5 imd 6 eine höchst wesentliche Abweichung von 
den Bestimmungen der §§ 3 und 4 des zur Zeit geltenden 
Wehrpflichtgesetzes, insbesondere darin, dafs nach dem Ent- 
würfe die Reserve künftig eine ganz andere Stellimg als gegen- 
wärtig einnehmen würde. Auch die Bedeutimg der Auslosung 
würde dadurch eine ganz andere werden. Während nach § 4 
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des zur Zeit geltenden Wehrpflichtgesetzes die Wehrpflichtigen 
mittelst Auslosung unter die aktiven Truppen imd die 
Reserve verteilt werden, würde nach Art. 8 des Wehrpflicht- 
gesetzentwurfes künftig das Los darüber entscheiden, wer in 
den aktiven Dienst zu treten hat, und wer bei der Landwehr 
eingeschrieben werden soll. 

Nach der Allerhöchsten Vorlage würde die Reserve nur 
diejenigen Wehrpflichtigen umfassen, welche ihren Dienst bei 
einer aktiven Truppe absolviert haben, wogegen die jetzige, in 
gleicher Weise wie die aktiven Truppen organisierte Reserve 
wegfallen würde. Es braucht hier nicht näher hervorgehoben 
zu werden, wie tief diese Bestimmung der Allerhöchsten Vor- 
lage in die gegenwärtige Militärorganisation Finnlands ein- 
greift und wie sie besonders scharf der Auffassung widerspricht, 
die auf dem Landtage von 1877 — 1878 bei der Behandlung 
der Allerhöchsten Vorlage über Einführung der allgemeinen 
Wehrpflicht ausgesprochen wurde, und welche behufs Aus- 
gleichung der Wehrpflichtlast zwischen den Staatsbürgern 
die Errichtung einer mit den aktiven Truppen parallel stehen- 
den, zu Übungen verpflichteten Reserve verlangte. 

In § 13 des zur Zeit geltenden Wehrpflichtgesetzes wird 
bestimmt, dals, wenn die Notwendigkeit eintritt, die finnländi- 
schen Truppen auf Kriegsstärke zu bringen, der Senat Vor- 
schläge machen soll, in welcher Weise die damit verbundenen 
Kosten zu bestreiten sind, und dafs die Reserve mittelst 
Kaiserlichen Reskripts an den Generalgouvemeur gemäls der 
in besagtem Paragraphen bestimmten Ordnung zur Dienst- 
leistung einberufen werden soll. 

Die Stipulationen des Verordnungsentwurfs, betreffend 
die Organisation und Verwaltung der finnländischen Truppen, 
enthalten wesentliche Abweichungen von diesen Bestimmungen, 
indem darin die eben erwähnte Obliegenheit in der Haupt- 
sache auf russische Behörden übertragen worden ist. So 
heilst es in Art. 75, dafs die -Einberufung von Unteroffizieren 
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und Mannschaften der Reserve zur aktiven Dienstleistung 
bei den finnländischen Truppen auf Vortrag des Kriegs- 
ministers durch einen Allerhöchsten Ukas an den Dirigierenden 
Senat und durch die Verfügungen des Höchstkommandierenden 
der Truppen im Finnländischen Militärdistrikt und des Kaiser- 
lich Finnländischen Senats stattfindet. 

Die in § 123 des zur Zeit geltenden Wehrpflichtgesetzes 
befindliche Bestimmung über Errichtung von Depottruppen, 
worauf die Allerhöchste Verordnung vom 4. August 1882, 
betreffend die Organisation von Depottruppen, basiert ist, 
würde durch die Artikel 33—37 des Verordnungsentwurfes, be- 
treffend die Organisation und Verwaltung der finnländischen 
Truppen, in der Hauptsache aufgehoben werden. In besagtem 
Paragraphen des Wehrpflichtgesetzes wird nämlich — wie 
dies auch deutlich aus der eben genannten Verordnung vom 
Jahre 1882 hervorgeht — vorausgesetzt, dafs die zur Errichtung 
und Organisation von Depottruppen erforderlichen Mafsregeln 
von finnländischen Behörden getroffen werden sollen. Der 
Zweck der genannten Artikel aber ist der, dafs die Etepot- 
truppen im ganzen Reiche auf die gleiche Weise organisiert 
werden sollen, weshalb es denn auch in Art. 37 ausdrücklich 
heilst, dafs bei der Errichtung und Organisation der finn- 
ländischen Depottruppen gewisse Artikel der ^Russischen Samm- 
lung der Militärverordnungen' in anwendbaren Teilen zur 
Nachachtung dienen müfsten. 

§§ ip und 20 des Wehrpflichtgesetzes. Die in diesen 
Paragraphen befindlichen Bestimmungen über die Landwehr 
würden künftig durch die in den Allerhöchsten Vorlagen vor- 
geschlagenen Abänderungen in ihren Hauptpunkten aufgehoben 
werden. Im Zusammenhange mit der Behandlung von §§ 3, 
4, 13 und 123 des Wehrpflichtgesetzes, insoweit diese Para- 
graphen die Reserve berühren, ist schon die durchgreifende 
Veränderung in der Organisation der Reserve und der Land- 
wehr, wie sie in den Allerhöchsten Vorlagen geplant wird, 
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hervorgehoben worden. Diejenigen Artikel der Vorlagen, 
welche, wie erwähnt, eine Abänderung der Bestimmungen 
über die gegenwärtige Reserve und die Auslosung in sich 
schlielsen, berühren auch gegenwärtig geltende Stipulationen 
über die Landwehr. Der in den Allerhöchsten Vorlagen ein- 
genommene Standpunkt, nach welchem alle Wehrpflichtigen, 
die nicht zu den stehenden Truppen gehören, zur Landwehr 
zu zählen seien, hat nun aber unvermeidlicherweise mehreren 
Artikeln der Gesetzentwürfe einen von den betreffenden Para- 
graphen des zur Zeit geltenden Wehrpflichtgesetzes wesentlich 
abweichenden Inhalt gegeben. 

Die vorgeschlagenen, von §§ 19 und 20 des Wehrpflicht- 
gesetzes abweichenden Stipulationen finden sich vorzugsweise 
in den Artikeln 224 und 226 des Wehrpflichtgesetzentwurfs, 
sowie in den Artikeln 42 und 74 des Verordnungsentwurfes, 
betreffend die Organisation und Verwaltung der finnländischen 
Truppen. In diesen Artikeln wird hauptsächlich vorgeschlagen : 
dafs der bei der Landwehr Eingeschriebene daselbst bis zur 
Vollendung des 43. Lebensjahres verbleibt; dafs Personen, 
die zwar bei den stehenden Truppen zum Offiziersrang be- 
fördert worden sind, aber nicht zu besagten Truppen gerechnet 
werden, noch längere Zeit bei der Landwehr zurückbehalten 
werden können; sowie endlich, dafs die Landwehr in zwei 
Kategorien eingeteilt werden soll, von denen die erste nicht 
nur zur Aufstellung von Landwehrtruppen, sondern auch, falls 
die Reserve als unzureichend oder als erschöpft befunden wird, 
zur Verstärkung und Ergänzung der stehenden Truppen be- 
stimmt ist. Die wichtige Abweichung von dem zur Zeit 
geltenden Gesetz , welche besagte Stipulationen enthalten, 
geht auch daraus hervor, dafs in den genannten Para- 
graphen des zur Zeit geltenden Gesetzes das 40. Lebensjahr 
als Grenze für den Verbleib bei der Landwehr angegeben wird, 
sowie dafs darin ausdrücklich bestimmt wird, die mobilisierte 
Landwehr dürfe nicht zur Ergänzung der aktiven Truppen 
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benutzt, sondern es sollten aus ihr ausschliefslich besondere 
Landwehrbataillone gebildet werden. Und von noch gröfserer 
Bedeuttmg ist, dafs diese Truppen gegenwärtig nur bei einem 
feindlichen Einfall in das Land zu dessen Verteidigung auf- 
geboten werden können. 

Artikel 227 des Wehrpflichtgesetzentwurfs, worin unter 
anderem verfügt wird, dafs ein Teil der Landwehr zu be- 
stimmten Übungen einberufen werden könnte, verrückt gleich- 
falls die Stellung, die der Landwehr in § 20 des zur Zeit 
geltenden Wehrpflichtgesetzes gegeben ist. Ebenso hat in 
Bezug auf das Aufgebot der Landwehr eine Abweichimg vom 
letztgenannten Paragraphen stattgefunden, in welchem verordnet 
wird, dafs das Aufgebot der Landwehr mittelst Kaiserlichen 
Manifests erfolgt. Nach Art. 228 des Wehrpflichtgesetzentwurfs 
würde nämlich die erste Kategorie der Landwehr durch einen 
Allerhöchsten Ukas an den Dirigierenden Senat, die zweite 
Kategorie der Wehrmänner aber durch ein Allerhöchstes 
Manifest einberufen werden. 

§§ 5 ^(^ä 6 des Wehrpflichtgesetzes, Auch anstatt dieser 
Paragraphen , welche Stipulationen grundgesetzlicher Natur 
betreffs der Festsetzung der Anzahl der zur Ergänzung der 
aktiven) Truppen erforderlichen Mannschaften wie auch betreffs 
der Einberufung zur Auslosung enthalten, sind nicht nur 
in der Allerhöchsten Vorlage, betreffend den Entwurf zu 
einem Wehrpflichtgesetz, sondern auch in dem die Organi- 
sation und Verwaltung der finnländischen Truppen betreffen- 
den Verordnungsentwurf neue Gesetzesbestimmungen vor- 
geschlagen worden, welche hinsichtlich des Inhalts sehr 
wesentlich von den gegenwärtig in Geltimg befindlichen ab- 
weichen. 

Die dem Finnländischen Senat obliegende Pflicht, alljähr- 
lich beim Kaiser und Grofsfürsten über die Anzahl der zur 
Ergänzung der aktiven Truppen erforderlichen Mann- 
schaften Vorschläge abzugeben, würde durch Art. 7 des Wehr- 
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Pflichtgesetzentwurfs und durch Art. 66 des Verordnungs- 
entwurfs, betreffend die Organisation und Verwaltung der 
finnländischen Truppen, aufgehoben und die Anzahl statt 
dessen auf den Vorschlag des Kriegsministers hin in der für 
das Kaisertum vorgeschriebenen Ordnung festgesetzt, sowie 
durch Allerhöchsten Ukas an den Dirigierenden Senat bekannt 
gemacht werden. Femer ist das Alter, in welchem nach dem 
Wehrpflichtgesetz jeder Wehrpflichtige zur Auslosung ein- 
berufen werden soll, in Art. 9 des Wehrpflichtgesetzentwurfs 
verändert worden. Während nach dem zur Zeit geltenden 
Gesetze diejenigen Jünglinge, die im Jahre vor dem 1. Januar 
des Jahres, in welchem die Aushebung geschehen soll, das 
21. Lebensjahr vollendet haben, der Auslosung unterworfen 
sind, würden nach der Vorlage diejenigen Jünglinge, welche 
vor dem 13. Oktober des Jahres, in welchem die Aushebung 
geschieht, das 21. Lebensjahr vollendet haben, zur Auslosung 
einberufen werden. 

§ p des Wehr Pflichtgesetzes, Die Allerhöchsten Vor- 
lagen beabsichtigen die Bestimmungen dieses Paragraphen 
über die Dienstzeit sowohl bei den aktiven Truppen als auch 
bei der Reserve wesentlich zu verändern. An die Stelle der 
in besagtem Paragraphen vorgeschriebenen Dienstzeit von 
drei Jahren bei einer aktiven Truppe und von zwei Jahren 
bei der Reserve würde nach Art. 13 des Wehrpflichtgesetz- 
entwurfs eine Dienstzeit von fünf Jahren bei einer aktiven 
Truppe \md von dreizehn Jahren bei der Reserve treten. 
Unvereinbar mit dem genannten Paragraphen ist auch die 
weitgehende Befugnis, welche nach Art. 16 des erwähnten 
Entwurfes sowie nach den Artikeln 102 und 103 des Ver- 
ordnungsentwurfes, betreffend die Organisation und Verwaltung 
der Truppen, dem Kriegsminister zuerkannt werden würde, 
indem er nicht nur das Recht besäfse, Unteroffiziere und 
Mannschaften zur Reserve zu versetzen, bevor sie ihre aktive 
Dienstzeit absolviert haben, sondern auch nach Erlangung der 
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Allerhöchsten Zustimmung Mannschaften über die gesetzliche 
Dienstzeit hinaus im aktiven Dienst zurückzubehalten. Die in 
Art. 17 des Wehrpflichtgesetzentwurfs sowie in Art. 104 des 
Verordnungsentwurfs, betreffend die Organisation und Ver- 
waltung der Truppen, gestatteten Übungen mit der Reserve 
sind ebenfalls ganz anders beschaffen als die für die drei ersten 
Jahrgänge der Reservemannschaften bestimmten Übungen, von 
denen in § 9 des Wehrpflichtgesetzes die Rede ist. 

,<? 120 des Wehrpflichtgesetzes. Dieser Paragraph giebt 
dem in Finnlands öffentlichem Recht tief eingewurzelten Grund- 
satze Ausdruck, dafs die zu den finnländischen Truppen ge- 
hörenden Generäle, Offiziere und Civilbeamten finnländische 
Staatsbürger sein müssen, eine Bestimmung, die sich ebenso 
auch auf Unteroffiziere und Mannschaften erstreckt. Dieser 
Grundsatz soll nach dem Vorschlage der Allerhöchsten Vor- 
lagen aufgehoben werden. 

Insoweit die genannte Verändenmg sich auf die Offiziere 
und die Verwaltung der finnländischen Truppen bezieht, wird 
sie weiter \mten berührt werden. Was wiederum die Unter- 
offiziere und die Mannschaften betrifft, so heilst es in der 
Anmerkung zu Art. 1 des Wehrpflichtgesetzentwurfs ausdrück- 
lich, dafs Personen russischer Herkunft, welche in Finnland 
ansässig sind, das Recht haben sollen, ihre Wehrpflicht 
nach finnländischem Gesetz zu absolvieren. Dieses Princip hat 
mehreren Artikeln des besagten Entwurfes seinen Stempel auf- 
gedrückt. 

§ 121 des Wehrpflichtgesetzes. In diesem Paragraphen 
— so, wie derselbe in dem Gesetz vom 11. Februar 1889 lautet — 
wird vorgeschrieben, dafs Finnland ein aktives Truppen- 
kontingent von höchstens 5600 Mann Unteroffizieren und Ge- 
meinen zu stellen hat, die je nach Bedarf auf verschiedene 
Waffengattungen verteilt und in den Provinzen innerhalb des 
Landes stationiert sind, sowie dafs der Kaiser und Grofsfürst 
auf Vorschlag des Finnländischen Senats die Zusammen- 
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Setzung des Truppenkontingents und seine Verteilung auf die 
verschiedenen Waffengattungen sowie seine Dislokation bestimmt. 
Diese Stipulationen beabsichtigen die Allerhöchsten Vorlagen 
aufzubeben. 

Was zunächst die Friedensstärke der finnländischen 
Truppen angeht, so wird in Art. 26 des Verordnungsentwurfs, 
betreffend die Organisation und Verwaltung der finnländischen 
Truppen, vorgeschrieben, dafs die Anzahl der Abteilungen 
sowie die Ziffer der Personen und Pferde bei den finnländischen 
Truppen und die Gebrauchsartikel dieser Truppen in dem all- 
gemeinen Verzeichnis der Landtruppen sowie in den Etats- 
und Tabellensammlungen bestimmt werden sollen. 

Was die Zusammensetzung der finnländischen Truppen und 
ihre Verteilung auf die verschiedenen Waffengattungen sowie 
ihre Dislokation betrifft, so enthält Art. 1 des ebenerwähnten 
Verordnungsentwurfs, dafs das Kriegsministerium sich unter 
anderem mit Angelegenheiten, betreffend die Zusammensetzung 
und Dislokation der finnländischen Truppen, befassen soll. 
In Übereinstinunung hiermit ist in Art. 28 des Entwurfs 
die ausdrückliche Vorschrift aufgenommen, dafs die finn- 
ländischen Truppen auch in aufserhalb der Grenzen Finnlands 
stationierte Divisionen und Korps eingereiht werden können. 
In der dem erwähnten Artikel beigefügten Erläuterung wird 
in deutlichen Worten gesagt, dafs man hierbei keinen Unter- 
schied zwischen Kriegs- imd Friedenszeiten zu machen be- 
absichtige. Es könnten also die finnländischen Truppen auch 
in Friedenszeiten aufserhalb der Grenzen des Landes stationiert 
sein. Demgemäfs wird in den Artikeln 48 und 49 des in 
Frage stehenden Verordnungsentwurfs vorausgesetzt, dafs eine 
solche Verlegung der finnländischen Truppen aufserhalb Finn- 
lands möglich ist, falls erachtet wird, dafs die Umstände solches 
erfordern. 

§ 122 des Wehrpflichtgesetzes. Auch von dem Inhalt 
dieses Paragraphen, welcher Bestimmungen über die Aus- 
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rüstung und den Unterhalt der finnländischen Truppen, 
sowie über die Bestreitung der hierfür erforderlichen Kosten 
enthält, ist man in den Allerhöchsten Vorlagen abgewichen. 
An seiner Stelle sind in Art. 19 des Verordnungsentwurfs, 
betreffend die Organisation und Verwaltung der finnländischen 
Truppen, detaillierte Bestimmungen über die Ausarbeitung 
von' Vorschlägen in Bezug auf die Ausgaben für militärische 
Bedürfnisse aufgenommen worden, wogegen die in § 122 
des Wehrpflichtgesetzes befindliche Vorschrift ausgeschlossen 
worden ist, dals besagte Kosten aus den disponiblen Einkünften 
des Allgemeinen Militärfonds zu bestreiten sind, und dafs das, 
was darüber hinaus erforderlich ist, mit den für diesen Zweck 
von den Ständen angewiesenen Mitteln gedeckt werden soll. 
Welch eine tiefgehende Bedeutung diese Ausschliefsung besitzt, 
namentlich im Hinblick auf das Selbstbesteuemngsrecht des 
Volkes, wird in einem anderen Zusammenhange hervorgehoben. 



2. 

Schon frühzeitig hat in Finnlands öffentlichem Recht der 
Grundsatz Ausdruck gefunden, dafs der Monarch das Land 
mit Beihilfe von einheimischen Behörden zu regieren habe. 
So wird im 4. Kapitel des 'Königsbuches des Landesgesetzes* 
(Landslagens Konungabalk) vorgeschrieben, dafs der König 
mit eingeborenen schwedischen Männern , nicht aber mit aus- 
ländischen, regieren und herrschen solle, sowie femer, dafs 
ekin ausländisches Recht, dem Volke zur Last, in das Reich 
eingeführt werden dürfe. Hiermit hatte das Gesetz als all- 
gemeine Normen für die Regierung und die Verwaltung 
des Landes festgesetzt, dafs xler König gemäfs dem Gesetz 
des Landes und mit Beihilfe seiner eigenen, einheimischen 
Behörden regieren und herrschen sollte. Diese Grundsätze 
haben seitdem fortdauernd Gültigkeit gehabt und sind, wenn- 

D. Anfrarord. Fianl. Landtag. 13 
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gleich mit verschiedenen Modifikationen, in das gegenwärtig 
geltende Recht tibergegangen. Es sind allerdings jederzeit 
Ausnahmen von der Regel vorgekommen, dafs der König 
zusammen mit eingeborenen schwedischen Männern regiert, 
und zwar war solches insonderheit der Fall während Schwedens 
Grofsmachtszeit, wo sich ein starkes Bedürfnis, hervorragende 
Ausländer an den Staatsdienst zu fesseln, geltend nMichte. 
Allein die 'Regierungsformen' von 1719 und von 1720, sowie 
die 'Königsversicherungen' der 'Freiheitszeit' schärften die 
alte Vorschrift über eine Besetzung der Beamtenstellen aus- 
schlielslich mit eingeborenen schwedischen Männern von neuem 
ein, imd die gleiche Vorschrift gelangte auch in der 'Regierungs- 
form* vom Jahre 1772 (§ 10), sowie in der Vereinigungs- 
und Sicherheitsakte vom Jahre 1789 (Punkt 1) zum Ausdruck. 

Auf Grund dieser Bestimmungen sowie von § 2 der 
'Regierungsform' galt also in Schweden und Finnland während 
der Zeit kurz vor der Vereinigung Finnlands mit Ruisland 
als Grundgesetz, dafs das Reich mit Beihilfe von eingeborenen 
schwedischen (und finnländischen) Männern regiert werden 
sollte. Was eingewanderte Ausländer betrifft, so konnten 
sie allerdings schwedische Unterthanen werden, entweder da- 
durch, dafs sie sich in Schweden (oder in Finnland) ansässig 
machten, oder auch durch förmliche Naturalisation. Hierdurch 
erhielten sie im allgemeinen die gleichen Rechte wie sonstige 
schwedische Unterthanen ; allein das Recht, höhere und niedere 
Amter im Reiche zu bekleiden, erhielten sie nicht, abgesehen 
von dem Ausnahmefall, über den § 10 der 'Regierungsform' 
Vorschriften giebt, d. h. wenn irgend ein Ausländer dem 
Reiche durch glänzende und hervorragende Eigenschaften 
grofse Ehre machen und erheblichen Vorteil bieten konnte. 

Da mm Finnland bei der Vereinigung des Landes mit 
Rufsland die Grundgesetze, die es früher gemeinschaftlich mit 
Schweden gehabt hatte, als seine Grundgesetze behalten durfte, 
so folgt daraus, dafs in Finnland nach dieser Zeit zu Recht 
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bestand,, dafs das Land mit Beihilfe von eingeborenen finn- 
ländischen Männern regiert werden sollte, und dafs andere 
als solche weder höhere noch niedere Ämter im Lande be- 
kleiden durften, abgesehen allerdings von der in § 10 der 
'Regierungsform' genannten Ausnahme. Mit Anwendung 
einer neueren Terminologie könnte diese Regel so ausgedrückt 
werden, dafs Finnlands Grofsfürst mit Beihilfe finnländischer,' 
d. h. solcher Behörden zu herrschen und zu regieren hat, die 
ihre Thätigkeit den finnländischen Gesetzen gemä£s ausüben, 
und deren Inhaber nach finnländischem Gesetz ein- und ab- 
gesetzt werden, sowie, abgesehen von der eben genannten Aus- 
nahme, eingeborene finnländische Staatsbürger sein müssen. 

Die Richtigkeit dessen ist denn auch nicht früher als 
in allerletzter Zeit angezweifelt worden, wo von russischer 
Seite die Behauptung aufgestellt wurde, dafs der Ausdruck 
»schwedische Männer« in Punkt 1 der Vereinigungs- und 
Sicherheitsakte seit Finnlands Vereinigung mit Rufsland 
dasselbe bedeuten solle wie alle Unterthapen des Kaisers 
im ganzen Russischen Reiche. Da aber die Staatsverfassung 
und die Grundgesetze Schwedens im Jahre 1809 als Finn- 
lands gültige Verfassung und als Finnlands gültige Gesetze 
bestätigt wurden, so folgt hieraus, dafs das, was in jener 
Verfassung und in jenen (besetzen für das Reich Schweden 
verordnet wurde, jetzt für Finnland zu Recht besteht, und 
dafs die Rechte, welche die genannten Gesetze den Mitgliedern 
des schwedischen Staates zuerkannten, jetzt für die Mitglieder 
des finnländischen Volkes Gültigkeit haben. Aus diesem 
Faktum folgt weiter, dafs das, was in besagten Grund- 
gesetzen von Schwedens König gesagt ist, jetzt für Finnlands 
Grofsfürst zu Recht besteht, sowie dafs Finnland und dessen 
Volk immittelbar nur dem finnländischen Gesetz und der finn- 
ländischen Obrigkeit untergeordnet sind, wenn auch Finnland 
ein Teil des ganzen Russischen Reiches und also nicht ein 
selbständiger Staat ist. 

13* 
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Eine andere Sache ist es, wenn der Grundsatz; dals 
Finnland mit Beihilfe von finnländischen Behörden regiert 
wird, sowie dafs die höheren und niederen Ämter mit ein- 
geborenen finnländischen Männern besetzt werden, seit dem 
Jahre 1809 gewisse Modifikationen erlitten hat. Diese Modifika- 
tionen, welche jedoch keineswegs so beschaffen sind, dafs sie 
die Vorschrift selbst aufhöben, sind teils eine unmittelbare 
Folge davon, dafs Finnland einen Teil des Russischen Reiches 
ausmacht, teils beruhen sie auf einer unmerklich vor sich ge- 
gangenen Veränderung in der Auffassung von den Rechten 
der naturalisierten finnländischen Staatsbürger, so nämlich, 
dafs man die letzteren als eingeborenen Finnländem gleich- 
gestellt erachtet hat. Zur richtigen Beurteilung der Frage 
dürfte es nötig sein, hier jene Ausnahmen kurz zu berühren. 

Bereits bei der Vereinigung Finnlands mit Rufsland wurde 
hier zu Lande das Amt eines Generalgouvemeurs eingerichtet, 
und da die Inhaber dieses Amtes russische Unterthanen 
gewesen sind, mufs diese Ausnahme von der Regel als auf 
altes Herkommen gegründet angesehen werden. Dafs jedoch 
der Generalgouvemeur , weil er ein finnländisches Staatsamt 
bekleidet, dem finnländischen Gesetz unterworfen ist, versteht 
sich von selbst. 

Da die Art der Vereinigung Finnlands mit Rufsland dem 
Grofsfürstentum nur eine innere Selbständigkeit zugesteht, 
ihm aber nicht gestattet, in unmittelbare Beziehimgen zu 
fremden Ländern zu treten, entbehrt Finnland eines eigenen 
Organs für ausländische Angelegenheiten, welche daher, auch 
insofern sie Finnland berühren, vom Auswärtigen Ministerium 
im Kaisertum verwaltet werden. 

Anders verhält es sich mit der Frage über die Organi- 
sation von Finnlands Militär. Dafs diese Frage schon von 
Anfang an als eine innere finnländische Angelegenheit be- 
trachtet wurde, geht unter anderem aus der darüber handeln- 
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den Vorlage an den Landtag in Borgä hervor. Ebenso hat 
der eigentümliche Charakter des finnländischen sog. ^indelta' 
Militärs zur Folge gehabt^ dals dasselbe als eine vollkommen 
nationale Institution dastand. Jedoch hat die Stellung, die 
Finnland im Russischen Reiche einnimmt, für die militärischen 
Angelegenheiten eine gewisse Abvreichung von der allgemeinen 
Regel bedingt. 

Was nun zuerst das Verhältnis betrifft, wie es sich auf 
Grund der im Jahre 1809 Finnland zuerkannten Stellung 
gestaltete, so sind die nachfolgenden Gesichtspunkte hervor- 
zuheben. 

Der Umstand, dafs Finnland ein Teil des Russischen 
Reiches wurde, hatte zur Folge, dafe der Oberbefehl über die finn- ' 
ländischen Truppen — welcher auch nach dem finnländischen 
Grundgesetz dem Monarchen zukommt — dem Kaiser von 
Ruisland zusteht, da er zugleich das Oberhaupt des ganzen 
Reiches ist und die Kriegsmacht des Reiches die Aufgabe hat, 
dessen Machtstellung dem Auslande gegenüber aufrechtzu- 
halten. Und da nun der Kaiser seinem Kriegsminister im 
Kaisertum die Austlbung von Befugnissen, die zu dieser 
Kommandogewalt gehören, übertragen hat, sind infolgedessen 
Befehls-, d. h. Kommandoangelegenheiten in betreff des finn- 
ländischen Militärs vom Kriegsminister im Kaisertum dem 
Monarchen vorgetragen oder im übrigen gehandhabt worden. 

Eine Folge des erwähnten allgemeinen Grundsatzes, dals 
der Monarch mit Beihilfe von einheimischen Behörden und 
finnländischen Männern regiert, ist andererseits gewesen, dals 
jedes höhere wie niedere Amt bezw. jeder Posten, welcher 
bei einer finnländischen Truppe oder für deren Rechnung 
eingerichtet worden ist, mit einem Finnländer bekleidet sein 
mufste. In denjenigen Fällen jedoch, wo finnländische Truppen 
in militärischer Hinsicht nicht ein Ganzes für sich bildeten, 
sondern, wie beispielsweise während eines Manövers oder 
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Krieges, zusammen mit russischem Militär operierten, haben 
sie unter russischem Oberbefehl stehen können. Was hier 
von den Befehlshabern sowie von Befehls-, d. h. Kommando- 
sachen gesagt ist, bildet, wie denn auch schon angedeutet 
wurde, eine Ausnahme von der allgemeinen Regel, welche 
also in allen Fragenf, die nicht den in Frage stehenden Aus- 
nahmen zuzuzählen gewesen sind, zur Anwendung kommen 
mufsten. 

Dafs es in der That diese Gesichtspunkte waren, die sich 
nach dem Jahre 1809 geltend machten, geht aus dem Nach- 
folgenden hervor. 

Wenn auch vor der Entstehung des Wehrpfüchtgesetzes 
nicht ausdrücklich in Gesetzesform bestimmt, hat doch seit 
dem Jahre 1809 stets die Regel gegolten, dafs alle zur Gesetz- 
gebung und zur ökonomischen Verwaltung gehörenden An- 
gelegenheiten, welche die finnländischen Truppen betreffen, 
von finnländischen Behörden behandelt, sowie dem Kaiser und 
Grofsftirsten vom Ministerstaatssekretär für Finnland vor- 
getragen worden sind. Allerdings hat der Kriegsminister 
zuweilen die Initiative bei dergleichen Fragen ergriffen, aber 
die weitere Behandlung der Angelegenheiten ist stets gemäJb 
der für Finnland geltenden Ordnung vor sich gegangen. 
Dieses mit dem finnländischen Grundgesetz übereinstimmende 
Verfahren ist sowohl unter Kaiser Alexander I. wie auch 
unter allen seinen Nachfolgern auf dem Throne beobachtet 
worden. So sind alle vor Erlafs des Wehrpflichtgesetzes 
ausgefertigten, das finnländische Militär betreffenden Ver- 
ordnungen finanzieller und administrativer Art auf Grund 
des Vortrags — anfangs des Vorsitzenden des 'Komitees 
für Finnländische Angelegenheiten zu St. Petersburg', sowie 
später des Ministerstaatssekretärs — beim Monarchen zu 
Stande gekommen, worauf dann der Beschlufs Sr. Majestät 
dem Generalgouverneur durch den Ministerstaatssekretär 
mitgeteilt wurde; etwas, was zur völligen Evidenz aus den 
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zu den citierten Verordnungen ') gehörenden Originalakten her- 
vorgeht. Und bis in die letzte Zeit hat man niemals ver- 



') Unter diesen verdienen folgende besonders beachtet zu werden: das 
Reskript vom i. August 1S12 betreffs Errichtung eines Freiwilligencorps ; das 
Reskript vom 6. September 181 2 betreffs Errichtung und Organisation einer 
Miliz in Finnland und der Yon Sr. Kaiserlichen Majestät am gleichen Tage 
festgesetzte Etat für die drei Jägerregimenter, welche zu diesem Zweck formiert 
werden sollten; die Bekanntmachung vom 4. Mai 1816 betreffs Errichtung 
eines Oberkriegsgerichts Dir die iinnländische Miliz ; dasCirkular vom 16. Dezember 

18 19 mit der Bekanntmachung, dafs die Obliegenheit, welche die Militär- 
Expedition bezf^lich der Beschaffung von Kriegsbedarf ftlr das Militär in Finn- 
land und der Rechenschaftsablegung darüber besessen, mit Beginn des Jahres 

1820 aufhöre, und dafs alsdann die Thätigkeit des errichteten Kriegs- 
kommissariats ihren Anfang nehme; die Verordnung vom 28. Juni 1827 be- 
treffs eines Pensionsetats für das finnländische Militär; die Bekanntmachung 
vom 21. Mai 1830 betreffs Auflösung von zwei ffnnländischen Scharfschtttzen- 
bataillonen und Formierung eines Marinecorps in Finnland unter dem Namen 
Erste Finnländische See- Equipage; die Bekanntmachung vom 7. Oktober 1830 
über die den aufgelösten iinnländischen Scharfschützenbataillonen gewährten 
Gehälter; die Bekanntmachung vom 21. Februar 183 1 betr. Auflösung des 
für das finnländische Militär errichteten Oberkriegsgerichts; das Cirkular vom 
9. Juni 1831 betreffs Auflösung des Finnländischen Kriegskommissariats; die 
Verordnung vom 28. November 1833 betr. Veränderung der Organisation 
der Ersten Finnländischen See-Equipage; die Bekanntmachung vom 12. De- 
zember 1836 betreffs Errichtung eines Oberkriegsgerichts für das finnländische 
Militär und das Lotsen wesen ; die Verordnung vom 27. Juni 1839 über das, 
was bei den Requisitionen und bei den Rechenschaftsberichten über die zum 
Unterhalt des finnländischen Militärs veranschlagten Mittel zu beachten sei; 
die Bekanntmachung vom 15. April 1845 ^^^^ ^^^ Errichtung von vier regulären 
geworbenen Bataillonen in Finnland; die Bekanntmachung vom 8. April 1846 
über die Errichtung eines finnländischen Scharfschützenbatailloos ; die Bekannt- 
machung vom 9. März 1853 über Zuschüsse zum Besoldungsetat der EIrsten 
Finnländischen See -Equipage (No. 27) sowie den Rechenschaftsbericht über 
ihren Sold während der Dienstleistung zur See; die Bekanntmachung vom 
28. Dezember 1853 über die Formierung einer weiteren, d. h. Zweiten Finn- 
ländischen See-Equipage; das Manifest vom 11./23. Juni 1854 über die Wieder- 
errichtung eines Teiles der finnländischen <indelta' Armee ; die Bekanntmachung 
vom 27. Juni 1854 betreffs der Kosten filr die Bekleidung und Bewaffnung etc. 
'der zur Aufstellung anbefohlenen beiden ^indelta' Scharfschützenbataillone; die 
'Bekanntmachung vom 16. Oktober 1854 betreffs Errichtung von zwei weiteren 
Bataillonen ^indelt' Militär etc.; die Bekanntmachung vom 13. November 1854 
betreffs der Organisation von weiterem <indelt> Militär im Grofsfflrstentum Finn- 
land; die Bekanntmachung vom 15. Februar 1855, betreffend den Etat für die 
in Finnland errichteten finnländischen ^indelta' Scharfschützenbataillone; die 
Bekanntmachung vom 12. April 1855, betreffend verschiedene, mit der Wieder- 
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spürt, dals irgend welche Ungelegenheiten mit einem solchen 
Verfahren verbunden gewesen wären. Ferner haben hierher ge- 
hörende Fragen in der Militär-Expedition des Senats ein eigenes 
einheimisches Organ besessen. Diese Expedition wurde allerdings 
durch das Allerhöchste Manifest vom 21. April 1841 abgeschafft, 
und die bisher von ihr behandelten Angelegenheiten wurden an 
die Finanz-, die Kanuner- und Rechnungs- sowie die Kanzlei- 
Expedition überwiesen; allein im Jahre 1858 wurde von neuem 
eine besondere Expedition für die Behandlung von militärischen 
Angelegenheiten eingerichtet und derselben eine ausgedehntere 
Befugnis, als wie sie die Militär-Expedition früher nach dem 
Reglement für den Regierungsconseil besessen hatte, ein- 
geräumt, indem unter anderem auch Fragen betreffs der ge- 
worbenen Truppen der Expedition zur Behandlung übergeben 
wurden, wobei gleichzeitig bestimmt ward, dafs gewisse 
Militärangelegenheiten — von denen »alle Fragen« genannt 
seien, »welche die endgültige Organisation der 'indelta* Armee 



errichtung des finnländischen ^indelta^ Militärs im Zusammenhang stehende 
Fragen; die Bekanntmachung vom il. Mai 1855 ttber die Errichtung eines 
FinnlSadischen Kriegskommissariats ond den Etat fUr diese Behörde; die Be- 
kanntmachung vom 13. Dezember 1855 betrefl& Errichtung von drei weiteren 
^indelta' Scharfschtltzenbataillonen sowie Aber die Benennung der ^indelta' 
Bataillone und die Aufstellung von Reserven für dieselben ; die Bekanntmachung 
vom 26. Mai 1856 betreffs Auflösung eines Teiles des finnlSndischen ^indelta' 
Militärs; die Bekanntmachung vom 29. Juni 1857 Aber verschiedene Bestim- 
mungen, betreffend das finnländische Lehr-Scharfschtltzenbataillon ; das Manifest 
vom 18./30. Dezember 1857 über das ^indelta' Militär in Finnland; die Bekannt- 
machung vom 25. Januar 1858 ttber die Durchführung des Allerhöchsten Manxfests 
vom 18730. Dezember 1857 ; die Bekanntmachung vom 7. Mai 1858, betreffend den 
Etat fflr die finnländischen ^indelta* Scharfschützenbataillone ; die Bekanntmachung 
vom 18. Oktober 1858 über die Behandlung von Fragen, betreffend die Dis- 
lokation des ^indelta^ Militärs; die Bekanntmachung vom 28. März 1859 über die 
einstweilige Verminderung der Zahl der ^roterade' Mannschaften beim finn- 
ländischen ^indelta' Scharfschützenbataillon Kuopio (No. 4); die Bekannt- 
machung vom 23. Juni 1859 über verschiedene Veränderungen in der Organi« 
sation des finnländischeft Militärs; die Bekanntmachung vom 25. Oktober 1867 
über die einstweilige Auflösung der finnländischen ^indelta' Scharfschütsen- 
bataillone; die Verordnung vom 23. Juli 1868 betreffs Abschaffung der In- 
spektionsdirektion für das finnländische Militär. 
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zu Lande und zur See in administrativer Hinsicht berühren« — 
bis zur Vollendung der Organisation der *indelta* Truppen in 
einer besonderen Abteilung des ökonomiedepartements des 
Senats behandelt und entschieden werden sollten. Durch später 
entstandene Verordnungen ist die Befugnis der Militär- 
Exp)edition dann noch weiter ausgedehnt worden. 

Die Intendantur wurde anfangs von der Militär-Expedition 
des Senats verwaltet, vom Jahre 1820 an aber dem damals 
errichteten, dem Kaiserlichen Senat und dessen Militär-Exp)edition 
subordinierten Finnländischen Kriegskommissariat übergeben. 
Letzteres wurde durch das Allerhöchste Cirkular vom 9. Juni 
1831 wieder aufgehoben, worauf seine Funktionen, unter Auf- 
sicht der Militär-Expedition, den zuständigen Landeshauptleuten 
derjenigen Provinzen, in denen die finnländischen Truppen 
stationiert waren, übertragen wurden. Im Jahre 1855 von 
neuem errichtet, wurde das Kommissariat zum zweitenmal 
im Jahre 1868 abgeschafft, und die Angelegenheiten, welche 
bisher von ihm verwaltet worden waren, wurden auf die Pro- 
vinzial-Regierungen und die Militär -Expedition des Senats 
verteilt. 

Dals auch das militärische Sanitätswesen seit der Ver- 
einigung Finnlands mit dem Kaisertum stets finnländischen 
Behörden subordiniert gewesen ist, geht aus folgenden Um- 
ständen hervor. Dem im Jahre 1811 errichteten CoUegium 

o 

Medicum zu Abo wurde die Obhut und Aufsicht über die 
Medizinalangelegenheiten im allgemeinen »gemäfs den Prin- 
cipien« anvertraut, »wie sie laut den bestehenden Verordnungen 
für das CoUegium Medicum und die Seraphimerordensgilde in 
Schweden bestimmt und festgesetzt sind«. Da mm die Ver- 
waltung der militärischen Krankenpflege, nach der Instruktion 
vom Jahre 1797, dem schwedischen CoUegium Medicum unter- 
geordnet war, lag es also dem finnländischen MedizinalkoUegium 
ob, auch die Oberaufsicht über das Sanitätswesen des finn- 
ländischen Militärs auszuüben. In Übereinstimmung hiermit 
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Stauden Ärzte und Lazarette des f innländischen Scharfschtitzen- 
bataillons der Leibgarde sowie der Ersten Finnländischen See- 
Equipage, gemäfs den Instruktionen vom 25. April 1839, unter 
der Oberaufsicht des Generaldirektors des Medizinalwesens. 
Was schliefslich die Krankenpflege bei den *indelta* Bataillonen 
betraf, so wurde in dem Allerhöchsten Cirkular vom 19. Juli 
1860 verfügt, dafs es dem Kaiserlichen Senat zustände, über 
dieselbe Vorschriften zu erlassen. Die Arztstellen bei den 
finnländischen Truppen wurden, wenigstens in den ersten Jahr- 
zehnten nach dem Jahre 1809, vom Regierungsconseil besetzt, 
und sowohl damals wie auch später bestand zu Recht, dals 
die zuständigen Befehlshaber beim Entwerfen von Vorschlags- 
listen zu solchen Stellen bei dem Chef des Medizinalkollegiums 
Auskunft über die Kenntnisse und die Erfahrung der Bewerber 
einzuziehen hatten ^). — Dafs im übrigen hinsichtlich der mili- 
tärischen Krankenpflege in Finnland russische Verordnungen 
nicht ohne weiteres für anwendbar erachtet worden sind, geht 
daraus hervor, dafs Seine Kaiserliche Majestät durch eine Aller- 
höchste Bekanntmachung vom 24. Mai 1877, welche gemäfs 
der für Finnland geltenden Ordnung entstanden und promulgiert 
wai:, die Anwendung von besonderen, in der Bekanntmachung 
aufgezählten, im Kaisertum geltenden Verordnungen über das 
Sanitätswesen bei dem finnländischen Gardebataillon anbefahl. 
Die im Kaisertum ausgefertigten Bestimmungen, welche auch 
für das Gardebataillon festgesetzt wurden, würden also, auch 
wenn sie im Kaisertum durch andere ersetzt worden wären. 



') In dieser Hinsicht sei die Bestimmung in § 7 der Allerhöchsten In- 
struktion vom 8. Februar i8i6 angeführt, wo es halfst : >. . . und da bei der 
Finnländischen National-Miliz zu Regimentsfeldscher- und zu anderen chirurgischen 
Posten, welche von Uns durch Unsern Regierungsconseil in Gnaden verliehen 
werden, keine anderen in Unterthänigkeit empfohlen werden dürfen . . . . , so 
wollen Wir in Gnaden den zuständigen Befehlshabern befehlen, dafs sie, ehe sie 
•unterthänige Vorschläge für die genannten Stellen einsenden, zuvor dem Kollegium 
von der oder von den Personen Kenntnis geben, die sich dazu als Bewerber 
gemeldet haben«. Entsprechende Bestimmungen finden sich auch in den Aller- 
höchsten Verordnungen vom 7. April 1S30 und vom 29. Januar 1878. 



— 203 -- 

hier zu Lande bis zu ihrer Aufhebung durch eine finnländische 
Verordnung in Geltung geblieben sein. 

Chef der finnländischen Armee ist seit dem Jahre 1809 
stets der Generalgouvemeur über Finnland gewesen, welcher 
zugleich auch die im Lande stationierten russischen Truppen 
kommandiert hat. In der Erfüllung seiner Amtspflichten wurde 
er seit dem Jahre 1830 durch einen für alle Truppen im 
Lande gemeinsamen Stab unterstützt; hingegen scheint der 
letztgenannte in der Zeit von 1812 — 1830 nichts mit den finn- 
ländischen Truppen zu thun gehabt zu haben. Beim Stabe 
für die in Finnland stationierten Truppen gab es für An- 
gelegenheiten, die das finnländische Militär betrafen, eine be- 
sondere Abteilung, deren Aufhebimg jedoch im Jahre 1868 
erfolgte, als das *indelta' Militär aufgelöst und die Inspektions- 
direktion abgeschafft wurde. 

Für die geworbenen finnländischen Truppen wurde im 
Jahre 1812 ein »Inspecteur für das finnländische Militärc ein- 
gesetzt. Dieser, welcher seit 1820 Divisionschef benannt 
wurde, vermittelte die Angelegenheiten zwischen den finn- 
ländischen Truppen einerseits, sowie dem Generalgouvemeur 
und dem Senat andererseits. Das Amt wurde jedoch im 
Jahre 1831 abgeschafft. Hierauf wurde wenigstens ein Teil 
der Funktionen des Divisionschefs während längerer Zeit von 
dem beim Stabe für die in Finnland stationierten Truppen an- 
gestellten »dienstthuenden (dejourerande) Stabsoffiziere versehen, 
der auch bei Kommandosachen die vermittelnde Instanz zwischen 
der Ersten Finnländischen See-Equipage und dem Hauptstabe 
der Marine bildete. Im übrigen standen die Finnländischen See- 
Equipagen in Bezug auf Kommandosachen und Frontangelegen- 
heiten »imter dem Oberkommando des in Finnland befindlichen 
höchsten russischen Marinebefehlshabersc *). — Während der 
Zeit vom Jahre 1846 an, wo das finnländische Grenadierscharf- 



*) Vgl. die Allerhöchste Bekanntmachung vom 2i. Mai 1830, betreffend 
die Auflösung von zwei finnländischen Scharfschtltzenbataillonen und die 
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Schützenbataillon errichtet wurde, bis zur Errichtung der 
'indelta' Bataillone gab es keine finnländischen höheren Befehls- 
haber, so dals sowohl das ebengenannte Bataillon wie das 
Gardebataillon unzweifelhaft direkt dem Stabe der in Finn- 
land stationierten russischen Truppen subordiniert waren. Bis 
zum Jahre 1857 standen sie aulserdem unter dem Inspecteur für 
die russischen Scharfschützenbataillone. Im Jahre 1855 wurde 
ein Inspecteur für die finnländischen *indelta* Scharfschützen- 
bataillone ernannt, und dieser, dem ein besonderer Stab zur Bei- 
hilfe beigegeben war, führte unter dem Generalgouverneur den 
Befehl über die Mndelta* Armee. Für die geworbenen finn- 
ländischen Truppen wurde im Jahre 1857 eine besondere 
Inspektionsdirektion unter der Oberaufsicht des russischen In- 
specteurs für die Scharf schützenbataillone eingerichtet, doch ward 
diese Behörde schon 1859 abgeschafft, in welchem Jahre man 
die Inspektion über die genannten Truppen dem seit dieser Zeit 
Inspecteur für das finnländiscbe Militär genannten Inspecteur 
für die finnländischen 'indelta' Scharfschützenbataillone über- 
trug. Doch sollte das Gardebataillon auch dem Inspecteur für 
die russischen Scharfschützenbataillone und, wie schon früher 
verfügt gewesen war, dem Oberkommando des 'detachierten* 
Gardecorps, sowie daneben — gleich wie die übrigen in 
Finnland stationierten Truppen — dem Generalgouvemeur 
subordiniert sein. 

Nach Auflösung der 4ndelta* Bataillone im Jahre 1867 
ward die Inspektionsdirektion für das finnländiscbe Militär durch 
die Allerhöchste Verordnung vom 23. Juli 1868 abgeschafft, 
welche festsetzte, dafs das finnländiscbe Gardebataillon und die 
finnländiscbe Cadre-Equipage in Kommandofragen dem Höchst- 
konmiandierenden der Truppen im Finnländischen Militärdistrikt 



Formierung eines Marinecorps in Finnland unter dem Namen Erste Fimi- 
ländische See-Equipage, sowie die Allerhöchste Verordnung vom 28. November 
1833 betreffs Veränderung der Organisation der Ersten Finnländischen See- 
Equipage. 
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untergeordnet werden sollten, jedoch so, dafs diejenigen Kom- 
mandoangelegenheiten , welche bisher durch Vermittlung des 
Inspecteurs — vom Bataillon teils an den Kommandierenden 
des Gardecorps und der Truppen im St. Petersburger Militär- 
distrikt, teils an den Inspecteur für die Scharf schtitzen- 
bataillone; von der Cadre-Equipage an das zuständige Marine- 
Oberkommando — weiterbefördert worden waren, fortan direkt 
an die genannten Behörden eingesandt werden sollten. Aufser- 
dem wurde bestimmt, dafs bei der Inspizierung einer finn- 
ländischen Truppe dem inspizierenden General, aufser einem 
Adjutanten, eine vom Senat auf Vorschlag der Miütär-Expedition 
gewählte^ in den Kriegsgesetzen des Landes erfahrene Persön- 
lichkeit in der Eigenschaft als Musterungskommissar zur Unter- 
stützung beigegeben werden sollte. 

Wenngleich das finnländische Militär zeitweilig unter 
russischem Oberbefehl stand und auch in sonstigen Beziehungen 
russischen Behörden untergeordnet war, waren doch die bei 
demselben angesteUten Offiziere, in Übereinstimmung mit seiner 
nationalen Organisation, auch während der Zeit vom Jahre 1809 
bis zum Inkrafttreten des Wehrpflichtgesetzes finnländische 
Staatsbürger. Dafs solches die Regel gewesen ist, wird durch 
die, soweit bekannt, einzige Ausnahme von derselben erhärtet. 
In der Allerhöchsten Bekanntmachung vom 21. Mai 1830, be- 
treffend u. a. die Formierung eines finnländischen Marinecorps, 
wurde verfügt : Obwohl es der Allerhöchste Wille Sr. Majestät 
wäre, dafs die höheren Chargen bei der Finnländischen See- 
Equipage in Zukunft eingeborene finnländische Männer sein 
mülsten, so sollten doch — mit Rücksicht darauf, dafs es bei 
der ersten Zusanunensetzung der Equipage von besonderer 
Wichtigkeit wäre, wenn wenigstens der Chef und ein gröfserer 
Teil des Offiziercorps die Erfahrung imd Geschicklichkeit im 
Seedienst besäfsen, wie sie zur Ausbildung der Mannschaft 
sowie zur Organisation und Errichtimg der Equipage notwendig 
wäre, und da eine genügende Anzahl von Seeoffizieren der 
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finnländischen Nation nicht zu Gebote stände — der Chef 
und wenigstens ein Drittel der Offiziere, d. h. so viele, wie 
zum Ersatz des Offiziercorps erforderlich wären, unter den 
Offizieren der russischen Flotte ausgewählt werden, und zwar 
vorzugsweise solche, die von finnländischer Herkunft wären, 
sowie solche, die durch eine längere Dienstleistung in den Häfen 
Finnlands mit den Sprachen des Landes bekannt geworden 
wären. Die russischen Offiziere, welche demgemäfs bei der 
finnländischen See-Equipage angestellt wurden, erhielten hier- 
mit jedoch nicht das finnländische Staatsbürgerrecht. 

Die das finnländische Militär betreffenden Konmiando- 
angelegenheiten sind vor Inkrafttreten des Wehrpflichtgesetzes 
wie auch jetzt jederzeit dem Kaiser vom russischen Kriegs- 
minister vorgetragen worden, welcher auch im übrigen bei 
Fragen der angedeuteten Art die gleiche Befugnis in be- 
treff der finnländischen Truppen wie in betreff der russi- 
schen Armee gehabt hat. — Im Jahre 1817 wurde beim 
Hauptstab ein besonderer Vortragender für finnländische mili- 
tärische Angelegenheiten ernannt, und im folgenden Jahre 
ward ihm ein 'Adjoint' als Gehilfe beigegeben. Die solcher- 
mafsen gebildete »Sektion für das finnländische Militär c wurde 
jedoch im Jahre 1828 aufgehoben. 

Die demzufolge dem Kriegsminister zukommende Befug- 
nis, sich mit den Kommandoangelegenheiten zu befassen, welche 
die finnländischen Truppen betreffen, wird ihm auch im Wehr- 
pflichtgesetz (§ 119) zuerkannt. Allein derartige Befugnisse 
können nach dem Wehrpflichtgesetz nicht von einem anderen 
Russen ausgeübt werden, und abgesehen von der angeführten 
Abweichung besteht also zu Recht, dafs nur finnländische 
Behörden sich mit Angelegenheiten befassen dürfen, welche 
die finnländische Kriegsmacht betreffen. Das Wehrpflicht- 
gesetz schliefst daher auch von der allgemeinen Regel solche 
Ausnahmen aus, wie sie in der Zeit vor seinem Zustande- 
konunen vorkamen. In Übereinstimmung hiermit wird der 
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Generalgouvemeur bei seinen Obliegenheiten als Chef der finn- 
ländischen Armee von einem besonderen finnländischen Stab 
unterstützt, genau so, wie die Aufsicht über die finnländischen 
Truppen nächst dem Generalgouvemeur einem finnländischen 
Befehlshaber und einer finnländischen 'Befehlshaber-Behörde* 
anvertraut ist. Natürlich können jedoch nach wie vor finn- 
ländische Truppen oder Truppenabteilungen, die im Kriege 
oder während eines Manövers zusammen mit russischem Militär 
operieren, unter russischem Oberbefehl stehen. 

In Beförderungsangelegenheiten beim finnländischen Militär 
sind, wenigstens seit den zwanziger Jahren unseres Jahrhunderts, 
in der Hauptsache die gleichen Grundsätze wie im Kaisertum 
befolgt worden, was sich dadurch erklärt, dafs dergleichen 
Angelegenheiten auf dem Kommandowege behandelt wurden. 
Doch gelten für die wehrpflichtigen Truppen finnländische 
Gesetze und Verordnungen oder besondere, für Finnland er- 
lassene Bestimmungen in Bezug auf: Beförderung von Mann- 
schaften zum Unteroffiziers- und zum Offiziersrange ^) ; An- 
stellung von Reserveoffizieren im aktiven Dienst (Allerhöchste 
Verordnung vom 25. Januar 1888 über Reserveoffiziere beim 
finnländischen Militär); Beförderung von Hauptleuten zum 
nächsthöheren Range ') ; Austritt von Offizieren aus dem Militär- 
dienst bei einem gewissen Alter (Gesetz vom 14. Dezember 
1885, zu Stande gekommen mit Genehmigung und Zustimmung 



') Die Zeiträume , innerhalb welcher eine Beförderung erlangt werden 
kann , sind der für finnländische Wehrpflichtige festgesetzten kürzeren Dienst- 
zeit bei einer aktiven Truppe angepafst. Für Freiwillige gelten in dieser 
Hinsicht § 96 des Wehrpflichtgesetzes und § 4 der Allerhöchsten Verordnung 
vom 2. April 1884 betreffs Ausbildung und Beförderung von Freiwilligen. — 
Beachtenswert ist im übrigen , dafs bei jeder Compagnie einer finnländischen 
Armeetruppe zehn Unteroffiziere — sechs filtere und vier jüngere — fest an- 
gestellt sein können, während die Maximalanzahl bei einer russischen Truppe sich 
auf drei beläuft. 

*) Während Hauptleute bei der russischen Armee sowohl auf Grund der 
Anciennität als auch >auf Grund der Wahl durch das Oberkommando« zum nächst- 
höheren Range befördert werden können, ist bei den finnländischen Truppen 
nur die Anciennität bestimmend. 
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von Finnlands Ständen); sowie Entlassung und Ausschliefsung 
y<m Reserveoffizieren des finnländischen Militärs aus der 
Reserve (die schon angeführte Allerhöchste Verordnung vom 
25. Januar 1888). Abgesehen von der ebengenannten Aus- 
nahme gelangen in Bezug auf Dienstentlassung und Streichung 
von Offizieren bei den aktiven Truppen dieselben Bestimmungen 
wie im Kaisertum zur Anwendung; allein auch von dieser 
Regel giebt es eine Ausnahme, indem ein finnländischer Offizier, 
welcher nicht Inhaber eines sog. Vertrauenspostens ist, nicht 
so wie der russische Offizier, der Vereinigungs- und Sicherheits- 
akte zuwider, ohne weiteres entlassen werden darf, nachdem 
ihm zweimal hintereinander in den dem Kriegsminister all- 
jährlich eingereichten » Attestaten c in Bezug auf Dienst- 
tauglichkeit oder Moral ein schlechtes Leumundszeugnis aus- 
gestellt worden ist. Hinsichtlich der Beförderung von Offizieren 
zu einem höheren Range ist schliefslich noch hervorzuheben, 
dafs ein finnländischer Offizier bei einer Vakanz nur bei der- 
jenigen Truppe, welcher er angehört, sowie, falls es sich um eine 
Beförderung zum Stabsoffiziersrange handelt, bei einer Vakanz 
blofs bei einer der finnländischen Truppen befördert werden kann. 
Wie aus dem Gesagten hervorgeht, hat man bei dem 
finnländischen Militär in der Regel den Grundsatz von der 
Besetzung der Ämter mit finnländischen Männern befolgt. In 
Übereinstimmung mit diesem Grundsatze haben die auf Grund 
des 'indelningsverk* imd der allgemeinen Wehrpflicht ein- 
berufenen Truppen stets unter finnländischen Befehlshabern 
gestanden. Ausnahmen sind in dieser Hinsicht nur in Bezug 
auf die geworbenen Truppen gemacht worden, indem diese 
zeitweilig russischen Oberbefehlshabern subordiniert waren. 
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Ganz abgesehen von diesen aus der Vereinigung Finnlands 
mit Ruisland herrührenden Modifikationen ist zu beachten, dafs 
der Grundsatz der Besetzung von Ämtern mit eingeborenen finn- 
ländischen Männern, wie schon angedeutet wurde, durch die 
Auffassung von der Wirkung der Naturalisation, die sich in den 
seit dem Jahre 1809 erschienenen diesbezüglichen Verordnungen 
geltend machte, faktisch eine Veränderung erlitten hat. Die 
Verordnungen, welche in dieser Hinsicht in Betracht kommen, 
sind hauptsächlich folgende: die Allerhöchsten Cirkulare vom 
13. November 1819, 20. September 1831 und 21. August 1832; 
die Allerhöchste Verordnung vom 30. April 1838; die Aller- 
höchsten Cirkulare vom 5. September 1838 imd 31. Januar 
1842; die Allerhöchsten Verordnungen vom 21. April 1846 
und 1. März 1858; zwei Allerhöchste Verordnungen vom 
29. März und ein Allerhöchstes Cirkular vom 30. März des- 
selben Jahres; sowie eine Allerhöchste Bekanntmachung vom 
26. November 1860. Da in diesen Verordnungen solche Aus- 
drücke benutzt werden, wie beispielsweise, dafs ein Bewerber, 
nachdem sein Gesuch um Erlangung des finnländischen Staats- 
bürgerrechts bewilligt worden, alle die staatsbürgerlichen 
Rechte j welche einem finnländischen Unterthanen zukommen, 
zu geniefsen hat, mit der Ausnahme jedoch, dafs ein naturali- 
sierter russischer Edelmann nicht der Standesprivilegien, die 
der im Ritterhause introduzierte Adel geniefst, teilhaftig wird, 
so kann daraus kein anderer Schlufs gezogen werden, als der, 
dafs man erachtet hat, die Naturalisation führe auch das Recht 
zur Bekleidung höherer und niederer Ämter in Finnland mit sich^ 
besonders, da solches in mehreren Fällen wirklich eingetroffen 
ist. Die gleiche Auffassung findet sich auch in anderen Staats- 
dokumenten aus derselben Zeit, von denen die Allerhöchste 
Bekanntmachung vom 21. Februar 1816 erwähnt werden mag. 
Diese Auffassimg, welche mit einer richtigen Auslegung der 
Stipidationen des Grundgesetzes nicht übereinstimmt, ist wohl 

D. Anfserord. Finnl. Landtag. I4 
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infolge eines Übersehens und ohne die Absicht, vom Gebote des 
Gnmdgesetzes abzuweichen, entstanden. Jedoch hat dieselbe den 
Charakter eines gewissen alten Herkommens erhalten und ist 
augenscheinlich für die Abfassung von § 120 des zur Zeit 
geltenden Wehrpflichtgesetzes, welcher nur von finnländischen 
Staatsbürgern ohne das Epitheton »eingeborene spricht, be- 
stimmend gewesen. 

Andererseits scheinen die vorerwähnten Verordnungen 
nicht, wie die älteren, betreffs der Naturalisation herrschenden 
Grundsätze, der sog. faktischen Naturalisation, welche durch 
Niederlassung im Lande geschieht, dieselbe Wirkung wie 
der persönlichen zuzuerkennen, sondern zu fordern, dafs die 
persönliche Zustimmung Seiner Kaiserlichen Majestät zur 
Naturalisation erwirkt werden mufs, bevor eine Einschreibung 
als finnländischer Staatsbürger stattfinden kann. In der Aller- 
höchsten Verordnung vom 29. März 1858 über das, was bei der 
Einschreibimg von russischen Edelleuten imd Standespersonen 
in Finnland zu beobachten ist, heifst es allerdings, dafs ihre 
Vorschriften nicht bei einem russischen Landeskinde zur An- 
wendung gelangen sollten, der bereits (d. h. zur Zeit der Aus- 
fertigung der Verordnung) ein finnländisches höheres bezw. 
niederes Staatsamt von solcher Beschaffenheit innehätte oder 
früher innegehabt hätte, dafs die Bekleidtmg desselben »nach 
geltendem Gesetze« eine vollkommene Naturalisation im Lande 
in sich schlösse. Da nun aber eine solche Gesetzesbestinmiung 
nicht existiert, ist es klar, dafs der obenerwähnte Ausdruck 
sich nur auf das bekannte Faktum bezieht, in Übereinstinmiung 
mit welchem man erachtet hat, sowohl russische als auch 
Unterthanen fremder Mächte gewännen, wenn sie zu In- 
habern von Ämtern im Lande, welche ausnahmsweise mit der- 
artigen Personen besetzt werden konnten, ernannt worden 
wären, dabei auch das finnländische Staatsbürgerrecht. 

Es gilt nunmehr, zu untersuchen, in welchem Mafse 
russischen Landeskindem sowie Unterthanen fremder Staaten 
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das Recht zugestanden wurde, ohne vorhergehende Naturali- 
sation Ämter in Finnland zu bekleiden '^). 

In den Allerhöchsten Bekanntmachungen vom 21. Juni 
1841 und 4. März 1846 ward verfügt, dafs als Lehrer der 
russischen Sprache an den Elementarschulen und Gymnasien 
des Landes entweder russische Landeskinder oder auch Finn- 
länder, welche einen vorgeschriebenen Kursus in der russi- 
schen Sprache absolviert hätten, angestellt werden sollten. 
Diese Bestimmungen sind später bis zu einem gewissen Grade 
durch die Schulordnimg vom 8. August 1872 verallgemeinert 
worden, deren § 50 vorschreibt, dafs der Unterricht u. a. in 
modernen Sprachen (also auch in der russischen Sprache) auch 
von Personen erteilt werden dürfe, welche nicht finnländische 
Staatsbürger seien. Ebenso haben auf Grund älterer Stipu- 
lationen, deren Gültigkeit in den Statuten der Universität vom 
10. Dezember 1828 (§ 17) und 1. Oktober 1852 (§ 18) voraus- 
gesetzt wird, Ausländer in gewissen Fällen eine Anstellung 
an der Universität des Landes sowie auch bei technischen 
Ämtern erlangen können; imd ist aufserdem auch die schon 
früher angeführte Ausnahmebestinmiung in § 10 der *Re- 
gierungsform', ganz unabhängig von Pimkt 1 der Vereinigungs- 
und Sicherheitsakte, als nach wie vor zu Recht bestehend er- 
achtet worden. Durch Obiges erklärt sich auch der Inhalt des 
Allerhöchsten Cirkulars vom 1. März 1852, welches hier nur 
deshalb angeführt wird, weil es gleichfalls Gegenstand einer 
unrichtigen Auslegung gewesen ist. In besagtem Cirkular 
wird verfügt, dafs fortan zu einem finnländischen Civilamt nur 
solche in den russischen Gouvernements eingeschriebene Unter- 
thanen zugelassen werden sollen, die berechtigt wären, auf 
Grund der im Kaisertum geltenden Gesetze in den Civildienst 



- ') Die vom Komitee beim Hauptstabe in »Erklärungen« Nr. II citierte 
Allerhöchste Verordnung vom 14. August 1827 kommt hierbei nicht in Betracht, 
da sie nur solche griechisch - russische Glaubensbekenner betrifft, welche als 
finnländische Staatsbürger naturalisiert worden sind. 

14* 
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zu treten. Es scheint klar zu sein, dafs diese Bestimmung 
nur bedeutet, dafs in denjenigen Fällen, wo, gemäls den aus- 
gefertigten Verordnungen, Russen der Zutritt zu Ämtern in 
Finnland gewährt werden kann, letzteres nicht für solche gilt, 
die in Rufsland ein Civilamt nicht erhalten können. 

Während die soeben berührten Ausnahmebestimmimgen 
in älteren Zeiten anscheinend nicht als eigentliche Ab- 
weichungen vom Grundgesetze aufgefafst worden sind, ward 
durch die Verordnung vom 1. August 1891 eine Abweichung 
eingeführt, welche keine Stütze in der bisher herrschenden 
Auffassung findet. In besagter Verordnung wird bekanntlich 
vorgeschrieben, dafs zu Beamten beim Staatssekretariat für 
Finnland und bei der Generalgouverneurskanzlei auch Per- 
sonen aus dem russischen Beamtentum, welche die in der Ver- 
ordnung genannten Forderungen erfüllen, ausersehen werden 
dürfen, ohne dafs ausdrücklich gesagt wird, dafs solche Per- 
sonen erst das finnländische Staatsbürgerrecht erlangt haben 
müfsten. 

Aus dem Angeführten dürfte hervorgehen, dafs, wenn 
auch von dem in § 10 der 'Regierungsform' sowie in Punkt 1 
der Vereinigungs- imd Sicherheitsakte ausgesprochenen Grund- 
satze, das Land dürfe nur mit Beihilfe von einheimischen 
Behörden regiert werden, seit dem Jahre 1809 allerdings 
verschiedene Abweichungen stattgefunden haben , diese 
Abweichungen, die sich auf sehr eng begrenzte Gebiete 
erstrecken, den erwähnten Grundsatz doch nicht aufheben, 
sondern nur den Charakter vereinzelter Ausnahmen haben 
konnten. Diese Schlufsfolgerung ist um so mehr berechtigt, 
als derartige Abweichungen von dem allgemeinen Grund- 
satze, wie schon früher angedeutet wurde, auch während der 
Zeit vor dem Jahre 1809 vorgekommen sind. Kraft des 
Grundgesetzes bleibt also nach wie vor als Regel bestehen, 
dafs der Monarch das Land mit Beihilfe finnländischer Be- 
hörden, welche den finnländischen Gesetzen unterworfen sind. 
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regiert, sowie dafs höhere und niedere Ämter im Lande mit 
finnländischen Staatsbürgern besetzt werden sollen. Nach dem 
ursprünglichen Sinne des Grundgesetzes durften hierbei nur 
solche finnländische Staatsbürger in Frage kommen, deren 
Staatsbürgerrecht sich auf die Geburt gründet. Wenn aber 
auch infolge der Auffassung von der Wirkimg der Naturali- 
sation, welche sich in späterer Zeit geltend gemacht hat, 
naturalisierte finnländische Staatsbürger in dieser Hinsicht als 
eingeborenen Männern gleichgestellt angesehen werden können, 
so gilt doch nach wie vor mit der Kraft und Wirkung 
eines Grundgesetzes, dafs die Naturalisation durch den 
Monarchen — ein Akt, welcher bei dem Naturalisierten die 
Absi#it, im Lande als einer von dessen eigenen Bewohnern 
zu bleiben und sich daselbst niederzulassen, voraussetzt — der 
Ernennung zur Bekleidung eines Amtes in Finnland vorher- 
gehen mufs. 

Nun würde aber der in Frage stehende Grundsatz in Finn- 
lands Staatsverfassung durch ein solches Wehrpflichtgesetz und 
eine solche Verordnung bezüglich der Organisation und Ver- 
waltung der finnländischen Truppen, wie sie die Allerhöchsten 
Vorlagen beabsichtigen, in mehreren wichtigen Beziehungen 
schweren Eintrag erleiden. 

Das Gesagte gilt vor allem von den Befugnissen des 
Kriegsministers im Kaisertum in Bezug auf den Vortrag 
von Angelegenheiten, betreffend die finnländischen Truppen. 
Während der Kriegsminister nach § 119 des Wehrpflicht- 
gesetzes sich nur mit solchep, die finnländischen Truppen be- 
treffenden Angelegenheiten, welche sich nicht auf die Gesetz- 
gebung bezw. die ökonomische Verwaltung beziehen, oder 
über deren Behandlung die Gesetze des Landes nicht etwas 
anderes vorschreiben, d. h., anders ausgedrückt, nur mit sog. 
Kommandoangelegenheiten zu befassen und sie Seiner Majestät 
vorzutragen hat, würde er nach Punkt 1) der Allerhöchsten 
Vorlage, betreffend die Grundlagen für die Organisation und 
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Verwaltung der finaländischen Truppen, die gesamte höhere 
Verwaltung der finnländischen Truppen in Händen haben, 
und alle einer Allerhöchsten Entscheidung bedürftigen An- 
gelegenheiten würden Seiner Majestät ausschUelslich vom 
Kriegsminister vorgetragen werden. Dieser wtirde also in 
Bezug auf die finnländischen Truppen vollkommen dieselbe 
Befugnis erhalten wie in Bezug auf die russischen. Die Ab- 
weichung von den gegenwärtig herrschenden Grundsätzen, 
welche eine derartige Ausdehnung der Wirksamkeitssphäre 
und der Befugnisse des Kriegsministers in Bezug auf die finn- 
ländischen Truppen in sich schliefst, tritt noch schärfer dadurch 
hervor, dafs die betreffenden Befugnisse nicht nur dem Kriegs- 
minister persönlich, sondern teilweise auch der Behörde, deren 
Chef er ist, d. h. dem Kriegsministerium, sowie dem Haupt- 
stabe und anderen, dem genannten Ministerium untergeordneten 
Direktionen imd Behörden beigelegt worden sind. (Die Artikel 
des Wehrpflichtgesetzentwurfs, in denen diese erweiterte Be- 
fugnis für den Kriegsminister hervortritt, sind folgende: 7, 16, 
17, 18 Anm., 45 Anm. 4 u. 5, 58, 65, 92, 116, 124, 126, 131, 
154, 161, 163, 165, 171, 172, 175, 176, 177, 178,^ 179, 198, 
215, 218, 220, 227, 236, 241, 243, 244, 258, 262, 283). 

Im Zusainmenhange hiermit kann erwähnt werden, dals 
auch einer anderen von den höchsten Behörden des Kaiser- 
tums, nämlich dem Minister für Volksaufklärung, im Wehr- 
pflichtgesetzentwurf (Artikel 124 imd 126) eine gewisse Be- 
fugnis in Bezug auf finnländische Angelegenheiten zuerkannt 
worden ist. 

Eine andere Abweichung von dem Grundsatze der Re- 
gierung des Landes durch finnländische Behörden liegt darin, 
dafs verschiedene, das finnländische Militär betreffende Ver- 
ordnimgen und Einberufungen durch Vermittelüng des Diri- 
gierenden Senats im Kaisertum zu publizieren wären (Ar- 
tikel 7, 17, 178, 180, 228, 236 und 263 des Wehrpflicht- 
gesetzentwurfes). 
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In nahem Zusammenhange mit diesen Abänderungs- 
vorschlägen, und zwar besonders mit der Ausdehmmg der 
Befugnis des Kriegsministers, stehen die bezüglich des Ober- 
befehls über die finnländischen Truppen beantragten Abände- 
rungen. Was den Oberbefehl über diese Truppen betrifft, so 
ist, wie bereits früher angeführt wurde, der Grundsatz von der 
Regierung des Landes durch einheimische Behörden in der 
Weise angewendet worden, dafs der in Frage stehende Ober- 
befehl vor der Einführung der Wehrpflicht, faktisch und später 
kraft eines ausdrücklichen Gesetzes mit dem Amte des General- 
gouvemeurs verbunden war, welches, obwohl von Personen 
russischer Nationalität bekleidet, dennoch ein finnländisches 
Staatsamt ist. 

Dagegen wird in Punkt 2) und Punkt 3) der Allerhöchsten 
Vorlage, betreffend die Grundlagen für die Organisation und 
Verwaltung der finnländischen Truppen, vorgeschlagen, dafs 
der Oberbefehl über die finnländischen Truppen dem Ober- 
befehlshaber im Finnländischen Militärdistrikt übertragen werden 
solle, welcher die Verwaltimg besagter Truppen durch ihm sub- 
ordinierte Militärdistrikts-Direktionen zu besorgen hätte. Diese 
Behörden sind nach dem Verordnungsentwurfe, betreffend die 
Organisation und Verwaltung der finnländischen Truppen, 
folgende: der Distriktsstab, zu welchem auch das Organ für 
die Verwaltung der militärischen Krankenpflege gehört; die 
Distrikts-Intendanturdirektion ; die Distrikts- Artilleriedirektion 
und die Distrikts-Ingenieurdirektion. Da der Oberbefehlshaber 
im besagten Distrikt auch eine andere Persönlichkeit als der 
Generalgouvemeur sein kann, so bedeutet diese Abänderung, 
dafs der Oberbefehl über die finnländischen Truppen einer 
Person anvertraut werden könnte, die kein finnländischer Be- 
amter wäre. Hiermit hängt die vorgeschlagene Abschaffung 
des Befehlshaberpostens beim finnländischen Militär, des Ad- 
jointpostens bei besagtem Befehlshaber, sowie der Stäbe des 
Generalgouvemeurs über Finnland und des Befehlshabers beim 



— 216 — 

finnländischen Militär [Punkt 4) und Punkt 5) der schon ci- 
tierten Allerhöchsten Vorlage) aufs engste zusammen. Die 
Aufhebung dieser Posten würde nämlich notwendig zur Folge 
haben, dafs die höhere Verwalttmg der finnländischen Truppen 
in die Hand des Stabes für den Finnländischen Militärdistrikt 
sowie, wenn auch in geringerem Umfange, sonstiger Ab- 
teilungen der Finnländischen Militärdistrikts-Direktion, welche 
eine russische und nicht eine finnländische Behörde ist, ge- 
langen würde. Es würde mithin ein ganzer, noch dazu ein 
sehr wichtiger Zweig der Verwaltung Finnlands dem Wir- 
kungskreis finnländischer Behörden entzogen werden, und die 
Gebote des Gnmdgesetzes betreffs Verwaltung des Landes 
durch dessen eigene Behörden würden auf diesem ganzen, weit- 
umfassenden Gebiet keine Anwendung mehr finden. 

Eine andere Abweichung von dem betreffenden Grund- 
satze enthält die in den Allerhöchsten Vorlagen befindliche 
Bestimmung, dafs das Offizierspersonal der finnländischen 
Truppen auch durch Offiziere russischer Herkimft ergänzt 
werden solle [Punkt 7) der Vorlage, betreffend die Grundlagen 
für die Organisation und Verwaltung der finnländischen Truppen, 
sowie Artikel 49 und 134 der Vorlage, betreffend den Ent- 
wurf zu einem Wehrpflichtgesetz]. Allerdings wird in den 
Allerhöchsten Vorlagen vorausgesetzt, dafs solche Offiziere, 
wenn sie als Offiziere bei einer finnländischen Truppe angestellt 
werden, damit auch das finnländische Staatsbürgerrecht erlangen. 
Eine solche Ordnung kann aber nicht als mit dem Grund- 
gesetz übereinstimmend angesehen werden. Da der Monarch 
nach dem geltenden Grundgesetz berechtigt ist, einen Nicht- 
finnländer durch Naturalisation zum finnländischen Staatsbürger 
zu machen, und da in § 120 des Wehrpflichtgesetzes kein 
Unterschied zwischen eingeborenen und naturalisierten finn- 
ländischen Staatsbürgern gemacht wird, kann Seine Majestät 
durch Naturalisation für einen russischen Offizier die Erlangung 
einer Anstellung bei einer finnländischen Truppe ermöglichen. 
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Allein eine solche Anstellung setzt, aus schon früher hervor- 
gehobenen Gründen, voraus, dafs ihr in jedem speciellen Fall 
eine förmliche Naturalisation vorhergegangen ist, welche wie- 
derum, der Natur der Sache und den geltenden Bestimmungen 
gemäfs, zur weiteren Voraussetzung hat, dafs derjenige, der 
naturalisiert werden soll, die Absicht hat, sich im Lande, gleich 
den übrigen Mitbürgern desselben, häuslich niederzulassen. 
Dagegen würden nach den Entwürfen russische Offiziere 
ohne vorhergehende Naturalisation bei einer finnländischen 
Truppe angestellt, sowie während der Zeitdauer dieser An- 
stellimg, auch wenn dieselbe von ganz vorübergehender Be- 
schaffenheit wäre, als finnländische Staatsbürger angesehen 
werden und die mit dieser Eigenschaft verbundenen Rechte 
geniefsen können. 

Schliefslich sind in diesem Zusammenhange ein paar Um- 
stände zu berühren, die nicht in den Allerhöchsten Vorlagen, 
sondern nur in dem den Vorlagen beigegebenen Verordnungs- 
entwurf, betreffend, die Organisation und Verwaltung der 
finnländischen Truppen, erwähnt werden. Von diesen bezieht 
sich der eine auf das militärische Gerichtswesen, indem an- 
scheinend eine Aufhebung der finnländischen Militärgerichts- 
organisation beabsichtigt wird (Art. 8). Eine solche Mafs- 
regel, derzufolge Offiziere und Mannschaften der finn- 
ländischen Truppen künftig von russischen Gerichten und 
nach dem Militärstrafgesetz des Kaisertimis abgeurteilt werden 
würden , hätte also zur Folge, dafs ein grofser Teil der Mit- 
bürger des Landes des kostbaren Rechts, dem Gesetze des 
eigenen Landes unterworfen zu sein, verlustig ginge, und 
würde auf die empfindlichste Weise das Grundgesetzgebot 
aufser acht lassen, dafs jeder Finnländer das Recht besitzt, 
von demjenigen Gerichte abgeurteilt zu werden, vor dessen 
Forum er nach dem Gesetz des Landes gehört (§ 16 der 
*Regierungsform'). Das Militärstrafrecht und der Militär- 
strafprozefs sind aufserdem durch ein Gesetz geordnet, nämlich 
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durch das Strafgesetz für das finnländische Militär vom 16. Juli 
1886, welches nicht ohne Zustimmung der Stände aufgehoben 
oder abgeändert werden darf. 

Der andere Umstand betrifft den Vorschlag der Einführung 
der russischen Sprache bei der Behandlung der Angelegen- 
heiten der finnländischen Truppen (Art. 62 des erwähnten 
Verordnungsentwurfs). Ein solches Verfahren wäre eine be- 
denkliche Abweichung von der Stellung, welche Finnland im 
Russischen Reiche zukommt. Das finnländische Volk hat seine 
eigene Konstitution und seine eigenen Gesetze, sowie dem- 
zufolge das Recht, unter diesen Gesetzen als eine im Innern 
freie Nation (»libre dans Tint^rieur«) zu leben. Hieraus folgt, 
dafs die einheimischen Sprachen die Sprachen der Verwaltung 
sein müssen. Die Grundgesetze enthalten allerdings keine 
Bestimmung darüber — es lag bei ihrer Schaffung keine Ver- 
anlassung vor, sich die Möglichkeit zu denken, dals eine 
andere als die eigene Sprache der Bevölkerung eingeführt 
werden sollte — , aber im Geiste der Grundgesetze sowie auch 
in dem Charakter einer jeglichen staatlichen Autonomie liegt 
es, dafs die Sprachen des Landes auch die der Verwaltung 
sein müssen. Da Kommandoangelegenheiten, welche die finn- 
ländischen Truppen betreffen, in oberster Instanz vom Kriegs- 
minister behandelt und vorgetragen werden, imd da die Amts- 
sprache auch des Generalgouvemeurs die russische ist, mufs 
hierbei allerdings eine Ausnahme für den Schriftwechsel mit 
den genannten Behörden gemacht werden. Im übrigen be- 
dingt jedoch der angeführte Grundsatz, dafs nur die einheimi- 
schen Sprachen zur Anwendung kommen dürfen. 

Erwähnt sei auch, dafs die Korrespondenz zwischen dem 
Generalgouverneur und dem Vortragenden für finnländische 
Angelegenheiten beim Kriegsminister, wenigstens in den Jahren 
1817 — 1823, in französischer Sprache geführt wurde, imd dafs 
die Schreiben des Inspecteurs für das finnländische Militär an 
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den Generalgouvemeur in den Jahren 1812 — 1826 in schwe- 
discher Sprache abgefalst waren. 

Das Angeführte läfst sich dahin zusammenfassen, dals 
die den Ständen übermittelten Allerhöchsten Vorlagen mit 
dem Rechte auf Verwaltung durch einheimische Behörden, 
welches nach den Grundgesetzen Finnlands diesem Lande zu- 
kommt, in mannigfacher Beziehung und auf eine tiefeingreifende 
Weise im Widerspruch stehen. Besonders muls betont werden, 
in wie hohem Mafse die :?Grundprincipien« für die Organisation 
imd Verwaltung der finnländischen Truppen, welche in der 
diesbezüglichen Vorlage [vgl. die Punkte 1), 2), 3), 4), 5) 
imd 7)] mitgeteilt, sowie in dem der besagten Vorlage bei- 
gefügten Verordnungsentwurfe weiter ausgeführt werden, ge- 
eignet sind, auf dem ganzen Gebiet, auf welches sie sich be- 
ziehen, beinahe vollständig jenes kostbare Recht aufzuheben, 
dessen Aufrechterhaltung, auch insofern es sich imi das finn- 
ländische Militär handelt, eine unerlälsliche Vorbedingung dafür 
bildet, dafs die Söhne des Landes ohne Furcht und Wider- 
willen ihre Wehrpflicht absolvieren, sowie die finnländischen 
Truppen ihre Bestimmung erfüllen können. 

3. 

Unter den Bestimmungen der den Ständen übermittelten 
Gesetz- und Verordnungsentwürfe befindet sich auch eine 
Gruppe, welche sich auf die Bezeichnung gewisser, mit der 
konstitutionell-monarchischen Rechtsordnung des Grofsfürsten- 
tums Finnland zusammenhängender Begriffe bezieht und folg- 
lich das Grundgesetz berührt. Abweichend von der Termino- 
logie, welche sich bisher im Sprachgebrauch und in der Gesetz- 
gebung geltend gemacht hat, werden an verschiedenen Stellen 
der Entwürfe die Ausdrücke »die finnländischen Provinzen« 
oder »die Provinzen des Grolsfürstentums« angewendet, um 
das Landesgebiet Finnlands zu bezeichnen (vgl. die Artikel 
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1, 5, 52 Punkt 1 und Art. 134 des Wehrpflichtgesetzentwurfs, 
sowie die Artikel 69, 77, 78, 105, 118 und 120 des Verord- 
nungsentwurfs, betreffend die Organisation und Verwaltung 
der finnländischen Truppen). Ebenso soll die Benennung >das 
Kaisertum« nicht selten zugleich auch das Grolsfürstentum 
Finnland umfassen (vgl. die Artikel 152, 159, 187 und 216 
des Wehrpflichtgesetzentwurfs, sowie die Artikel 24, 69 und 
1 18 des Verordnungsentwurfs, betreffend die Organisation und 
Verwaltung der finnländischen Truppen). Und »Finnlands 
Provinzen« werden mit »Ruislands Gouvernements und Pro- 
vinzen« in eine Linie gestellt (vgl. die Artikel 1 und 42 des 
Wehrpflichtgesetzentwurfes, sowie die Artikel 24, 69, 118, 119 
und 120 des Verordnungsentwurfs, betreffend die Organisation 
und Verwaltung der finnländischen Truppen). Schliefslich wird 
dem Ausdruck ^russischer Unterthan* eine dermafsen weit- 
gehende Bedeutung verliehen, dals derselbe auch finnländische 
Unterthanen und Staatsbürger einbegriffe (vgl. die Artikel 1 
und 3 des Wehrpflichtgesetzentwurfes); daneben soll die Be- 
zeichnung »russisches Fahrzeug« bezw. »die russische Handels- 
flotte« auch finnländische Fahrzeuge umfassen (Art 22 Amn., 
Art. 52 Anm. 2, Art. 53 und Art. 84 des genannten Entwurfes). 
Dafs das Princip, auf welches sich eine solche Terminologie 
gründet, eine Verleugnung von Finnlands Recht bedeutet, 
tritt offenbar hervor. Aus dem Umstände, dafs das Grofs- 
fürstentum Finnland eine Konstitution besitzt, welche das 
gegenseitige Verhältnis des Monarchen imd des finnländischen 
Volkes ordnet, folgt nämlich, dafs das Grofsfürstentum Finn- 
land keineswegs blofs als eine Anzahl von Provinzen be- 
zeichnet werden kann, die in das Staatsgebiet des Kaisertums 
mit einbegriffen und daher mit den Gouvernements und Pro- 
vinzen des Kaisertums in die gleiche Linie zu stellen wären. 
Finnland, welches, im Gegensatz zu den ausländischen Be- 
sitzungen Schwedens, während seiner Vereinigung mit diesem 
Lande in staatsrechtlicher Hinsicht in allem und jedem dem 



— 221 — 

eigentlichen Schweden gleichgestellt war, bildete bereits damals 
infolge der Ungleichheit in Sprache und Nationalität sowie 
auf Grund der Lage und der früheren Schicksale faktisch eine 
in Bezug auf sein Landesgebiet besondere Einheit für sich; 
ein Sachverhalt, der auch darin Ausdruck fand, dals Finnland 
im Jahre 1581 den Titel 'Grolsfürstentum* erhielt. Als die 
Grundgesetze Schwedens — nach denen, da sie auch in Finn- 
land gültig waren, die Bewohner des Grolsfürstentums das 
Recht schwedischer Staatsbürger genossen hatten — durch 
Kaiser Alexander L als fortdauernd in Kraft bleibend bestätigt 
wurden, galt diese Bestätigung nicht für gewisse frühere, in 
keinem Zusammenhang miteinander stehende schwedische Land- 
schaften bezw. Provinzen, sondern für das ganze Gebiet, welches 
bis zum Jahre 1809 Schweden unterthan gewesen war und 
auch vom Kaiser *das Grofsfürstentum Finnland' genannt 
wurde, sowie für das Volk, welches, als eine Einheit für sich, 
die finnländische Nation genannt wurde. Es war das damalige 
schwedische Finnland in seinem ganzen Umfange, welches 
durch des Kaisers Versicherung, dals die früheren, für Schweden 
und Finnland gemeinsam geltenden Grundgesetze auf Finn- 
lands Boden in Kraft bleiben sollten, eine konstitutionell- 
monarchische Staatsverfassung erhielt und auf diese Weise 
auch ein besonderes Gesetzgebungsgebiet wurde. Und durch 
das Allerhöchste Manifest vom 11./23. Dezember 1811, sowie 
durch die Allerhöchste Verordnung vom 31. Dezember 1811 
ward derjenige Teil von Finnland, der früher von Rufs- 
land erobert worden war, d. h. die Provinz Wiborg, dem 
übrigen Finnland einverleibt, wobei den Einwohnern dieser 
Provinz ausdrücklich dieselben politischen Rechte zugesichert 
wurden, die laut Finnlands Konstitution dem finnländischen 
Staatsbürger in den übrigen Teilen des Grofsfürstentums zu- 
kamen. Da das Grofsfürstentum Finnland also ein aufserhalb 
des Kaisertums Rufsland gelegenes Gebiet bildet, welches, ob- 
wohl es unauflöslich mit dem Kaisertum zu einem Reiche ver- 
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einigt ist, dennoch eine innere Selbständigkeit geniefst, so 
folgt daraus, dafs das Groisfürstentum Finnland, das Vater- 
land des finnländischen Volkes, keinen inkorporierten Teil des 
Kaisertums Rufsland bildet. 

Eine thatsächliche Folge davon ist denn auch, dafs es 
ein finnländisches Volk in staatsrechtlichem und nicht blofs in 
ethnographischem Sinne giebt. Ebenso wie zwischen dem 
Kaisertum Rufsland und dem Grofsfürstentum Finnland, welche 
zusammen das Russische Reich bilden, in staatsrechtlicjier Hin- 
sicht ein Unterschied besteht, ebenso mufs sich auch zwischen 
dem russischen und dem finnländischen Volke, sowie zwischen 
russischer und finnländischer Unterthanenschaft ein Unter- 
schied geltend machen. Da jedoch Finnland ein Teil des 
Russischen Reiches ist, hat die Bezeichnung »Unterthan des 
Russischen Reichest zur Anwendung kommen können, auch 
wenn es sich um finnländische Unterthanen handelt. Da femer 
die Gültigkeit der Staatsverfassung und der Gesetze Schwedens 
durch Kaiser Alexander I. für das Groisfürstentum Finnland 
bestätigt wurde, die Staatsverfassimg des Kaisertums Rufs- 
larid aber auf einem anderen Princip , nämlich dem der auto- 
kratischen Herrschermacht, ruht, so kommt einem jeden finn- 
ländischen Unterthan auch ein selbständiges Recht, in Finnland 
in Übereinstimmung mit dessen Gesetz und Verfassung Rechte 
zu geniefsen, d. h. mit anderen Worten ein besonderes finn- 
ländisches Staatsbürgerrecht zu, welches mit Privilegien und 
Rechten anderer Art vereinigt ist, als wie sie mit der russischen 
Unterthanenschaft verbunden sind. 

Schliefslich ist es im Hinblick auf die staatsrechtliche 
Stellung des Grofsfürstentums Finnland nicht sachgemäfs, 
unter der Benennung 'russisches Fahrzeug' auch finnländische 
Fahrzeuge einzubegreifen. In diplomatischen Aktenstücken 
kann allerdings ein solcher Ausdruck auch für finnlän- 
dische Fahrzeuge benützt werden, denn Finnland ist dem Aus- 
lande gegenüber nicht ein selbständiges Rechtssubjekt neben 
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Ruisland. Finnländische Fahrzeuge stehen daher auf offener 
See und in ausländischen Häfen unter dem internationalen 
Schutz der Russischen Reichsmacht, und zum Zeichen dessen 
tragen sie die Flagge des Russischen Reiches; da aber finn- 
ländische und russische Fahrzeuge im übrigen einer verschie- 
denen Gesetzgebung unterworfen sind, ist eine Terminologie, 

■ 

welche finnländische Fahrzeuge als russische bezeichnet, irre- 
führend. Dafs sogar in diplomatischen Aktenstücken russische 
und finnländische Fahrzeuge gesondert erwähnt werden, wird 
weiter unten gezeigt. 

Dafs die im Vorhergehenden dargelegte Grundanschauung 
hinsichtlich sämthcher oben berührten Verhältnisse seit dem 
Jahre 1809 von den Monarchen des Landes jederzeit anerkannt, 
sowie auch im allgemeinen sowohl in der finnländischen als 
auch in der russischen Gesetzgebung und in diplomatischen 
Aktenstücken richtig ausgedrückt worden ist, ist ein Umstand, 
welcher bei der Ausarbeitung der den Ständen überwiesenen 
Gesetz- und Verordnimgsentwürfe nicht unbeachtet hätte bleiben 
dürfen. Fürs erste erhellt beispielsweise aus dem Ingress 
zum Reglement für den Regierungsconseil vom 18. August 
1809 zur Evidenz, dafs laut Finnlands Konstitution das Grofs- 
fürstentum Finnland als politisches Ganzes — nicht aber die 
finnländischen Provinzen — als ein Gesetzgebimgsgebiet zu 
bezeichnen ist. In besagtem Reglement heilst es: »Parmi 
les moyens d'assurer la prosp^rit^ de la Finlande, T^tablisse- 
ment d'une administration g^n^rale Nous a paru d'une n6- 
cessit^ urgente. II importoit au bien-€tre de l'fitat que les 
administrations provinciales eussent un point central, un tribunal 
suprßme qui püt les diriger, maintenir Tunit^ de principes, 
assurer la force et l'action de la loi, veiller ä la distribution 
de la Justice et imprimer un mouvement salutaire ä la pro- 
pagation des lumiferes et aux progr^s de T Industrie«. Diese 
Grundsätze werden in der Allerhöchsten Bekanntmachung vom 
21. Februar 1816 des weiteren bekräftigt. »Überzeugt« — so 
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heilst es — , »dafs die Konstitution *) und die Gesetze, welche, 
übereinstimmend mit dem Charakter, den Sitten imd dem 
Bildungsgrade des Finnländischen Volkes, während einer langen 
Reihe von Jahren die Grundlage seiner bürgerlichen Freiheit 
und Ruhe ausgemacht haben, nicht ohne Schaden für dieselben 
eingeschränkt oder umgestürzt werden könnten, haben Wir, 
seit der ersten Stimde Unserer Regierung über dieses Land, 
nicht blofs jene Konstitution *) und jene Gesetze, mit den einem 
jeden Finnländischen Staatsbürger infolgedessen zukommenden 
Freiheiten und Rechten, aufs feierlichste bestätigt, sondern 
auch, nach vorhergehender Beratung mit den versammelten 
Ständen des Landes, eine besondere Regierung eingesetzt, 
welche, unter der Benennung *Regierungsconseil' aus ein- 
geborenen Finnländem zusammengesetzt, bisher in Unserem 
Namen die Civilverwaltung des Landes und in letzter Instanz 
die Rechtsprechung gehandhabt hat, unabhängig von jeder 
anderen Macht als derjenigen der Gesetze und Unserm mit 
ihnen übereinstimmenden Herrscherwillen. Indem Wir auf 
solche Weise die Gesinnung, die Uns hinsichtlich Unserer Finn- 
ländischen Unterthanen geleitet hat und fürderhin leiten wird, 
an den Tag gelegt haben, hoffen Wir, dafs Wir Unser für 
ewige Zeiten gegebenes Versprechen, betreffend eine imver- 
brüchliche Aufrechterhaltung der besonderen Konstitution *) 
dieses Landes unter Unserm und Unserer Nachfolger Zepter, 
hinreichend garantiert haben«. 

Als Beweis dafür, dafs unter dem Begriffe *das Reich* 
oder 'das Russische Reich* das Kaisertum zusammen mit dem 
Grofsfürstentum verstanden wu-d, wogegen die Benennung 
'Rufsland' blofs auf das Kaisertum hinzielt, Finnland aber 
nicht einbegreift, wofern es sich nicht um Verträge mit 
einer ausländischen Macht oder um eine andere zur auswärtigen 
Politik gehörende Angelegenheit handelt, seien beispielsweise 



*) Im Original: KOHCTHTyiiiÄ. 
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angeführt: die Allerhöchste Verordnung vom 2. Juni 1826, 
betreffend die Prozefsordnung bei Strafsachen, die sich auf 
Verbrechen beziehen, welche von Bewohnern Finnlands in 
Rufsland oder von Bewohnern der russischen Gouvernements 
in Finnland verübt worden sind (vgl. die Überschrift, sowie 
§§ 1, 8 und 15); die bei den Thronwechseln erlassenen Aller- 
höchsten Manifeste, betreffend die Regentschaft für den Fall 
des Ablebens des Kaisers, bevor der Thronfolger das Mündig- 
keitsalter erreicht hat; femer das allgemeine Strafgesetz für 
das Grofsfürstentum Finnland vom 19. Dezember 1889, so 
wie dasselbe nach dem Gesetz vom 21. April 1894 lautet 
(vgl. die Kapitel 1, 11, 12, 14, 36 und 37). Als Zeugnis da- 
für, dafs ein bestimmter Begriffsunterschied zwischen russischer 
und finnländischer Unterthanenschaft in der finnländischen 
Gesetzessprache gemacht wird, kann beispielsweise die Aller- 
höchste Verordnung vom 6. November 1843, betreffend die 
bewegliche Hinterlassenschaft von hier zu Lande verstorbenen 
russischen Unterthanen imd von in Rufsland verstorbenen finn- 
ländischen Bewohnern (vgl. die Punkte 1, 3, 4 und 8), dienen, 
sowie femer die Allerhöchste Verordmmg vom 16. Februar 
1891 über das Recht russischer Unterthanen, in Finnland 
unbewegliches Eigentum zu erwerben und zu besitzen. 

Was wiederum die russische Gesetzgebung betrifft, so 
verdient erwähnt zu werden, dafs die staatsrechtliche Stellung 
des Grofsf ürstentums Finnland innerhalb des Russischen Reiches 
als etwas thatsächlich Bestehendes in den Grundgesetzen 
Rufslands vorausgesetzt wird, die in Bezug auf die Thronfolge 
die Bestimmung enthalten: »Mit dem Kaiserlich Russischen 
Throne sind die Throne des Königreichs Polen und des 
Grofsfürstentums Finnland unauflöslich vereinigt« (Rufslands 
allgemeines Gesetzbuch; Band I, Art. 4). Und in Überein- 
stimmung hiermit hat sich in der Gesetzesterminologie, die 
sich in Rufsland ausbildete, im allgemeinen zwischen dem 
Kaisertum Rufsland und dem Grofsfürstentum Finnland sowie 

D. Aufserord. Finnl. Landtag. 15 
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dem Russischen Reiche, desgleichen auch zwischen russischen 
Unterthanen einerseits und finnländischen Unterthanen anderer- 
seits ein Begriffsunterschied geltend gemacht. So wird bei- 
spielsweise in dem russischen Gesetz von 1864 über die 
Gerichtshöfe (Art. 189) das Kaisertum im Gegensatze zum 
Grofsfürstentum Finnland sowie zum Zarentum Polen genannt, 
und in dem entsprechenden Artikel der offiziellen Edition des 
besagten Gesetzes aus dem Jahre 1883 ist das Zarentum Polen 
weggelassen worden, so dafs nur noch das Grofsfürstentum Finn- 
land als Gegensatz zum Kaisertum dasteht. In gleicher Weise 
verhält es sich mit den Artikeln 1267 und 1268 des russischen 
Civilprozefsgesetzes vom Jahre 1864 sowie den entsprechenden 
Artikeln der Edition desselben Gesetzes vom Jahre 1883, 
sowie auch mit dem Art. 216 des Kriminalprozefsgesetzes vom 
Jahre 1864, Im Art. 183 des russischen Strafgesetzes vom 
Jahre 1845 heilst es wiederum, dafs seine Bestinmiungen für 
russische Unterthanen innerhalb der Grenzen des russischen 
Staatsgebietes, mit Ausnahme von gewissen Landesgebieten, 
Geltung haben. Da mm Finnland unter denselben nicht auf- 
gezählt wird, und da die Absicht nicht vorlag, die Gültig- 
keit des Gesetzes auf dieses Land auszudehnen, so giebt auch 
dieser Umstand zu verstehen, dafs Finnland nicht als ein Teil 
des Kaisertums Rufsland betrachtet worden ist. 

Auch eine finnländische Unterthanenschaft wird aus- 
drücklich in der russischen Gf^setzgebung vorausgesetzt. In 
dieser Hinsicht kann auf das allgemeine Gesetzbuch Rufs- 
lands (Band IX, Zusatz zum Art. 556 Anm. 1) hingewiesen 
werden, wo festgesetzt wird, dafs in gewissen Fällen 
für Kinder von russischen Soldaten und Matrosen, welche 
selbst Unterthanen des Kaisertums bleiben (caMH ocraioTOfl 
noAAaHHtiMM MMnepin), Gesuche um Einschreibung in Finn- 
land nicht entgegengenommen werden. In einer anderen An- 
merkimg zu demselben Zusatz heitst es, dafs in Finnland ge- 
borene uneheliche Kinder von Frauen, Witwen und Töchtern 
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russischer Soldaten und Matrosen als Unterthanen desjenigen 
Landes anerkannt werden sollen (iipmiiaioTCA iioA^aniiLiMH 
Toro Kpaa), dem die Mutter bei der Geburt des Kindes an- 
gehörte. Auch in den Motiven zum russischen Strafgesetz- 
entwurf vom Jahre 1885 wird zwischen den Unterthanen des 
Kaisertums und des Grofsftirstentums durchgängig, sowie 
zwischen dem Kaisertum imd dem Grolsfürstentum im all- 
gemeinen ein Unterschied gemacht. Es heilst dort unter anderem, 
dafs sich der Ausdruck »Unterthan des Russischen Reiches« 
(pocciHCKiä noMaHHLiä) sowohl auf die Unterthanen des Kaiser- 
tums als auch auf diejenigen des Grofsfürstentums (noAAaHHtiMT, 
KaicL ÜMnepiH, Taivt h BejHKaro KHHÄecxDa bezieht^). Aus 



*) Einige weitere Beispiele dafür, dafs auch russische Akten einen Unter- 
schied zwischen russischer und finnländischer Unterthanenschaft (noAAaHCTBo) 
machen, führen wir hier an. Ein Manifest vom Jahre 1812 enthält Bestim- 
mungen über Eheschliefsungen zwischen finnländischen Einwohnern und russi- 
schen Unterthanen (Me»(Ay ^hhjihhackhmh acHTejAMH e PoccIhckemh 
n A A a H H u M h). (üojiHoe CoÖpaiiie 3aK0H0B'B. 1 8 1 2. No. 25 ,045). In einem Ukas 
des Senats vom Jahre 1821, über die Gleichstellung von Finnländem und Russen 
adliger und bürgerlicher Abkunft bezüglich der Rechte beim Eintritt in ein 
Amt, ist die Rede von: »a%th «ehjiahackhx'B noAAaHHbixxc , »bcakIh 
narh noAAaHHBix'L BejiHKaro KnAxecTBa ^hejcahaIhc (ü. G. 3. 1821 
No. 28,560). In dem Allerhöchst bestätigten Beschlüsse des Reichsconseils vom 
Jahre 1834, betreffs der Pflicht sowohl für finnländische Staatsbürger als auch 
für russische, in Finnland sich aufhaltende Unterthanen (acEXGJieH OsHJiuaiAiH, 
paBHO E npeÖBiBaiomHX'B bx ohoh PoccIucrez'b noAAftHHiix'B), ihre an die russi- 
schen Behörden gerichteten Gesuche auf Stempel papier einzureichen, heifst es: 
»IIpaBSJio cie ne pacnpocTpaoaecTA aa ^retojibh IlapcxBa IIojiLCRaro e 
^EEJifTHAiE, paBHO E npe6i>iBaH>iipirL b'l ohlixx PoccIhckez'b noAAaH- 
HUX'Bc (IL C. 3. 1834 No. 7255). In einem Manifest vom Jahre 1838, 
welches über Abgaben handelt, die von Ausländem und russischen Unter- 
thanen, welche in Finnland eingeschrieben zu werden wünschen, erlegt 
werden sollen, steht wörtlich: »EAHHOBpeMeHHBiu bhocl coh onpcA^Heroi 
a) AJKH EHOCTpaima nocTynEBmaro vb Haine noAAaHCTBo no BCdiflKOMy 
KHJTiKeCTByc etc., sowie: »oho ho m^iua&rh TaiuKe cyii;ecTByioimcr& 

y3aK0H6HiH OTEOCBTeJILHO 0Thi3]l» ^EHJtAHAGKEXX HaiEEX'L nOAAaHHUX'B» 

(n. G. 3. 1838 No. 11,182 a). Ein Kaiserlicher Ukas vom Jahre 1855 handelt 
von der «Überlassung von drei Stellen im Pagencorps an Söhne und Enkel 
von finnländischen Unterthanen, die einen höheren Militär- oder Civil- 
rang erreicht haben* (0 HasHa^eHiH Tpex'L BaRaHcin bx IlajKecROM'B Kopnyci 

AJKA CBIHOBeU EJm BEyROBI $EH J AHACKEX'B HOAAaHHUX'L, AOCTHmiHXl 

15* 
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den angeführten Beispielen geht also deutlich hervor, dafs 
das Grolsfürstentum Finnland für den russischen Gesetzgeber 
nicht als ein inkorporierter Teil des Kaisertums, sondern als 
ein besonderes Gesetzgebungsgebiet mit eigener Verfassung 
und eigenen Unterthanen gegolten hat. 

Besonders muls noch in diesem Zusammenhange daran 
erinnert werden, dafs auch die Terminologie, welche auf den 

« 

eben berührten Gebieten in einer Menge von diplomatischen 
Aktenstücken vorkommt, auf die Verhältnisse Rücksicht nimmt, 
von denen soeben die Rede war. Dies ist ein Umstand, der 
um so mehr Beachtimg verdient , als Finnland, gemäfs seiner 
Stellung innerhalb des Russischen Reiches, auf dem Gebiete 
der auswärtigen Politik als ein selbständiges Machtsubjekt 
neben Ruisland nicht in Betracht kommt. In zahl- 
reichen internationalen Urkunden finden sich nun aber Aus- 
drücke, die teils an und für sich, teils in ihrem Zusammen- 
hange darthun, dafs das Grolsfürstentum Finnland nicht als 
ein Teil oder als eine Provinz des Kaisertums angesehen wird. 



BUcmnx'L ^HBOB'B BoeHHLTx^ HJDi TpaaRAaKCKHTL.) (11. C. 3. 1855 No. 29,824). 
Art 376 der 1857er Edition der Verordnung über Pässe und Landstreicher 
etc. bestimmt: >aApccHi>ie Öiuen»! noAffaHHBiM'L HiiHepiK, IlapcTBa 

ÜOJILCKarO H ^HHJIJIHAiH BLIAaiOTCH C006pa3HO CpOKaSTb UpGA'hKBXtKQMhlTl 

HUH nacnopTOB'L«. In Art. 377 und Art. 383 der besagten Verordnung wird 
ebenso ein Unterschied zwischen den Unterthanen des Kaisertums, des König- 
reichs Polen und Finnlands gemacht. Das Reglement fQr die Konsuln 
Rufslands (Cboa'b saKOHOB'L Bd. XI "i, 2) Art. i Anm. i lautet: »Bcc, ^iro 
B'L ccM'B YcTaBi roBopHTCH PocciHCRHZ'B cyAax'B K nOAXaHHUZX, 
OTHocuTCH vh paBuoif Mipl Ao ^HHJtflHAneBX H Ao npHuaAJiexuuiaiT& mn 
cyAOB'B, HCKAio^aH cjyHaH, no rohm'b bx cewb se YcTaBi nocTaHOBjenu 
Hsxsriii«. In Art. 82 desselben Reglements heifst es : »^uHCceHifi KoHCy.ia 

nOCJltAHH%l> A0JI3KHLI, BM^CTO MopCKarO MlIHHCTepCTBa, 6UTB AOCTaBJifl<SMI»l: 

pyGCKHii» cyAaxx h noAAaiiHUX'B vb AenapTaMCHrL ToproBJiH h MaHH- 
^aKTypx, a ^hhjiahackhz'b bx Kasnejiflplio ^muiiHACKaro FcHepan- 
ryöepuaTopa« ; und in Art. 83 heifst es: »Ecjih mianiopx OTRaxercA npHHflTB 
npHCJiaHUbixx kx Hciiy KoHcyjoMX cojiAaTX ejqi MopoROBX, to noABepraercfl 
iiiTpa«y, sa Ra»cAaro qe^OBiKa bx ceMLAecATL ntvrb RonteKX, ROTopuH, ecjm 
BsucRaHU ex PocciHCKHXx HOAAaHHUzx, HasHaqaiOTCji bx noiLsy 
HHBajiHAHOu Raccbi, a ex $HHJ[>iHAUeBX, ynoTpeÖJifliOTCA cor^KacHO ex 
saROHaMH BejTORaro KHHacecTBa ^HiLSflHACRarcc. 
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So werden das Kaisertum Rufsland und das Grofsfürstentum 
Finnland in zahlreichen Urkunden nebeneinander genannt. So 
wird zwischen den Unterthanen des Kaisertums Ruisland und 
denen des Grofsfürstentums Finnland ein Unterschied gemacht. 
So werden finnländische Fahrzeuge neben den russischen 
besonders erwähnt. Hierbei ist jedoch ausdrücklich daran 
zu erinnern, dals die Benennung Mas Kaisertum Rufsland' in 
diplomatischen Urkimden nicht selten auch als gleichbedeutend 
mit dem Russischen Reiche angewendet wird, was seine natür- 
liche Erklärung nicht nur darin findet, dafs es das Kaisertum 
allein ist, welches die auswärtige Politik handhabt, sondern 
auch in der überwiegenden Bedeutung, welche Rufsland im 
Vergleich mit Finnland zukommt, ganz abgesehen davon, 
dafs der französische Ausdruck entpire sowohl das Reich als 
auch das Kaiserttun bezeichnet'). 



>) Einige Beispiele seien zur Bestätigung^ des Gesag^ten angeführt. In 
den Handelstraktaten mit Schweden - Norwegen vom 29. August/ 10. Sep- 
tember 181 7 (Art. I), 14./26. Februar 1828 (Art. I) und 26. April /8. Mai 
1838 (Art. I, II) ist die Rede von: *les b&timents su6dois et norv6giens, ainsi 
que les bdtiments russes et ßnlandaist. Im Traktat vom 26. April/8. Mai 
1838 heifst es aufserdem: >1es ports russes ou finlandaist (Art. II); »des sujets 
russes ou finlandais en Su^de et en Norv^ge« , »des sujets su^dois et nor- 
v6giens en Russie et en Finlande^^ »des vaissaux et bätiments marchands russes 
et finlandais en Su^e et en Norv^ge« , »des vaissaux et bdtiments marcbands 
sn^ois et norv^giens en Russie et en Finlandet (Art. III) ; »import^ en Su^e 
des ports de la Russie comme de ceux du grand-duche de Finlande* (Art. add. 3). 
Im Handelstraktat mit Grofsbritannien vom 30. Dezember 1 842/11. Januar 
1843 wird erwähnt: »un port de tempire de Russie ou du grand-duche de 
Finlandem sowie »ports russes ou finlandais* (Art. III). In einer am 10./22. Juli 
1846 abgeschlossenen Postkonvention zwischen Rufsland und Schweden-Nor- 
wegen kommen Ausdrücke vor wie: »les administrations de poste de Russie, 
de Finlande et de Suide* ; »la correspondance entre la Russie et la Finlanae 
d*ane part, et la SuMe de l'autre«; »la correspondance entre la Russie et la 
Finlande d'une part, et la Norv^ge de l'autre«; »les lettres originaires </f i^f/jjiV 
et de Finlande* ; »les Bureaux de poste Russes et Finlandais*', »la correspondance 
entre la Suide et les provinces Occidentales de la Finlande«. Zwischen Hafen 
im Kaisertum Rufsland, d. h. in Rufsland, einerseits und im Grofsfürstentum 
Finnland andererseits wird im Handelstraktat mit den Niederlanden vom i./i3* Sep- 
tember 1846 unterschieden, worin die Rede ist von: »les ports de la Russie 
et (9u) (ceux) du grand-duche de Finlande* , »un port de Russie ou du grand' 



- 230 — 

Während einer langen Reihe von Jahren hat also die 
russische Diplomatie fremden Nationen gegenüber Ausdrücke 



ducke de Finlande» (Art V, VI, VII); «un port de l'empire russe ou dugrand' 
duehe de Finlande^ (Art. VI). Ebenso in den Handelstraktaten mit Frankreich 
vom 2./14. Juni 1857 (Art. III, IV, VII) nnd mit Belgien vom 28. Mai/9. Juni 
1858 (Art. 2, 5, 6, 16), in denen die Ausdrücke: *les ports de la Russie et 
du grand'duchi de Finlande* , »les ports de tempire de Russie ou du grand- 
ducke de Finlande* vorkommen. Im Handelstraktat mit Portugal vom 16./28. Fe- 
bruar 1851 heifst es: »Le präsent trait6, dont l'efTet s'^tendra 6galement an 
Royaume de Pologne, autant qu'il lui est applicable, ainsi qu'au Grand-Duch4 
de Finlande« etc. In einem Zusatz vom Jahre 1853 zu dem zwischen Rufsland 
und dem Königreiche beider Sizilien am i3>/25. September 1845 s^bgeschlossenen 
Handels- und SchifTahrtstraktat ist die Rede von: »prodotti della Russia^ del 
Regno di Polonia e del Gran Ducato di Finlandiam^ »porti Russi ei di Fin/andiam^ 
»porti dell' Jmpero Russo o del Gran Ducato di Finlandiam^ «porti della ^«rx^ 
e del Gran Ducato di Finlandia; Art. I der Konvention zwischen dem Kaiser 
von Ruisland und dem Könige von Schweden-Norwegen vom 15./27. Dezember 
1860 lautet: »Tout vagabond, mendiant ou criminel, n^ dans t Empire di 
Russie ou le Grand- Ducke de Finlande^ et qui aurait pass6 en SuMe ou en 
Norv^ge, ou bien tout individu appartenant ä l'une des dites cat6gories et qui 
ni en Su^e ou en Norv^ge d'un p^e sujet de t Empire de Russie ou du 
Grand' Duckt de Finlande^ aura M. formellement reconnu pour sujet russe ou 
finlandais par un document ^man6 de la L^ation Imperiale ä Stockholm, 
pourrac etc. Die Deklaration vom 11. /23. April 1864, »concemant les h^ritages 
meubles des sujets saxons d^c^6s dans Vempire de Russie et dans le Grand- 
Ducke de Finlande et des sujets russes et finlandais d6c6des dans le royaume 
de Saxe« , beginnt folgendermafsen : *Le Gouvernement Imperial de Russie ^ 
ainsi que celui du Grand- Ducke de Finlande^ et le Gouvernement du Royaume 
de Saxe, voulant regier Tintervention de leurs agens respectifs dans les affaires 
de succeRsion auxquelles peuvent donner lieu les cas de d^^ de sujets saxons 
dans l^ Empire de Russie^ ainsi que dans le Grand-Ducke de Finlande^ et de 
sujets de Tun et de l'autre pays dans le Royaume de Saxe, sont convennsc etc. 
In der Deklaration vom 23. März/4. April 1866, »concernant les h^ritages 
meubles de sujets russes et finlandais ^ d^c6d6s dans le royaume de Hanovre, 
et des sujets hanovriens d^c^d^ dans l' Empire de Russie et dans le Grand 
Ducke de Finlande y steht: »les cas de d^^ de sujets russes et jinlandcUs ^aia 
le Royaume de Hanovre, et de sujets hanovriens dans t Empire de Russie 
ainsi que dans le Grand Ducke de Finlande* etc. In einer Deklaration vom 
20. Mai/i. Juni 1870, »concernant le remboursement des frais aux sujets, qui 
en qualit^ des t^moins seront entendus en procte criminel devant les tribunaux 
dans les parties limitrophes du Grand-Duche de Finlande et du Royaume de 
SuMe« , heifst es: >Le Gouvernement Imperial de Russie et le Gouvernement 
Royal de Su^de et de Norv^ge, ayant juge utile d'^tablir une r^gle g6n6rale 
d'apr^ laquelle, dans les parties limitrophes de la Finlande et de la SueJe^ les 
sujets de tun des deux pays, entendus comme t^moinsc etc. In der Deklaration 
vom 6./18. September 1872 in betreff der Postverbindung zur Winterzeit zwischen 
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angewendet, welche eine Anerkennung der politischen Stellung 
des Grolsfürstentums Finnland involvieren. Um so klarer 
springt tinter solchen Umständen in die Augen, dals die 
Terminologie in den von den russischen Kommissionen aus- 
gearbeiteten Entwürfen und der ihnen zu Grunde liegende Ge- 
dankengang von — in Bezug auf Finnlands Stellimg im Russischen 
Reiche — bisher auch in Rufsland anerkannt gewesenen Grund- 
sätzen abweichen. Gegen eine Auffassung, derzufolge die 
finnländischen Provinzen — nicht das Grofsfürstentimi Finn- 



dem Grofsfürstentum Finnland und dem Königreich Schweden steht: »Le bateau 
k vapeur jouira dans les ports finlandais des mömes ayantages dont y jouissent 
les bätiments J^ f Etat du Grand' Duchi de Finlande^, In der zwischen Rufs- 
hmd und Grofsbritannien vereinbarten Deklaration vom 9. August 1880 
finden sich die Ausdrücke: »La succession de tout marin russe ou finlandais«; 
*un navire russe ou finlandais«. In der Deklaration vom 14. Mai 1881 , be* 
treffend die gegenseitige Anerkennung von russischen und finnländischen sowie 
▼on italienischen Mefsbriefen, heifst es : «La m^thode anglaise (syst^me Moorsom) 
^tant d^ormais en vigueur, tant dans I^ Empire de Russie et dans le Grand' 
Ducke de Einfände que dans le Royaume d'Italie« etc. Ganz ähnliche Aus- 
drtlcke in Bezug auf den Unterschied zwischen dem Kaisertum Rufsland und dem 
Grofsnirstentum Finnland finden sich in den mit folgenden Staaten vereinbarten 
Deklarationen: mit Deutschland am 14./26. Dezember 1881 ; mit Schweden- 
Norwegen am 27. Mai/8. Juni 1882; mit Österreich-Ungarn am 11. /23. Mai 
1882; mit England am 28. Mai/9. Juni 1882, und zwar ist hier (Punkt 1) 
die Rede auch von: »les navires Russes et Finlandais«; mit Frankreich am 
29. April/11. Mai 1883; sowie mit Belgien am 31. Mai 1884. Zwischen 
russischen und finnländischen Fahrzeugen sowie zwischen russischen und finn- 
ländischen Häfen wird ein Unterschied auch in folgenden Deklarationen ge- 
macht: vom 16./28. August 1883 mit Dänemark (»les navires Russes«, »les 
navires Finlandais«), und zwar heifst es hier aufserdem: »Attendu cependant, 
qnen Eussie les dispositiuns fix^es par le Reglement Russe du 20 D6cembre 
1879 ^^ ^^XiS le Grand' Ducke de Ftnlande par le Reglement du 4 Octobre 
1876« etc.; vom 29. März 1884 ^^ Italien (»navires Russes«, »navires Fin- 
landais«, »un port Russe ou Finlandais»); vom 25. Mai/6. Juni 1884 mit den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika (»les navires russes et finlandais«, »ports 
russes et finlandais«), sowie vom 17./29. Juni 1896 mit Schweden-Norwegen 
(»les navires russes et finlandais« , >les ports du Grand-Duch6 de Finlande»), 
und zwar ist hier auch die Rede von »les dispositions des Reglements russes 
et finlandais«. In der ebenerwähnten Deklaration mit den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika kommen aufserdem folgende Ausdrücke vor: »dans V Empire 
de Russie et le Grand'Duchi de Einlande* ; »les certificats de jaugeage seront 
reconnus en Russie et en Finlande*, 
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land als Staat — der Gesetzgebung zu Grunde gelegt werden, 
tind die dazu führen würde , dals es keine besondere finn- 
ländische Staatsangehörigkeit, kein Recht auf Gesetzgebung und 
Verwaltung ausschliefslich durch finnländische Behörden, ja 
nicht einmal ein finnländisches Vaterland gäbe, — wider eine 
solche Auffassting mufe die Volksvertretung des Grofsfürsten- 
tums Finnland einen energischen Protest einlegen. 



4. 

In dem Wehrpflichtgesetzentwurfe kommen auch Aus- 
drücke vor, welche eine Ableugnung der Thatsache invol- 
vieren, dafs das Glaubensbekenntnis der evangelisch-lutheri- 
schen Kirche kraft § 1 der *Regterungsform' und kraft § 1 
der Privilegien des geistlichen Standes vom 16. Oktober 1723 
die Religion des Landes ist. Als Beweis dafür seien die 
Artikel 96 und 101 genannt. 

Das Grundgesetz berühren auch die Bestinunungen von 
Art. 200 des Wehrpflichtgesetzentwurfes, sowie von Art. 108 
des Verordnungsentwurfes, betreffend die Organisation und 
Verwaltung der finnländischen Truppen, welche nicht nur 
voraussetzen, dafs Offiziere und gewisse Civilbeamte — z. B. 
Ärzte und Lehrer (vgl. die Artikel 51, 52, 136 und 199 des 
erstgenannten Entwurfes) — im Disciplinarwege verabschiedet, 
sondern auch, dafs Offiziere auf Grund des Urteilsspruches 
eines Offiziersgerichts aus ihrer Truppe entfernt werden können. 
Laut der ^Bestätigung' für die Vereinigungs- und Sicherheits- 
akte vom Jahre 1789 ist »Richtern an höheren und niederen 
Gerichten, sowie allen niederen Beamten, die nicht die Würde 
eines Vertrauensbeamten bekleiden oder an der Provinzial- 
regierung teilnehmen«, zugesichert, dafs sie nicht »ohne 
gerichtliche Untersuchung und Aburteilung nach Gesetz imd 
Kriegsartikeln ihrer Ämter verlustig gehen sollen c Da die 
Kriegsartikel gegenwärtig durch das Strafgesetz für das finn- 
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ländische Militär vom 16. Juli 1886 ersetzt sind, welches eben- 
sowenig wie die finnländischen Gesetze überhaupt die Institution 
eines Offiziersgerichts kennt, und da Offiziere nach dem Militär- 
strafgesetz im Disciplinarwege nicht verabschiedet werden 
dürfen, enthalten die obengenannten Bestimmungen des Wehr- 
pflichtgesetzentwurfes demnach eine Abänderimg des Grund- 
gesetzes zu Gunsten einer Rechtsauffassung, welche bisher in 
die finnländische Gesetzgebung keinen Eingang gefunden hat. 
Aufserdem sei an dieser Stelle erwähnt, dafs in der Aller- 
höchsten Vorlage, betreffend ein neues Wehrpflichtgesetz, auch 
Vorschläge vorkommen, welche eine Abänderung von Bestim- 
mungen der Standesprivilegien involvieren, nämlich von § 32 
der Privilegien des Adels vom 16. Oktober 1723, sowie von 
§ 8 der Privilegien des geistlichen Standes vom gleichen Datum. 



5. 

Im Vorhergehenden ist dargethan worden, in welchen 
Beziehungen die den Ständen zur Behandlung überwiesenen 
Gesetzentwürfe Abweichungen von den zur Zeit geltenden 
Grundgesetzen in sich schliefsen. Die Allerhöchsten Vorlagen 
ziehen indessen die Grundgesetze auch auf andere Weise in 
Mitleidenschaft. Mehrere Bestimmungen des zur Zeit geltenden 
Wehrpflichtgesetzes, welche Kraft und Wirkung eines Grund- 
gesetzes besitzen — d. h. § 2, der zweite Satz von § 122, sowie 
die Bestimmung in § 121 über das Maximum der Friedens- 
stärke — , entbehren eines Seitenstückes in dem Wehrpflicht- 
gesetzentwurf e und sind auch nicht in der Vorlage, betreffend 
die Grundlagen für die Organisation und Verwaltung der finn- 
ländischen Truppen, oder in dem dazu gehörenden Verordnungs- 
entwurfe wiederzufinden. Da die Vorlagen die vollständige Auf- 
hebung des von Seiner Kaiserlichen Majestät am 6. 18. De- 
zember 1878 bestätigten Wehrpflichtgesetzes für das Grofs- 
ftirstentum Finnland sowie des Allerhöchsten Manifests vom 
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gleichen Tage bezwecken, würden also, wenn dieselben von 
den Ständen angenommen worden wären, auch die Principien, 
auf denen die ebengenannten Bestinmiungen ruhen, ihre Gültig- 
keit verloren haben. 

t In Schweden und Finnland bestand in älterer Zeit auf 
Grund der Bestimmungen des ^Königsbuchs des Landesgesetzes* 
(Landslagens Konungabalk) zu Recht, dafs jeder waffenfähige 
Mann verpflichtet war, auf Geheifs des Königs zur Ver- 
teidigung des Landes Kriegsdienst zu leisten. Das »Bauem- 
heer«, welches in Übereinstimmung hiermit in derStimde der 
Not einberufen wurde, konnte natürlich bei mehr entwickelten 
Verhältnissen nicht genügen. Unter den Mitteln, die behufs 
Erlangung von Kriegsvolk zur Anwendung gelangten, waren 
die Ausschreibungen die am meisten beachtenswerten. Den- 
selben zu Grunde lag wohl in erster Linie der schon er- 
wähnte Satz von der Kriegsdienstpflicht des Volkes; allein 
thatsächlich glaubte man doch hierzu die Einwilligung des 
Volkes oder seiner Bevollmächtigten einholen zu müssen. 

Um der Ausschreibung zu entgehen, schlössen die Bauern 
während des Zeitraumes von 1682 — 1731 landschaftsweise 
Kontrakte in betreff eines sogenannten ständigen *knekte- 
häll', so nämlich, dafs die Bauern in jeder Landschaft 
sich zur Aufstellung eines aus einer bestinmiten Anzahl von 
Leuten bestehenden Infanterieregiments verpflichteten. Der 
Kriegsdienst wurde nach diesen Kontrakten in der Weise ge- 
leistet, dafs die Liegenschaften in jeder Landschaft zu sogen. 
*rotar' vereinigt wurden, von denen eine jede einen Knecht 
aufzustellen und zu unterhalten hatte. Diese Institution wird 
infolgedessen auch »roteringc genannt. Jede Landschaft ver- 
blieb, bis sie durch 'knektekontrakt' davon befreit worden, 
»unter der Ausschreibunge. — Die Flotte des Reiches erhielt 
ihre Bemannung durch eine gleiche Anordnung, nämlich durch 
das sogenannte ^bätsmanshäll' , welches schon vor dem 
Jahre 1682 dadurch zu Stande gekonmien war, dafs Städte 
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und Ktistenkirchspiele sich zur Aufstellung einer gewissen An- 
zahl von Bootsleuten verpflichtet hatten. 

Nach den Kontrakten sollten das »knektehällc imd das 
»bätsmanshäll« als Mittel zur Anschaffung von Mannschaften 
an die Stelle der Ausschreibungen treten, welche oft vom 
Bauernstände als unerträglich befunden worden waren. So- 
lange die Kontrakte bestanden, sollte der Bauernstand von 
aller Ausschreibung befreit sein. — Zum Unterhalt der Befehls- 
haber wurden teils gewisse der Krone gehörende Liegen- 
schaften als Wohnstätten angewiesen, d. h. eingeteilt — und 
zwar hatte der betreffende Wohnstätteninhaber »auf sein Ge- 
haitc den Niefsbrauch ihrer »Rente« (ränta), d. h. der Grund- 
steuer, welche sonst an die Krone hätte gezahlt werden 
müssen — teils die ^Renten' von Krön- und Zinsgtitern, und 
solchergestalt erhielt jedes auf Grund der »knektekontrakt« 
aufgestellte Infanterieregiment »seine Einteilung« (indelning). 

Kavallerie erhielt man auf die Weise, dafs um die oben- 
erwähnte Zeit einzelne Grundbesitzer sich anheischig machten, 
gegen Befreiung von der 'Rente' einen Reiter nebst Montur 
aufzustellen; der Grundbesitzer erhielt dann selbst den Niefs- 
brauch der 'Rente* der Liegenschaft, welch letztere den 
Namen 'rusthäll' empfing. Erachtete man die eigene 'Rente* 
der Liegenschaft nicht für hinreichend, so wurde das 
*rusthäll* durch einen oder durch mehrere sogenannte 'Aug- 
mentshöfe' (augmentshemman) verstärkt, deren 'Renten' das 
•rusthall' ganz und gar oder teilweise zu bekommen hatte. 
Sowohl die eigenen 'Renten' des 'rusthäll', als auch diejenigen 
der 'augmentshemman' waren also »eingeteilt« (indelta). Aufser- 
dem hatte jedes Regiment auf gleiche Weise wie die Infanterie- 
regimenter seine 'Einteilung' (indelning) für die Offiziere wie 
für verschiedene andere Funktionäre beim Regiment. 

Diese nur in ihren Hauptzügen hier angedeutete Organi- 
sation, deren Details teilweise sehr verwickelt waren, wurde 
während der Regierung Karls XI. ausgebildet und festgestellt, 
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wenngleich der Anfang zu einer solchen Organisation schon 
früher gemacht worden war. Dieselbe ist mit dem Ausdruck 
'das militärische oder das Militär-Einteilungssystem' (det mili- 
tära eller militie-indelningsverket) bezeichnet worden, welches 
also das ständige ^knektehäll', d. h. die 'rotering% das ^bätsmans- 
hall*, die Institution der *rusth&lP, die Institution der 'Wohn- 
stätten' (bostäUen), sowie die 'Einteilung' (indelning) der 'Renten' 
der 'Militärhöfe' (militiehemman) zum Unterhalt von Offizieren 
und zu anderen militärischen Zwecken in sich begriff. Es ist 
nämlich zu beachten, dafs das Wort 'Einteilungssystem' (in- 
delningsverk) auch ausschlielslich in kameralem Sinne gebraucht 
worden ist und dann die Anordnung bezeichnet hat, dafs Liegen- 
schaften und 'Renten' zur Aufrechterhaltung von allgemeinen 
Institutionen, besonders zur Besoldung höherer und niederer 
Beamten, angewiesen, also 'eingeteilt' worden sind. In § 2 
des gegenwärtigen Wehrpflichtgesetzes ist der Ausdruck 'in- 
delningsverk' in dem erstgenannten Sinne angewendet worden. 
Sowohl das Finanz- wie auch infolgedessen das Militär- 
wesen hatte sich während des 17. Jahrhunderts in grolser 
Unordnung befunden. Als Karl XL die Finanzen des Reiches 
in Ordnung gebracht sowie sein 'indelningsverk' errichtet 
hatte und das Heerwesen auf fester, beständiger Grundlage 
organisiert zu sehen besonders lebhaft wünschte, erklärte er in 
mehreren Aktenstücken, dafs das 'indelningsverk' auf keiner- 
lei Weise abgeändert oder erschüttert werden dürfe. Der 
Grundsatz von der Unerschütterlichkeit des 'militieindelnings- 
verk' erhielt später die Kraft und Wirkung eines Grundgesetzes. 
So wurde zuerst in § 20 der 'Regierungsform' von 1719 sowie 
alsdann in § 25 der 'Regierungsform' von 1720 durch beinahe 
gleichlautende Bestimmimgen verfügt, dafs »sowohl die 
Kriegsmacht zu Pferde und zu Fufse als auch das bätsmans- 
häll nach Mafsgabe des indelningsverk und der mit den Bauern 
sowie mit den Städten abgeschlossenen Kontrakte, welche 
genau befolgt und beobachtet werden müfsten, aufgestellt und 
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unterhalten bleibt, bis die Königliche Majestät und die Stände 
irgend eine Änderung darin vorzunehmen für nötig finden, da 
dann alle Ungleichheit und Unordnung auf gehörige Art und 
Weise verbessert werden würde«. Diese Bestimmungen haben 
allerdings weder während der *Freiheitszeit' noch auch später ein 
Eündemis für Modifikationen und Abänderungen im *indelnings- 
verk* gebildet. Allein der Grundsatz selbst wurde doch aufrecht- 
erhalten, wie aus der Königlichen Verordnung vom 4. Februar 
1771 und aus § 18 der *Regierungsform' vom Jahre 1772 zu 
ersehen ist, welch letzterer so gut wie Wort für Wort mit 
§ 25 der 'Regierungsform' vom Jahre 1720 übereinstimmt. 

Da gemäfs der genannten Bestimmung der 'Regierungs- 
form' die mit den Bauern und mit den Städten abgeschlossenen 
Kontrakte ohne einhelligen Beschlufs des Königs und der 
Stände nicht abgeändert werden konnten, und da die Kon- 
trakte, wie schon oben hervorgehoben wurde, besagten, dafs 
während der Dauer ihres Bestehens die Bauern mit keiner 
Ausschreibung belastet werden dürften, so führt dieses mit 
sich, dals eine Ausschreibung nicht ohne Einwilligung der 
Stände geschehen kann. Denselben Grundsatz spricht die 
*Regierungsform' auch ausdrücklich in ihrem § 45 aus. 

Als Finnland im Jahre 1809 mit Rufsland vereinigt wurde, 
waren also die Bewohner des Landes mehrere Generationen 
hindurch vor Ausschreibungen gesichert gewesen. Wohl 
wissend, mit welchem Entsetzen man dieselben, besonders 
unter den im Lande herrschenden veränderten Verhältnissen, 
aufgenommen haben würde, liefs Kaiser Alexander I. in die 
dem Borgäer Landtage übermittelte, von Speranskij imter- 
zeichnete Vorlage, betreffend die Organisation des Militärs des 
Landes, die nachfolgende Äufserung einfliefsen, worin allerdings 
für solche Personen eine Ausnahme gemacht wurde, die, den 
damals in Bezug auf sogenannte Landstreicherei gültigen Be- 
stimmimgen gemäfs, dem Kriegsdienste verfallen waren: 

»Seine Kaiserliche Majestät will gleichzeitig den Ständen 
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die unbedingte Versicherung erteilt haben, dals — aulser der 
Nationalmiliz und den Linientruppen, welche Seine Kaiserliche 
Majestät mittelst Anwerbung teils Freiwilliger, teils solcher, 
die nach den Gesetzen des Landes dem Kriegsdienste verfallen 
sind, auf eigene Kosten unterhalten will — keine andere, mit 
Zwang verbundene Rekrutierung oder Militärausschreibung in 
Finnland stattfinden solU. 

Wie das militärische 'indelningsverk' auch nach der Ver- 
einigung des Landes mit Rufsland noch weiter bestand, die 
*rusthäll' und die *rotar' aber, gemäfs dem Vorschlage der 
Stände des Borgäer Landtages, gegen Erlegung von so- 
genannten Vakanzabgaben (vakansafgifter) an die Krone von 
der Verpflichtimg, Militär aufzustellen, bis auf weiteres befreit 
wurden-, wie femer hernach einige Zeit hindurch im Lande 
*indelt'Militär aufgestellt gewesen ist; sowie schliefslich, wie die 
für den Militäretat 'eingeteilten* (indelta) Liegenschaften dies 
fortdauernd blieben, weshalb auch in den Grundbüchern die 
alten Aufzeichnungen darüber noch dastehen und die 'Renten' 
der 'indelta hemman' und die 'Pachtsummen der Militärwohn- 
stätten' (militieboställsarrenden) nebst den Vakanzabgaben in 
den Militärfonds geflossen sind, — das sind Dinge, über die 
hier nicht näher Rechenschaft gegeben zu werden braucht. 

Als der Entwurf zu einem Gesetze über die allgemeine 
Wehrpflicht auf dem Landtage von 1877—1878 den Ständen 
zur Annahme unterbreitet wurde, geschah dies in Überein- 
stimmung mit der Bestimmung der 'Regierungsform% dafs der 
Monarch nicht ohne Einwilligung der Stände den Unterthanen 
irgend welche Militärlast auferlegen darf, sowie dafs das 'in- 
delningsverk' nur von dem Monarchen und den Ständen 
gemeinschaftlich abgeändert werden kann. Denn die Ein- 
führung der allgemeinen Wehrpflicht brachte notwendigerweise 
eine solche Abänderung des 'indelningsverk' mit sich, die nicht 
ohne die Mitwirkung der Stände vorgenommen werden konnte, 
und die Aufstellung von Kriegsvolk nach Mafsgabe des 



I 

■ 

I 



— 239 — 

'indelningsverk* konnte nicht gut zusammen mit der allgemeinen 
Wehrpflicht bestehen. 

Indessen hörte mit der Einführung der allgemeinen Wehr- 
pflicht in Finnland das 'indelningsverk* nicht ganz und gar 
auf. Die Bestimmung in § 2 des Wehrpflichtgesetzes, dals, 
solange das Heerwesen des Landes auf der Grundlage der 
allgemeinen Wehrpflicht geordnet ist, sämtliche *rusthall' und 
*rotar' von der Verpflichtung, Kriegsvolk nach Mafsgabe des 
*indelningsverk' aufzustellen, befreit sind, sowie auch die Be- 
stimmung in § 122, dals die disponiblen Einkünfte des Heer- 
fonds zur Ausrüstung imd zum Unterhalt der Truppen ver- 
wendet werden sollen, involvieren nämlich, dafs das *in- 
delningsverk* durch das Wehrpflichtgesetz nicht definitiv auf- 
gehoben, sondern nur — und zwar auch solches blofs insofern, 
als es sich um die Verpflichtung zur Aufstellung von Kriegs- 
volk handelt — suspendiert worden, das kamerale, zum Heer- 
wesen gehörende 4ndelningsverk' hingegen unerschüttert be- 
stehen geblieben ist. Durch das Gesetz vom 5. August 1886 
über das Aufhören der von den *roterade hemman* und den 
'bätsmannshäll' zu entrichtenden Vakanzabgaben wurde keine 
Abänderung der Bestinmiimg veranlafst, dafs die 'rotar' nur so- 
lange, als die Wehrpflicht existiert, davon befreit sind, ihren 
militärischen Verpflichtungen in natura nachzukommen. Da- 
gegen wurde freilich die Verpflichtung der *rusthäll', einen 
Reiter aufzustellen, durch das Gesetz vom gleichen Tage über 
das Aufhören der von den *rusthäll' zu entrichtenden Vakanz- 
abgaben sowie über die Einziehung der für die •rusthäll* an- 
gewiesenen *augment'- und sonstigen 'Renten' definitiv auf- 
gehoben. Statt dessen sollen jedoch die *rusthälP nach 
Ablauf der Einziehungsfrist halben *rotar* gleichgestellt werden 
und sind also, gleich anderen steuerpflichtigen Liegenschaften, 
eventuell einer 'rotering' unterworfen. Gegenwärtig besteht 
also zu Recht: dafs die ehemaligen 'rotar', 'rusthäll' und 
*bätsmanshälP der 'rotering' unterworfen sind, falls das Wehr- 
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pflichtgesetz aufgehoben wird und die Wehrpflicht aufhört; 
dafs die 'Institution der Wohnstätten' (bostäUsinrättningen) fort- 
dauernd besteht, und die 'Militärwohnstätten' (militieboställen) 
also im ebenerwähnten Falle gemäls den früher geltenden 
Grundsätzen verwendet werden müssen; sowie dafs die *militie- 
hemman' nach wie vor für militärische Zwecke 'eingeteilt* 
sind. Die Pachtsimmien der 'militieboställen', die 'Renten' der 
'militiehemman', die eingezogenen 'Renten' der 'rusthäll' und 
der 'augment', sowie auch, gemäfs dem Gesetz vom 11. Fe- 
bruar 1889, die Einkünfte des Invalidenhaus-Fonds und der 
Militärwohnstätten-Kasse flielsen alle in den Allgemeinen Militär- 
fonds, dessen Einnahmen — insoweit sie nicht für solche Zwecke 
in Anspruch genommen zu werden brauchen, die vor Inkraft- 
treten des Wehrpflichtgesetzes in der Regel daraus bestritten 
wurden — nach § 122 des Wehrpflichtgesetzes zur Bestreitung 
der Kosten für die Ausrüstung imd den Unterhalt der Truppen 
verwendet werden müssen. Sollte die Organisation der Ver- 
teidigung des Landes auf der Grundlage der allgemeinen Wehr- 
pflicht aufhören, sowie Monarch und Stände sich über die 
Annahme eines anderen Heersystems nicht einigen können, 
so würde, wie aus dem Gesagten hervorgeht, das 'indelnings- 
verk' mit der Veränderung, welche es durch die Aufhebimg 
der Institution der 'rusthäll' erlitten hat, an die Stelle treten. 
Aus einer solchen Gesetzgebung» wie der in den Allerhöchsten 
Vorlagen vorgeschlagenen, würde dagegen nicht hervorgehen, 
was in Zukunft hinsichtlich des militärischen 'indelningsverk' 
zu Recht bestehen würde. 

Die beabsichtigte Aufhebung der Bestimmung über die 
Anwendung des Militärfonds hat jedoch auch eine andere 
Bedeutung. Nach § 122 des Wehrpflichtgesetzes darf nur 
ein bestimmter Teil der ordentlichen Staatseinkünfte, nämlich 
die disponiblen Einnahmen des Militärfonds, zur Bestreitung der 
Kosten für die Ausrüstung und den Unterhalt der Truppen ver- 
wendet werden, und wird, was darüber hinaus erforderlich ist, 
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mit Mitteln gedeckt, die für diesen Zweck von den Ständen 
angewiesen worden sind. Das durch diese Bestimmung den 
Ständen vorbehaltene Recht auf Teilnahme an der Feststellung 
des Militärbudgets wird dadurch eingeschränkt, dals der 
Monarch allein über die Ausrüstung und den Unterhalt der 
Truppen zu bestimmen hat, ist aber in jedem Fall insofern 
bedeutungsvoll, als der gröfsere Teil der Ausgaben für das 
Militär mit von den Ständen angewiesenen Mitteln bestritten 
wird und die Stände, wenn auch ihr Prüfungsrecht in dieser 
Hinsicht begrenzt ist, dennoch zu einer eingehenden Prüfung 
des Budgets berechtigt sind. Durch Ausschliefsung der in 
Frage stehenden Bestimmungen aus dem Wehrpflichtgesetz — 
Bestimmungen , die sowohl durch die grof se Last , welche 
die Wehrpflicht an und für sich für die Bevölkerung des 
Landes bedeutet, als auch durch die ungewöhnlich hohen 
Kosten bedingt werden, welche sie im Vergleich mit sonstigen 
Staatsausgaben erheischt, — würde die Regierung das Recht 
erhalten, ganz unabhängig von den Ständen das Militärbudget 
festzusetzen sowie ftir die Ausrüstung und den Unterhalt der 
Truppen die ordentlichen Staatseinkünfte ohne jede Einschrän- 
kung anzuwenden, — ein Zustand, bei welchem die Möglichkeit 
vorläge, dafs dieselben über das wirkliche Bedürfnis hinaus 
für militärische Zwecke, auf Kosten anderer, unabweisbarer 
Staatsbedürfnisse, in Anspruch genommen werden könnten, so dafs 
die Stände dann gezwungen wären, sie durch erhöhte Steuern 
zu decken. Es ist hinzuzufügen, dafs eine Äufserung in einem 
Komiteeprotokoll vom 28. März 1897, laut welcher die Stände 
in § 122 des Wehrpflichtgesetzes seinen letzten Abschnitt ein- 
geführt haben sollten, unrichtig ist; eine Bestimmung darüber 
fand sich bereits in der Allerhöchsten Vorlage. 

Im nächsten Zusammenhange mit der ebenerwähnten 
Gesetzesänderung steht, und von noch mehr eingreifender 
Bedeutung ist, dafs durch die Allerhöchsten Vorlagen auch 
eine Aufhebung der in § 121 des Wehrpflichtgesetzes befind- 
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liehen Bestimmung über das Friedensmaximum der finn- 
ländischen Truppen, dessen Festsetzung demnach in Zukunft 
vom Kaiser und Grofsfürsten allein abhängen würde, be- 
absichtigt wird. Die legale Friedens-Präsenzstärke hat eine 
doppelte Bedeutung. Einerseits bezeichnet sie das Maximum der 
persönlichen militärischen Dienstpflicht, welche die Bevölkerung 
des Landes zu erfüllen hat. Von der Gröfse derselben hängt 
nämlich die Zahl der wehrpflichtigen Staatsbürger ab, die 
alljährlich zur Ergänzung der aktiven Truppen ausgehoben 
werden müssen, zugleich aber auch in gewissem Grade die 
Kriegsstärke und demgemäfs auch der Bedarf an Ergänzungs- 
mannschaften bei der Mobilisierung und während eines Krieges. 
Allein aulserdem — und dieses ist von nicht geringerer Be- 
deutung — wird die Friedens-Präsenzstärke bei Aufstellung des 
Militärbudgets zu Grunde gelegt. Da das Prüfungsrecht der 
Stände bei Bewilligung von Mitteln für den Unterhalt des 
Militärs begrenzt ist, erscheint es vor allem von Wichtigkeit, 
dafs die Friedens-Präsenzstärke gesetzlich fixiert ist. 

Die Ursachen , auf welche hin man die Bestimmung über 
das Maximum der Friedens-Präsenzstärke aus den Gesetz- 
entwürfen ausschliefsen zu können geglaubt hat, sind derart, 
dafs sie nicht ohne Bemerkung gelassen werden können. Es 
geht nämlich aus einer Anlage zu den Allerhöchsten Vorlagen 
(*Erläutenmgen^ Nr. II) hervor, dafs jene Ausschi iefsung auf 
Grund der Voraussetzung geschehen ist, dafs »die Höchste 
Macht sich jederzeit das Recht hat vorbehalten wollen, das 
Budget für die finnländischen Gouvernements festzusetzen, 
sowie auch das Recht, Gesetze, welche sich auf Steuern, Auf- 
lagen und Abgaben aller Art beziehen, zu erlassen, abzuändern 
bezw. aufzuheben und im allgemeinen die gesamte Ökonomie 
der Krone zu regeln«. Als Beweis für die Richtigkeit dieses 
Satzes wird angeführt: dafs die alten schwedischen Gesetze 
dem Könige nicht die Pflicht auferlegten, Gesetzesvorschläge 
übersteuern den Ständen zur Behandlung zu übergeben; dafs 
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die Grundsteuern und die *Rente', die Stempelabgabe, die Brannt- 
weinsteuer sowie andere der finnländischen Krone zukommende 
Steuern und Einkünfte faktisch mittelst Allerhöchster Ver- 
ordnungen, ohne auch nur die geringste Mitwirkung von Seiten 
der Stände, verfügt worden sind ; dafs der Kaiser und Grofsfürst 
im Jahre 1872 erklärte, er wolle auf sein Verfügungsrecht über 
die Stempelpapierabgabe sowie über andere Einkünfte des 
Staates nicht Verzicht leisten-, dafs Finnlands Monarchen seit 
der Vereinigung des Landes mit Rufsland bis auf unsere Tage 
die Zollabgaben festgesetzt haben; sowie dafs die *=Landtags- 
ordnung' keine Bestimmung darüber enthält, dafs alle Steuer- 
vorschläge unbedingt von den Ständen geprüft werden sollen. 

Diese Sätze sind in hohem Grade unrichtig und irre- 
führend. 

Von alters her hat im schwedisch-finnländischen Rechte 
gegolten, dafs dem Volke ohne dessen Einwilligung keine 
Steuern auferlegt werden dürfen. Auf seit uralten Zeiten zu 
Recht bestehenden Grundsätzen fufsend, bestimmte das ^Landes- 
gesetz' (Landslag), dafs der König über die Güter der Krone 
und über deren Recht im allgemeinen zu verfügen hätte, 
wogegen das Volk, »welches von alters her steuerpflichtig ge- 
wesen war und noch ist, seinem Könige alle jährlichen gesetz- 
lichen Steuern gutwillig geben und leisten, ohne jedes Zögern, 
nach des Königs Willen und nach seinem eigenen Rechte bringen 
und zustellen soll und mufs«. Mit den Einkünften, welche das 
Gesetz dem Könige zuerkannte, hatte er die Regierung des 
Reiches im Gange zu erhalten und seine eigenen persönlichen 
Ausgaben zu bestreiten. Er durfte von dem Volke keine 
weiteren Beiträge fordern, und noch weniger konnte er eigen- 
mächtig seinem Lande eine neue Steuerlast auferlegen. Denn 
gegenüber dem Rechte des Königs, die alten Steuern zu er- 
heben, stand das uralte Selbstbesteuerungsrecht des Volkes 
(Kapitel 4 und 5. des *Königsbuches des Landesgesetzes'). Des- 
halb hatte er denn auch nur in sechs, vom Gesetze aufgezählten 
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Ausnahmefällen das Recht, von dem Volke die Bewilligung 
von aulserordentlichen Steuern zu verlangen, und auch in diesen 
Fällen war die landschaftsweise einzuholende Einwilligimg des 
Volkes erforderlich. Jahrhunderte verstrichen, bevor das Be- 
steuerungsrecht Gegenstand einer neuen gesetzlichen Formulie- 
rung wurde. Die eben angedeuteten Grundsätze wurden all- 
mählich modifiziert, wenn sie auch ihre Gültigkeit behielten 
und — laut der Bestimmimg von § 5 der *Regierungsform% dafs 
der König über all sein und der Krone Recht nach Mafsgabe 
des *Landesgesetzes' und der *Regierungsform' zu walten und 
zu gebieten habe — in der Hauptsache noch heute Gültig- 
keit haben. Die privatrechtliche Auffassung von dem Rechte 
des Monarchen ist der Einsicht gewichen, dafs die Einkünfte 
der Krone zu Nutz und Frommen des Landes verwendet 
werden müssen (§ 50 der 'Regierungsform*; § 27 der *Land- 
tagsordnung*). Bereits im Verlaufe des 17. Jahrhunderts ent- 
standen, gilt noch heute der in § 24 der 'Regierungsform' fest- 
gestellte Grundsatz, dafs alljährlich ein die Einnahmen und 
Ausgaben der Krone enthaltender »Etat« aufgestellt werden 
soll, und dafs dieser Etat niemals, aufser in Ausnahme- 
fällen, überschritten werden darf. Femer hat man den 
Monarchen schon lange vor Entstehung der 'Regierungsform' 
vom Jahre 1772 für unbehindert gehalten, auch in anderen 
Fällen als in den im 'Landesgesetz* aufgezählten Ausnahme- 
fällen die Bewilligung aufserordentlicher Steuern vom Volke zu 
fordern. Schliefslich sind es nunmehr blofs die zum Landtage 
versammelten Stände des Landes, welche das alte Recht des 
Volkes, sich selbst zu besteuern, auszuüben haben. Es gilt der 
in § 45 der 'Regierungsform' ausgesprochene Grundsatz, dafs 
der Monarch den Unterthanen keine neuen Steuern ohne Vor- 
wissen, freien Willen und Einwilligung der Stände auferlegen 
kann, und nach Punkt 5 der Vereinigungs- und Sicherheitsakte 
baben die Stände das Recht, frei zu bewilligen, was zum Unter- 
halt des Landes für nötig befunden wird, sc^wie mit dem 
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Monarchen darüber zu beraten, zu verhandeln, abzulehnen 
und Übereinkommen zu treffen. 

Der Monarch kann aber auch nicht ohne Mitwirkung der 
Stände die in Bezug auf Steuern geltenden Gesetze abändern 
oder aufheben. Allerdings erliefs die Regierung in den vier- 
ziger Jahren unseres Jahrhunderts auf administrativem Wege 
Bestimmungen über die Umwandlung der Naturalabgaben, in 
denen die ^Rente' zu entrichten war (räntepersedelomsättning), 
allein diese Mafsregel beabsichtigte nicht den Steuerbetrag zu 
verändern, sondern einen zweckmäfsigeren und übersichtlicheren 
Modus bei der Berechnung und Erhebimg der sogenannten 
^ordentlichen Rente' in Naturalabgaben, die hinsichtlich ihres 
Wertes den früheren Naturalabgaben genau entsprachen, ein- 
zuführen, und aus diesen wie aus anderen Gründen ist die 
Gesetzlichkeit der Mafsregel von Personen verteidigt worden, 
die den Grundsatz, dafs neue Steuern ohne Einwilligung der 
Stände dem Volke nicht auferlegt werden dürfen, doch keines- 
wegs in Abrede gestellt haben. Das Richtige ist — wie man 
denn auch später zugegeben hat — , dafs die Mafsregel nicht 
ohne Mitwirkung der Stände hätte getroffen werden dürfen; 
der Umstand aber, dafs sie getroffen wurde, läfst sich nicht 
als Beweis dafür ansehen, dafs der das Recht der Stände 
betreffende Gnmdsatz in Abrede gestellt worden ist. 

Auch bezüglich der Branntweinbrennereisteuer gilt, dafs 
dieselbe nur auf Grund eines unter Mitwirkung der Stände 
zu Stande gekommenen Gesetzes erhoben werden kann. Die 
Branntweinpachtabgabe , welche , gemäfs dem Reichstags- 
beschlusse vom 15. Juni 1800, für das Recht, Branntwein zu 
brennen, an die Krone gezahlt werden sollte, solange die Re- 
gierung und die Stände darüber keine andere Übereinkunft ge- 
troffen hätten, wurde auch in Finnland erhoben, bis auf Grund 
eines Ständebeschlusses auf dem Landtage von 1863 — 1864 neue 
einschlägige Bestimmungen erlassen wurden. Durch die in 
den soeben erwähnten ^Erläuterungen' Nr. II angeführten 
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Verordnungen von 1816, 1821 und 1841 trat man dem Rechte 
der Stände, an der Steuergesetzgebung teilzunehmen, nicht zu 
nahe. Dieselben enthalten blols Stipulationen über die An- 
wendung des Gesetzes vom 15. Juni 1800, und die Berechtigung 
des Monarchen, die zur Anwendung der geltenden Steuer- 
gesetze erforderlichen Bestimmungen festzusetzen, ist nicht an- 
gezweifelt worden. 

Was oben über Steuern gesagt worden ist, gilt nicht von 
Abgaben, die ein Äquivalent für Dienste ausmachen, welche 
nach öffentlichem Recht der einzelnen Privatperson geleistet 
worden sind, wie beispielsweise Postabgaben, Abgaben für die 
Benutzung öffentlicher Einrichtungen u. s. w. In Bezug auf 
sie gilt, dafs, wofern sie nicht durch ein unter Mitwirkung 
der Stände zu stände gekommenes Gesetz bestimmt sind, der 
Monarch allein sie festzusetzen hat. 

Ein Teil der Abgaben, die auf Gnmd des Gesetzes über 
Stempelsteuern entrichtet werden, sind zwar in der That nichts 
anderes als Abgaben der ebengenannten Art, wogegen andere 
den Charakter wirklicher Steuern besitzen. Gleichwohl gilt 
nach altem Herkommen, dafs alle Arten von Stempelpapier- 
abgaben blofs kraft Bestimmungen, welche von den Ständen 
angenommen worden sind, erhoben werden können. Die Aus- 
fertigung der Verordmmgen von 1810 betreffs der Stempel- 
papierabgabe erfolgte in Übereinstimmung mit der Anheim- 
stellung der Stände auf dem Borgäer Landtage, dafs die 
Stempelpapierabgabe nach wie vor gemäfs der darüber aus- 
gefertigten Verordnimg von 1803 erlegt werden sollte. Da- 
gegen wurde allerdings auf administrativem Wege die Ver- 
ordnung vom 8. September 1842 über die Stempelpapierabgabe 
erlassen, aber auf dem Landtage von 1863 — 1864 erkannte die 
Regierung an, dafs »von den für die Staatsverwaltung un- 
entbehrlichen Einkünften, deren Bewilligung von den Ständen 
des Landes abhängt, die Einnahme aus gestempeltem Papier 
einen Teil ausmacht«. In den siebziger Jahren unseres Jahr- 
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hunderts entstand zwischen Regierung und Ständen eine Mei- 
nungsverschiedenheit bezüglich der Frage, ob die Stempel- 
papierabgabe als eine ständige Steuer oder als eine aufser- 
ordentliche Steuer (bevillning) anzusehen wäre. Diese Meinungs- 
differenz wurde in der Weise ausgeglichen, dafs die Stempel- 
steuer als eine ^bevillning' anerkannt worden ist. 

Von den oben angegebenen Grundsätzen bezüglich der 
Steuergesetzgebung giebt es einige Ausnahmen, welche jedoch 
selbstverständlich die Regel nicht aufheben. Wird das Land 
mit Heeresmacht tiberfallen, so hat der Kaiser und Grofsftirst, 
kraft § 45 der 'Regierungsform', diejenigen Mafsregeln und 
Schritte zu ergreifen, die mit der Sicherheit des Landes und 
dem Frommen der Unterthanen tibereinstimmen, also auch 
neue Steuern auszuschreiben. Sobald aber der Krieg aufgehört 
hat, mtissen die Stände einberufen werden und jene Steuern 
sofort aufhören. Femer ist der Monarch auf Grund des vor 
1680 herrschenden Zustandes, und da § 45 der 'Regierungsform' 
vom Jahre 1772 nicht, wie § 5 der *Regierungsform? vom 
Jahre 1720, den Ständen hinsichtlich der Zölle ein Recht 
vorbehalten hat, als befugt erachtet worden, genau so wie 
vor 1680 ohne Mitwirtmg der Stände Einfuhr- und Ausfuhr- 
zölle festzusetzen. Schliefslich ist zu beachten, dafs man, weil 
der Grundsatz von der Pflicht des Volkes, eine gewisse 
Steuer zu zahlen, durch Gesetz oder altes Herkommen fest- 
gestellt gewesen ist, den Monarchen, wie bereits erwähnt, zur 
Ausfertigung näherer Bestimmungen in dieser Angelegenheit 
berechtigt angesehen hat. Einige andere Umstände, welche 
zu Ausnahmen von der Regel Anlafs gegeben haben, können 
hier tibergangen werden. Durch alles dieses erklärt sich die 
grofse Zahl kameraler Verordnungen, die sowohl in älterer 
als auch in neuerer Zeit ohne Mitwirkvmg der Stände in 
Schweden und in Finnland erlassen worden sind ; ebensowenig 
aber wie derartige in Schweden ausgefertigte Verordnungen 
beweisen, dafs daselbst das Selbstbesteuerungsrecht des Volkes 
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in Abrede gestellt worden ist, ebensowenig bilden auch die auf 
dieselbe Weise in Finnland seit 1809 entstandenen Verordnungen 
irgend einen Beweis wider besagtes Recht. 

Wie schon oben dargelegt wurde, hat man. auch die Be-r 
hauptung aufgestellt, die ^Landtagsordnung' enthalte keine 
Bestimmung darüber, dafs alle Steuervorschläge unbedingt 
von den Ständen geprüft werden müssen. Allein neben der 
*Landtagsordnung' gelten auch die ^Regienmgsform' sowie die 
Vereinigungs- und Sicherheitsakte, und nach diesen kann kein 
neues Gesetz über Steuern ohne Einwilligung der Stände er- 
lassen werden. Im übrigen ist es selbstverständlich, dafs die 
einschlägigen Bestimmungen der *Regierungsform' sowie der 
Vereinigungs- und Sicherheitsakte, welche nach wie vor un- 
erschütterlich in ihrer vollen Kraft zu Recht bestehen, in der 
*Landtagsordnung' nicht wiederholt zu werden brauchten. Dals 
nun aber auch die *Landtagsordnung' das Recht des Volkes, 
sich selbst zu besteuern, voraussetzt, geht aus den §§ 36 und 72 
derselben hervor. Und dieses niemals von den Monarchen des 
Landes bestrittene Recht ist sogar in ausdrücklichen Worten von 
der Höhe des Thrones aus anerkannt worden. In seiner Rede 
bei Eröffnung des Landtages von 1863 — 1864 erklärte Kaiser 
Alexander IL, dafs er den Ständen betreffs der Besteuerung 
ein weiter ausgedehntes Recht, als wie sie schon früher besafsen, 
einräumen wolle (un droit plus ^tendu que celui que possddent 
d^jä les Etats quant au r^glement de Tassiette des imp6ts). 

Was schliefslich das Budget betrifft, so hat der Kaiser 
und Grofsfürst das Recht, die Staatshaushaltspläne für das Grofs- 
fürstentum Finnland festzusetzen, nicht nur, wie behauptet 
worden, sich vorbehalten wollen, sondern auch besessen, und 
zwar kommt ihm dieses Recht kraft § 5 der 'Regierungsform' 
zu, nach welchem der Monarch über die Staatseinkünfte zu 
verfügen hat. Dieses Recht des Monarchen beschränkt nun aber 
keineswegs das durch die Stände ausgeübte Selbstbesteuerungs- 
recht des Volkes, so wie es sich oben angegeben findet, ist 



— 249 — 

jedoch selbst insofern begrenzt, als bewilligte außerordentliche 
Steuermittel nicht anders denn in Übereinstimmung mit den 
Beschlüssen, welche die Stände laut §§72 und 74 der 
^Landtagsordnung' in solchen Angelegenheiten gefalst haben, 
verwendet werden dürfen. 

Nach einem Komiteeprotokoll vom 28. März 1897 zu 
urteilen, scheint man sich auch auf einen anderen Grund zu 
Gunsten der Weglassung einer jeden Bestimmung über die 
Friedens-Präsenzstärke berufen zu haben, nämlich auf den, 
idals die Präsenzstärke der finnländischen Truppen jederzeit . . . 
nur auf Verordnung der Höchsten Macht, ohne jede Rücksicht 
auf vorerwähnte Gesetze« (d. h. »alte schwedische Gesetze, die 
unter Mitwirkung des Reichstages ausgefertigt wurden«), »erhöht 
oder vermindert worden ist«, «eine sechzigjährige militärische 
Praxis, die nicht unberücksichtigt gelassen werden kann«. 
Zweifellos ist dies der Anlafs, weshalb im nämlichen Proto- 
koll erklärt wird, dafs die Stände »unbefugterweise« eine Be- 
stimmung über die Präsenzstärke der finnländischen Truppen 
in das Wehrpflichtgesetz eingefügt hätten. 

Hierbei ist zu betonen, dafs es nicht die Stände waren, 
welche in das Gesetz die Bestimmung über die Friedens- 
Präsenzstärke einfügten, sondern die Allerhöchste Vorlage, 
deren Vorschlag in diesem Punkte von den Ständen gut- 
geheifsen wurde. 

Jener Vorschlag aber stand in vollkommener Überein- 
stinmiung mit alten Grundsätzen. Durch die 'knektekontrakt' 
war nämlich bestimmt, wie viele Knechte jede Landschaft auf- 
zustellen verpflichtet war, und die *knektekontrakt' konnten 
nach § 18 der 'Regierungsform' nur mit Einwilligung der 
Stände abgeändert werden. Die Präsenzstärke der 4ndelta* 
Kavallerieregimenter wiederum konnte ohne die Mitwirkung 
der Stände aus dem Grunde nicht erhöht werden, weil der 
nämliche § 18 verfügte, dafs die Kriegsmacht zu Pferde nach 
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Malsgabe des 4ndelningsverk' aufgestellt und unterhaltea 
bleiben sollte. Aber auch wenn eine neue 'indelning' von 
^Renten' der 'hemman' zur Errichtung einer gröfseren An- 
zahl von 'rusthäir mit Einwilligung der Liegenschaftsinhaber 
selbst hätte geschehen können^ so wäre solches doch geeignet 
gewesen, die Anzahl der *roterade' Liegenschaften zu ver- 
mindern, sowie die Bürde für die übrigen zu vergröfsem, was 
alles mit dem allgemeinen Grundsatz von der Unerschütterlich- 
keit des *indelningsverk' im Widerspruch gestanden hätte. Es 
ist allerdings wahr, dals Abänderungen im *indelningsverk' 
auch durch später abgeschlossene *knektekontrakt* zuwege 
gebracht worden, sowie dafs Modifikationen hinsichtlich der 
sogen. *rotering' (rotejemkningar) sowohl während der schwe- 
dischen Zeit als auch später vorgekommen sind; aber keiner 
dieser Umstände hatte den Zweck, die zu dem 'indelningsverk* 
gehörenden Grundsätze zu verrücken. Im übrigen ist, um 
Milsverständnissen vorzubeugen, darauf hinzuweisen, dals auch 
auf diesem Gebiete — aus Anlässen, die den früher angeführten, 
die kameralen Verordnungen in Schweden und Finnland be- 
treffenden, analog waren — auf administrativem Wege Ver- 
ordnungen erlassen worden sind. 

Dafs der Monarch, aulser der *indelta' Armee, auch ge- 
worbene Truppen, insoweit solches ohne Auflegung neuer 
Steuern möglich war, hat aufstellen lassen können, ist eine 
andere Sache, die nicht den Gnmdsatz verrückt, dafs die 
Verpflichtung zum Kriegsdienste oder die Prästation von 
Militär dem Volke nicht ohne dessen eigene Einwilligung auf- 
erlegt werden konnte (§ 45 der *Regierungsform'). 

Ein Irrtum ist es, dafs die Monarchen nach dem 
Jahre 1809 diese Grundsätze nicht respektiert hätten. Solches 
beweist nicht nur die dem Borgäer Landtage übermittelte 
Kaiserliche Vorlage über das Militär des Landes, sondern 
auch das Manifest Kaiser Nikolaus' I. vom lL/23. Juni 1854 
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betreffe Wiedererrichtung eines Teiles des finnländischen Militärs, 
in welchem Manifest unter anderem erklärt wird, dafs dieses 
in Übereinstimmung mit den Grundgesetzen und geltenden 
Gesetzen bezw. Verordnungen des Landes zu geschehen habe. 
Dafs die Monarchen die Verpflichtung der *rotar' nicht voll- 
ständig in Anspruch genommen, dals sie, mit anderen Worten, 
vom Lande nicht alles, was sie kraft des Gesetzes hätten 
fordern können, sondern nur ein geringeres Kontingent ge- 
fordert haben, widerspricht in keinerlei Weise den soeben 
hier dargelegten Gnmdsätzen. 

6. 

Es ist oben dargethan worden, dafs Finnland, obgleich 
unauflöslich mit Rufsland vereinigt, dennoch seine eigene 
Konstitution besitzt und nach dieser das Recht auf besondere 
Gesetzgebung und Verwaltung geniefst. Da Finnland also im 
Verhältnis zum Kaiserttun ein besonderes Gesetzgebungsgebiet 
bildet, folgt daraus, dafs die Gesetze und Verordnungen des 
Kaisertmns keine Anwendung in Finnland finden. Das im 
§ 3 Kap. 24 des Prozefsbuches (Rättegängsbalk) enthaltene 
Verbot für Richter, sich auf ausländisches Gesetz zu berufen, 
hat daher auch in Bezug auf das russische Gesetz seine volle 
Gültigkeit. 

Unter solchen Umständen ist es vor allen Dingen durch- 
aus unrichtig, wenn man, wie es in letzter Zeit zuweilen ge- 
schehen, die Gesetze und Verordnungen Finnlands im Gegen- 
satze zur Gesetzgebung des Kaisertums, welche dann als 
allgemein bezeichnet worden ist, als lokale bezeichnet. Ein 
lokales Gesetz ist ein solches, welches nur für einen Teil eines 
Gesetzgebungsgebietes gilt 5 Finnland ist aber nicht ein solcher 
Teil, sondern ein besonderes Gesetzgebungsgebiet für sich. Auf 
Grund dessen stände es mit Finnlands Staatsverfassung gleichfalls 
im Widerspruch, wollte man in ein finnländisches Gesetz eine 
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Vorschrift darüber einfügen^ dafs in betreff einer gewissen An- 
gelegenheit die Gesetzgebung des Kaisertums oder die dort 
geltende Rechtsordnung auch in Finnland zur Nachachtung 
dienen solle. Im Wehrpflichtgesetzentwurf ist dieses bei Art 19 
Punkt 2) und bei Art. 48 sowie bei den Anmerkungen zu Art. 199 
und Art. 218 geschehen. Was wiederum den Verordnimgs- 
entwurf über die Organisation und Verwaltung der finnländi* 
sehen Truppen betrifft, so enthält derselbe eine Bezugnahme 
auf die Gesetzgebung des Kaisertums in so grofser Ausdehnung, 
dafs, wofern der Entwurf Gesetz würde, insbesondere die Ver- 
waltung der Truppen in wesentlichen Teilen künftig nach 
Bestimmungen in den militärischen Verordnungen des Kaiser- 
tums gehandhabt werden würde. Es ist wohl klar, dafs Finn- 
lands grundgesetzmäfsiges Recht, ein besonderes Gesetz- 
gebungsgebiet zu bilden, eine schwere Einbufse hierdurch 
erleiden würde. 

Wider das Gesagte wird möglicherweise eingewendet 
werden , dafs einige der Fragen , bezüglich welcher Hin- 
weisimgen auf das Gesetz oder die Rechtsordnung des Kaiser- 
tums geschehen sind, auch bisher nach der nämlichen oder 
beinahe derselben Ordnung behandelt wurden, wie z. B. Fragen 
betreffend die Beförderung von Unteroffizieren und Mann- 
schaften zu Unteroffizieren und Offizieren sowie die Beförderung 
von Offizieren zu höheren Chargen etc. Infolgedessen ist 
hervorzuheben, dafs das Vorhergehende keineswegs eine Mifs- 
billigung der Thatsache zu involvieren bezweckt, dafs bei ge- 
wissen, das finnländische Militär betreffenden Angelegenheiten, 
die von der persönlichen Prüfung Seiner Majestät abhängen, 
und zwar besonders bei solchen, welche den Charakter von 
Kommandosachen haben, gleiche Regeln wie im Kaisertum 
befolgt werden, wofern solches nur innerhalb der in Finnlands 
Rechtsordnung festgestellten Grenzen geschieht. Dieser Sach- 
verhalt bedingt aber keineswegs eine Bezugnahme auf russische 
Verordnungen in einem finnländischen Gesetz. Ein derartiges 
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Verfahren würde nicht nur, wie schon angeführt wurde, einen 
Eingriff in Finnlands Recht auf eigene Gesetzgebung bedeuten, 
sondern auch — da es nicht in der Macht der finnländischen 
Gesetzgebung steht, eine Abänderung der erwähnten Ver- 
ordnungen im Kaisertum zu verhindern — einen Zustand der 
Rechtsunsicherheit, sowie die Möglichkeit von Abänderungen, 
die mit Finnlands Grundgesetzen und mit seiner sonstigen Rechts- 
ordnimg im Widerspruch stehen, mit sich führen. 



Beilage IL 

VervollBtändlsrende Motive zu dem von Finnlands 
Ständen auf dem AuHaerord entliehen Landtagre von 
1899 angrenommenen Gesetz über Abänderung: ver- 
schiedener Bestlmmungren des Wehrpfllchtgresetzes 
für das OroFsfürstentum Finnland. 

Kapitel I. 

Die Beschlüsse der Stände in betreff der §§ 1, 3, 4 und 5 
sind in dem unterthänigen Antwortschreiben motiviert worden. 

Der zusammen mit der Allerhöchsten Vorlage den Ständen 
tibergebene Wehrpflichtgesetzentwurf enthält als Anmerkung 
zu Art. 1 eine Bestimmung, die für in Finnland wohnende 
Personen russischer Herkunft , welche nicht finnländische 
Unterthanen sind, die Berechtigung, nach finnländischem 
Gesetz die Wehrpflicht zu absolvieren, zu schaffen bezweckt. 
Diese Bestimmung setzt deutlich voraus, dafs das finnländische 
Wehrpflichtgesetz, besonders in den Teilen, welche für den 
Umfang der Pflichten des einzelnen Individuums bestimmt sind, 
in vollkommene Übereinstimmung mit dem Gesetze des Kaiser- 
tums gestellt werden würde. Da die Stände mm aber das 
Zuwegebringen einer solchen Übereinstimmung nicht für mög- 
lich erachtet haben, hat schon darin ein Hindernis in Bezug 
auf die Einführung einer solchen Zusatzbestimmung in das 
von den Ständen angenommene Gesetz vorgelegen. Eben- 
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sowenig schien eine solche durch praktische Bedürfnisse 
geboten zu sein, da hier zu Lande wohnhaften Personen russi- 
scher Herkunft leicht Gelegenheit gegeben werden kann, ihre 
Wehrpflicht bei den im Lande stationierten russischen Truppen 
zu absolvieren. 

§ 2. Als die Stände auf dem Landtage von 1877—1878 
dem in der Allerhöchsten Vorlage vorgelegten Antrag, das 
Heerwesen des Landes solle auf der Grundlage der allge- 
meinen Wehrpflicht geordnet werden, ihre Zustimmung er- 
teilten, setzten die Stände die Möglichkeit voraus, dafs eine 
derartige Militärorganisation, welche damals im Lande noch 
nicht durch die Erfahnmg erprobt gewesen war, sich als für 
die hier zu Lande herrschenden socialen und ökonomischen 
Verhältnisse minder geeignet erweisen könnte. Eine Rück- 
kehr zu dem alten, auf nationaler Grundlage fufsenden 
Mndelningsverk' glaubte man daher nicht ausschlielsen zu 
dürfen, und ward folglich § 2 des Wehrpflichtgesetzes mit 
Rücksicht hierauf formuliert. Zugleich wurde durch besondere 
Bekanntmachung vorgeschrieben, dafs die von den 'rust- 
häll% sowie den *roterade hemman' und *bätsmanshäll' ent- 
richteten 'Vakanz'- und 'passevolans^ -Abgaben als Beiträge 
zur Bestreitung der Ausgaben des Militärfonds in unver- 
ändertem Betrage erlegt werden sollten, bis die Stände eine 
andere, zu besagtem Zwecke erforderliche Steuer angewiesen 
hätten. Später haben jedoch, wie in der Beilage L näher 
auseinandergesetzt wird, nicht nur die 'Vakanz'- und 'passe- 
volans'-Abgaben aufgehört, sondern es ist auch die Institution 
der 'rusthäll' aufgehoben worden, wobei jedoch die 'rusthall' 
in Bezug auf die eventuelle Verpflichtung zur Aufstellung von 
Knechten mit anderen *hemman' in der Weise auf eine und 
dieselbe Linie gestellt wurden, dafs je zwei 'rusthäll' eine 
'rote' bilden. Weil nun aber mehr als 30 Jahre seit Auf- 
hören der Wirksamkeit des militärischen 'indelningsverk' 
verflossen sind, hat man für den Fall, dafs erachtet werden 
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würde, das Verteidigungswesen des Landes sei auf einer 
anderen Grundlage als derjenigen der allgemeinen Wehr- 
pflicht zu ordnen, die Möglichkeit einer Rückkehr zu dem 
militärischen 'indelningsverk' nicht einmal mehr voraussetzen 
zu können geglaubt, besonders da die Aufstellung von Knechten 
für den ländlichen Grundbesitzer infolge der veränderten 
ökonomischen Verhältnisse gegenwärtig noch weit drückender 
als früher emphmden werden würde. In Erwägung dessen 
haben die Stände § 2 dahin umformuliert, dafs die ländlichen 
Gnmdbesitzer im Lande in Zukunft von der Verpflichtung, 
Kriegsvolk nach Mafsgabe des 'indelningsverk' aufzustellen, 
befreit werden; in kameraler Hinsicht ist letzteres jedoch aus 
den Gründen, die in der genannten Beilage erörtert werden, 
beibehalten worden. 

Laut § 6 des gegenwärtigen Wehrpflichtgesetzes werden 
alljährlich zur Auslosung diejenigen Jünglinge einberufen, 
welche in dem Jahre vor dem 1. Januar desjenigen Jahres, in 
welchem die Aushebung geschehen soll, das 21. Lebensjahr voll- 
endet haben. Diese Altersgrenze hat der Art. 9 der Aller- 
höchsten Vorlage in der Weise abzuändern beabsichtigt, dals 
die Aushebung künftig diejenigen Jünglinge umfassen würde, 
welche vor dem 13. (1.) Oktober des Jahres, in welchem die 
Aushebung geschehen soU^ das angegebene Alter erreicht haben; 
und würden daher nach dem Vorschlage der Vorlage die aus- 
gehobenen Mannschaften künftig in der Regel gegen 9 '/a Monate 
jünger sein als diejenigen, welche gegenwärtig zur Absolvierung 
der Wehrpflicht einberufen werden. Nun wurde aber schon 
in der dem Landtage von 1877 — 1878 übermittelten Aller- 
höchsten Vorlage wegen Einführung der allgemeinen Wehr- 
pflicht im Lande hervorgehoben, dals die Dienstpflicht in 
Finnland ein Jahr später als im Kaisertum beginnen mülste, 
da in Finnland »die körperliche Entwicklung infolge des 
kalten Klimas sich im allgemeinen verzögert und das 
Mündigkeitsalter erst nach Vollendung des 21. Jahres eintritt c ; 
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irgend welche Veränderung in den angedeuteten Verhältnissen 
hat aber seit Entstehung des Wehrpflichtgesetzes nicht statt- 
gefunden. Aufserdem ist zu beachten, dafs, wie weiter unten 
bei der Behandlung von Kapitel V. dargelegt wird, all- 
gemeine physische Schwäche sicherUch auch in Zukunft stets 
eine Kassationsursache bleiben wird, woraufhin eine grofse 
Anzahl von Jünglingen im wehrpflichtigen Alter vom aktiven 
Militärdienste befreit werden mufs ; ist es doch ohnehin bereits 
bei der gegenwärtig geltenden Altersbestimmung für nötig 
befunden worden, für eine allerdings weit geringere Anzahl 
von Jünglingen das wehrpflichtige Alter wegen verspäteter 
körperlicher Entwicklung hinauszuschieben. Besonders diese 
letztere Kategorie würde naturgemäfs, wofern, gemäfs dem 
hier in Frage stehenden Antrage der Vorlage, das Alter der 
Aushebung zeitiger einträte, künftig noch vermehrt und die 
Schwierigkeit, die Diensttauglichkeit der Wehrpflichtigen zu 
beurteilen, demnach noch gröfser werden, zum Schaden nicht 
nur für das Gemeinwesen, sondern auch für die Wehrpflichtigen. 
Da man aufserdem erachtete, dafs es für die militärischen 
Interessen nicht von Bedeutung ist, wenn das Aushebungs- 
alter in Finnland etwas später als im Kaisertum eintritt, so 
haben die Stände die diesbezügliche Bestimmung in § 6 un- 
verändert beibehalten zu sollen geglaubt. 

§ 8 des Wehrpflichtgesetzes hat, mit Rücksicht auf die 
Bestimmungen des nunmehr im Lande geltenden allgemeinen 
Strafgesetzes vom 19. Dezember 1889, nicht im verändert ge- 
lassen werden können. Durch das letzterwähnte Gesetz ist 
nämlich der in der früheren Gesetzgebung des Landes nicht 
näher begrenzte Begriff Ehrverlust (vanfrejd) so definiert 
worden, dafs bei allen Verbrechen, welche nach der An- 
schauung des Gesetzgebers Ehrverlust mit sich führen, als 
besondere Nebenstrafe auf Verlust der bürgerlichen Ehren- 
rechte entweder für immer oder für eine gewisse Zeit — 
nicht unter einem Jahre und nicht über fünfzehn Jahre — 

D. Aufserord. Finnl. Landtag. 17 
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erkannt werden soll. Wie aus Kapitel 2 § 14 des Straf- 
gesetzes hervorgeht, ist der Sinn des Gesetzes ersichtlich der, 
dafs ein Verbrechen in keinem anderen Falle als dann, wenn 
die ebenerwähnte Nebenstrafe für das Verbrechen festgesetzt 
und durch rechtskräftig gefälltes Urteil zuerkannt ist, all- 
gemeinen Ehrverlust nach sich ziehen, d. h. mit anderen 
Worten nach der allgemeinen Gesetzesterminologie als ein 
gemeines Verbrechen angesehen werden soll. Ebenso bezweckt 
die letztgenannte Gesetzesstelle offenbar, dafs eine solche 
Nebenstrafe nicht in höherem Grade, als wie das Strafurteil 
besagt, den Schuldigen treffen soll, welch letzterer folglich, 
wenn auf Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte für eine ge- 
wisse Zeit erkannt worden ist, nach Ablauf dieser Zeit in 
rechtlicher Beziehung als mit der bürgerlichen Gesellschaft 
versöhnt und in seine staatsbürgerlichen Rechte wieder ein- 
gesetzt, also nicht für immer mit Ehrverlust behaftet anzusehen 
ist, wie dies nach dem früheren Gesetze bei denjenigen der 
Fall war, die wegen eines gemeinen Verbrechens verurteilt 
worden waren. Auf gleiche Weise verhält es sich mit der 
vom allgemeinen Strafgesetz gleichzeitig mit der Absetzung 
als eine besondere Nebenstrafe für den Beamten aufgenommene 
Straffolge — der Unfähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
— einer Strafe, auf welche für eine gewisse Zeit, nicht unter 
einem Jahre und nicht über fünfzehn Jahre, erkannt werden 
kann, und die zugleich die Unfähigkeit zur Verrichtung einer 
öffentlichen Beschäftigung oder eines öffentlichen Auftrags in sich 
schliefst, folglich auch als die Unanwendbarkeit zur Erfüllung 
des Kriegerberufes mit sich führend angesehen werden mufs. Um 
die erforderliche Gleichförmigkeit mit dem allgemeinen Straf- 
gesetz zu erzielen, hat man die Nebenstrafe ^Unfähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter* mithin auch auf dem Gebiet 
der militärischen Gesetzgebung beachten zu müssen geglaubt. 
Aus dem Gesagten geht hervor, dafs, da die angedeuteten 
Grundsätze des allgemeinen Strafgesetzes, betreffend den Ver- 
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lust der bürgerlichen Ehrenrechte und die Unfähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Amter, auf die in § 8 des Wehrpflicht- 
gesetzes berührte Frage über die Unbescholtenheit der zum 
Eintritt in den Militärdienst zuzulassenden Personen angewendet 
werden, diese Anwendung einerseits dahin führen mufs, dals 
nur ein solches Verbrechen, welches die Verurteilung zum Ver- 
lust der bürgerlichen Ehrenrechte und zur Unfähigkeit zur 
Bekleidung öffentlicher Ämter als Straffolge hat, für den, der 
dasselbe begangen, als Hindernis zur Ausübung des Krieger- 
berufes angesehen werden kann, sowie andererseits dahin, dafs, 
wenn die Zeit eines solchen Verlusts oder einer solchen Un 
fähigkeit abgelaufen und die betreffende Person also wieder in 
ihre Staatsbürgerrechte eingesetzt ist, dieselbe in vorschrifts- 
mäfsiger Ordnung ihre Wehrpflicht zu absolvieren hat, wofern 
sie im übrigen diensttauglich befunden wird und nicht in- 
zwischen ein Alter erreicht hat, welchem zufolge sie als vom 
Eintritt in Reih imd Glied befreit anzusehen ist. Da eine 
solche Anordnung auch dem durch die Bestimmungen von Art. 1 1 
der Allerhöchsten Vorlage beabsichtigten Zwecke genügt — 
nämlich teils, dafs Personen, welche wegen eines gröberen 
Verbrechens zum Verlust der bürgerlichen Ehrenrechte während 
einer längeren Zeit verurteilt sind, nicht Gelegenheit zur 
Dienstleistung bei den Truppen erhalten sollen, sowie teils, 
dafs für die der Wehrpflicht Unterworfenen die Möglichkeit 
ausgeschlossen wird, durch Verübung von verhältnismälsig 
minder schweren Verbrechen sich Befreiung vom Militärdienste 
zu verschaffen — , hat man § 8 in solchem Sinne umredigieren 
zu sollen geglaubt, dafs diejenigen, welche durch Richter- 
spruch die bürgerlichen Ehrenrechte oder die Fähigkeit ziu* 
Bekleidung öffentlicher Ämter verloren haben, nicht in den 
Militärdienst treten dürfen. 



17* 
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Kapitel II. 

Die Abänderungen der §§ 9 und* 13 sind in dem unter- 
thänigen Antwortschreiben motiviert. 

§ lO. Da das gegenwärtige Wehrpflichtgesetz die Über- 
weisung von Unteroffizieren und Mannschaften zur Reserve vor 
Ablauf der für die aktive Dienstleistung festgesetzten Zeit nicht 
gestattet, hat man — hauptsächlich, um den von den Ständen 
in ihrem unterthänigen Antwortschreiben befürworteten Aus- 
weg zur Erhöhung des Reservekontingents zu ermöglichen — 
ein solches Zugeständnis in das Wehrpflichtgesetz einzuführen 
für notwendig erachtet. In der betreffenden Hinsicht ist nun 
in Art. 16 der Allerhöchsten Vorlage vorgeschlagen worden, 
dafs dem Kriegsminister das Recht zugestanden werden müfste, 
falls dies für möglich befunden würde, eine solche Überweisung 
vorzunehmen. Mit Rücksicht auf die grofse Bedeutung, welche 
die erwähnte Überweisung für diejenigen Mannschaften be- 
sitzt, welche des Genusses dieser Vergünstigung teilhaftig 
werden würden, sowie in Anbetracht dessen, dafs eine Mals- 
regel wie die hier besprochene eine wesentliche Abweichimg 
von der im Gesetze festgestellten allgemeinen Vorschrift über 
die Länge der Dienstzeit in sich schliefst, muts nach der 
Ansicht der Stände eine derartige Mafsregel von der Aller- 
höchsten Bestimmung Seiner Kaiserlichen Majestät abhängig 
sein. Doch ist in Anbetracht der Beschaffenheit der An- 
gelegenheit der Kriegsminister als derjenige angesehen worden, 
dem es zukommen müfste, einen diesbezüglichen Antrag zu 
stellen. In den Fällen, wo die Überweisung nicht einen ganzen 
Jahrgang der Wehrpflichtigen umfassen würde, hat man vor- 
zuschreiben für nötig befunden, wie zu verfahren ist, wenn 
es zu bestimmen gilt, welche der dem betreffenden Jahrgang 
angehörenden Personen des Genusses der angeführten Ver- 
günstigung teilhaftig werden sollen. In der Allerhöchsten 
Vorlage fehlt es an jeder Vorschrift hierüber. Da nun aber 
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die Überweisung, auch wenn sie nur einen Teil eines Jahr- 
gangs umfalst, sich auf die Wehrpflichtigen des ganzen Landes, 
nicht blols die eines einzigen Aushebungsbezirks bezieht, und 
da folglich diese Überweisung sich schwerlich auf die behufs 
Eintritts in den Dienst gezogenen Losnummern gründen liefse, 
erschien es als das Zweckmäfsigste, die Frage durch besondere 
Auslosung zu entscheiden. Die Vorschriften betreffs jener Über- 
weisimg sind im ersten Absatz von § 10 zusammengestellt 
worden. 

Die Bestimmvmg im zweiten Absatz von § 10 ist eben- 
falls aus Art. 16 der Allerhöchsten Vorlage entnommen. 
Man glaubte anerkennen zu sollen, dafs — wofern solche 
aufsergewöhnliche politische oder militärische Verhältnisse ein- 
träfen, dals dieselben beispielsweise eine Mobilisierung von 
Truppen unmittelbar oder kurz nach Ablauf der im Gesetz 
für einen Teil der zu den Truppen gehörenden Mannschaften 
verordneten allgemeinen Dienstzeit in Aussicht stellten — es 
sowohl vom Gesichtspunkt des Staates aus als auch für die 
Wehrpflichtigen unzweckmäfsig wäre, wenn dieselben zu ge- 
wöhnlicher Zeit in die Heimat beurlaubt würden, aber gleich 
nachher behufs Ergänzung der Truppen bis auf Kriegs- 
stärke wieder einberufen werden müfsten. Um solcher 
Eventualitäten willen schien es zweckmäfsig zu sein, dafs die 
Überweisimg der Mannschaften zur Reserve auf Bestimmung 
des Kaisers hin für eine gewisse, durch das Gesetz bestimmte 
Zeit hinausgeschoben werden könnte. 

Da die Stände es als der Ordnung gemäfs erachteten, 
dafs, wofern Mafsregeln der im ersten und zweiten Absatz 
von § 10 erwähnten Beschaffenheit getroffen worden sind, dem 
Senat Mitteilimg von denselben gemacht wird, ist eine dies- 
bezügliche Vorschrift in den dritten Absatz des betreffenden 
Paragraphen aufgenommen worden. 

Weiter erschien es als vollkommen mit Gerechtigkeit und 
Billigkeit übereinstimmend , dafs , falls Unteroffiziere und 
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Mannschaften auf Grund der obenerwähnten politischen oder 
militärischen Verhältnisse, also ohne eigenes Verschulden, im 
aktiven Dienste über den hierfür im allgemeinen geltenden 
Zeitpunkt hinaus zurückbehalten worden sind, die auf solche 
Weise eingetretene Verlängerung der aktiven Dienstzeit, ge- 
mäfs dem auch in Art. 16 der Vorlage gemachten Vorschlage, 
ihnen auf die Dienstzeit bei der Reserve doppelt angerechnet 
würde. Für den Fall wiederum, dafs die aktive Dienstzeit 
aus anderen Ursachen, z. B. auf Grund besonderer Überein- 
kunft, verlängert wird, hat man den in § 9 des gegenwärtigen 
Wehrpflichtgesetzes ausgesprochenen Grundsatz, dafs ein 
solcher Überschufs nur einfach von der Dienstzeit bei der Re- 
serve abgezogen werden solle, nach wie vor beibehalten zu 
müssen geglaubt. Ebensowenig hat ein Anlafs vorgelegen, 
von dem im ebengenannten Paragraphen befolgten Princip 
abzugehen, dafs, wenn jemand bei einer aktiven Truppe kürzere 
Zeit als drei Jahre dient, diese Verkürzung eine entsprechende 
Verlängerung der Dienstzeit bei der Reserve mit sich führen soll. 
Da vom militärischen Gesichtspunkte aus die Abhaltung 
einiger Übungen mit den bei der Reserve eingeschriebenen 
Wehrpflichtigen für nötig erachtet werden konnte, haben die 
Stände, in Übereinstimmung mit dem in Art. 17 befindlichen 
Vorschlage der Allerhöchsten Vorlage, in den besagten § 10 die 
Befugnis für den Kriegsminister zur Veranstaltung von der- 
gleichen Übimgen aufgenommen. Hierbei haben die Stände 
es für nötig erachtet, eine Bestimmung darüber einzuführen, 
dafs jene Übungen, wie dies auch jetzt der Fall ist, innerhalb 
des Landes vor sich gehen sollen. Da die Frage über die 
näheren Vorschriften, welche in Bezug auf die Einberufung 
der Reservisten zu solchen Übungen erforderlich befunden 
werden können, nicht an und für sich militärischen Inhalts 
ist, und da man dem Kriegsminister durch die in § 119 vor- 
genommene Abänderung einen Einfluls auch auf Angelegen- 
heiten dieser Art bereitet hat, glaubte man die für die Be- 
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handlung der Frage gegenwärtig vorgeschriebene Ordnung 
unverändert beibehalten zu können. 

Für die militärische Ausbildung der finnländischen aktiven 
Truppen kann es von Nutzen sein, dafs diese Truppen, wie 
es auch schon verschiedene Male geschehen ist, an Feld- 
lagern und Manövern im Kaisertum teilnehmen. Die Stände 
haben deshalb in den letzten Absatz des vorliegenden § 10 
eine Bestimmung aufgenommen, laut welcher eine Abkomman- 
dierung der genannten Truppen zur Teilnahme an derartigen 
Feldlagern und Manövern stattfinden darf. 

Nach § 11 des Wehrpflichtgesetzes sind die zuständigen 
Offiziere berechtigt, Unteroffizieren und Mannschaften während 
der ersten beiden Dienstjahre Urlaub für eine Zeit von 
höchstens drei Monaten für jedes der beiden Jahre und 
während des dritten Dienstjahres auch für eine längere Zeit 
zu bewilligen, jedoch so, dafs während der Zeit eines Feld- 
lagers Urlaub nicht bewilligt wird. In Art. 16 der Aller- 
höchsten Vorlage ist dieses Recht der Offiziere in der Weise 
bestinmit, dafs Urlaub für insgesamt ein Jahr während der 
ganzen Dienstzeit bewilligt werden kann. Irgend ein Motiv für 
die vorgeschlagene Abänderung ist in den der Allerhöchsten 
Vorlage beigefügten ^Erläuterungen' nicht angeführt. Nun aber 
hat, insoweit den Ständen bekannt geworden, die betreffende 
Bestimmung des Wehrpflichtgesetzes keinen Anlafs zu irgend 
welchen Übelständen gegeben; und offenbar ist ja auch, dafs 
es im eigenen Interesse der betreffenden Offiziere liegt, Urlaub 
nur dann zu erteilen, wenn solches ohne Gefahr für die gleich- 
mäfsige und ungestörte Ausbildung der Mannschaft geschehen 
kann. Unter solchen Verhältnissen, und da die Mafsregeln der 
Offiziere in vorliegender Hinsicht aufserdem stets von der 
zuständigen höheren Behörde kontrolliert werden können, haben 
die Stände keine Ursache vorliegend befunden, um von den 
Bestimmvmgen des gegenwärtigen Wehrpflichtgesetzes in dieser 
Angelegenheit abzugehen. 
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Die Vorschriften von § 12 des Wehrpflichtgesetzes bezüg- 
lich des Tages, von welchem an die Dienstzeit für diejenigen 
berechnet werden soll, welche auf Gnind der Auslosung ein- 
treten, sind in Art. 14 der Allerhöchsten Vorlage wesentlichen 
Abänderungen unterworfen worden. Während die Dienstzeit 
nach dem Wehrpflichtgesetz in der Regel vom ersten Tage 
desjenigen Monats an gerechnet wird, welcher unmittelbar 
auf den folgt, in welchem der Wehrpflichtige in den Dienst 
getreten ist, würden nach der Vorlage künftig nur zwei 
bestimmte Tage während des ganzen Jahres als Anfangs- 
tage für die Berechnung der Dienstzeiten zugestanden werden, 
und würden diese folglich berechnet werden: für alle die- 
jenigen, die während der Zeit vom 13. (1.) Januar bis zum 
26. (14.) August eingetreten sind, vom 27. (15.) August 
desselben Jahres an, sowie für diejenigen, die in der Zeit 
vom 27. (15.) August bis zum 12. Januar (31. Dezember) ein- 
getreten sind, von besagtem 13. (1.) Januar an. Da die be- 
treffende Bestimmung der Vorlage mm aber in mehreren Fällen 
eine ungerechtfertigte Verlängerung der Dienstzeit zur Folge 
haben würde imd diese Bestimmung also nicht in gleichem Mafse 
wie die entsprechende Vorschrift des Wehrpflichtgesetzes als den 
Anforderungen der Gerechtigkeit entsprechend angesehen 
werden kann, sowie da die Anwendung dieser Vorschrift keine 
Ungelegenheiten für die Truppen verursacht hat, haben die 
Stände dieselbe unverändert beibehalten zu müssen geglaubt. 

Da private Eisenbahnuntemehmungen nach Einführung 
des Wehrpflichtgesetzes entstanden sind und noch fortwährend 
als wichtige Glieder im Verkehrswesen des Landes ent- 
stehen, sowie da diese Unternehmungen derart beschaffen sind, 
dafs sie ebensowenig wie die Staatseisenbahnen ohne Un- 
gelegenheit der bei den erwähnten Unternehmungen an- 
gestellten Personen entbehren können, haben die Stände, 
in Übereinstimmung mit dem Vorschlage der Vorlage in 
Art. 18, erachtet, dafs jenen Personen eine gleiche Er- 
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leichterung bei Erfüllung der Wehrpflicht wohl bewilligt 
werden könnte, wie sie nach § 14 des Wehrpflichtgesetzes 
Inhabern von Anstellungen im Staats- oder Kommunaldienste 
gewährt werden kann. Indem die Bestimmungen des genannten 
Paragraphen folglich in angedeuteter Weise ausgedehnt 
worden sind, ist zugleich, im Anschlufs an den in Art. 153 
befindlichen Vorschlag der Vorlage, dem Paragraphen ein er- 
gänzender Zusatz, betreffend die der zuständigen Ersatz- 
kommission zu erstattende Meldung von des Reservisten An- 
stellung in bezw. Entlassung aus einer Beschäftigung der 
obengenannten Art, hinzugefügt worden. 

Kapitel III. 

In § 16 des gegenwärtigen Wehrpflichtgesetzes, so wie 
dieser Paragraph nach dem Gesetz vom 20. November 1882 
lautet, wird unter anderem vorgeschrieben, dals »Personen, 
welche zum Unteroffiziersstand bei der Reserve gehören«, 
»während der Dienstzeit« von allen persönlichen Steuern 
und Lasten befreit sein sollen. Da nun aber, nach dem 
Beschlüsse der Stände in betreff der Organisation der Reserve, 
künftig keine Unteroffiziere mehr bei der Reserve angestellt 
werden würden, ist eine kleine Ausschliefsung aus dem in 
Frage stehenden Paragraphen für nötig befunden worden. 

In Kapitel 13 der Allerhöchsten Vorlage finden sich ver- 
schiedene Bestimmungen, die zum Zweck haben, eine Kontrolle 
der Richtigkeit der offiziellen Aufzeichnungen über Reservisten 
zu ermöglichen. Zum tiberwiegenden Teil sind diese Vor- 
schriften jedoch derart, dafs sie, falls eine Prüfung ihre Not- 
wendigkeit ergeben sollte, nach dem in Finnland geltenden 
Gesetzgebungssystem auf administrativem Wege ausgefertigt 
werden können und daher nicht im Wehrpflichtgesetz ihren 
Platz haben. Da indessen die Vorschläge der Vorlage — des 
Inhalts, dals der Reservist bei der zuständigen Behörde Meldung 
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machen mtifste, wenn er sich auf längere Zeit von dem 
Wohnort entfernt, sowie dafs sog. Kontrollversammlungen 
mit Reservisten veranstaltet werden sollten — den Reservisten 
gewisse Pflichten aufzuerlegen beabsichtigen, und da Vor- 
schriften solchen Inhalts nicht ohne Einwilligung der Stände 
erlassen werden können, so haben die Stände, welche die 
Auferlegung dieser Pflichten um der Ordnung willen für 
geboten erachteten, in das Gesetz eine Bestimmung auf- 
nehmen zu müssen geglaubt, welche im Princip die Not- 
wendigkeit derartiger Vorschriften anerkennt, es aber der 
Regierung überläfst, in dieser Hinsicht nähere Verordnungen 
zu treffen. 

Die Zusatzbestimmungen, welche zu diesem Behufe er- 
forderlich sind, hat man billigerweise nicht mit irgend einer 
der in Kapitel III. gegenwärtig befindlichen Bestinunungen 
unter einem gemeinsamen Paragraphen zusammenbringen zu 
können geglaubt. Die Stände haben deshalb sowohl die in § 17 
des Wehrpflichtgesetzes als auch die in § 18 des erwähnten 
Gesetzes befindlichen Bestimmungen, zumal diese miteinander 
eine nahe Gemeinschaft zu haben schienen, in § 17 des Gesetzes 
aufgenommen, sowie den erwähnten Zusatz als einen neuen 
§ 18 eingefügt. 

Kapitel IV. 

Da die Beschlüsse in Bezug auf die §§ 19 und 20 in 
dem unterthänigen Schreiben beleuchtet worden sind, bleibt 
hier nur noch die Abänderung von § 21 zu berühren. Als 
erster Absatz ist in diesen Paragraphen eine Bestinmiung 
eingeführt worden, des Inhalts, dafs die vier jüngsten Jahr- 
gänge der Wehrmänner höchstens zweimal zu Übungen ein- 
berufen werden können, und zwar jedesmal auf eine Zeit von 
höchstens sechs Wochen. Während der Behandlung der An- 
gelegenheit bei den Ständen ist zwar die Ansicht ausgesprochen 
worden, dafs derartige Übimgen lieber als eine regelmäfsige. 
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durch das Gesetz festgesetzte Verpflichtung für die jüngsten 
Wehrmänner angeordnet werden sollten, damit ihnen dadurch 
ein gewisses Mafs von militärischer Übung gewährleistet 
würde. Da aber andererseits in Betracht gezogen wurde, 
dals die Wehrmänner nur bei »auf sergewöhnlichen Anlässenc, 
d. h. also in Ausnahmefällen imd nicht bei jeder eintreffenden 
Mobilisierung, bei einer Landwehrtruppe oder behufs Ergänzung 
von aktiven Truppen zur Dienstleistung einberufen werden 
dürfen, sowie dafs der Zeitverlust und die Kosten, welche 
die regelmäfsigen Übungen der Wehrmänner mit sich führen 
würden, bei besagtem Sachverhalt ein allzu grofses Opfer, im 
Vergleich mit dem von den Übungen zu erwartenden Nutzen, 
sein würde, haben die Stände keinen genügenden Anlafs vor- 
liegend befunden, um für Finnland eine Abweichung von dem, 
was im Kaisertum diesbezüglich gilt, einzuführen. 

Indem die Bestimmung von § 21, so wie sie gegenwärtig 
lautet, als zweiter Absatz des Paragraphen beibehalten 
worden ist, sind aufserdem noch drei neue Absätze hinzugefügt 
worden, deren Zweckmäfsigkeit durch eine nähere Motivierung 
zu erweisen nicht für nötig erachtet wurde. 



Kapitel V. 

Die allgemeine Bestimmung betreffs Untauglichkeit zum 
Militärdienst infolge von Kränklichkeit oder mangelnder 
physischer Entwickelung findet sich in § 22 des gegen- 
wärtigen Wehrpflichtgesetzes wieder, welchem Paragraphen 
Art. 30 der Allerhöchsten Vorlage entspricht. Aufser dieser 
allgemeinen Vorschrift hat aber die Vorlage eine Bestimmung 
über obligatorische Dienstpflicht für diejenigen, die, um 
dem Militärdienst zu entgehen, sich absichtlich verstünmielt 
haben, schon an dieser Stelle aufgenonunen. Da jedoch jene 
Frage zu den in Kapitel XVIII. befindlichen Bestimmungen 
über die Verantwortung bei Übertretung der Vorschriften des 
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Wehrpflichtgesetzes gehört, ist die betreffende Bestimmung 
nicht in den vorliegenden Paragraphen aufgenommen worden. 

Betreffs der übrigen Unterschiede zwischen den Be- 
stimmungen im vorerwähnten § 22 imd in Art. 30 sei er- 
wähnt, dafs diese Unterschiede — insofern dieselben sich 
auf diejenigen Ausdrücke beziehen, welche zur Bezeichnung 
solcher Umstände, die eine Befreiung vom Militärdienst mit 
sich führen, benutzt wurden — mehr scheinbare als wirkliche 
sind, da sie hauptsächlich auf Unterschieden in der Ter- 
minologie beruhen. Und aulserdem ist zu beachten, dafs, 
welche Ausdrücke hierbei auch immer zur Bezeichnung der 
Zustände, auf welche angespielt wird, angewendet werden 
mögen, diese Ausdrücke in jedem Falle ihre distinkte Be- 
deutung erst durch die näheren Vorschriften erhalten, die 
bezüglich der körperlichen Gebrechen und Krankheiten, 
welche die erwähnte Befreiung mit sich führen, die Vor- 
gesetzten mitzuteilen für nötig erachten. Die Stände haben 
folglich erachtet, dafs sachliche Gründe zur Abänderung der 
diesbezüglich im gegenwärtigen Gesetz benutzten Ausdrücke, 
welche aufserdem durch eine zwanzigjährige Anwendung im 
Lande die erforderliche Festigkeit gewonnen haben, nicht 
vorhanden seien. 

In §23 des gegenwärtigen Wehrpflichtgesetzes wird für den 
Eintritt in den aktiven Dienst ein Mindestlängenmafs von 5Fufs 
imd 1 Werkzoll vorgeschrieben. Da jedoch dieses Mafs, welches 
1,509 Meter entspricht, sich etwas von dem zu gleichem Zwecke 
im Kaisertum vorgeschriebenen und in Art. 31 der Aller- 
höchsten Vorlage aufgenommenen Mafse (1,534 Meter) unter- 
scheidet, und da ein gültiger Anlafs, die diesbezüglich hier zu 
Lande geltende Bestimmung beizubehalten, nicht vorzuliegen 
scheint, haben die Stände in das Gesetz das in der Vorlage 
vorgeschlagene Mindestlängenmafs von 1,534 Meter einführen 
zu sollen geglaubt. Hierbei ist zugleich hervorzuheben, dafs 
— da durch die Allerhöchste Verordnung vom 16. Juli 1886 
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über Mals und Gewicht im Grolsfürstentum Finnland die aus- 
schlielsliche Anwendung des metrischen Systems im allgemeinen 
Verkehr vom 1. Januar 1892 an festgesetzt worden ist, wo- 
gegen die in Art. 31 der Vorlage gleichfalls aufgenommenen 
Malse Arschin und Werschock im Lande imbekannt sind — 
die Stände es nicht für erforderlich, geschweige denn für 
sachgemäls erachtet haben, in den vorliegenden Paragraphen 
zwecks Angabe des obenerwähnten Längenmaises auch ein 
anderes System als das metrische aufzunehmen. 

Der letzte Teil von Art. 31 der Allerhöchsten Vorlage 
entspricht dem § 26 des gegenwärtigen Wehrpflichtgesetzes, 
giebt aber darüber hinaus die Vorbereitungen an, welche der 
Ausfertigung sowohl der Vorschriften über Messung und 
Besichtigung als auch der Angaben über die körperlichen 
Gebrechen und Krankheiten, welche eine Befreiung vom 
Militärdienst mit sich führen, vorausgehen müfsten. Obgleich 
eine Bestimmung über Anhörung der Medizinaldirektion bei 
Angelegenheiten der vorliegenden Art nichts Neues enthält, 
da ein Gutachten der besagten Behörde bei derartigen Fragen 
auch bisher eingeholt worden ist, hat man doch erachtet, 
dafs eine ausdrückliche Vorschrift hierüber billigerweise in 
das Wehrpflichtgesetz aufzunehmen sei^ aulserdem hielt man 
es für nötig, dafs dem Senat im Einvernehmen mit dem 
Generalgouverneur die Ausfertigung der in Frage stehenden 
Vorschriften und Angaben zukäme. In Übereinstimmung 
hiermit ist § 25 des Wehrpflichtgesetzes der erforderlichen 
Umformulierung unterworfen worden. 

In diesem Zusammenhange haben die Stände ihre Auf- 
merksamkeit auch auf eine, wider die in Finnland geltenden 
Besichtigungsvorschriften häufig vorgebrachte Bemerkung 
richten zu sollen geglaubt. Aus dem Umstände, dafs in Finn- 
land ungefähr 60 ° /o der gestellungspflichtigen Wehrpflichtigen 
zum Militärdienst untauglich erklärt werden, wogegen die 
entsprechende Ziffer für das Kaisertum angeblich bedeutend 
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niedriger sein soll, ist nämlich der Schlufs gezogen worden, 
dafs das der Allerhöchsten Bekanntmachung vom 20. März 
1894 betreffs Besichtigung von Wehrpflichtigen beigefügte Ver- 
zeichnis über solche körperliche Gebrechen und Krankheiten, 
welche eine vollständige Befreiung vom Militärdienst mit 
sich bringen, nach unrichtigen Grundsätzen aufgestellt wäre, 
sowie eine Umarbeitung, gemäfs den Anweisungen des Kriegs- 
ministeriums, erforderte. 

Hierbei ist jedoch vor allem in Betracht zu ziehen, dafs, 
da in Finnland die Besichtigung der Auslosung vorangeht, 
während in Rufsland die umgekehrte Ordnung befolgt wird, 
ein direkter Vergleich zwischen den gewonnenen statistischen 
Resultaten nicht anders als im höchsten Grade irreleitend 
werden kann. Wie auch immer die Vorteile und Nachteile 
der beiden Systeme im übrigen beurteilt werden mögen, so 
kann es doch keinem Zweifel unterliegen, dafs, wenn alle 
Gestellungspflichtigen nacheinander einer genauen , nach 
gleichen Regeln vorgenommenen ärztlichen Besichtigung, wie 
es in Finnland der Fall ist, unterworfen werden, die Resultate 
sicherer werden und leicht zu kontrollieren sind. Eine zu- 
verlässige statistische Untersuchung über die Kassationsgründe 
ist dagegen nicht möglich, wenn, wie dies im Kaisertum der 
Fall zu sein scheint, nur ein Teil der Gestellungspflichtigen 
einer strengeren Besichtigung unterworfen, der Rest hingegen 
teils gar nicht untersucht, teils aber nur auf Grund der äufseren 
Erscheinung angenommen oder kassiert wird. Dafs imter solchen 
Verhältnissen der Kassationsprozentsatz bei der Gestellung ein 
verhältnismäfsig niedriger werden mufs, ist selbstverständlich. 
Das scheinbar vorteilhafte Resultat, welches man auf diese 
Weise erhält, wird jedoch durch den Umstand aufgewogen, 
dafs ein nicht geringer Teil derjenigen, die keiner voll- 
ständigen Besichtigung bei der Gestellung unterworfen gewesen 
sind, später, wenn sie zum Dienst einberufen werden, als zum 
Militärdienst untauglich kassiert werden mufs. 
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Es ist also zunächst eine Vergleichung der in Finnland 
und Ruisland festgesetzten Kassationsgründe, wodurch sich 
eine Feststellung darüber erzielen lälst, ob in dem einen Lande 
grölsere Erleichterungen gewährt worden sind als in dem 
anderen. In dieser Hinsicht bezeugen Fachleute, dafs, wenn 
auch hierbei Verschiedenheiten vorkommen, die durch lokale 
Verhältnisse bedmgt sind, die genannten Vorschriften doch im 
allgemeinen gleichartig sind. Allein wie grols auch immer die 
Übereinstimmimg in Bezug auf die gegebenen Vorschriften 
sein mag, so müssen sich die Resultate doch ungleich gestalten. 
So ist z. B. Skorbut ein für grolse Teile von Rufsland be- 
sonders häufiger Kassationsgrund, wogegen diese Krankheit 
in Finnland gar nicht vorkommt. Allgemeine körperliche 
Schwäche wiederum ist bei finnländischen Wehrpflichtgen 
ein so gewöhnlicher Kassationsgrund, dafs beinahe ein Viertel 
von sämtlichen Kassationsfällen unter dieser Rubrik aufgeführt 
wird; der Versuch aber, durch eine Abänderung der gegen- 
wärtig in Bezug auf die Befreiung von der Absolvierung der 
Wehrpflicht befolgten Grundsätze die auf der ebengenannten 
Ursache beruhenden Kassationen zu vermindern, wäre nicht 
nur unbillig, sondern auch unmöglich. 

Aus der zu Gebote stehenden fachmännischen Unter- 
^uchimg scheint nämlich hervorzugehen, dafs die Erzielung 
irgend eines derartigen Resultats sich nicht durch administra- 
tive Vorschriften bewerkstelligen lassen würde. Sorgfältige 
Untersuchungen, die während des Jahres 1898 angestellt und 
deren Resultate publiziert wurden, ergeben, dafs der hohe 
Kassationsprozentsatz bei der Besichtigung der finnländischen 
Wehrpflichtigen nicht niedriger werden kann, weil der vor- 
herrschende Kassationsgrund, allgemeine Schwäche, allzu 
typisch und verbreitet ist, als dafs der besichtigende Arzt sich 
dabei in irgend einer Weise irren könnte. Während bei voll- 
kommen ausgebildeten und gesimden Jünglingen ein Körper- 
gewicht von 50—60 Kilogranmi und eine Brustweite von 
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82— 84 Centimetem von Fachleuten als ein Minimum angesehen 
wird, ergaben Messungen, welche bei der Aushebung vom 
Jahre 1898 an sämtlichen im erwähnten Jahre in Finnland 
besichtigten Wehrpflichtigen vorgenommen wurden, dals die 
wegen allgemeiner Schwäche Kassierten in Bezug auf Körper- 
gewicht als auch an Umfang über Brust und Bauch, sowie 
des Oberarmes und Schenkels so sehr hinter dem Normalmafse 
zurtickblieben, dafs ihre körperliche Schwäche und ihre Unfähig- 
keit zur Absolvierung des Militärdienstes nicht im geringsten 
bezweifelt werden konnte. Auf Grund eines schon gewonnenen, 
vollkommen sicheren Untersuchungsergebnisses mufs es als 
feststehend angesehen werden, dafs in Finnland von dem aus 
21000—22 000 Mann bestehenden Jahresaufgebot nur 8000 
bis 9000 die physischen Bedingungen erfüllen, die als not- 
wendige Voraussetzungen für Diensttauglichkeit gelten müssen. 
Nur verbesserte ökonomische und hygieinische Zustände können 
hierin allmählich eine Veränderung zuwege bringen. 

Der erste Absatz von § 24 des gegenwärtigen Wehrpflicht- 
gesetzes entspricht dem Art. 32 der Allerhöchsten Vorlage; 
während jedoch nach besagtem Paragraphen ein Wehrpflichtiger, 
dessen Eintritt in den Dienst wegen mangelhafter körperlicher 
Entwickelung oder wegen Krankheit zweimal hinausgeschoben 
worden ist, später, wenn er fortdauernd zum Militärdienst un- 
tauglich befunden wird, vollständig befreit werden mufs, wäre 
nach der Vorlage eine solche Person künftig bei der Land- 
wehr einzuschreiben, wofern sie der äufseren Erscheinimg nach 
als waffenfähig angesehen werden würde. Diesen Vorschlag 
der Vorlage haben die Stände jedoch ihrerseits nicht für an- 
nehmbar befunden, weil nach Ansicht der Stände der Militär- 
dienst anderen Personen als denen, die hierzu vollkommen 
tauglich befunden werden, billigerweise in keiner Form auf- 
erlegt werden dürfte. 

Dafs der zweite Absatz des vorliegenden § 24 nicht in die 
Allerhöchste Vorlage aufgenommen worden ist, erklärt sich 
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durch den Vorschlag der Vorlage, dals der Besichtigung die 
Auslosung vorangehen solle. Da indessen die Stände aus 
Gründen, welche weiter unten angeführt werden, erachtet 
haben, dafs das in Finnland zur Zeit geltende Aushebung&- 
system, nach welchem die Besichtigung vor der Auslosung 
geschieht, nach wie vor beizubehalten sei, ist der hier in 
Frage stehende Absatz im Gesetze stehen geblieben. 

Irgend eine Bestimmung, die dem dritten Absatz des er- 
wähnten § 24 entspricht, ist ebensowenig in die Allerhöchste 
Vorlage aufgenommen worden, und würde die Folge hiervon 
sein, dafs die volle Dienstzeit für einen Wehrpflichtigen be- 
rechnet werden müfste, der auf Grund der in besagtem 
Paragraphen erwähnten Ursachen später als derjenige Jahr- 
gang, mit welchem zusammen er ausgehoben war, zur 
Dienstleistung einberufen worden ist. Da nun aber im vor- 
liegenden Falle der Aufschub des Eintritts in den Dienst weder 
auf einem Gesuch des Ausgehobenen beruhte noch auch 
durch irgend ein Verschulden seinerseits verursacht wurde, 
hat man es für gerechter angesehen, dafs er im Dienste nicht 
länger zurückbehalten wird als diejenige Zeit, welche bei 
seinem Eintritt in denselben für den Jahrgang, dem er an- 
gehört, noch übrig ist. 

Mit Rücksicht auf alle diese Umstände haben die Stände 
§ 24 des jetzigen Wehrpflichtgesetzes unverändert beibehalten. 

Die Bestimmungen von § 26 des Wehrpflichtgesetzes über 
Vergünstigungen bei Absolvierting der Wehrpflicht auf Grund 
von Familienverhältnissen sind in der Allerhöchsten Vorlage 
höchst wesentlichen Abänderungen unterworfen worden. Wäh- 
rend nämlich nach dem erwähnten Paragraphen alle diejenigen 
Personen, welche sich in solchen Familienverhältnissen befinden, 
dafs sie infolgedessen als zu einer Vergünstigung berechtigt 
angesehen werden, dieselbe unter allen Umständen geniefsen, 
würden diese Personen nach Art. 33 der Allerhöchsten Vorlage 
in drei Kategorien eingeteilt werden, wonach laut Art. 107 

D. Aufserord. Finnl. Landtag. Xo 
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künftig nur Personen, die der ersten Kategorie angehören, zu einer 
unbedingten Vergünstigung berechtigt wären, während die 
zweite und die dritte Kategorie eine Erleichterung nur für den 
Fall geniefsen würden, dafs man die nötige Anzahl Rekruten 
auch ohne Einberufung dieser Kategorien aus dem Bezirk be- 
kommen könnte. Die erwähnte, dem im Kaisertum geltenden 
Wehrpflichtgesetze entliehene Einteilung der betreffenden Per- 
sonen in Kategorien wäre in dem Falle nötig, dafs, wie Art. 107 
voraussetzt, möglicherweise ein Bedürfnis entstehen könnte, 
auch einen Teil dieser Personen behufs Vervollständigung des 
bestimmten Jahreskontingents zum Militärdienst einzuberufen. 
Da die Stände jedoch die Beibehaltung der Bestimmimg des 
gegenwärtigen Wehrpflichtgesetzes beschlossen haben, wonach 
die Verteilung des Kontingents auf die verschiedenen Bezirke 
erst nach der Aushebung und nicht, wie in Rufsland, vor 
derselben zu geschehen hat, und da die für die Ergänzung 
der aktiven Truppen erforderliche Anzahl junger Leute nur 
einen Teil der bei der Besichtigung diensttauglich Befundenen 
ausmacht, ist man der Ansicht gewesen, dafs die in Frage 
stehende Einteilung in Finnland jeder praktischen Bedeutung 
entbehre und daher nicht in das Gesetz aufzunehmen sei. 

Aus der sonstigen Vergleichung der Bestimmungen von 
§ 26 des Wehrpflichtgesetzes mit den entsprechenden Stipulationen 
der Allerhöchsten Vorlage erhellt, dafs 'das in Finnland bei 
Bewilligung von Vergünstigungen befolgte System teilweise 
strenger ist als das in der Vorlage vorgeschlagene. So sind 
nach erwähntem § 26 die Gründe für Vergünstigungen etwas 
weniger zahlreich als in der Vorlage, und in den Fällen, die 
im zweiten Absatz des erwähnten Paragraphen unter Punkt 
a) bis c) aufgenommen sind, ist als Bedingung für den Genufs 
der Befreiung festgesetzt, dafs derjenige, welcher Ansprüche 
auf eine Vergünstigung erhebt, die hauptsächliche Stütze der 
Familie sein mufs, während die Vorlage für diese Fälle keinen 
solchen Vorbehalt vorschreibt. Nun haben aber die Stände 
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erachtet, dafs die diesbezüglichen Bestimmungen des gegen- 
wärtigen Gesetzes — abgesehen davon, dals dieselben nach An- 
sicht der Stände, im Anschluls an den Vorschlag in Punkt e) 
des ersten Absatzes von Art. 33 der Allerhöchsten Vorlage, 
durch eine Bestimmung ergänzt werden mülsten, des Inhalts, 
dafs ein unehelicher Sohn, welcher allein seine Mutter versorgt, 
zu der in § 26 erwähnten Befreiung berechtigt wäre — im 
übrigen eine gebührende Berücksichtigung der Anforderungen 
der Familienverhältnisse in sich schliefsen und auch wohl keinen 
Anlafs zu befugten Beschwerden gegeben haben dürften. Da es 
aufserdem von besonderer Wichtigkeit ist, dafs Bestimmungen 
wie die hier in Frage stehenden klar und deutlich sind, damit 
die grofse Menge mit ihnen wohlvertraut werden kann, und da 
die betreffenden Vorschriften des gegenwärtigen Gesetzes für 
viel übersichtlicher angesehen werden müssen als die ent- 
sprechenden Bestimmungen der Allerhöchsten Vorlage, so sind 
besagte Vorschriften zwar durch eine Bestimmung in dem 
eben angedeuteten Si'nne ergänzt, im übrigen aber in der Form 
beibehalten worden, in welcher sie sich in § 26 des Wehr- 
pflichtgesetzes abgefafst finden. Doch ist der Ingreis des er- 
wähnten Paragraphen wie auch der Schluls von Anmerkung 3 
desselben der durch den Beschlufs der Stände über die Organi- 
sation des finnländischen Militärs erforderlichen Umredigierung 
unterzogen, sowie daneben in Punkt a) des zweiten Absatzes 
das Wort »verkrüppelt« durch den mehr sachgemäfsen Aus- 
druck »arbeitsunfähig« ersetzt worden. 

In den §§27 und 28 des Wehrpflichtgesetzes haben die • 
Stände nur solche Abänderungen vorgenommen, die durch den 
Beschlufs der Stände betreffs Reorganisation der Reserve und 
der Landwehr bedingt wurden, bei welcher Gelegenheit dem 
§ 28 auch eine ergänzende Bestimmung hinzugefügt worden ist, 
die der Möglichkeit vorzubeugen bezweckt, dafs zwei Personen 
die Dienstleistung unter sich in der Weise verteilen könnten, 
dafs die eine während eines Teiles der festgesetzten Zeit und 
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die andere, welche später an ihre Stelle treten würde, während 
des Restes jener Zeit diente. Man hat erachtet, dafs die in 
Finnland herrschenden Verhältnisse eine Erweiterung der Be- 
stimmungen des gegenwärtigen Gesetzes in dem Sinne, wie 
die entsprechenden Artikel 38 und 39 der Vorlage enthalten, 
nicht bedingen. 

Der erste Absatz von § 29 des gegenwärtigen Wehr- 
pflichtgesetzes ist nach Meinung der Stände dem entsprechenden 
Art. 41 der Vorlage vorzuziehen, da im erwähnten Absatz die 
Bewilligung eines Aufschubs in jedem einzelnen Fall von einer 
Prüfung abhängig gemacht ist und hierdurch eine grölsere 
Garantie für Gerechtigkeit gewonnen wird als durch im 
voraus festgestellte Bestimmungen. In Anbetracht der grofsen 
Schwierigkeiten, mit denen das Hauptgewerbe des Landes, der 
Ackerbau, zu kämpfen hat, haben die Stände aufserdem be- 
funden, dafs die Bestimmung im zweiten Absatz dieses Para- 
graphen, welcher Absatz auf dem Landtage von 1877 — 1878 
infolge einer vom Bauernstände diesbezüglich gestellten For- 
derung entstand, auf einer nicht nur vollkommen berechtigten, 
sondern auch nötigen Fürsorge für dieses Gewerbe beruhe. 
Die Stände haben daher § 29 des Wehrpflichtgesetzes un- 
verändert beibehalten. 

Aus einer Vergleichung der Bestimmungen des gegen- 
wärtigen Wehrpflichtgesetzes über Aufschub und Vergünsti- 
gung auf Grund des Bildungsgrades mit den entsprechenden 
Bestimmungen der Allerhöchsten Vorlage geht hervor, dafs die 
ersteren im allgemeinen strenger sind als die in der Vorlage 
enthaltenen Vorschriften. So wird nach § 30 des Wehrpflicht- 
gesetzes ein Aufschub behufs Fortsetzung der Studien nicht 
für längere Zeit als höchstens drei Jahre bewilligt, während 
die Allerhöchste Vorlage in dieser Hinsicht die Wehrpflichtigen, 
je nach der Art der Lehranstalt, in welcher sie Unterricht ge- 
nielsen, in drei verschiedene Kategorien teilt, sowie für diese 
verschiedenen Kategorien einen Aufschub von verschieden 
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langer Dauer bis zum Höchstbetrage von sechs Jahren ge- 
währt. Ein Aufschub von höchstens drei Jahren hat sich 
indessen in Finnland im allgemeinen als genügend erwiesen, 
und es dürfte wohl ebensowenig einem Zweifel unterliegen, 
dafs vermöge einer genauen Prüfung in jedem einzelnen Fall 
eine gerechtere Lösung der Frage, betreffend den Aufschub 
behyfs Fortsetzung der Studien, sich an der Hand der dies- 
bezüglich zur Zeit geltenden Bestimmungen erzielen lassen 
wird, als wie es an der Hand der Vorschriften der Aller- 
höchsten Vorlage der Fall werden könnte. 

Vor allem ist zu beachten, dafs die Einteilung der 
betreffenden Lehranstalten in verschiedene, streng begrenzte 
Kategorien — ganz abgesehen von der Schwierigkeit, eine 
vollkommen gerechte Verteilung zuwegezubringen — fühlbare 
Ungerechtigkeiten bei der Anwendung der Bestimmungen über 
Gewährung von Aufschub mit sich führen könnte, da der 
Zeitpunkt des Eintritts der Schüler in jene Lehranstalten und 
des Austritts aus denselben infolge ökonomischer und anderer 
Verhältnisse ein sehr verschiedener ist. Die gegenwärtig 
geltende Schulordnung vom 8. August 1872 stellt in § 20 
ein Alter von 9 — 12 Jahren als Bedingung für den Eintritt 
in eine Elementarschule fest, gestattet jedoch den Vorstehern 
der Schule ausnahmsweise auch die Aufnahme älterer Schüler. 
Für den Eintritt in die Volksschullehrerseminare ist ein 
Mindestalter von 18 Jahren festgestellt, allein viele Schüler 
sind beim Eintritt in die Seminare bedeutend älter; unter den 
jetzigen Verhältnissen dürfte man 20 Jahre als Durchschnitts- 
alter beim Eintritt bezeichnen können. Es ist also klar, dafs 
auch beim Austritt aus den Lehranstalten die Schüler ein 
verschiedenes Alter haben; und ein nach den Kursen der 
verschiedenen Lehranstalten bemessener, im voraus bestimmter 
Aufschub des Diensteintrittes würde folglich in vielen Fällen 
sehr unbillig sein. 

Es ist offenbar, dafs die Aufnahme aller der verschiedenen 
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Lehranstalten des Landes in das Gesetz auf besonders grofse 
Schwierigkeiten stolsen würde, da fortwährend neue An- 
stalten entstehen, während ältere mit ihrer Thätigkeit aufhören. 
Andererseits wäre es jedoch auch — mit Rücksicht auf die Be- 
deutung der allgemeinen staatsbürgerlichen Rechte, welche von 
dem in den verschiedenen Lehranstalten genossenen Unter- 
richt abhängig sind — in hohem Grade unsachgemäls, wenn 
das Gesetz nur auf ein V^erzeichnis dieser Lehranstalten 
hinweisen, die Aufstellung desselben aber den Verwaltungs- 
behörden überlassen würde. Viel zweckmäfsiger erschien es, 
in Übereinstimmung mit dem Verfahren des gegenwärtigen 
Gesetzes nur die verschiedenen Arten von Lehranstalten an- 
zugeben. Da jedoch einige der in § 32 des Wehrpflicht- 
gesetzes aufgezählten Lehranstalten jetzt bereits zu bestehen 
aufgehört haben, während andererseits mehrere neue Lehr- 
anstalten, besonders private, entstanden sind, ist eine Um- 
formulierung der Bestimmungen des genannten Paragraphen 
für erforderlich erachtet worden, besonders deshalb, damit das 
Gesetz selbst so allgemein wie möglich die Lehranstalten 
nach ihrem Zweck und nach dem Umfang der Kurse angäbe. 
Aus diesem Grunde ist § 32 umredigiert worden, wobei man 
es dem Senat überlassen hat, nicht nur, in Übereinstimmung 
mit den im Paragraphen angegebenen Principien, die ver- 
schiedenartigen Lehranstalten genauer auf die verschiedenen 
Kategorien zu verteilen, sondern auch vorkommendenfalls zu 
prüfen, welche Verkürzung der Dienstzeit demjenigen zu- 
kommen soll, der einen Kursus an einer russischen oder aus- 
ländischen Lehranstalt vollständig durchgemacht hat. 

Was schliefslich die in g 32 befindlichen Bestimmungen 
über die Länge der Dienstzeiten betrifft, so sind hierin keine 
anderen Abänderungen vorgenommen worden als diejenigen^ 
welche durch die verlängerte Dienstzeit bei der Reserve er- 
forderlich wurden. 

Bei Behandlung der Frage, betreffend die Befreiung vom 
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Militärdienst auf Grund des Berufes und Gewerbes, hat die 
Allerhöchste Verlage in Punkt 2) von Art. 51, welcher Artikel 
dem § 36 des Wehrpflichtgesetzes entspricht, auch den Pen- 
sionären der Kaiserlichen Kunstakademie und anderen Künstlern, 
die auf Staatskosten behufs Vollendung ihrer künstlerischen 
Ausbildung im Auslande weilen, eine solche Befreiung gewährt 
sehen wollen. Da nun aber eine derartige Erweiterung der 
betreffenden gegenwärtigen Bestimmungen nicht durch die 
Verhältnisse in Finnland geboten erschien, ist der ebengenannte 
§ 35 nur solchen Abänderungen unterworfen worden, die durch 
den Beschlufs der Stände über die Verlängerung der all- 
gemeinen Dienstzeit sowie über die Reorganisation der Reserve 
und der Landwehr bedingt wurden. 

Im Gegensatz zu dem in Art. 51 befindlichen Vorschlage 
der Allerhöchsten Vorlage involviert Art. 53, welchem Punkt 3) 
von § 36 des Wehrpflichtgesetzes entspricht, eine strenge 
Einschränkung der zur Zeit geltenden Befreiung auf Grund 
des Gewerbes. Dem letztgenannten Artikel zufolge würde näm- 
lich Matrosen auf Handelsschiffen künftig eine solche Befreiung 
überhaupt nicht mehr zuerkannt, sondern der Eintritt in den 
Militärdienst nur bis zum Ablauf der Zeit ihres Dienst- 
kontrakts, jedoch keinenfalls über das 25. Lebensjahr hinaus 
aufgeschoben werden dürfen. Im Hinblick auf die grofse 
Bedeutung, welche die Schiffahrt für die ökonomische Ent- 
wickelung des Landes besitzt, ist es nun aber von besonderer 
Wichtigkeit, dals dieselbe nicht durch restriktive Gesetzes- 
bestimmungen gehemmt wird. Finnlands Bevölkerung hat 
sich stets mit Interesse der Schiffahrt gewidmet ; die Handels- 
flotte des Landes besorgt nicht nur einen grofsen Teil des 
Exports und Imports des Landes, sondern durchfurcht auch 
im Dienste der ausländischen Frachtfahrt alle Meere; Offi- 
ziere und Mannschaften haben der Flagge, unter welcher 
sie segelten, durch anerkannte Tüchtigkeit Ehre gemacht. 
Soll solches auch in Zukunft der Fall sein und ein für das 
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Land wichtiger Erwerbszweig keinen Abbruch erleiden, so 
darf der Seemann in den für seine fachmännische Ausbildung 
wichtigsten Jahren nicht seiner Thätigkeit entrissen werden. 
Es läge denn auch ein begründeter Anlafs zu der Befürchtung 
vor, dafs die Matrosen auf Handelsschiffen, falls das den besagten 
Personen im gegenwärtigen Gesetze zuerkannte Recht auf 
Befreiimg ihnen genommen würde, zimi Nachteil für die 
Schiffahrt des Landes sich künftig durch Flucht ihren an- 
gedeuteten Verpflichtungen zu entziehen versuchen würden, 
besonders da es an Gelegenheit zu einem solchen Auswege 
keineswegs fehlt. Die Stände haben daher erachtet, dafs den 
Matrosen auf Handelsschiffen ihr Recht auf Befreiung von 
der Absolvierung der Wehrpflicht nach wie vor unversehrt 
erhalten bleiben mufs. 

Dagegen erschien es nicht notwendig, zur Bekräftigung 
des in Punkt 1) des vorliegenden § 36 angedeuteten Dienst- 
verhältnisses Zeugnisse sowohl von Reedern als auch von 
Seemannsämtem einzufordern, sondern ist, besonders da die 
Musterung in der Regel durch Vermittelung von Seemanns- 
ämtem geschieht, ein Zeugnis von einer derartigen Anstalt 
allein als für den betreffenden Zweck genügend angesehen 
worden. Indem infolgedessen eine kleine Ausschliefsung aus dem 
besprochenen Punkt 1) gemacht wurde, ist § 36 im übrigen 
nur solchen Veränderungen unterworfen worden, welche durch 
den Beschlufs der Stände über die Verlängerung der Dienst- 
zeit sowie über die Reorganisation der Reserve und der Land- 
wehr bedingt wurden. 

Kapitel VI. 

Da die Einwohnerziffer von Helsingfors, welches einen be- 
sonderen Aushebungsbezirk bildet, jetzt die Zahl 50 000 — d. h. 
die höchste Anzahl von Personen, welche ein Aushebungsbezirk 
nach den Bestimmungen von § 38 des Wehrpflichtgesetzes, so 
wie dieser Paragraph in dem Gesetz vom 20. November 1882 
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lautet, umfassen darf — bedeutend übersteigt, ist ein Zusatz 
zur genannten Bestimmung nötig befunden worden. Aus diesem 
Grunde ist in Art. 55 der Allerhöchsten Vorlage vorgeschlagen 
worden, dafs eine Stadt, deren Bevölkerung 50 000 Personen 
männlichen Geschlechts übersteigt, in mehrere Aushebungs- 
bezirke eingeteilt werden soll. Die Bestimmung, dafs diese 

r 

Teilung von der Anzahl Personen männlichen Geschlechts 
abhängig sein solle, läfst sich jedoch nicht mit der allgemeinen 
Regel vereinigen, dafs die Einwohnerzahl und nicht die 
Ziffer der männlichen Bevölkerung die Grundlage für die Ab- 
grenzung ausmacht. Mit Rücksicht hierauf, und weil die 
Teilung einer Kommune in mehrere Aushebimgsbezirke un- 
zweifelhaft grofse Ungelegenheiten mit sich führen würde, 
da es äufserst schwierig wäre, von allen Umzügen aus einem 
Teile der Kommune in einen anderen sich Kenntnis zu 
verschaffen, haben die Stände erachtet, dafs dem § 38 des 
Wehrpflichtgesetzes ein Zusatz hinzuzufügen sei, des In- 
halts, dafs eine Stadtkommune mit einer Bevölkerung von 
mehr als 50 000 Einwohnern ein einziger Aushebungsbezirk 
bleiben solle. Dagegen ist irgend eine solche Bestimmung 
in Bezug auf Landkommunen nicht für nötig gehalten worden, 
da die allerhöchste Einwohnerzahl einer Landkommune zur 
Zeit nicht einmal 20000 Personen erreicht. 

ESe in Absatz 2 von Art. 57 der Allerhöchsten Vorlage 
befindliche Bestimmung betreffs Einsendung von Angaben 
über die Aushebungsbezirke an den Kriegsminister haben die 
Stände so beschaffen befunden, dafs dieselbe, wenn es für 
nötig erachtet würde ,• füglich auf administrativem Wege er- 
lassen werden könnte, und ist daher eine Bestimmung zu dem 
in besagtem Absatz angegebenen Zwecke nicht in den Gesetz- 
entwurf aufgenonmien worden. 

Dafs der Kriegsminister, der ja auch der Allerhöchsten 
Vorlage gemäfs sich nicht mit der Feststellung der Aushebungs- 
bezirke zu befassen hätte, ebensowenig die Frage betreffs 
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Veränderung eines schon festgestellten Aushebungsbezirks 
behandeln dürfte, ist für selbstverständlich erachtet worden, 
und haben infolgedessen die Stände die betreffende Bestimmung 
in Art. 58 der Vorlage nicht als eine notwendige Veranlassung 
zu irgend einer Abänderung von § 41 des Wehrpflichtgesetzes 
angesehen. 

Kapitel VII. 

Nach § 42 des Wehrpflichtgesetzes, so wie dieser Para- 
graph in dem Gesetz vom 25. Januar 1886 lautet, ist die 
erste Instanz zur Behandlung von Wehrpflichtfragen in Finn- 
land die Ersatzkommission, welche folgendermafsen funktioniert : 
während der Zeit zwischen den Aushebungen vermittelst des 
sog. ständigen Teiles der Kommission und zur Zeit der Aus- 
hebungen als verstärkte Ersatzkommission. In den kleineren 
Provinzen wird nur eine einzige Ersatzkommission gewählt, 
welche also für sämtliche Aushebungsbezirke der Provinz 
gemeinsam ist, wogegen die gröfseren Provinzen in zwei 
Kreise eingeteilt sind, für welche je eine Ersatzkommission 
eingesetzt wird. Der ständige Teil der Ersatzkommission 
besteht aus einem vom Senat ernannten Kriegskommissar, 
welcher Vorsitzender der Kommission ist, sowie einem vom 
Gouverneur hierzu verordneten, juristisch gebildeten Sekretär* 
Die verstärkte Ersatzkommission andererseits besteht aus den 
zum ständigen Teil der Kommission gehörenden Mitgliedern 
nebst einem von den zuständigen Militärbefehlshabem aus- 
ersehenen militärischen Mitglied, sowie aus je drei, für jede 
der zu den betreffenden Aushebungsbezirken gehörenden 
Kommunen gewählten Mitgliedern, welche nur in den ihre 
eigene Kommune berührenden- Fragen Stimmrecht haben. 
Die kommunalen Mitglieder werden von den verschiedenen 
Kommunen gewählt, jedoch so, dals in einer Landkommune 
der Vorsitzende des Kommunalrats (kommunainämd) eo ipso 
Mitglied der Ersatzkommission ist. 
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Nach dem Vorschlage von Art. 60 der Allerhöchsten Vor- 
lage würde die erste Instanz in Wehrpflichtangelegenheiten aus 
der ^Distriktskonmlission€ bestehen, und würden in betreff der 
Wirksamkeit und Zusammensetzung dieser Kommission folgende, 
von den obengenannten Bestimmungen des Wehrpflichtgesetzes 
teilweise sehr wesentlich abweichende Bestimmungen gelten: 

1) Jede Provinz müfste einen oder zwei »Aushebungs- 
distrikte c imifassen und für jeden Aushebungsdistrikt eine 
Distriktskommission eingesetzt werden. 

2) Die Distriktskommission würde künftig aus einem sog. 
Distriktsmilitärbefehlshaber, als Vorsitzendem, sowie aus folgen- 
den Mitgliedern bestehen : a) einem von den zuständigen Militär- 
befehlshabem ernannten Offizier; b) einer vom Gouverneur 
unter den Mitgliedern der Kommunalräte oder unter den Stadt- 
verordneten des Distrikts ausersehenen Person, sowie c) einer 
gleichfalls vom Gouverneur dazu verordneten, juristisch ge- 
bildeten Person, welche zugleich »Expeditionssekretärc der 
Kommission wäre. 

3) Bei den Zusammenkünften der Distriktskommission 
in den verschiedenen Aushebungsbezirken müfste dieselbe ver- 
stärkt werden: a) durch zwei Mitglieder, welche, falls der 
Aushebungsbezirk nur eine Kommune umfafst, von Stadt- 
verordneten oder in einer Kommunalratsversammlung, wenn 
aber der Aushebungsbezirk aus mehreren Kommimen bestände, 
in einer gemeinsamen Versammlung der Kommunalräte der 
zum Bezirk gehörenden Kommunen gewählt worden sind, imd 
b) durch einen vom Gouverneur ernannten Polizeibeamten. 

Gegen diesen Vorschlag, betreffend die Zusanunensetzung 
der Distriktskommission, läfst sich nach Ansicht der Stände 
einwenden, dafs, da das Ersatzwesen in Finnland, genau 
so wie im Kaisertum, den Civilbehörden subordiniert ist, der 
Posten des Vorsitzenden der Kommission, so wie es auch in 
Ruisland der Fall ist, gleichfalls von einer Civilperson be- 
kleidet werden müfste, da im entgegengesetzten Falle, d. h. 
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wenn eine Militärperson Vorsitzender der Kommission werden 
würde, dieses möglicherweise Anlals zu Kompetenzkonflikten 
und anderen Verwickelungen zwischen den Civil- und Militär- 
behörden geben könnte. Im Kaisertum entspricht der finn- 
ländischen Ersatzkommission die Bezirks- oder Kreiskommission, 
und zwar wird das Präsidium in derselben nicht vom Distrikts- 
militärbefehlshaber, sondern vom Adelsmarschall eingenommen, 
während der Distriktsmilitärbefehlshaber nur Mitglied der 
Kommission ist. Obwohl die Art der der Ersatzkonunission 
obliegenden Wirksamkeit — nämlich die Behandlung von 
Fragen, welche die allgemeinen Pflichten und Rechte der 
Staatsbürger hinsichtlich der Absolvierung der Wehrpflicht be- 
treffen — unzweifelhaft so beschaffen ist, dafs die Kommission 
als Civilbehörde betrachtet werden mufs, würde doch eine 
Organisation, nach welcher sowohl der Vorsitzende als auch 
das von den Militärbefehlshabem ernannte ständige Mitglied 
der Kommission Offiziere wären, der Komimission den 
Charakter einer militärischen Institution verleihen. Eine 
derartige Organisation aber würde aufserdem, da das Land 
gegenwärtig in dreizehn Aushebimgskreise eingeteilt ist, 
dahin führen, dafs 26 Offiziere der finnländischen Truppen 
während des ganzen Jahres als ständige Mitglieder an die 
Ersatzkommission gebunden wären, während gegenwärtig 
nur die Hälfte, und zwar blofs während der Zeit des Aus- 
hebungen, d. h. alljährlich ungefähr zwei Monate, in An- 
spruch genommen ist. 

Gemäfs dem für den Senat festgestellten Reglement be- 
sitzt der Generalgouvemeur, welcher nach dem gegenwärtigen 
Wehrpflichtgesetz Oberbefehlshaber der finnländischen Truppen 
ist und dies auch nach dem von den Ständen angenommenen 
Gesetz künftig in der Regel sein würde, und der also in 
dieser seiner Eigenschaft in letzter Hand die militärischen 
Interessen im Lande vertritt, einen entscheidenden Einflufs 
auf die Ernennung der Kriegskommissare. Nach der Aller- 
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höchsten Bekanntmachung vom 14. Dezember 1885 sollen 
aufserdem * die Kriegskommissarsstellen vorzugsweise mit ge- 
wesenen Offizieren besetzt werden, die als zu diesen Ämtern 
vollkommen geeignet angesehen werden. Unter solchen Ver- 
hältnissen, und auch im Hinblick darauf, dals, wenngleich 
die Instruktionen für die Ersatzkommissionen sowie femer die 
Formulare, welche diese Behörden bei der Behandlung der 
Fragen befolgen sollen, laut § 49 des Wehrpflichtgesetzes 
vom Senat festgestellt werden, diese Fragen dennoch — dem 
von den Ständen dem dritten Absatz von § 119 gegebenen 
Wortlaute gemäls — dem Kriegsminister zur Kenntnisnahme 
mitgeteilt werden können, hat man die militärischen Interessen 
als in der Ersatzkommission hinreichend berücksichtigt an- 
gesehen. Letzeres um so mehr, als während der Zeit der 
Aushebungen ein militärisches Mitglied der Kommission an- 
gehört und es aufserdem den zuständigen Militärbefehlshabem 
unbenommen ist, auch während der Zeit zwischen den einzelnen 
Aushebungen die Thätigkeit der Ersatzkommission inspizieren 
zu lassen. Hierbei ist auch zu beachten, dafs das der verstärkten 
Ersatzkommission gegenwärtig angehörende militärische Mit- 
glied nach § 42 des Wehrpflichtgesetzes, so wie dieser Para- 
graph lautete, bevor er durch das obenerwähnte Gesetz vom 
25. Januar 1886 einer Abänderung unterzogen wurde, dem 
ständigen Teil der Ersatzkommission angehörte, dafs aber 
durch jenes Gesetz der genannte Zustand dahin abgeändert 
wurde, dafs die Beteiligung des militärischen Mitgliedes an 
den Amtsgeschäften der Ersatzkommission auf die Zeit der 
Vollziehung der Aushebung selbst beschränkt wurde. In der 
auf dem Landtage von 1885 den Ständen übergebenen Aller- 
höchsten Vorlage No. 30, betreffend unter anderem die 
Abänderung von vorerwähntem § 42 des Wehrpflicht- 
gesetzes, — einer Vorlage, welche in dem hier in Frage 
stehenden Teile von den Ständen ohne jede Anmerkung ge- 
nehmigt wurde — ward als Stütze für die in Vorschlag 
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gebrachte Abänderung hervorgehoben, wie der Umstand, dab 
das militärische Mitglied dem ständigen Teile der Ersatz- 
kommission angehörte, verschuldet habe, dafe dasselbe oft gänz- 
lich seinem eigentlichen Dienst bei der Truppe entzogen 
worden sei, und dafs die Geschäfte, welche während der Zeit 
zwischen den Aushebungsterminen dem ständigen Teile der 
Ersatzkommission oblägen, so beschaffen wären, dafs weder 
die Teilnahme eines militärischen Mitgliedes noch über- 
haupt irgend eine kollegiale Behandlung dieser Geschäfte von 
nöten wäre^ sowie schliefslich , dafs die Kanzleiarbeiten, zu 
denen jenes Mitglied verwendet worden wäre, dem Kriegs- 
kommissar und dem Civilmitgliede tibertragen werden könnten, 
ohne dieselben ungebührlich zu belasten. Die Stände haben 
befunden, dafs die in der erwähnten Allerhöchsten Vorlage 
solchermafsen hervorgehobenen Gesichtspunkte nach wie vor 
volle Gültigkeit besitzen. 

Was die Zusammensetzimg der Kommission im übrigen 
betrifft, so ist femer hervorzuheben, dafs das Mitglied, welches 
laut der Allerhöchsten Vorlage aus den Kommunalrats- 
mitgliedem oder aus Stadtverordneten der zum Aushebungs- 
kreis bezw. -Distrikt gehörenden Konununen zu wählen wäre, 
gleichfalls künftig von seiner eigentlichen Thätigkeit abgehalten 
werden würde, weil es dem ständigen Teile der Kommission 
angehören würde; aufserdem könnte besagtes Mitglied nicht 
als Vertreter der kommunalen Interessen anderer Kommunen 
als seiner eigenen angesehen werden. 

Auch der Vorschlag der Vorlage betreffs Verstärkimg 
der Kommission durch kommunale Mitglieder ist als zu Aus- 
stellungen Anlafs gebend befunden worden. Der Aller- 
höchsten Vorlage zufolge würden besagte Mitglieder, falls 
der Aushebungsbezirk nur eine Kommune umfafst, aus dem 
Schofse von Stadtverordneten oder einer Konmiunalversamm- 
lung, wenn aber der Aushebungsbezirk aus mehreren Kommunen 
bestände, bei einer gemeinsamen Kommunalversammlung der- 
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selben gewählt werden. Nun umfassen aber sämtliche Aus- 
hebungsbezirke im Lande, mit Ausnahme von Helsingsfors, 
mehrere Kommunen; einige dieser Bezirke bestehen aus 10 
bis 15 oder sogar bis 18 Kommunen. Eine gemeinsame 
Kommunalversammlung einer solchen Menge von Kommunen 
zu Stande zu bringen, wäre natürlich nicht nur kostspielig, 
sondern zugleich auch mit grofsen Schwierigkeiten ver- 
bunden. Und wenn eine gemeinsame Versammlung zuguter- 
letzt zu Stande gekommen wäre und die betreffenden beiden 

Mitglieder gewählt worden wären, würden diese — gleich- 

• 

falls infolge der grofsen Anzahl der zum Aushebungsbezirk 
gehörenden Kommunen — in der Regel keine genügende 
Kenntnis über die Wehrpflichtigen anderer Kommunen als 
ihrer eigenen besitzen , so dafs der Nutzen , den die 
Kommission von diesen Mitgliedern hätte, recht gering wäre. 

Was schliefslich dasjenige Mitglied der Kommission be- 
trifft, welches, der Allerhöchsten Vorlage zufolge, vom 
Gouverneur aus der Mitte der Polizeibeamten zu wählen 
wäre, so hat man es für unsachgemäfs erachtet, dafs ein 
Repräsentant der Ordnungsmacht einer Kommission angehören 
solle, welcher ein gewisses Prüfungs- oder Richterrecht zu- 
käme. Aufserdem würde ein solches Mitglied imi so weniger 
in der Kommission erforderlich sein, als auch nach Art. 60 
Anm. 2 der Vorlage die betreffenden Krondistriktskommissare 
(kronolänsman) und Stadtfiskale oder Polizeikommissare ver- 
pflichtet wären, bei den Aushebungsterminen den Zusammen- 
künften der Kommission beizuwohnen, um auf ihnen die 
erforderlichen Aufschlüsse geben zu können. 

Beiläufig sei hier darauf hingewiesen, dafs § 48 des 
Wehrpflichtgesetzes den betreffenden Krondistriktskommissaren 
imd Stadtfiskalen die Verpflichtung auferlegt, bei den Aus- 
hebungen anwesend zu sein. Dagegen ist es nicht für not- 
wendig erachtet worden, für Polizeikommissare eine der- 
artige unbedingte Verpflichtung festzusetzen, da die Stadt- 
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fiskale hierbei die Anklagemacht repräsentieren und die 
vorgesetzte Behörde nötigenfalls zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung die Anwesenheit eines oder mehrerer Polizisten beim 
Aushebungsverfahren anordnen kann. 

In Anbetracht der oben dargelegten Umstände, und da 
die Zusammensetzung der gegenwärtigen Ersatzkommissionen 
keinen Anlafs zu befugten Anmerkungen gegeben hat, sondern 
diese Kommissionen im Gegenteil stets auf eine vollkommen 
zufriedenstellende und zweckentsprechende Weise fungierten, 
haben die Stände die Bestimmungen des Wehrpflichtgesetzes, 
betreffend nicht nur die Zusammensetzrmg der Ersatz- 
kommissionen, sondern auch die den Ersatzkommissionen ob- 
liegende Verteilung der Amtsgeschäfte zwischen dem ständigen 
Teile besagter Kommissionen und den verstärkten Ersatz- 
kommissionen, beibehalten zu müssen geglaubt. 

Die zweite Instanz bei Wehrpflichtangelegenheiten wird, 
sowohl nach dem gegenwärtigen Wehrpflichtgesetz als auch 
nach der Allerhöchsten Vorlage, durch die Provinzial-Oberersatz- 
kommission gebildet. Nach § 46 des besagten Gesetzes besteht 
diese Kommission aus dem Gouverneur, als Vorsitzendem, 
und aus dem Provinzialsekretär , einem Stabs- oder älteren 
Offizier der nächsten finnländischen Truppenabteilung, sowie 
zwei aus den Vorsitzenden der Kommunalräte der Provinz 
vom Gouverneur gewählten Personen als Mitgliedern. Die 
Sekretärgeschäfte in der Kommission werden von dem- 
jenigen besorgt, den der Gouverneur damit beauftragt. Laut 
Art. 59 der Allerhöchsten Vorlage würde die Zusammen- 
setzung der Provinzial-Oberersatzkommission einer Abänderung 
in der Weise unterworfen werden, dafs anstatt des oben- 
erwähnten Stabs- oder älteren Offiziers der Distriktsmilitär- 
befehlshaber als Mitglied der Kommission angehören mülste, 
sowie aulserdem der Sekretär, den die Vorlage auch hier 
»Expeditionssekretär« nennt, gleichfalls Mitglied der Kom- 
mission werden würde. Und würde diese Kommission folg- 
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lieh künftig aus sechs Mitgliedern bestehen, statt, wie das 
gegenwärtige Wehrpflichtgesetz besagt, aus fünf. 

Im Gegensatz zu dem Vorschlage, dals der Distrikts- 
militärbefehlshaber — welcher, wie oben angeführt, der Vor- 
lage zufolge den Vorsitz in der Distriktskommission haben 
müfste — zugleich Mitglied der Provinzial-Oberersatzkommission 
sein solle, haben die Stände in Betracht gezogen, wie voll- 
kommen unsachgemäfs und mit der im Lande herrschenden 
Rechtsauffassung keineswegs vereinbar es wäre, dafs einund- 
dieselbe Person diesen beiden Konmiissionen als Mitglied an- 
gehören soll, da sie ja solchergestalt künftig in der zweiten 
Instanz Angelegenheiten prüfen imd aburteilen würde, an deren 
Behandlung in erster Instanz sie bereits teilgenommen hätte. 
Im übrigen kann die Aufgabe, das militärische Element in der 
Konmiission auch weiterhin auf die bisherige Art und Weise zu 
repräsentieren, ohne Beschwerde von einem im Dienst stehenden 
Offizier erfüllt werden, der zu diesem Zwecke alljährlich vom 
Befehlshaber des finnländischen Militärs zur Provinzial-Ober- 
ersatzkonmiission als Mitglied abkommandiert wird. 

Unter solchen Verhältnissen, und da in den der Vorlage 
beigefügten 'Erläuterungen' kein Motiv für den Vorschlag, 
betreffend die Verstärkung der Mitgliederanzahl der Provinzial- 
Oberersatzkommission, angeführt worden ist, haben die Stände 
erachtet, dafs die Bestimmimgen des gegenwärtigen Gesetzes 
über die Zusammensetzung der Provinzial-Oberersatzkommission 
unverändert bleiben müssen. 

Was hierauf § 44 des Wehrpflichtgesetzes betrifft, so 
wie derselbe in dem Gesetz vom 25. Januar 1886 lautet, 
welcher Paragraph Angaben über die Obliegenheiten des 
ständigen Teiles der Ersatzkommission enthält, so ist, im 
Anschlufs an den Beschlufs der Stände in betreff der Re- 
organisation der Reserve und der Landwehr, der Punkt 5) des 
erwähnten Paragraphen teilweise umformuliert, sowie daneben 
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in Punkt 6) ein Zusatz über die der betreffenden Behörde in 
Bezug auf die Einberufung von Reservisten und Landwehr- 
männem zum aktiven Dienst oder zur Übung obliegende 
Pflicht eingefügt worden. Femer ist in einem besonderen 
Punkt des vorliegenden Paragraphen dem ständigen Teile 
der Ersatzkommission die Verpflichtung auferlegt worden, 
nach gebührender Vorschrift mit Reservisten solche Kontroll- 
versammlungen zu veranstalten, wie sie die Stände bei der Be- 
handlung von § 18 beschlossen haben. Schliefslich haben die 
Stände erachtet, dafs die — in § 6 Absatz 7 der am 21. Juli 1880 
für die Ersatz- und die Provinzial - Oberersatzkommissionen in 
Finnland erlassenen Allerhöchsten Instruktion — dem ständigen 
Teile der Ersatzkommission auferlegte Verpflichtimg, alljähr- 
lich für jeden Auslosungsdistrikt innerhalb des Aushebungs- 
bezirks eine allgemeine Stammrolle aufzustellen und dieselbe 
alsdann nach Malsgabe der erteilten Vorschriften zu führen, be- 
hufs Erzielung grölserer Übersichtlichkeit in den nämlichen § 44 
unter die übrigen, der in Frage stehenden Behörde zukommen- 
den Verpflichtungen aufgenonmien werden müfste; und zwar 
ist es für zweckmäfsig erachtet worden, im Zusammenhang 
mit der ebenangedeuteten Bestimmung vorzuschreiben, dafs 
die Stammrolle — wie dies § 61 der obenerwähnten Instruk- 
tion gebietet und das für die StanmiroUen ausgefertigte be- 
besondere Formular bemerkt, und wie es auch bisher der Fall 
gewesen ist — ebenso eine Liste für die Reserve und ein 
Verzeichnis über die Landwehr enthalten soll. 

Die Bestimmungen von § 47 des Wehrpflichtgesetzes über 
•die Obliegenheiten der Provinzial-Oberersatzkommission sind als 
Punkt 1) bis 5) von Art. 62 der Allerhöchsten Vorlage wieder- 
zufinden. Aufser diesen Bestimmungen hat aber die Vorlage als 
Punkt 6) des genannten Artikels eine Vorschrift aufgenommen, 
nach welcher die Provinzial - Oberersatzkommission Fragen 
in betreff von Milsverständnissen, die in den Distrikts-(Ersatz)- 
Kommissionen entstanden sind, prüfen und der zuständigen 
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höheren Behörde anheimstellen soll, und ist überdies der 
Provinzial-Oberersatzkommission in einer, dem in Frage stehen- 
den Artikel beigefügten Anmerkung das Recht zuerteilt worden, 
nötigenfalls, ohne Rücksicht auf die Beschwerden von Privat- 
personen, die Maisnahmen und Beschlüsse der untergeordneten 
Distrikts-(Ersatz-)Kommissionen zu untersuchen und aufzuheben. 
Besagte Vorschrift in Punkt 6) ist nun aber für unnötig erachtet 
worden, weil die Provinzial-Oberersatzkommission augenschein- 
lich berechtigt ist, der übergeordneten Behörde auch ohne eine 
diesbezügliche besondere Bestimmung solche möglicherweise 
vorkonmiende Fälle zur Prüfung vorzulegen, in Bezug auf 
welche es entweder kein ausdrückliches Gesetz giebt oder aber 
sonst ein Anlals zur Erbittimg näherer Aufschlüsse von einer 
solchen Behörde vorliegen kann. Was aber die Vorschrift 
der ebengenannten Anmerkung anlangt, so hat man es für 
durchaus unzweckmälsig, ja sogar für rechtswidrig angesehen, 
einer übergeordneten Behörde das Recht zur Aufhebung einer 
Mafsregel zuzuerkennen, obgleich eine Beschwerde über die- 
selbe nicht stattgefunden, sondern sie vielmehr gesetzliche 
Kraft gewonnen hat, besonders in solchen Fällen, wo man 
dem Recht eines Dritten hierdurch allzu nahe treten könnte. 
Die Stände haben daher erachtet, dals der Vorschlag der 
Vorlage in den ebenbesprochenen Teilen zu keiner Abände- 
rung von '§ 47 des gegenwärtigen Wehrpflichtgesetzes An- 
lals giebt. 

Laut § 48 des Wehrpflichtgesetzes wird die Besichtigung 
der Wehrpflichtigen sowohl bei der Ersatz- wie auch bei der 
Provinzial-Oberersatzkommission von nur einem Arzte bewerk- 
stelligt. Die Allerhöchste Vorlage hat in Absatz 1 von Art. 64 
vorgeschlagen, dafs zu dem angedeuteten Zwecke zwei Ärzte 
den betreffenden Kommissionen zur Unterstützung beigeordnet 
werden sollten. Obwohl befugte Einwände gegen die Be- 
sichtigung nicht vorgekommen sein dürften, haben die Stände 
dennoch den angedeuteten Vorschlag, weil er eine grölsere 

19* 
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Garantie für die Genauigkeit und Vollständigkeit der Besichti- 
gung zu involvieren schien, aufnehmen zu müssen geglaubt. 
Dagegen haben die Stände keinen Grund vorliegend erachtet, 
dem Gesetze die in Absatz 2 des obenerwähnten Art. 64 
befindliche Bestimmung einzuverleiben, dafs ein Arzt, welcher 
einer Provinzial - Oberersatz- oder einer Distrikts - (Ersatz-) 
Kommission zur Unterstützung beigeordnet wird, bei gleicher 
Verantwortung wie für ein Dienstvergehen, sich nicht dem 
Auftrage entziehen dürfe, auch wenn er nicht im Staatsdienst 
angestellt wäre. Eine solche Bestimmung ist nämlich als ein 
allzu grofser Eingriff in das freie Verfügungsrecht der Privat- 
ärzte über ihre Wirksamkeit angesehen worden, und könnte 
auch, wenn z. B. der betreffende Arzt bei einer Kommune oder 
an einer Privatanstalt angestellt wäre, eine offenbare Kränkung 
des Rechtes der Kommune oder der Anstalt und der Interessen 
der Patienten in sich schlielsen. Aufserdem sind — laut § 5 der 
obenangeführten Allerhöchsten Instruktion vom 21. Juli 1880, 
so wie dieser Paragraph nach der Allerhöchsten Bekanntmachimg 
vom 3. November 1886 lautet — die resp. Kreisärzte (provincial- 
läkare) verpflichtet, die den Ersatzkommissionen beigeordneten 
Ärzte, falls diese verhindert sind, auf Vorladung hin bei der 
Besichtigung zu vertreten. Sollten indessen, trotz dieser Be- 
stimmung, in Zukunft weitere Mafsregeln zur Sicherstellung 
des Ärztebedarfs der Ersatzkommissionen für nötig befunden 
werden, so bliebe dem Staate ja noch immer der Ausweg 
übrig, zu diesem Zwecke eine gröfsere Anzahl von Extraärzten 
anzustellen. 

Kapitel VIII. 

Es ist für notwendig erachtet worden, der näheren Moti- 
vierung der in diesem Kapitel befindlichen Bestinmiungen eine 
auch die folgenden Kapitel berührende Darstellung, betreffend 
die Ordnung für die Bewerkstelligiing des Ersatzgeschäfts und 
die damit zusammenhängenden Fragen, vorauszuschicken. 
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Die hauptsächlichsten der zu solchem Zwecke in der Aller- 
höchsten Vorlage vorgeschlagenen Veränderungen sind folgende : 

1) Die Auslosung würde künftig der Besichtigung vor- 
angehen und folglich alle in die Rekrutierungsstammrolle des 
Bezirks aufgenommenen Personen umfassen, mit Ausnahme 
derer, die inzwischen in den geistlichen Stand eingetreten sind 
(Art. 101). Das gegenwärtige Wehrpflichtgesetz verlegt die 
Auslosung hinter die Besichtigung, infolge wovon an der Aus- 
losung nur diejenigen Gestellungspflichtigen teilnehmen, welche 
zum Militärdienst tauglich befunden worden sind (§ 70). 

2) Das Kontingent der Wehrpflichtigen, welche in den 
aktiven Dienst eintreten müssen, würde künftig schon vor der 
Aushebung verteilt werden, und wäre die Verteilung dieses 
Kontingents im Verhältnis zur Anzahl der in die Rekrutie- 
rungsstammlisten aufgenommenen Personen , welche keine 
Vergünstigung in der ersten Kategorie auf Grund von Familien- 
verhältnissen geniefsen (Art. 92), vorzunehmen. Nach dem 
Wehrpflichtgesetz geschieht die genannte Verteilung erst nach 
Verrichtung der Aushebung, im Verhältnis zur Gesamtzahl 
derer, die a) sich der Auslosung unterzogen haben, b) zwar 
schon vorher zum aktiven Dienst ausgelost worden waren, 
aber Aufschub bis zur Gestellung des betreffenden Jahres er- 
halten haben, sowie c) von der Auslosung ohne rechtlichen 
Grund weggeblieben sind (§ 76, so wie derselbe in dem Gesetz 
vom 20. November 1882 lautet). 

3) Die kleinste Territorialeinheit bei Verrichtung der Aus- 
hebung würde der Aushebungsbezirk werden, welcher, genau 
so wie jetzt, eine oder mehrere Kommunen umfassen könnte und 
weder weniger als 5000 noch auch in der Regel mehr als 
circa 50000 Einwohner haben dürfte (Art. 55). Nach dem 
gegenwärtigen Wehrpflichtgesetz wird der Aushebungsbezirk 
in mehrere Auslosungsdistrikte geteilt, von denen ein jeder 
einer Konmiune entspricht, jedoch so, dals eine Kommune 
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mit weniger als 2000 Einwohnern mit der nächstgelegenen 
Konunune zu einem Auslosungsdistrikt vereinigt wird (§ 71). 

Hinsichtlich* des Unterschiedes zwischen den in der Aller- 
höchsten Vorlage einerseits, sowie in dem Wehrpflichtgesetz 
andererseits befindlichen Vorschriften über die für die Be- 
sichtigung und die Auslosung geltende gegenseitige Ordnung 
äufsert das Komitee, welches den Gesetzentwurf der Vor- 
lage vorbereitete, in der Erläuterung zu Art. 32, dals jedes 
der beiden in Frage kommenden Systeme seine Verdienste 
und seine Mängel, seine theoretischen und praktischen Vor- 
teile besitze, ohne dals jedoch das Komitee auf deren Be- 
urteilung habe eingehen wollen; und wird daneben von dem. 
Komitee beim Art. 101 als Grund für die Vornahme der Aus- 
losung vor der Besichtigung angeführt, dals, während nach 
dem gegenwärtig geltenden finnländischen Gesetze eine Ver- 
waltungsbehörde , die Ersatzkommission, die Hauptfrage — 
nämlich wer in den Dienst treten soll und wer nicht — ent- 
scheidet, diese Frage im Kaisertum durch Auslosung ent- 
schieden werde, sowie dafs, da es ein allgemeines, für einen 
jeden Unterthan geltendes Gesetz über persönliche Wehr- 
pflicht giebt, die Lösung der obenerwähnten Frage jedem 
persönlich zu überlassen sei. Aulserdem erklärt das Komitee, 
dafs eine gleiche Ordnung bei allen Armeen in Europa ein- 
geführt wäre. 

Dieser allzu kurzen Motiviefung gegenüber mufs hervor- 
gehoben werden: 

dafs der Einflufs der Ersatzkommission in jedem der beiden 
Fälle absolut gleich bedeutungsvoll ist, da es das Resultat der 
Besichtigung ist, welches über den Eintritt in den Dienst ent- 
scheidet, unabhängig davon, ob die Besichtigung erst nach 
der Auslosung oder bereits vor derselben geschieht; 

dafs das persönliche Eingreifen des Gestellungspflichtigen 
bei der Auslosung ohne jegliche Wirkung bleibt, falls der 
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Ausgeloste nachher zum Militärdienst untauglich befunden 
wird; 

dals die Angabe des Komitees, die vorgeschlagene Ord- 
nung wäre bei allen Armeen Europas eingeführt, nicht richtig 
ist, da beispielsweise in Deutschland der Auslosung die Be- 
sichtigung vorangeht; sowie 

dals, ganz abgesehen hiervon, das Beispiel anderer Länder 
keineswegs einen Grund ausmacht, die in Finnland bereits ein- 
gebürgerte und zweckmälsig befundene Ersatzordnimg gegen 
eine andere, welche notwendigerweise verschiedene Milsstände 
und Ungelegenheiten hervorrufen müfste, zu vertauschen. 

Bereits die Kommission, welche zu Beginn der 70 er Jahre 
unseres Jahrhimderts eingesetzt wurde, um Vorschläge zur 
Einführung der allgemeinen Wehrpflicht in Finnland zu ent- 
werfen, befürwortete in dem von der Kommission ausgearbei- 
teten Entwurf — in hauptsächlicher Übereinstimmung wo- 
mit die betreffende Vorlage für den Landtag von 1877—1878 
späterhin entworfen wurde — , dafs, mit Abweichung von dem, 
was in solcher Hinsicht im Kaisertum galt, in Finnland der 
Auslosung die Besichtigung vorangehen solle. Zur Unter- 
stützung dieses Vorschlags führte die Kommission folgendes 
an: »Durch diese Anordnung hat die Kommission den Vorteil 
zu erzielen geglaubt, dafs die später auf die verschiedenen 
Kommunen geschehende Verteilung des Rekrutenkontingents, 
welches das ganze Land, in der von Seiner Kaiserlichen 
Majestät vorherbestimmten Anzahl, für das Jahr aufzustellen 
hat, eine so gerechte und gleichmäfsige wie überhaupt mög- 
lich wird, da vermöge besagter Anordnung nur die wirk- 
lich Waffenfähigen in Berechnung kommen. Sollte dagegen 
der Besichtigung die Verteilung vorangehen, so könnte, be- 
sonders in den nördlichen Teilen des Landes, wo die Bevölke- 
rung in hohem Grade von Augenkrankheiten zu leiden liat, 
der Fall eintreten, dafs eine so grofse Anzahl Wehrpflichtiger, 
als wie, gemäfs der in solcher Ordnung bewerkstelligten 
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Verteilung , aus einer Kommune in den aktiven Dienst 
eintreten müfste, nicht in der Kommune aufzutreiben wäre, 
wenn denjenigen, die, gemäls den im Kaisertum geltenden 
und im Vorschlage gleichfalls befindlichen Bestimmungen, 
zu einer Vergünstigung berechtigt sind, der Genufs einer 
solchen Vergünstigimg zu teil werden soll«. Es kann denn 
auch nicht in Abrede gestellt werden , dals , wenn das 
Kontingent der Wehrpflichtigen nach Malsgabe der Anzahl 
der Gestellungspflichtigen anstatt nach Mafsgabe der An- 
zahl der Diensttauglichen verteilt werden würde, dieses Ver- 
fahren in hohem Grade die Garantien für Gleichheit und 
Gerechtigkeit bei der Verteilung verringern würde. Die 
Kassation mufs nämlich, wie genau die Vorschriften für 
die Besichtigung auch sein mögen, einigermalsen von den 
lokalen Verhältnissen beeinflufst werden. Der Kassations- 
prozentsatz fällt daher an verschiedenen Orten verschieden 
aus, infolge wovon die zum Militärdienst Tauglichen nach 
dem vorgeschlagenen neuen Verfahren in denjenigen Gegen- 
den, wo dieser Prozentsatz höher wäre, mehr in Anspruch 
genommen werden müfsten. Die Unbilligkeit dessen würde 
auch dadurch noch mehr ins Auge fallen, dafs die Aus- 
losimg laut der Vorlage künftig für den ganzen Aushebimgs- 
bezirk gemeinsam werden und folglich Gemeinden sehr ver- 
schiedener Art, wie beispielsweise Binnenland- und Schären- 
kommunen, Land- und Stadtkommunen u. s. w. umfassen 
würde. Hierbei könnte — abgesehen von dem, was die vor- 
erwähnte Kommission in dieser Hinsicht hervorgehoben hat — 
auch leicht ein solches Ergebnis der Auslosung und der darauf 
erfolgenden Besichtigung eintreffen, dafs eine Kommune mit 
einer grölseren Anzahl militärtauglicher Gestellungspflichtiger 
ein weit kleineres Kontingent für die Truppen liefern würde, 
als eine andere Kommune mit einer geringen Anzahl von bei 
der Besichtigung tauglich Befundenen. Zweifelsohne ist es 
gerechter, dafs, wie es jetzt der Fall ist, jede Kommune, 
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aulser den allerkleinstcn , einen Auslosungsdistrikt für sich 
bilden und, um den Bedarf der Truppen an Mannschaft zu 
ergänzen, nach ihrem faktischen Vorrat an hierzu tauglichen 
Leuten beitragen kann. 

Hierbei ist jedoch zu beachten, dals, wie bereits früher 
erwähnt, nach dem gegenwärtigen Wehrpflichtgesetze auch 
die ohne rechtlichen Grund von der Auslosimg Fortgebliebenen, 
welche möglicherweise teils in der Rekrutierungsstammrolle 
falsch verzeichnet, teils nicht aufzufinden, teils auch zimi Militär- 
dienst untauglich sind, bei der Verteilimg des Kontingents als 
Faktoren mit in Berechnung gezogen werden. Diese Anomalie, 
welche zuweilen verschuldet haben dürfte, dals ein Auslosimgs- 
distrikt nicht die bestimmte Anzahl Soldaten hat aufstellen 
können, haben die Stände nxm aber ihrerseits zu beseitigen 
versucht, indem sie auf dem Landtage von 1891 die Aller- 
höchste Vorlage No. 24 genehmigten, welche u. a. eine solche 
Änderung von §§ 75 und 76 des gegenwärtigen Wehrpflicht- 
gesetzes involvierte, dafs die zum aktiven Dienst bestimmten 
Mannschaften im Verhältnis zur Gesamtzahl derer, die 
ausgelost worden, und derer, die schon früher nach ge- 
schehener Auslosung Aufschub bis zur Gestellung des be- 
treffenden Jahres bekommen — vermindert um die Anzahl 
derer, welche Aufschub auf ein späteres Jahr bekommen, 
sowie derer, welche auf Grund von Familienverhältnissen, 
ökonomischen Angelegenheiten oder beruflicher Stellung vom 
aktiven Dienst befreit worden — , verteilt werden sollten. Diese 
Vorlage hat jedoch zu keiner endgültigen Malsnahme geführt 

Aufser den obengenannten Einwänden von mehr prin- 
cipieller Natur gegen die vorgeschlagene neue Aushebungs- 
ordnung sei hierbei auch auf gewisse, aus dem System ent- 
springende praktische Unbequemlichkeiten hingewiesen, welche 
in allererster Linie dadurch bedingt sind, dafs zum Aus- 
hebungsverfahren künftig die Wehrpflichtigen eines ganzen 
Aushebungsbezirks auf einmal einberufen, sowie dafs diese, 
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besonders infolge der Verrichtung der Besichtigung erst nach 
der Auslosung, gezwungen werden würden, sich viel längere 
Zeit am Gestellungsorte aufzuhalten als gegenwärtig, wo die 
Wehrpflichtigen eines jeden Aushebungsbezirks für sich be- 
sonders zur Gestellung einberufen werden und den Kassierten 
gestattet wird, sich, während die Besichtigung noch weiter- 
geht, zu entfernen. Solche Unbequemlichkeiten sind: 

dals es für Hunderte von Gestellungspflichtigen, besonders 
auf dem Lande, schwierig sein würde, sich bei einem mehr- 
tägigen Aufenthalt an dem Gestellungsort Obdach und Nahrung 
zu verschaffen; 

dals die Unkosten für das lange Verweilen am Gestellungs- 
orte, verbunden mit dem gesteigerten Verlust an Arbeitstagen, 
sowohl für die Gestellungspflichtigen als auch für ihre Arbeit- 
geber über Gebühr drückend werden würden; sowie 

dafs die Aufrechterhaltung von Zucht und Ordnung unter 
so vielen, während mehrerer Tage beschäftigungslosen Jüng- 
lingen besonders für die an Zahl geringe Landpolizei eine 
höchst mifsliche Aufgabe werden würde. 

Es darf auch nicht aufser acht gelassen werden, dals, wenn 
die Besichtigung erst nach der Auslosung vorgenommen wird, 
diejenigen Wehrpflichtigen, welche die niedrigsten Losnummern 
gezogen haben, dadurch ganz besonders in die Versuchung ge- 
raten, durch Simulation oder auf andere Weise einen Versuch 
zur Täuschung der Besichtigimgsbehörden zu machen. 

Zieht man hierbei aufserdem noch in Betracht, dals es 
vom rein militärischen Gesichtspunkte aus verhältnismäfsig 
gleichgültig sein mufs, wie das Aushebungsverfahren in seinen 
Einzelheiten geordnet ist, wofern nur das Resultat davon eine 
gebührende Befriedigung des militärischen Bedarfs wird, sowie 
dafs der Zugang an Wehrpflichtigen zur befriedigenden Deckung 
dieses Bedarfs von den zuständigen Militärbehörden sich zweifel- 
los leichter übersehen läfst, wenn bei der Verteilung des Kon- 
tingents bereits ausgemacht ist, eine wie grofse Anzahl von 
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diensttauglichen Mannschaften zu Gebote steht, — auf Grund 
dessen haben die Stände erachtet, dals alle Umstände unbedingt 
zu Gunsten einer Beibehaltung nicht nur des jetzigen Systems 
für die Vornahme der Besichtigung schon vor der Auslosung 
wie für die Verteilimg des Kontingents, sondern auch einer 
Beibehaltung der Einteilung in Auslosungsdistrikte sprechen. 



Laut § 62 des Wehrpflichtgesetzes gehört ein Wehr- 
pflichtiger zu dem Bezirk, welcher die Kirchengemeinde um- 
fafst, in deren Kirchenbuch er eingeschrieben ist. Die Aller- 
höchste Vorlage hat hierin die Änderung vorgeschlagen, dafs 
ein Wehrpflichtiger zu demjenigen Aushebungsbezirk gerechnet 
werden solle, welcher die Kommune umfalst, wo er am 
1. Januar seines Gestellungsjahres thatsächlich seinen Wohn- 
sitz hat (Art. 67). Dieser Vorschlag, der vom theoretischen 
Gesichtspunkt aus allerdings berechtigt ist, würde gleichwohl 
bei der Anwendung Schwierigkeiten begegnen, da am Anfang 
des Jahres keine offizielle Auskunft darüber gegeben werden 
kann, welche Personen zur fraglichen Zeit in den betreffenden 
Kommunen ihren Wohnsitz haben. Die Volkszählung zu Steuer- 
zwecken (mantalsskrifning) wird nämlich im Frühling vorge- 
nommen, und die Zählungslisten, welche in mehreren Fällen 
erst gegen Ende des Jahres fertig vorliegen, geben demgemäfs 
zur Zeit der Anfertigung der Rekrutierungsstammlisten den 
Sachverhalt vom 1. Januar des vorhergehenden Jahres an. 
Es ist also notwendig, dafs die Kirchengemeinde-^mXdXvLXig, 
welche, abgesehen von einigen wenigen Ausnahmen, mit der 
kommunalen Einteilung zusammenfällt, nach wie vor in dieser 
Hinsicht zur Richtschnur dient, sowie dals die Kirchenbücher, 
welche in Finnland das eigentliche Civilstandsregister bilden und 
mit grolser Genauigkeit geführt werden, demzufolge auch in 
Zukunft den Rekrutierungsstammlisten zu Grunde gelegt werden. 
Die Zählungslisten können hierbei nur zur Kontrolle verwendet 



- 300 — 

werden, besonders da diese Listen auf Grund der persön- 
lichen Angaben der Betreffenden aufgestellt werden und des- 
halb nicht in jeder Einzelheit eine genügende Garantie für 
Zuverlässigkeit bieten können. 

Im späteren Teil des vorliegenden § 52 findet sich eine 
Bestünmung, zu der es in der Allerhöchsten Vorlage kein 
direktes Seitenstück giebt, nämlich die, dals derjenige, welcher 
vor vollständiger Absolvierung der Wehrpflicht sich eine Be- 
scheinigung über seine Übersiedelung in eine andere Kirchen- 
gemeinde hat ausstellen lassen, nicht in dem Kirchenbuche 
gelöscht werden darf, ehe das zuständige Pastorat in ge- 
höriger Form davon Kenntnis erhalten hat, dals der Über- 
siedelnde bei einer anderen Kirchengemeinde eingeschrieben 
worden ist. Dieses Verfahren, welches nunmehr -laut der 
Allerhöchsten Bekanntmachung vom 4. August 1898, be- 
treffend die Übersiedelung aus einer Kirchengemeinde in eine 
andere, bei jeder Übersiedelung beobachtet wird, bietet ge- 
wissermalsen eine Bürgschaft für die Richtigkeit der Kirchen- 
bücher und involviert gleichzeitig eine Garantie dafür, dals 
kein Wehrpflichtiger durch Übersiedelung an einen anderen 
Ort sich seiner militärischen Dienstpflicht entziehen kann. 

Artikel 71 der Allerhöchsten Vorlage enthält, dafs den 
Rekrutierungsstammlisten u. a. Auszüge aus den Kirchen- 
büchern und aus den Mitgliederverzeichnissen der Dissidenten- 
gemeinden zu Grunde gelegt werden mülsten, welche Auszüge 
laut Art. 72 »die zuständigen Geistlichen und Vorsteher von 
Dissidentengemeinden« auszustellen verpflichtet wären. In §53 
des gegenwärtigen Wehrpflichtgesetzes, so wie dieser Para- 
graph in dem Gesetz vom 20. November 1882 lautet, ist nur 
die Rede von der Verpflichtung der »zuständigen Geistlich- 
keitc , an die Ersatzkommission die im Paragraphen erwähnten 
Verzeichnisse einzuliefern. Da nun aber diese Verpflichtung, 
die auch für die Geistlichkeit der griechisch-russischen Kirchen- 
gemeinden gilt, durch § 3 des Gesetzes vom 11. November 1889, 
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verglichen mit dem Allerhöchsten Cirkular vom 17. Januar 
1894, auch schon auf die Vorsteher der Dissidentengemeinden 
im Lande ausgedehnt worden ist, besteht kein Bedürfnis für 
irgend einen Zusatz zu diesem Teile des obengenannten § 53. 
Was im übrigen die erwähnten Auszüge aus Kirchen- 
büchem und aus Verzeichnissen der Dissidentengemeinden an- 
langt, so müssten dieselben — laut Art. 70 und Art. 73 
der Allerhöchsten Vorlage, welche teilweise dem vorerwähnten 
§ 53 des Wehrpflichtgesetzes entsprechen — zugleich diejenigen 
Wehrpflichtigen aufnehmen, welche im letztverflossenen Jahre 
gestorben sind, sowie auch Angaben über solche Vermögens- 
verhältnisse enthalten, die etwa ein Recht auf eine Vergünstigung 
bei der Absolvierung der Wehrpflicht mit sich bringen, und 
mülste aulserdem betreffs derjenigen Wehrpflichtigen, welche im 
Laufe des letzten Jahres in eine andere Kirchengemeinde über- 
gesiedelt sin^, auch schriftlich bemerkt werden, ob sie in den 
Kirchenbüchern oder in den Verzeichnissen der letztgenannten 
Kirchengemeinde aufgeführt worden sind. Hierbei haben die 
Stände hervorheben wollen, dafs, da, wie eben angefürt wurde, 
in Finnland die Kirchenbücher (nebst den Mitgliederverzeich- 
nissen der Dissidentengemeinden) die eigentliche und die ein- 
zige vollkommen zuverlässige Grundlage für die Rekrutierungs- 
stammlisten bilden, die Angabe von im wehrpflichtigen Alter 
verstorbenen Personen nicht erforderlich ist und daher nur un- 
nötigerweise den Umfang der Verzeichnisse vergröfsem würde. 
Und da die Kirchenbücher, sowie die Verzeichnisse der Dissi- 
dentengemeinden keinen Anhaltspunkt für die Beurteilung der 
Vermögensverhältnisse der Wehrpflichtigen geben, anderer- 
seits aber ein Wehrpflichtiger, der auf Grund ökonomischer 
Verhältnisse in den Genufs einer Vergünstigung bei der Ab- 
solvierung der Wehrpflicht zu kommen wünscht, selbstredend 
verpflichtet ist, auf Verlangen einen Nachweis darüber bei- 
zubringen, so hat man erachtet, dafs weder eine Möglichkeit 
noch eine Notwendigkeit vorliegt, eine Angabe über einen 
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solchen Sachverhalt in den obengenannten Auszügen zu machen. 
Was schliefslich die Angabe über die Einschreibung eines 
umgezogenen Wehrpflichtigen bei einer anderen Kirchen- 

« 

gemeinde betrifft, so wäre eine solche Angabe, im Hinblick 
auf die Bestimmungen der ebenerwähnten Bekanntmachung 
vom 4. August 1898, vollkommen überflüssig. 

In den Artikeln 74, 75, 76 und 95 der Allerhöchsten Vor- 
lage ist vorgeschlagen, daf s die Distrikts- (Ersatz-) Kommissionen 
separate Verzeichnisse über diejenigen Personen zu führen 
hätten, deren Alter, in Ermangelung eines gesetzmäfsigen 
Nachweises darüber, von den zuständigen Kommissionen auf 
Grund der äulseren Erscheinung des Gestellungspflichtigen 
bestimmt werden müfste, und dafs besagte Personen sich zu 
solchem Zwecke auf Vorladung an den respektiven Aushebungs- 
plätzen einzufinden hätten ; und sind aulserdem in den Artikeln 
98, 99 und 100 nähere Vorschriften über die Art und Weise 
und die Ordnung für die genannte Prüfung mitgeteilt worden. 
Da es nun aber in Finnland, infolge der Vollständigkeit und 
Zuverlässigkeit der Kirchenbücher, nur in äulserst seltenen 
Fällen vorkommt, dals das Alter eines Wehrpflichtigen nicht 
nach Gebühr ermittelt werden kann, ist die Vorschrift von 
§ 50 des Wehrpflichtgesetzes, dafs dergleichen Personen, die, 
wie eine Prüfung ergeben, das für die Aushebung bestinmite 
Alter erreicht haben, ebenfalls in der Rekrutierungsstammliste 
verzeichnet werden sollen, nebst der Vorschrift in Punkt 3) 
von § 45, dafs die Feststellimg des Alters nach der körper- 
lichen Entwickelung der verstärkten Ersatzkommission obliegt, 
in vorliegender Hinsicht für genügend erachtet worden. 

Laut Art. 90 der Allerhöchsten Vorlage würde es der 
zuständigen Distrikts- (Ersatz-) Kommission obliegen, aulser den 
in § 57 des gegenwärtigen Wehrpflichtgesetzes angeordneten 
beiden Ergänzungslisten auch noch ein derartiges Verzeichnis 
über diejenigen Personen des Aushebungsbezirks anzulegen. 
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welche, gemäls den Artikeln 118, 271 und 272 der Vorlage, 
zum Eintritt in den Dienst ohne vorherige Auslosung ver- 
pflichtet wären. Diese Personen sind a) solche, die obwohl 
in eine Rekrutierungsstammliste nicht aufgenommen, eine 
rechtzeitige Anmeldung dieser Thatsache versäumt und da- 
durch das Recht auf Teilnahme an der Auslosung verwirkt 
haben; b) solche, die, um sich der Wehrpflicht zu entziehen 
oder bei deren Absolvierung unrechtmälsiger^eise in den Gc- 
nuls einer Vergünstigung zu gelangen, betrügerisch zu Werke 
gegangen sind, sowie c) solche, die, um dem Militärdienste zu 
entgehen, sich selber verstümmelt oder auf andere Weise be- 
schädigt haben. Nun ist aber die Vorschrift im Art. 118 — des 
Inhalts ; dals ein Wehrpflichtiger, der die Anmeldung einer 
solchen Unrichtigkeit in der Rekrutierungsstammliste, wie sie 
eben angedeutet wurde, verabsäumt hat, des Rechtes auf Teil- 
nahme an der Auslosung verlustig ginge und zum Eintritt in 
den Dienst, falls er hierzu tauglich befunden würde, verpflichtet 
wäre — wie auch die Vorschrift in Art. 267, dals ein solcher 
Wehrpflichtiger, falls er zum Militärdienst untauglich wäre, 
mit Gefängnis bis zu vier Monat bestraft werden sollte, als 
höchst unbillig imd als keineswegs mit der in Finnland herr- 
schenden Rechtsanschauung übereinstimmend erachtet worden, 
einer Rechtsauffassung, nach welcher eine von einer Behörde 
begangene Versäumnis in keinerlei Weise dem einzelnen Indivi- 
duum zur Last gelegt werden darf. Die im obenerwähnten 
Art. 1 18 insofern gemachte Einschränkung aber, dals man dem 
unbedingten Eintritt in den Dienst entginge, wenn ein Zeugnis 
darüber beschafft würde, dafs der Fehler in der Rekrutierungs- 
stammliste ohne jegliche Versäumnis von seiten des Wehr- 
pflichtigen entstanden sei, ist für um so weniger sachgemäls an- 
gesehen worden, als ein Zeugnis von besagter negativer Be- 
schaffenheit schwer oder vielleicht unmöglich zu beschaffen sein 
würde, besonders da irgend welche positive Malsregeln in betreff 
der Aufstellung der Rekrutierungsstammlisten kaimi von Seiten 
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der Wehrpflichtigen persönlich in Frage kommen können. Unter 
solchen Umständen, und da zur Zeit der Aufstellung der in Frage 
stehenden Rekrutierungsstammlisten unmöglich vorauszusehen 
wäre, welche Personen wegen Betrugs oder anderer Vergehen 
etwa von der Auslosung ausgeschlossen sein würden, haben 
die Stände die obenerwähnte, in der Vorlage vorgeschlagene 
dritte Ergänzungsliste als keinem notwendigen Bedürfnis ent- 
sprechend befunden. 

Die Vorschrift im Art. 85 der Vorlage, des Inhalts, dals 
Personen, die aus einem angegebenen Grunde in den Genuls 
einer Vergünstigung bei der Absolvienmg der Wehrpflicht zu 
kommen wünschten, spätestens zwei Monate vor der Gestellung 
darum zu bitten hätten — während laut § 58 des gegen- 
wärtigen Wehrpflichtgesetzes, so wie dieser Paragraph in dem 
Gesetz vom 11. Februar 1889 lautet, ein solches Gesuch noch 
beim Aushebungsverfahren eingereicht werden kann — , hängt 
mit dem in der Vorlage vorgeschlagenen Aushebungssystem 
zusammen, nach welchem die Ansprüche auf eine Vergünstigung 
vor Verteilung des Kontingents und also vor Verrichtung des 
Aushebungsaktes (Art. 89) geprüft sein müfsten. Da die Stände 
jedoch die Einführung des besagten Systems in Finnland nicht 
gutheifsen konnten, haben die Stände auch keinen Anlafs ge- 
habt, eine Abändenmg der in vorliegender Hinsicht geltenden 
Bestimmung des Wehrpflichtgesetzes vorzunehmen, besonders 
da die letztere eine grölsere Bequemlichkeit für die Wehr- 
pfUchtigen enthält, imd da aufserdem solche Verhältnisse, 
welche eine Vergünstigung der angedeuteten Art mit sich 
bringen, auch in der Zeit kurz vor dem Aushebungsakt ein- 
treffen können. 

Die Bestimmungen in § 59 des Wehrpflichtgesetzes, so 
wie dieser Paragraph in dem Gesetz vom 20. November 1882 
lautet, finden sich in Art. 77 der Allerhöchsten Vorlage 
wieder, welcher Artikel jedoch aufserdem noch eine Vor- 
schrift enthält, dafs die Rekrutierungsstammlisten zwei Wochen 
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lang dem Publikiun in den Kanzleien der Distrikt&-(Ersatz-) 
Kommissionen zugänglich sein müssen. Dieser Zusatz steht 
im Zusammenhange mit der Bestinmiung in Art. 78, dafs 
Reklamationen gegen die Stammrollen während der eben- 
genannten Zeit bei den zuständigen Konununalverwaltungen 
und Distriktskommissionen zu erheben wären, auf die Gefahr 
hin, dafs später, laut Art. 79, eine Reklamation nicht ent- 
gegengenommen würde, wofern nicht ein gültiger Grund für die 
Überschreitung des vorgeschriebenen Termins nachgewiesen 
werden könnte. Genanntes Verfahren wäre durch die Ver- 
teilung des Kontingents vor der Aushebung bedingt, da bei 
Anwendung dieses Systems die defiAitiven Rekrutierungsstamm- 

* 

listen (Art. 90), welche für besagte Verteilung zu Grunde 
gelegt werden würden, möglichst exakte Angaben enthalten 
müfsten. Infolge des in Finnland geltenden Aushebungs- 
systems erfolgt, laut §§ 65 und 66 des Wehrpflichtgesetzes, 
die endgültige Prüfung der Rekrutierungsstammlisten erst am 
Aushebungstage, und ist also eine vorher ablaufende Notfrist 
zur Erhebung von Reklamationen gegen besagte Listen nicht 
erforderUch. 

Schliefslich sei bemerkt, dafs die Bestinmiungen in den 
Artikeln 80, 81 und 82, betreffend die Überweisung aus 
einem Aushebungsbezirk in einen anderen, nicht durch die 
Verhältnisse in Finnland erforderlich gemacht werden und 
lun so weniger einen Zusatz zum Wehrpflichtgesetz veranlassen 
zu sollen schienen, als Vorschriften zu dem in den angeftlhrten 
Artikeln enthaltenen Zwecke möglicherweise zu Versuchen, 
dem Eintritt in den aktiven Dienst zu entgehen, Anlafs geben 
könnten. 

Kapitel IX. 

Laut Art. 12 der Allerhöchsten Vorlage, welcher dem 
§ eO des gegenwärtigen Wehrpflichtgesetzes entspricht, würde 

D. Attfierord. Finnl. Landtag. 20 
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die alljährliche Aushebung in der Zeit zwischen dem 27. Ok- 
tober und dem 27. November vor sich gehen, während dieselbe 
gegenwärtig in der Zeit zwischen dem 15. April und dem 24. Juni 
stattfindet. Da die Stände nun aber die Bestimmungen des 
Wehrpflichtgesetzes sowohl in § 12, betreffend den Tag, von 
welchem an die Dienstzeit berechnet werden soll, als auch in 
§ 6, betreffend das Alter für den Eintritt in den Dienst, un- 
verändert beibehalten zu müssen glaubten, haben die Stände auch 
in diesem Teile keine Änderung fUr nötig befunden. Die Er- 
fahrung hat gleichfalls gezeigt, dafs zur Vornahme der Aus- 
hebungsakte längere Zeit als ein Monat erforderlich ist. Ab- 
gesehen femer davon, dafs die helle Jahreszeit sich für diese 
Akte besser eignet, würde aufserdem, da das Mietsjahr in 
der Regel am 1. November beginnt, die Annahme der er- 
wähnten Zeitbestimmung der Vorlage grofse- Verwimmg bei 
der Mietung von Dienstboten hervorrufen, da wohl kaum 
jemand gewillt sein würde, mit einem Jüngling, der kurz 
darauf zum Eintritt in den Militärdienst berufen werden 
könnte, einen Dienstkontrakt abzuschliefsen. Die Stände haben 
daher in § 60 keine andere Veränderung vorgenommen als 
die, welche durch den Beschlufs der Stände über die Organi- 
sation der Reserve und der Landwehr erforderlich ge- 
worden ist. 

§ 62 des Wehrpflichtgesetzes unterscheidet sich von dem 
entsprechenden Art. 96 der Allerhöchsten Vorlage hauptsäch- 
lich darin, dafs nach besagtem Artikel von der Einberufung 
zur Aushebimg auch solche Personen ausgeschlossen werden 
würden, die teils aus besonderen Ursachen Aufschub erhalten 
hätten, teils sich im Genufs einer Vergünstigung in der ersten 
Kategorie befänden. Dieses Verfahren beruhte jedoch auf 
dem im Kaisertum gültigen Aushebungssystem, nach welchem 
die genannten Verhältnisse bereits vor Erlafs der Einberufung 
zur Aushebung klargestellt sein müfsten; und ist folglich 
eine Abänderung der Vorschriften des erwähnten § 62 nicht 
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für notwendig erachtet worden. Andererseits sollen nach dem 
genannten Paragraphen des Wehrpflichtgesetzes von der Ein- 
berufung zur Aushebung auch Freiwillige sowie ^ejenigen, 
welche ihren Wunsch, als solche ihre Wehrpflicht zu absol- 
vieren, angemeldet haben, ferner Volontärs, sowie auch Per- 
sonen ausgeschlossen werden, die wegen eines gemeinen Ver- 
brechens verurteilt worden sind, worüber eine Bestimmung im 
Art. 96 der Vorlage fehlt. Da nun aber auch nach dem in 
der Vorlage befolgten System diese beiden Kategorien von 
der Aushebung ausgeschlossen wären, indem Freiwillige von 
der Auslosung (Art. 10 tmd Art. 43) befreit sein würden und 
Personen, welche wegen eines schwereren Verbrechens ver- 
urteilt sind, nicht an der Auslosung teilnehmen dürften (Art. 11), 
ist auch der letztberührte Unterschied in den Bestimmimgen 
nicht als ein gültiger Anlals zu irgend einer Abänderung von 
§ 62 erachtet worden. Infolgedessen ist erwähnter Paragraph 
keiner anderen Umformulierung unterzogen worden als der, 
dals Punkt c) mit dem von den Ständen für § 8 angenommenen 
veränderten Wortlaut in Übereinstimmung gebracht, sowie 
dafs — in Anbetracht der Analogie zwischen dem im § 82 
vorausgesetzten Fall, dafs eine im wehrpflichtigen Alter 
stehende Person in der Rekrutierungsstammliste ausgelassen 
und aus solchem Anlafs nicht innerhalb der vorgeschriebenen 
Zeit zur Auslosung entboten worden ist, sowie dem Zu- 
stande, welcher eintritt, wenn die in besagtem Punkt c) be- 
sprochene Nebenstrafe aufhört — in den erwähnten Punkt eine 
Hinweisung auf die Vorschriften von § 82 aufgenommen 
worden ist. 

Kapitel X. 

Nach Art. 109 der Allerhöchsten Vorlage würde ein Wehr- 
pflichtiger, wenn er bei der Besichtigung angäbe, er sei mit 
Fallsucht oder mit einer anderen verborgenen Krankheit be- 
haftet, die ihn an der Ausübung des Militärdienstes hinderte, 

20* 
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die Wahrheit der Angabe aber zweifelhaft erschiene und nicht 
sofort bestätigt werden könnte, in einem Krankenhause einer 
Probekur behufs Feststellung seiner Diensttauglichkeit unter- 
worfen werden. Eine solche Vorschrift findet sich in dem ent- 
sprechenden § 68 des gegenwärtigen Wehrpflichtgesetzes nicht. 
Da nun aber das Vorhandensein einer solchen Krankheit mög- 
licherweise äufserst schwer sofort zu konstatieren ist, und da 
es als sehr wichtig angesehen werden muls, dals einerseits 
ein Wehrpflichtiger nicht ohne vollkommen rechtmäfsige Ur- 
sachen seiner Dienstpflicht entgeht, dafs aber andererseits auch 
niemand zum Dienst gezwungen werde, um bald darauf, mög- 
licherweise mit noch mehr geschwächter Gesundheit, entlassen 
zu werden, haben die Stände in § 68 des Wehrpflichtgesetzes 
eine Vorschrift zu dem in Art. 109 angeführtermafsen ent- 
haltenen Zwecke aufnehmen zu sollen geglaubt; und zwar 
ist man der Ansicht gewesen, dafs diese Vorschrift, ebenso 
wie diejenige der Vorlage, auch den Fall in sich schliefsen 
müsse, wo auf Grund der vollzogenen Besichtigung sich an- 
nehmen läfst, dafs eine Krankheit, die ein Hindernis für die 
Anstellimg im Dienst bildet, auf künstlichem Wege herbei- 
geführt ist und unterhalten wird. Doch haben die Stände es 
für das Zweckmäfsigste erachtet, dafs bei den im vorliegenden 
Paragraphen berührten Fällen nicht eine unbedingte Probekur 
in einem Krankenhause verlangt zu werden brauchte, son- 
dern auch wohl eine anderweitige ärztliche Beobachtung ge- 
stattet werden könnte. 

Die Gründe für die Beibehaltung der Bestimmungen von 
§ 71 des gegenwärtigen Wehrpflichtgesetzes über die Aus- 
losungsdistrikte sind im Zusammenhange mit der Frage des 
Ersatzwesens erörtert worden. 

Art. 102 der Allerhöchsten Vorlage, welcher dem § 72 
des Wehrpflichtgesetzes entspricht, hat nicht die in besagtem 
Paragraphen befindliche Bestimmung aufgenommen, dafs für 
diejenigen, welche vorzugsweise in den aktiven Dienst zu 
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treten wünschen, die niedrigsten Losnummern herauszunehmen 
seien. Als Stütze für diese Ausschliefsung ist in den der 
Vorlage beigegebenen 'Erläuterungen' angeführt worden, 
dafs ein solches Zugeständnis geeignet wäre, heimliche Ver- 
abredungen über eine derartige Anmeldung zum Eintritt in 
den aktiven Dienst hervorzurufen, um auf solche Weise für 
denjenigen, der keine Neigung zu einem solchen Dienst hätte, 
die Aussichten auf Ziehung einer befreienden Losnummer zu 
mehren. In Anbetracht dessen, dafs die Wehrpflicht unter 
allen Umständen einen dem Staatsbürger obliegenden Zwang 
in sich schliefst, und dafs derjenige, welcher ein besonderes 
Verlangen zum Eintritt in den Militärdienst empfindet und 
dazu tauglich befunden wird, nicht verhindert werden sollte, 
diesen seinen Wunsch erfüllt zu sehen, da ja durch einen 
solchen Eintritt andere, welche vielleicht weniger zu diesem 
Beruf gewillt und geneigt sind, von der Dienstpflicht befreit 
werden würden, haben die Stände indessen befunden, dafs kein 
Grund vorläge, aus dem Gesetze das erwähnte Zugeständnis 
auszumerzen, welches, obwohl von dem in Frage stehenden 
Rechte in ziemlich ausgedehntem Mafse Gebrauch gemacht 
worden ist, trotzdem, soweit bekannt, keinen Anlafs zu 
Mifsbräuchen gegeben hat. Bei dieser Gelegenheit konnte 
auch nicht übersehen werden, dafs die genannte Bestimmung 
auf Anraten des Kriegsministers im Kaisertum in dem Gut- 
achten, welches er über den ursprünglichen Entwurf zu einem 
Wehrpflichtgesetz für Finnland erstattete, in das Wehrpflicht-^ 
gesetz aufgenommen worden ist. 



Kapitel XL, XII. und XIII. 

Wie bei der Vergleichung der im Kaisertum und in 
Finnland geltenden Systeme für das Aushebungsverfahren an- 
geführt worden ist, werden in Finnland gegenwärtig bei der 
Verteilung des Kontingents auch die von der Gestellung ohne 
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rechtlichen Grund Weggebliebenen als Faktoren mit in Be- 
rechnung gezogen. In Bezug auf diesen Sachverhalt wurde in 
der schon früher citierten, dem Landtage von 1891 tibergebenen 
Allerhöchsten Vorlage No. 24 unter anderem folgendes hervor- 
gehoben: »Seit dem Inkrafttreten des für Finnland geltenden 
Wehrpflichtgesetzes ist die Aufmerksamkeit darauf gerichtet 
gewesen, wie Jahr für Jahr eine beträchtliche Anzahl wehr- 
pflichtiger Jünglinge, obwohl sie in vorschriftsmäfsiger Weise 
zur Aushebung entboten worden waren, ohne einen an- 
gemeldeten oder bekannten Hinderungsgrund von den Aus- 
hebimgsakten fortgeblieben sind. Dieser die gesetzliche Ord- 
nung störende Umstand, welcher besonders in gewissen Teilen 
der Provinzen Wasa, Uleäborg und Wiborg zum Vorschein 
gekommen ist, übt seine erschwerende Rückwirkung auch auf 
andere, mehr pflichtgetreue Wehrpflichtige, von denen ein 
Teil genötigt wird, an Stelle der Weggebliebenen in den 
aktiven Militärdienst zu tretent. Nachdem hierauf, aufser 
anderem, dargelegt worden, wie besagter Übelstand sich nicht 
als von vorübergehender Natur gezeigt habe, und dafs mithin 
ein Korrektiv dagegen von nöten wäre, hiels es weiter: »Die 
Frage betreffs der Mafsregeln, welche ergriffen werden mülsten, 
um die schädlichen Folgen zu beseitigen, die das Wegbleiben 
eines Teiles der Wehrpflichtigen von den Aushebungen für die 
übrigen Gestellungspflichtigen mit sich bringt, ist vom Stand- 
punkt der Gerechtigkeit aus von besonderer Bedeutung. Als 
das zweckmälsigste Mittel zur Erreichung des Zieles ist die 
Vornahme der erforderlichen Abänderungen in den Grund- 
principien für die Verteilung der Ausgehobenen angesehen 
worden. Nach den gegenwärtig geltenden Vorschriften soll 
das für die aktiven Truppen erforderliche Jahreskontingent 
auf die einzelnen Provinzen und Auslosungsdistrikte im Ver- 
hältnis zur Gesamtzahl der drei folgenden Kategorien inner- 
halb einer jeden Provin-c und eines jeden Auslosungsdistrikts 
verteilt werden: 1) derjenigen, welche in einem vorher 
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gehenden Jahre Aufschub für den Eintritt in den aktiven 
Dienst bis auf das in Frage stehende Jahr erhalten haben, 
oder der in der Ergänzungsliste A. Aufgeführten; 2) derjenigen, 
die an der Auslosung beteiligt gewesen sind, und 3) der ohne 
Grund Ausgebliebenen. Da die Letztgenannten nun aber teils 
unrichtig in die Rekrutierungsstammliste aufgenommen worden, 
teils immöglich anzutreffen und teils zum Militärdienst un- 
tauglich sein können, so ist es unbillig, dafs die Anzahl der 
Ausgebliebenen als Faktor bei der Verteilung mit in Berech- 
nung gezogen werden soll, vmd zugleich auch unzweckmälsig, 
weil es infolge hiervon wiederholt vorgekommen ist, dafs die 
für einen Auslosungsdistrikt bestimmte Anzahl Soldaten nicht 
vollzählig hat gestellt werden können. Hierbei ist aufserdem 
noch zu beachten, dafs ein Teil von denen, die an der Aus- 
losung teilgenommen haben, vom aktiven Dienst befreit worden 
sein oder auch die Zusichenmg eines Aufschubs für den Ein- 
tritt in den Dienst auf ein anderes Jahr erhalten haben könnte, 
weshalb auch diese von Rechts wegen bei der Verteilimg nicht 
mitgerechnet werden dürfen. Um volle Gerechtigkeit und 
Zweckmäfsigkeit in besagter Hinsicht zuwege zu bringen, 
müfste also die Verteilung — unter Ausschlufs der ohne Grund 
Ausgebliebenen — im Verhältnis zur Summe der in der Er- 
gänzungsliste A. Aufgenommenen und derer, die an der Aus- 
losimg des Jahres teilgenommen haben, bewerkstelligt werden, 
nach Abzug derer, welche Aufschub erhalten haben und vom 
aktiven Dienst befreit worden sind. Eine solche Modifikation 
des Verteilungsprincips erfordert eine Abänderung der Vor- 
schriften in den §§ 75, 76, 79 und 81 des Wehrpflichtgesetzes«. 
Gegen den angeführten Vorschlag der Vorlage, soweit er die 
§§ 75, 76 und 79 betraf, hatten die Stände ihrerseits nichts 
einzuwenden, sondern wurde besagter Vorschlag unverändert 
von ihnen genehmigt. Was aber den Vorschlag zur Abände- 
rung von § 81 betraf, so hiefs es in dem unterthänigen Ant- 
wortschreiben der Stände folgendermafsen : 
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»Im ersten Absatz von § 81 ist eine Berichtigimg von 
nöten befunden worden. Es wird hier bestimmt, daüs diejenigen, 
welche an Stelle der in §§ 79 mid 80 genannten Personen 
zum EHenst einberufen worden sind, das Recht haben, in ent- 
gegengesetzter Ordnung zur Reihenfolge ihrer Nummern in der 
Ziehungsliste unverzüglich entlassen zu werden, sobald die 
dazu Verpflichteten selber in den EHenst getreten sind. Die 
in § 79 erwähnten Personen wiederum sind, unter anderen, 
solche, welche entweder zum Aufschub oder zur Befreiung vom 
aktiven Dienst berechtigt sind ; und die vorliegende Bestimmung 
müsste also auch dann angewendet werden, wenn jemand, 
welcher Aufschub für den Eintritt in einen solchen Dienst bis 
auf ein anderes Jahr erhalten hat, zur festgesetzten Zeit zur 
Dienstleistung bei den aktiven Truppen einberufen wird. Dafs 
dieses jedoch nicht in der Allerhöchsten Vorlage beabsichtigt 
ist, geht daraus hervor, dafs, dem Vorschlage zufolge, die- 
jenigen, welche Aufschub bis auf ein anderes Jahr erhalten 
haben, nicht mehr, wie es nach dem gegenwärtigen Gesetze zu 
geschehen hat, mitgerechnet werden sollen, wenn die Verteilung 
der für das Jahr zum Eintritt in den aktiven Dienst unum- 
gänglich bestimmten Anzahl von Personen auf die betreffen- 
den Provinzen und Auslosungsdistrikte erfolgt; und in Zukunft 
erhalten auch die ersteren keinen Aufschub bis zur Aushebung 
eines anderen Jahres, sondern ihr Eintritt in den aktiven 
Dienst wird nur, insofern sie nämlich auf Grund ihrer Los- 
nummer dazu verpflichtet befunden werden, auf ein anderes 
Jahr verschoben, wobei sie dann ihre Wehrpflicht vollständig 
abzudienen haben. Wenn also jemand, der auf Grund der 
Losnummer zimi Eintritt iu den aktiven Dienst verpflichtet 
wäre, Aufschub bis auf ein anderes Jahr erhalten hat, kann 
derjenige, dessen Losnummer sonst für ihn nicht die Ver- 
pflichtung zur aktiven Dienstleistung mit sich gebracht hätte, 
der aber infolge des angedeuteten Sachverhalts trotzdem ein- 
berufen werden mufste, nicht mehr im eigentlichen Sinne als 
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Stellvertreter des ersteren und folglich auch nicht, wenn dieser 
später selbst einberufen wird, als zur Befreiung vom aktiven 
Dienst berechtigt angesehen werden. Auf Grund dessen ist 
der vorliegende Absatz in der Weise umredigiert worden, dafs 
von den in § 79 genannten Personen diejenigen, welche Auf- 
schub erhalten haben, nicht mehr in dem Absatz in Betracht 
kommen c. 

»Was die Bestimmung im zweiten Absatz von § 81 be- 
trifft, dals, wenn eine Truppe durch Diensteinstellung eines 
ohne rechtlichen Grund Ausgebliebenen überzählig geworden 
ist, ein zum Abgang williger Mann von demjenigen Jahr- 
gange, welcher am frühesten in den Dienst getreten ist, aus 
der Truppe entlassen werden mufs, so haben die Stände er- 
achtet, dafs die erwähnte Vergünstigung mit gröfserem Rechte 
demjenigen Jahrgange zukommmen muls, welcher zuletzt in 
den Dienst getreten ist«. 

Dafs die ebengenannte Allerhöchste Vorlage zu keiner 
endgültigen Mafsnahme führte, ist bereits früher erwähnt 
worden. 

Bei der Behandlung der vorerwähnten §§ 75, 76 imd 79 
des Wehrpflichtgesetzes, so wie dieselben in dem Gesetz 
vom 20. November 1882 lauten, imd des § 81, so wie 
derselbe in dem Gesetz vom 11. Februar 1889 lautet, haben 
die Stände — nach deren Ansicht die Prüfimg, welcher das 
Wehrpflichtgesetz jetzt unterworfen worden ist, dazu Anlafs 
giebt, eine nachträgliche Beseitigung der angeführten In- 
konsequenz und Unbilligkeit in den Bestimmungen über die 
Grundprincipien für die Verteilung der Ausgehobenen zu 
versuchen — sich in jeder Hinsicht der Meinung angeschlossen, 
welche angeführtermalsen teils in der vorerwähnten Aller- 
höchsten Vorlage No. 24, teils von den Ständen im Jahre 1891 
ausgesprochen worden ist. In hauptsächlicher Übereinstimmung 
hiermit imd unter gleichzeitiger Beachtung der Abändenmgen 
in § 75 und 76, die durch den Beschluss der Stände, betreffend 
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die Veränderung des Wortlauts der §§ 8 und 80, bedingt 
wurden, sind demnach die i:J§ 75, 76, 79 und 81 umformuliert 
worden. 

In diesem Zusammenhange hat man auch hervorheben 
zu müssen geglaubt, dafs, während laut § 76 des Wehrpflicht- 
gesetzes — so wie dieser Paragraph in dem Gesetz vom 
20. November 1882 lautet — die Verteilung des erforderlichen 
Jahreskontingents auf die einzelnen Provinzen vom Senat 
im Einvernehmen mit dem Generalgouvemeur bewerkstelligt 
wird, diese Verteilung, dem Art. 92 der Allerhöchsten Vor- 
lage zufolge, dem Kriegsministerium im Kaisertimi tiberlassen 
werden würde. Da die Stände nun aber beschlossen haben, 
dass die zur Ergänzung der finnländischen Truppen erforder- 
liche Mannschaft, deren Anzahl alljährlich besonders festgestellt 
werden mufs, künftig vom Kaiser und Grofsfürsten nach 
Vortrag des Kriegsministers zu bestimmen sein würde, und 
da die Verteilung des in festgesetzter Ordnung bestimmten 
Jahreskontingents auf die einzelnen Provinzen rein mathema- 
tisch auf Grund der über die Stärke des Kontingents mit- 
getheilten Verordnung vorgenommen wird, so hat man er- 
achtet, diese Verteilung sei nicht eine Frage von solcher 
Beschaffenheit, dafs ihre Behandlung im Kriegsministerium 
von irgend welcher Wichtigkeit wäre; und haben die Stände 
folglich die jetzige Ordnung für die Lösung der Frage un- 
verändert beibehalten zu können geglaubt. 

Die Vorschriften im § 80 des Wehrpflichtgesetzes sind 
durch die Notwendigkeit bedingt, dem vorzubeugen, dafs ein 
Wehrpflichtiger, der für den aktiven Didnst angenommen 
worden ist, kurz danach für längere Zeit in ein Zuchthaus 
oder Gefängnis gebracht und demzufolge an der Absolvierung 
seiner Dienstpflicht verhindert sein würde. Obwohl die Strafzeit 
— nach dem in § 14 des Strafgesetzes füi; das finnländische 
Militär vom 16. Juli 1886 ausgesprochenen Grundsatze — 
nicht als Dienstzeit zu gute gerechnet wird, sondern von der- 
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selben abgezogen werden soll, ist es doch klar, dals eine 
längere Unterbrechung der Dienstleistung geeignet wäre, 
störend auf die militärische Ausbildung zu wirken, und dem- 
nach vermieden werden muss. Zu solchem Zwecke bestimmt 
§ 80, dafs derjenige, welcher wegen eines »gröberen Ver- 
brechensc unter Anklage steht, nicht in den Dienst eingestellt 
werden darf, bevor das in der betreffenden Angelegenheit ge- 
fällte Urteil rechtskräftig geworden ist oder der Verurteilte, 
falls auf Strafe erkannt worden ist, dieselbe abgebtifst hat. Da 
nun aber das allgemeine Strafgesetz vom 19. Dezember 1889 
nicht festgesetzt hat, was mit dem Ausdruck »gröberes Ver- 
brechen« gemeint ist, so haben die Stände eine nähere Be- 
stinmiung der Verbrechen, welche darunter zu verstehen wären, 
notwendig befunden. Alle solche Verbrechen, die eine be- 
dingungslos zu verbüfsende Freiheitsstrafe nach sich ziehen 
können, hierher zu rechnen, wäre allerdings ein Ausweg; da 
aber auf unbedingte Gefängnisstrafe, deren Minimum vierzehn 
Tage ist, für verschiedene verhältnismäfsig geringere Vergehen 
erkannt werden kann, würde dadurch verschuldet werden, 
dafs ein Aufschub des Eintritts in den aktiven Dienst in 
vielen Fällen ganz unnötigerweise vorkommen könnte. Mit 
Rücksicht darauf, dals die kürzeste Zuchthausstrafe sechs 
Monate beträgt, und dafs § 13 des Strafgesetzes für das finn- 
ländische Militär bestimmt, dafs eine Gefängnisstrafe, welche 
von Offizieren und Civilbeamten stets im Militärgefängnis ab- 
gebüfst wird, auch von Unteroffizieren und Mannschaften da- 
selbst abgebüfst werden soll, wofern die Strafzeit nicht sechs 
Monate übersteigt, ist jene Zeitgrenze als in vorliegender Hin- 
sicht zweckmäfsig befunden worden; und haben die Stände 
demzufolge den Ausdruck »gröberes Verbrechen« durch die 
Bestimmung »Verbrechen, bei welchem auf Gefängnisstrafe von 
über 6 Monaten oder auf Zuchthausstrafe erkannt werden kann« 
ersetzt. Da die von den Ständen für § 8 angenommene Ab- 
änderung des Wortlauts eine Umformulierung auch des letzten 



— 316 — 

Satzes von § 80 notwendig gemacht hat, ist es für zweck- 
mälsig erachtet worden, den ganzen letzten Theil des ge- 
nannten Paragraphen umzuredigieren; und hat man hierbei in 
Übereinstimmung mit dem, was oben bei § 62 hervorgehoben 
wurde, auch in dem jetzt erörterten Paragraphen einen Hinweis 
auf § 82 nötig erachtet. 

Die Verlängerung der Dienstzeit bei der Reserve hat eine 
Abänderung der Zeitbestimmungen in § 82 notwendig ge- 
macht; auch ist zugleich die Einführung eines erklärenden 
Zusatzes zum ersten Absatz des Paragraphen für erforderlich 
gehalten worden, und sind aufserdem Berichtigungen in den 
§§ 83, 87 und 89 durch die veränderte Organisation der 
Reserve und der Landwehr bedingt gewesen. 

Dem Art. 113 der Allerhöchsten Vorlage zufolge würden 
die Personen, welche bei der Besichtigung diensttauglich be- 
funden worden wären und zu dem vom Distrikt zu stellenden 
Rekrutenkontingent gehörten, als in den Dienst genommen 
angesehen werden, wobei die solchergestalt Angenommenen 
laut Art. 116 verpflichtet wären, den Eid sofort vor der 
Distrikts-(Ersatz-)konmiission abzulegen, worauf die Rekruten 
auf Verfügung der Provinzial-Oberersatzkommission zeitweilig 
nach Hause beurlaubt werden könnten, bevor sie sich zur 
Dienstleistung bei den respektiven Truppen einzustellen hätten. 
Dieses Verfahren, welches sich bei dem im Wehrpflichtgesetz 
befolgten System einer Verteilung des Kontingents erst nach 
der Aushebung nicht anwenden läfst, ist aufserdem vun soviel 
unbilliger erachtet worden, als gemäfs demselben die unumgäng- 
lich notwendige Vorbereitungszeit zum Eintritt in den aktiven 
Dienst nicht ein dem Wehrpflichtigen gesetzmäfsig zugestandenes 
Recht wäre, sondern von der mehr oder weniger willkürlichen 
Prüfung der Vorgesetzten abhängig sein würde. Die Stände 
haben es weit mehr mit Recht und Billigkeit übereinstimmend 
befunden, dafs nach der Vorschrift von § 84 des Wehr- 
pflichtgesetzes, so wie dieser Paragraph in dem Gesetz vom 
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20. November 1882 lautet, die zur Dienstleistung Ausersehenen 
öffentlich aufgefordert werden, sich an einem bestinunten 
Tage zum Dienst einzustellen; auch ist es für zweckmälsiger 
erachtet worden, dafs, wie in § 88 bestinunt wird, der Fahnen- 
eid nicht früher als nach der Ankunft bei der Truppe abgelegt 
zu werden braucht, zumal sich hierdurch ein feierlicherer 
Eidesakt ermöglichen läfst. 

Die Bestimmungen in § 86 des gegenwärtigen Wehrpflicht- 
gesetzes sind keinen anderen Änderungen unterworfen worden 
als solchen, welche dadurch bedingt waren, dafs das im Para- 
graphen erwähnte Formular bereits ausgefertigt worden ist, und 
dass die finnländischen Truppen jetzt nicht mehr ausschliefslich 
aus Armeebataillonen bestehen. 

Nach § 86 des Wehrpflichtgesetzes, so wie dieser Para- 
graph in dem Gesetz vom 11. Februar 1889 lautet, sollen, 
bei der Verteilung der zimi aktiven Dienst ausersehenen 
Wehrpflichtigen auf die aktiven Truppen, für das Garde- 
bataillon »dazu willige und pausende Personen, ohne Rück- 
sicht auf ihren Heimatsort« ausgewählt werden. Aus dieser 
Bestimmung geht hervor, dafs zum Dienst beim Gardebataillon 
keine anderen Personen angenommen werden dürfen als die- 
jenigen, die sich zum Eintritt in besagte Truppe bereit erklärt 
haben. Irgend ein Mangel an erforderlichen Ergänzungsmann- 
schaften für genanntes Bataillon hat sich bisher nicht fühlbar 
gemacht, sondern hat im Gegenteil die Anzahl derjenigen, 
welche ihre Wehrpflicht bei diesem Bataillon zu absolvieren 
wünschten, die in solcher Hinsicht erforderliche Anzahl ge- 
wöhnlich etwas überstiegen. Da es jedoch keine Garantien 
dafür giebt, dafs besagtes Verhältnis fortdauernd bestehen 
wird, und es also, solange die erwähnte Bestinunung in Kraft 
und Geltung ist, sich denken läfst, dafs ein Mangel an der 
für das Gardebataillon erforderlichen Ergänzimgsmannschaft 
eintreten könnte, so haben die Stände, xxm einer solchen 
Möglichkeit vorzubeugen, sich genötigt gesehen, vorliegenden 
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Paragraphen dahin umzuformulieren , dals eine Einwilligung 
zum Eintritt in den Dienst bei erwähntem Bataillon fortan 
nicht mehr eine unerläfsliche Bedingung zur Überweisung 
eines ausgehobenen Wehrpflichtigen in dasselbe sein solle. Doch 
ist hierbei, mit Rücksicht auf die Stellung des Gardebataillons 
innerhalb des finnländischen Militärs, bestimmt worden, dats 
für das Gardebataillon vorzugsweise solche zum aktiven Dienst 
ausersehene Wehrpflichtige auszuwählen seien, die sich hierzu 
bereit erklärt haben. 

Die Gründe für die Beibehaltung von § 88 in unver- 
änderter Form sind in dem unterthänigen Antwortschreiben der 
Stände angeführt worden. 

Kapitel XIV. 

Bei einer Vergleichung der im gegenwärtigen Wehrpflicht- 
gesetz imd der in der Allerhöchsten Vorlage befindlichen Be- 
stimmungen über Freiwillige erscheint als der wesentlichste 
Unterschied zwischen ihnen, dafs, während sämtliche Frei- 
willige nach dem Wehrpflichtgesetze bei der aktiven Truppe 
nur ein Jahr (§ 92) dienen, dieselben, der Vorlage gemäls, 
künftig nach ihrem Bildungsgrad in zwei Kategorien mit ver- 
schiedener Dienstzeit eingeteilt werden würden (Art. 126). 

Zu der ersten Kategorie, für welche die Dienstzeit bei 
einer aktiven Truppe ein Jahr betragen mülste, würden die- 
jenigen gerechnet werden, welche Lehranstalten der ersten 
Kategorie, d. h. solche Lehranstalten absolviert haben, die 
in Bezug auf den Umfang des Kursus den in den Absätzen 2) 
und 3) von § 32 des Wehrpflichtgesetzes aufgezählten ent- 
sprächen, während dagegen die zweite Kategorie, mit zwei- 
jähriger Dienstzeit, aus denen bestehen würde, welche nur 
ein niederes Examen abgelegt, d. h., wie es in der Vorlage 
heilst , ihr Examen nach einem besonders festgestellten 
Progranmi abgelegt haben. Betreffs der solchermafsen vor- 
geschlagenen Abänderung der diesbezüglich in Finnland 
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gültigen Bebtimmimgen hat das Komitee in seinen ^Erläute- 
rungen' hervorgehoben, wie besagte Abänderung »nicht 
nur durch die Notwendigkeit, auch in dem finnländischen 
Wehrpflichtgesetze die Freiwilligen , in Übereinstimmung 
mit der von dem Komitee bereits angenommenen neuen Kate- 
gorien-Einteilung der finnländischen Lefiranstalten , in zwei 
Kategorien zu teilen, sondern auch durch die schon früher 
für ausgehobene Finnländer vorgeschlagenen neuen Dienst- 
zeiten» bedingt wäre. 

Bei der Einführung der Freiwilligen-Institution dürften 
sich hauptsächlich zwei Gesichtspunkte geltend gemacht haben. 
Der eine ist der, dal s man auf solche Weise eine gröfsere An- 
zahl gebildeter Jünglinge, welche nach einer gewissen Dienst- 
zeit zu Unteroffizieren und darauf, nach Ablegung der vor- 
geschriebenen Prüfung, zu Offizieren befördert werden könnten, 
den stehenden Truppen zuführen zu können geglaubt hat 
Der andere Gesichtspimkt wiederum ist der, dafs Personen, 
welche gründlichere Studien betreiben, — um nicht zur Unter- 
brechung derselben genötigt zu werden — Gelegenheit finden 
sollen, in gewissem Mafse die Zeit der Absolvierung der Wehr- 
pflicht selbst zu bestinmien, und dafs Personen mit höherer 
Bildung — mit Rücksicht auf die gröfsere Leichtigkeit, wo- 
mit sie in den Anforderungen des Militärdienstes unterwiesen 
werden können — nicht nur eine Verkürzung der Dienstzeit 
zuerkannt, sondern auch während derselben gewisse Ver- 
günstigungen bewilligt werden müfsten. 

Was den ersten der obenerwähnten beiden Gesichtspimkte, 
d. h. die Ausbildung von Offizieren, betrifft, so haben die Stände 
befunden, dals derselbe unbedingt gegen die vorgeschlagene 
Herabsetzung der Anforderungen zum Eintritt als Freiwilliger 
spricht. Es ist nämlich für unzweifelhaft erachtet worden, dafs 
militärische Übungen allein nicht genügend sind, um tüchtige 
Soldaten auszubilden. Dazu ist vielmehr auch die Hebung 
der Mannschaften in intellektueller und sittlicher Hinsicht er- 
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forderlich 7 denn nur auf einer solchen Grundlage lälst sich 
ein guter Korpsgeist itnter ihnen entwickeln. Eine solche 
Hebung ist aber nicht denkbar^ wofern nicht der Offizier, auf 
welchem die Verantwortung für die Ausbildung der Soldaten 
in letzter Hand ruht, selbst einen keineswegs geringen Grad 
von Bildung besitzt. Die Stände haben daher nicht anders 
erachten können, als dals Personen, deren Bildungsgrad in be- 
deutendem Mals unter das Minimimi heruntergeht, welches 
gegenwärtig für den Eintritt als Freiwilliger vorgeschrieben 
ist, die in ebenerwähnter Hinsicht erforderliche Bildung nicht 
besitzen. 

Was femer den zweiten der obenangeftihrten Gesichts- 
punkte anbelangt, d. h. dals solchen Personen, welche gründ- 
lichere Studien betreiben oder im allgemeinen eine höhere 
Bildung besitzen, besondere Vergünstigungen bei Absolvierung 
der Wehrpflicht einzuräumen seien, so haben die Stände er- 
achtet, dals auch diese Anschauungsweise sich nicht mit dem 
Vorschlage der Vorlage wegen Einrichtimg einer zweiten 
Kategorie Freiwilliger vereinigen lälst. Denn diejenigen Per- 
sonen, welche künftig dieser Kategorie zugezählt werden 
würden, betreiben nicht solche Studien und besitzen auch nicht 
ein solches Mals von Bildung, dals dieselben auf besagte Gründe 
hin mit Recht Anspruch auf die in Frage stehenden Ver- 
günstigungen erheben könnten. 

In Anbetracht dieser Umstände, und da, laut Beschluls 
der Stände, die Dienstzeit bei den aktiven Truppen in Finn- 
land kürzer als in Rufsland sein und die jetzige Volontär- 
Institution in ihren Hauptzügen beibehalten werden würde, 
haben die Stände den Vorschlag der Vorlage wegen einer 
zweiten Kategorie von Freiwilligen nicht annehmen zu können 
geglaubt. 

Was hierauf die einschlägigen Detailbestimmungen, und 
zwar besonders § 90 des Wehrpflichtgesetzes, betrifft, so wird 
daselbst bestimmt, dafs derjenige, der als Freiwilliger bei einer 
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Truppe einzutreten wünscht, bei dem zuständigen Kommandeur 
ein diesbezügliches Gesuch einzureichen und u. a. ein ärztliches 
Attest über seine militärische Diensttauglichkeit beizulegen 
hat. Der entsprechende Art. 124 der Allerhöchsten Vorlage 
hat solche Vorschriften nicht aufgenommen, sondern nur ge- 
wisse, vom Bewerber zu erfüllende Bedingungen aufgestellt; 
und scheint die Vorlage also beabsichtigt zu haben, dafs der, 
welcher als Freiwilliger einzutreten wünschte, berechtigt wäre, 
sich zu solchem Zweck auch mündlich anzumelden, und dafs 
er nicht die Verpflichtung hätte, sich schon vorher ein Zeugnis 
über seine Diensttauglichkeit zu verschaffen, sondern vielmehr, 
im Zusammenhang mit der Anmeldung, vom betreffenden 
Militärarzt der erforderlichen Besichtigung unterzogen werden 
könnte. Da befunden wurde, dafs der Vorschlag der Aller- 
höchsten Vorlage in dieser Einsieht Erleichterungen für die- 
jenigen enthält, die als Freiwillige einzutreten wünschen, so 
haben die Stände eine dementsprechende Bestimmung in das 
Wehrpflichtgesetz aufnehmen zu sollen geglaubt. 

Indem die Stände im übrigen befunden haben, dafs das 
Programm für das in § 90 erwähnte Verhör oder Examen 
auf Vorschlag des Senats vom Kaiser imd Grofsfürsten fest- 
gesetzt werden müfste, haben die Stände zugleich — in Über- 
einstimmung mit der in § 32 befindlichen Bestimmung, dafs 
auch ein an einer russischen oder ausländischen Lehranstalt 
vollständig absolvierter Kursus von dem im Paragraphen 
angegebenen Umfange zu einer Verkürzung der Dienstzeit be- 
rechtigen solle — in § 90 bestimmt, dafs ein derartiger Kursus 
das gleiche Recht zum Eintritt in den Dienst als Freiwilliger 
mit sich bringen soll, wie es denen zukommt, die eine dem- 
entsprechende finnländische Lehranstalt [vollständig absolviert 
haben. 

Laut § Öl des Wehrpflichtgesetzes wird .^derjenige, welcher 
wegen eines Verbrechens verurteilt worden ist oder deswegen 
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tinter Anklage steht«, nicht als Freiwilliger angenommen. In 
Art. 125 der Allerhöchsten Vorlage ist wiederum vorgeschlagen, 
dals als Freiwilhger nicht angenommen werden soll, iwer wegen 
eines Verbrechens unter Anklage steht; wer durch Richter- 
spruch zu einer Strafe verurteilt worden ist; welche den \'er- 
lust des Rechtes, in den Staatsdienst zu treten, oder den Ver- 
lust der bürgerlichen Ehrenrechte mit sich bringt, imd wer 
vom Gericht eines Diebstahls oder Betrugs schuldig befunden 
worden ist«. Als Motiv zu diesem Abänderungsvorschlag ist 
in den der Allerhöchsten Vorlage beigefügten 'Erläuterungen* 
angeführt worden, dafs im vorerwähnten Paragraphen des 
Wehrpflichtgesetzes nicht die Verbrechen angegeben worden 
sind, derentwegen ein Angeklagter des Rechtes, als Freiwilliger 
eintreten zu dürfen, verlustig geht. Da es nun aber, wie dies 
auch in dem unterthänigen Antwortschreiben der Stände auf 
die Wehrpflichtvorlage beim Landtage von 1877 — 1878 her- 
vorgehoben wurde, von besonderer Wichtigkeit ist, dafs unter 
den Freiwilligen ein streng sittlicher Geist herrscht, haben die 
Stände — in Anbetracht dessen, dals die Freiwilligen-Institution 
zugleich die Ausbildung der erforderlichen Offiziere bezweckt, 
an welche selbstverständlich gröfsere Anforderungen auch 
wohl in moralischer Hinsicht gestellt werden müfsten — die 
zur Zeit diesbezüglich geltende Bestimmung in der Hauptsache 
beibehalten zu sollen geglaubt. In Ansehung dessen jedoch, 
dals sich die Benennung ^Verbrechen* zur Zeit der Aus- 
fertigung des Wehrpflichtgesetzes nicht auf solche geringere 
Vergehen und Übertretungen bezog, welche eher als polizei- 
licher Natur angesehen werden müssen, und für welche die Strafe 
gewöhnlich nur in einer Geldbulse besteht, dieser Unterschied 
aber nunmehr, nach Einführung des neuen allgemeinen Straf- 
gesetzes, aufgehört hat, haben die Stände die betreffende 
Bestimmung dahin formuliert, dafs derjenige, der zu einer 
bedingungslos zu verbülsenden Freiheitsstrafe verurteilt worden 
ist oder wegen eines Verbrechens, bei welchem jAui eine solche 
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Strafe erkannt werden kann, unter Anklage steht, nicht als 
Freiwilliger angenommen werden darf. 

Der Beschlufs der Stände, dafs die Dienstzeit bei der 
Reserve von zwei auf sieben Jahre verlängert werden solle, 
hat eine Abänderung der in § 92 befindlichen Zeitbestimmung 
notwendig gemacht. Zugleich ist aber eine besondere Vor- 
schrift darüber, zu welchen Jahrgängen ein Freiwilliger nach 
seiner Überführung zur Reserve gerechnet werden soll, nicht 
für absolut erforderlich gehalten worden, weil ja der Frei- 
willige in dieser Hinsicht, wie bisher, zu derjenigen aus- 
gehobenen Mannschaft zu rechnen ist, welche zugleich mit ihm 
ihre Dienstzeit bei einer aktiven Truppe beendigt. 

Laut § 93 des Wehrpflichtgesetzes werden Freiwillige im 
Laufe des ganzen Jahres zum Militärdienst angenommen. Nun 
ist aber in Art. 127 der Vorlage vorgeschlagen worden, dafs 
eine solche Annahme nur in der Zeit vom 27. (15.) August 
bis zum 13. (1.) Oktober eines jeden Jahres sollte stattfinden 
dürfen, und zwar hat das Komitee, welches den Gesetzes- 
vorschlag vorbereitete, als Stütze für eine derartige Bestimmung 
hervorgehoben, wie man damit beabsichtigt habe, den bei den 
Truppen angenommenen Freiwilligen genügende Zeit zur Er- 
langung der erforderlichen Dienstausbildung bereits vor der 
Lagerübung zu verschaffen. Da die Stände die Gültigkeit 
dieses Gesichtspunktes nicht übersehen konnten, und weil auch 
die Erfahrung bei den finnländischen Truppen gelehrt hat, dafs 
Ungelegenheiten daraus entstehen, dafs Freiwillige zu allen 
Jahreszeiten zum Militärdienst angenommen werden, zumal 
ihre Ausbildung infolgedessen eine ungleichmäfsige wird, so 
haben die Stände befunden, dafs eine Einschränkung des 
Rechtes, das in erwähnter Hinsicht gegenwärtig Freiwilligen 
zukommt, vorzunehmen sei. Da es nun aber wünschens- 
wert erscheinen 'mufs, dafs die Freiwilligen so zeitig in 
den Dienst treten, dafs sie bei den Lehrkommaados , welche 
ihre Thätigkeit am 1. Oktober beginnen, zugegen sein können, 
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und da Offiziere wie Unteroffiziere während des genannten 
Monats, wo gewöhnlich der gröfsere Teil des dritten Jahr- 
gangs sich auf Urlaub befindet, bessere Gelegenheit zur Über- 
wachung der Ausbildung der Freiwilligen besitzen, so haben 
die Stände erachtet, dafs Freiwillige nur in der Zeit zwischen 
dem 15. August und dem 1. Oktober in den Dienst treten 
dürfen. 

Die Bestimmungen in § 94 des gegenwärtigen Wehr- 
pflichtgesetzes — des Inhalts, dafs Lazarettgehülfen unter den 
Freiwilligen berechtigt sind, als Lazarettgehülfen bei den 
Truppen zu dienen — haben die Stände, in Übereinstimmung 
mit dem Vorschlag in Art. 128 der Vorlage, dahin vervoll- 
ständigen zu sollen geglaubt, dafs Ärzte, Tierärzte, Pharma- 
zeuten und Lazarettgehülfen unter den Freiwilligen künftig be- 
rechtigt sein sollten, bei den Truppen in Beschäftigungen zu 
dienen, die ihrem Berufe entsprechen. Aufserdem haben die 
Stände, gleichfalls in Übereinstimmung mit dem diesbezüglich 
im angeführten Artikel befindlichen Vorschlag, in den vor- 
liegenden Paragraphen eine Vorschrift aufgenommen, laut 
welcher Freiwillige in Kriegszeiten ihre Dienstleistimg bei den 
Depottruppen beginnen. 

Aus dem Gesetzentwurfe der Allerhöchsten Vorlage ist 
die in § 96 des gegenwärtigen Wehrpflichtgesetzes enthaltene 
Bestimmung, betreffend die Beförderung von Freiwilligen zu 
Unteroffizieren, fortgelassen worden, weil ja eine Vorschrift 
hierüber füglich nicht in das Gesetz aufgenommen werden 
sollte. Diesen Gesichtspunkt haben die Stände gutheifsen zu 
müssen geglaubt, und haben die Stände, in Analogie hiermit, 
auch erachtet, dafs im Wehrpflichtgesetz ebensowenig die 2^it 
zu fixieren sei, die ein Freiwilliger in niedrigeren Graden 
gedient haben mufs, ehe er zum Offizier befördert werden 
kann. Mit Rücksicht hierauf sind §§ 96 und 97 der erforder- 
lichen Umredigierung unterworfen worden. 

In § 98 des Wehrpflichtgesetzes wird bestimmt, dafs 



- 325 — 

ein Schüler, der von den Spezialklassen des finnländischen 
Kadettenkorps nach bestandenem Examen als Offizier entlassen 
\?vird, verpflichtet ist, ein Jahr lang als Offizier bei einer aktiven 
Truppe zu dienen, und dafs ein Schüler, falls er schon vor 
seiner Beförderung zum Offizier aus diesen Klassen abgeht, 
dennoch verpflichtet ist, ein Jahr lang aktiv zu dienen. In 
den Artikeln 137 und 138 der Allerhöchsten Vorlage sind 
diese Bestimmungen dahin abgeändert worden, dafs Schüler 
des Kadettenkorps, welche als Offiziere oder mit niedrigerem 
Range das Abiturientenexamen machen, verpflichtet wären, 
für jedes Schuljahr, das sie in den zwei höchsten Spezialklassen 
zugebracht haben, je anderthalb Jahre im aktiven Dienst zu 
verbleiben, während diejenigen Schüler, die nicht den voll- 
ständigen Kursus beendet haben, aber doch in den genannten 
Klassen länger als ein Schulhalbjahr geblieben sind, gleich- 
falls verpflichtet wären, beim Abgang aus der Lehranstalt 
für die Zeit, wo sie den Unterricht in jeder dieser beiden 
Klassen genossen haben, je anderthalb Jahre aktiv zu dienen. 

Die Stände haben auch ihrerseits befunden, dafs die für 
die betreffenden Personen vorgeschlagene Verlängerung der 
obligatorischen Dienstzeit bei einer aktiven Truppe begründet 
ist, und haben folglich § 98 des Wehrpfiichtgesetzes der in 
entsprechender Hinsicht erforderlichen Umredigierung unter- 
zogen. 

Kapitel XV. 

Die Allerhöchste Vorlage hat aus dem Wehrpflichtgesetz- 
entwurf alle auf Volontärs bezüglichen Bestimmungen fort- 
gelassen, worüber Vorschriften in Kapitel XV. des gegen- 
wärtigen Wehrpflichtgesetzes enthalten sind. Dafs mit dieser 
Mafsregel jedoch nicht eine Aufhebung der Volontär-Institution 
beabsichtigt worden ist, geht aus dem Verordnungsentwurfe, 
betreffend die Organisation und Verwaltung der finnländischen 
Truppen, hervor, laut dessen Art. 64 die Truppen auch durch 
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Annahme von Volontärs ergänzt werden würden. Wie aber 
aus der Erläuterung zu Art. 68 der besagten Verordnung er- 
sichtlich wird, hat man es für nötig angesehen, die Bestim- 
mungen über Volontärs in eine besondere Verordnung, die 
auf administrativem Wege ausgefertigt werden sollte, auf- 
zunehmen. Da indessen, wie auch aus erwähntem Art. 64 
hervorgeht, die Volontärs vom Jahreskontingent der Wehr- 
pflichtigen abzurechnen wären, haben die Stände erachtet, dafs 
die allgemeinen Bestimmungen über Volontärs ihren Platz 
im Wehrpflichtgesetz haben müssen, da sie diejenigen Rechte 
der Mitbürger betreffen, welche sich auf die Absolvierung der 
Wehrpflicht beziehen. 

Was die diesbezüglich zur Zeit geltenden Bestimmungen 
anlangt, so haben die Stände befunden, dafs sie einer Ab- 
änderung in folgenden Teilen zu unterziehen wären. 

In Übereinstimmung mit dem Beschlufs der Stände in 
Sachen der Freiwilligen haben die Stände erachtet, dals zum 
Eintritt als Volontär ein schriftliches Gesuch nicht unbedingt 
verlangt zu werden brauchte. Im übrigen — und da der 
Volontär eine entstandene Vakanz auszufüllen hat, dieser 
Zweck aber verfehlt werden könnte, wofern auch derjenige 
als Volontär angestellt werden dürfte, welcher wegen eines 
Verbrechens unter Anklage steht, bei welchem auf bedingungs- 
los zu verbüfsende Freiheitsstrafe erkannt werden kann — 
haben die Stände, anstatt der entsprechenden Bestimmxmg in 
§ 99, ein Verbot der Annahme einer solchen Person zum 
Volontär eingefügt, und ist gleichzeitig auch, in Überein- 
stimmung mit der von den Ständen vorgenommenen Ab- 
änderung von § 8, in den erstgenannten Paragraphen die 
Stipulation aufgenommen worden, dafs derjenige, der durch 
richterliches Urteil die bürgerlichen Ehrenrechte oder die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter verloren hat, als 
Volontär nicht angestellt werden dürfe. Die sonstigen in § 99 
vorgenommenen Abänderungen sind redaktioneller Art. 
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Aus § lOO sind infolge des Beschlusses der Stände über 
die Aufhebung der jetzigen Reserve-Institution die im letzten 
Satz vorkommenden Worte »oder der Reserve« weggelassen 
worden. Daneben haben die Stände nötig befunden, dem 
Paragraphen einen zweiten Absatz hinzuzufügen, welcher eine 
Bestimmung enthält, des Inhalts, dafs ein Volontär in Kriegs- 
zeiten ohne die Verpflichtung, nach solcher aktiven Dienst- 
leistung in die Reserve eintreten zu müssen, angenommen werden 
solle; und haben die Stände bei dieser Gelegenheit — weil ja 
eine Erlaubnis auch für solche Jünglmge, die noch nicht an 
der Aushebung und Auslosung teilgenommen haben, imter 
den erwähnten Bedingungen in Kriegszeiten in den aktiven 
Dienst zu treten, besondere Ergänzungsbestinunungen über die 
Aushebung und über die Berechnung der Dienstzeit bedingen 
würde — erachtet, dafs eine solche Berechtigung nur Wehr- 
männem zukommen dürfte. 



Kapitel XVI. 

Der Beschlufs der Stände, dafs auch Wehrmänner unter 
gewissen Umständen nicht nur zu Übungen einberufen, sondern 
auch zur Ergänzung der aktiven Truppen in Anspruch ge- 
nommen werden könnten, hat kleinere Zusätze zu den §§ 104 
und 105 des Wehrpflichtgesetzes erforderlich gemacht, und 
ist auch — in Anbetracht davon, dafs eine besondere Vor- 
schrift zu dem im zweiten Absatz des erwähnten § 105 an- 
gegebenen Zwecke bereits ausgefertigt worden ist — der 
letzte Satz des genannten Paragraphen umformuliert worden. 



Kapitel XVIII. 

Im Anfang von § 112 ist ein Zusatz gemacht worden, 
um die Undeutlichkeit zu beseitigen, die dem Paragraphen 
darin anhaftet, dafs die Bestimmung eine Absicht, der Absol- 



- 328 — 

vicrung der Wehrpflicht zu entgehen, nicht ausdrücklich voraus- 
setzt und sich auch nicht auf den Fall bezieht, wo Jemand, 
der sich vor Erreichung des wehrpflichtigen Alters aulser 
Landes begeben hat, zu dem angedeuteten Zwecke nachher ohne 
Erlaubnis dort bleibt. — Aufserdem hat der Beschluls der 
Stände betreffs Verlängerung der Dienstzeit bei der Reserve 
eine Abändenmg der im letzten Satze des nämlichen Para- 
graphen vorgeschriebenen Altersgrenze von 27 Jahren bedingt. 

Indem die Stände — im Hinblick auf die Vorschriften 
des zweiten Absatzes, welcher dem § 81 des von ihnen an- 
genommenen Gesetzes hinzugefügt worden ist — den durch 
das Gesetz vom 21. November 1882 gemachten Zusatz zum 
§ 118 des Wehrpflichtgesetzes ausgeschlossen haben, schien es 
zugleich in der Natur der Sache zu liegen, dafs für die im 
ersten Absatz des letztgenannten Paragraphen vorausgesetzten 
Fälle die gleiche Altersgrenze für den Eintritt in den Dienst 
gelten müfste, wie sie in § 112 des Gesetzentwurfs befürwortet 
worden ist; und ist daher in § 113 eine Hinweisung auf 
§112 geschehen. Die übrigen in § 113 vorgenommenen Ab- 
änderungen sind als keiner besonderen Motivierung bedürftig 
angesehen worden. 

Da das nach Entstehung des Wehrpflichtgesetzes aus- 
gefertigte allgemeine Strafgesetz die Arreststrafe nicht auf- 
genommen hat, welche jetzt nur noch im Militär-Strafgesetz 
mit einer Strafzeit von höchstens 30 Tagen vorkonunt, die 
Strafe für die im ersten Absatz von § 114 des Wehrpflicht- 
gesetzes erwähnte Übertretung dagegen, wie man erachtete, 
den Bestimmungen des allgemeinen Strafgesetzes anzupassen 
war, so ist der ebengenannte Absatz einer dadurch bedingten 
Abänderung unterzogen worden. 

Auch im zweiten Absatz des erwähnten § 114 — so wie 
dieser Absatz in dem Gesetz vom 11. Februar 1889 lautet — 
sind infolge des Beschlusses der Stände über die Reserve 
und die Landwehr Akinderungen für nötig befunden worden: 
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tind zwar hat man es bei der Umredigierung , die der be- 
treffende Absatz demgemäfs erfuhr, für zweckmäfsig angesehen, 
den Hinweis auf einen bestimmten Paragraphen des Straf- 
gesetzes für das finnländische Militär nicht beizubehalten, 
sondern sich nur auf dieses Gesetz zu berufen, besonders da 
die Frage einer Revision desselben aufgeworfen worden ist. 

Kapitel XIX. 

Die Motive zu sämtlichen Beschlüssen, welche die Be- 
stimmungen in diesem Kapitel berühren, sind in dem unter- 
thänigen Antwortschreiben dargelegt worden. 



Im finnischen Gesetzestext sind einige Paragraphen, auch 
in solchen Teilen, die ohne Abänderung des Inhalts aus dem 
gegenwärtigen Gesetz übernommen wurden, in sprachlicher 
Hinsicht geändert worden. 



Unterthäniges 

Antwortschreiben der Finnländischen 

Stände 



aus Anlafs der Allerhöchsten Vorlagen Seiner 

Kaiserlichen Majestät 

betreffend 

teils die Ausgleichung der persönlichen Wehrpflichtlast 

in Finnland und im Kaisertum, 

teils die Ausgleichung der finanziellen Wehrpflichtlast 

in Finnland und im Kaisertum. 



Grof smächtigster , AUergnädigster Kaiser und 

Grof sf ürst ! 



Mittelst Allerhöchster Vorlagen haben Ew. Kaiserliche 
Majestät den Ständen Entwürfe zu Bestimmungen übergeben, 
welche die Ausgleichung der persönlichen und der finanziellen 
Wehrpflichtlast in Finnland und im Kaisertum betreffen. 

Da diese Vorlagen gemäls dem von Ew. Kaiserlichen 
Majestät erteilten Allerhöchsten Befehl, dafs die Fragen über 
Ausgleichung der Wehrpflichtlast als allgemeine Reichsange- 
legenheiten zu betrachten sind, den Ständen übermittelt wurden, 
um in der Ordnung behandelt zu werden, welche in den dem 
Allerhöchsten Manifest vom 3./15. Februar des laufenden 
Jahres beigefügten *Grundbestinmiungen* vorgeschrieben ist, 
glauben die Stände zunächst unterthänigst hervorheben zu 
müssen, dass eine solche Reichsgesetzgebung, wie sie die ge- 
nannten *Grundbestimmungen' voraussetzen, gesetzmäfsig für 
Finnland nicht statthaben kann. Da die Stände indessen schon 
in ihrem unterthänigen Antwortschreiben aus Anlafs der 
Allerhöchsten Vorlagen Ew. Kaiserlichen Majestät, betreffend 
teils den Entwurf zu einem Wehrpflichtgesetz für das Grofs- 
fürstentum Finnland, teils die Grundlagen für die Organisation 
und Verwaltung der finnländischen Truppen, dieses ausführ- 
licher dargelegt haben^ bitten die Stände, indem sie im übrigen 
auf ihre ebenerwähnte Darstellung hinweisen, hier nur die nach- 
folgenden Umstände hervorheben zu dürfen. 
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Durch die von Kaiser Alexander I. im Jahre 1809 feier- 
lich abgegebene und den Ständen überreichte Bekräftigung der 
Grundgesetze Finnlands wurde für Finnland die während der 
schwedischen Zeit im Lande geltende Konstitution bestätigt, 
und zwar enthält diese u. a. : dals das Land nach seinen eigenen 
Gesetzen regiert werden soll; dais der Monarch mit Beihilfe 
einheimischer Behörden zu herrschen und zu regieren hat; dafs 
ein Gesetz , welches im Lande Gültigkeit haben soll, nur mit 
Genehmigung und Einwilligimg der Stände geschaffen werden 
kann, mit Ausnahme derjenigen Angelegenheiten, die zu den 
sog. Ordnungs- und Haushaltungsangelegenheiten gehören; 
sowie auch, dals neue oder erhöhte Steuern oder andere Lasten 
dem Volke nicht ohne Genehmigung und Einwilligung der 
Stände auferlegt werden dürfen, welche das uralte Recht des 
Volkes, sich selbst zu besteuern, auszuüben haben. 

Von Staatsdokumenten und Grundgesetzbestimmungen, 
welche die obigen Sätze bestätigen, erlauben sich die Stände 
folgende hier anzuführen: 

a) -kDa durch die Schickung der Vorsehung und durch den 
Erfolg Unserer Waffen das Grofsfiirstentum Finnland fiir 
immer mit Unserem Kaisertum vereinigt worden ist . . ., haben 
Wir . . . angeordnet und befehlen hiermit^ dafs, gemäfs den 
Gesetzen des Landes, am jo, März dieses Jahres ein allgemeiner 
Landtag in der Stadt Borga abgehalten werden soll. In 
Anbetracht dessen haben sich die Bevollmächtigten sämtlicher 
Stände dorthin zu begeben, so wie es die Reichstagsordnungen 
vorschreiben^ um über die Angelegenheiten zu beraten, die 
ihnen zur Beratung zu übergeben Wir fuf gut befinden^ 
(Edikt vom 20. Januar 1. Februar 1809, betreffend emen all- 
gemeinen Landtag in Borgä). 

b) 1 Wir Alexander L etc. thun kund und zu wissen : 
Nachdem Wir, nach der Schickung der Vorsehung, das Grofs- 
fUrstentum Finnland in Besitz genommen, haben Wir die 
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Heiigwn und die Grundgesetze des Landes samt den Privilegien 
und Rechten, welche ein jeder Stand in besagtem Grofsfiirsten- 
tum Jiir sich besonders und alle seine Bewohner insgemein, 
soTvohl hoch wie niedrig y bisher gemäfs den Konstitutionen 
£'enossen, hiermit bestätigen uud bekräftigen wollen, und ge- 
loben Wir zugleich, alle diese Vorrechte und Gesetze fest und 
ufwerrückt in ihrer vollen Kraft aufrecht zu erhalten. Zu 
'mehrerer Gewifsheit haben Wir diese Versicherungsakte mit 
Unserer eigenhändigen Unterschrift versehen<k (Allerhöchste 
Versicherung Sr. Kaiserlichen Majestät an sämtliche Bewohner 
Finnlands; gegeben zu Borgä^ den 15.27. März 1809). 

c) ^Ayant reuni les etats de la Finlande en une Diete 
generale, et refu leurs sermens de fidelite, Nous avons voulu 

ik cette occasion par un acte solemnel emane en leur presence 
et proclame dans le sanctuaire de FEtre Supreme confirmer 
et assurer le maintien de la Religion, des loix fondamentales, 
les droits et les Privileges dont chaque etat en particulier et 
tous les habitans de la Finlande en general ont joui jusqtia 
present, En faisant promulguer cet acte par ces presentes, 
Nous croyons devoir instruire en meme tems Nosfid^les sujets 
cU Finlande qu'en Nous conformant a tusage antique et revere 
de ce pays, Nous regarcbns les sermens de fidelite pretes par 
les etats en general et par les deputes des paysans en par- 
ticulier en leur nom et en celui de leur commettans de leurs 
mouvemens propres et spontanes comme bons et obligatoires 
pour tous les habitans de la Finlande . . .< (Sr. Kaiserlichen 
Majestät Allerhöchste Bekanntmachung vom 23. März/4. April 
1809 an sämtliche Bewohner Finnlands, betreffend den von 
den Ständen des Landes abgelegten Treu- und Huldigungseid). 

d) ^Wir Alexander I. etc Überzeugt, dafs die 

Konstitution und die Gesetze, welche, übereinstimmend mit dem 
Charakter, den Sitten und dem Bildungsgrade des Finnländi- 
sehen Volkes, während einer lange7t Reihe von Jahren die 
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Grundlage seiner bürgerlichen Freiheit und Ruhe ausgemacht 
haben, nicht ohne Schaden für dieselben eingeschränkt oder 
umgestürzt werden könnten, haben Wir, seit der ersten Stunde 
Unserer Regierung über dieses Land, nicht blofs jene Kon- 
stitution und jene Gesetze, mit den einem jeden Finnländischen 
Staatsbürger infolgedessen zukommenden Freiheiten und Rechten, 
aufs feierlichste bestätigt, sondern auch, nach vorhergegangener 
Beratung mit den versammelten Ständen des Landes, eine be- 
sondere Regierung eingesetzt, welche, unter der Benennung' 
^ Unser Regierungsconseil* aus eingeborenen Finnländem zu- 
sammengesetzt, bisher in Unserem Namen die Civilverwaliung 
des Landes und in letzter Instanz die Rechtsprechung gehand- 
habt hat, unabhängig von jeder anderen Macht als derjenigen 
der Gesetze und Unserm mit ihnen übereinstimmenden Herrscher- 
willen. Indem Wir auf solche Weise die Gesinnung, die Uns 
hinsichtlich Unserer Finnländischen Unterthanen geleitet hat 
und fürderhin leiten wird, an den Tag gelegt haben , hoffen 
Wir, dafs Wir Unser für ewige Zeiten gegebenes Versprechen^ 
betreffend eine unverbrüchliche Aufrechterhaltung der besonderen 
Konstitution dieses Landes unter Unserm und Unserer Nach- 
folger Zepter y hinreichend garantiert habendi (Sr. Kaiser- 
lichen Majestät Allerhöchste Bekanntmachung vom 9./21. Fe- 
bruar 1816, betreffend die Abänderung der Benennung 'Kaiser- 
licher Regierungsconseil* in ^Kaiserlicher Senat für Finnland*). 

e) T>Der König soll. Er und kein anderer, sein Reich, so wie 
Schwedens Gesetz besagt, regieren^ Recht und Wahrheit stärken, 
lieben und wahren, Unwahrheit und Unrecht aber verbieten, 
abschaffen und unterdrücken, niemand an Leben und Ehre, 
Körper und Wohlfahrt schädigen, ohne dafs er gesetzlich 
überführt und verurteilt ist, und niemandem ein bewegliches 
oder unbewegliches Gut ohne gesetzlichen Urteilsspruch und 
gesetzliche Untersuchung entziehen oder entziehen lassen, sowie 
das Reich gemäfs dem Königs- Buch des Landes -Gesetzes und 
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iiieser Regierungs-Form regieren^ (§ 2 der ^Regierungsform* 
vom 21. August 1772). 

f) > Wir [die Stände und das Volk] halten Uns für freie, 
dem Gesetze gehorsame und sichere Unterthanen, unter einem. 
£;^esetzlich gekrönten Kötiig, der Uns nach dem geschriebenen 

Gesetze Schwedens regiert*^ (Punkt 2 der Vereinigungs- und 
Sicherheitsakte vom 21. Februar und 3. April 1789). 

g) ^Nicht möge der König ohne Vorwissen und Ein- 
'willigung der Stände ein neues Gesetz schaffen oder ein altes 
abschaffen*. (§ 40 der ^Regierungsform'). 

h) >Z^/> Königliche Majestät hat das Reich zu schützen 
und zu wahren, insonderheit wider des Auslandes und der 
Feinde Macht, möge aber nicht wider Gesetz, Königs-Eid und 
Versicherung ohne Vorwissen, freien Willen und Einwilligung 
cUr Stände des Reiches den Unterthanen irgend welche Kriegs- 
beihilf en, neue Steuern, Ausschreibungen und andere Abgaben 
auferlegen; ausgenommen jecbch den beklagenswerten Fall, 
dafs das Reich durch Heeresmacht angegriffen würde. Dann 
hat die Königliche Majestät das Recht, die Mafsregebt und 
Schritte zu ergreifen, welche mit der Sicherheit des Reiches 
und dem. Frommen der Unterthanen übereinstimmen. Sobald 
aber der Krieg aufhört, müssen die Stände zusammenkommen 
und die neuen Steuern, welche um. des Krieges willen auferlegt 
waren, sogleich aufhören^ (§ 45 der ^Regierungsform'). 

i) -iDa die rechte Freiheit darin besteht, zum Unterhalt 
des Reiches freiwillig zu geben, was nötig befunden wird, so 
hat das Schwedische Volk diesbezüglich ein unstreitiges Recht, 
mit dem. Könige zu beratschlagen, zu verhandeln, abzuschlagen 
und übereinzukommen^ (Punkt 5 der Vereinigungs- und Sicher- 
heitsakte). 

j) -iEin Grundgesetz kann nur auf Vorschlag des Kaisers 
und Grofsfürsten und mit Zustimmung sämtlicher Stände ge- 
geben, verändert, interpretirt oder aufgehoben werden . . . .c 
(§ 71 der 'Landtagsordnung' vom 3./15. April 1869). 

D. Aufterord. Finnl. Landtag. 22 
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k) -^Diese Landtagsordnung soll in allen ihren Teilen 
als ein unverbrüchliches Grundgesetz für Finnlands Regent 
und Stände gelten, bis sie durch einhelligen Beschlu/s der- 
selben verändert oder aufgehoben wird^ (§ 83 der 'Landtages- 
Ordnung'). 

1) lindem Wir Uns Unser Recht vorbehalten^ so wie dats- 
selbe sich in der Regierungsform vom 2i. August 1772 sowie 
in der Vereinigungs- und Sicherheitsakte vom. 21. Februar und 
j. April lySg zugesichert findet und nicht durch ausdrückliche 
Worte in vorstehender Landtagsordnung verändert worden ist, 
wollen Wir in Gnaden diese Landtagsordnung als ein un- 
verbrüchliches Grundgesetz genehmigen und bestätigen. Zu 
mehrerer Gewifsheit haben Wir dieses Eigenhändig unter- 
zeichnet So geschehen zu St. Petersburg am j. (i^.) April i86g^ 
(Kaiser Alexanders II. Bestätigung der ^Landtagsordnung'). 

Zur Vermeidung von Milsverständnissen sei hier darauf 
hingewiesen, dals das, was in den erwähnten Grundgesetz- 
bestimmungen aus der schwedischen Zeit von Schweden, dem 
schwedischen Volke u. s. w. gesagt wird, seit dem Jahre 
1809 selbstverständlich für Finnland, das finnländische Volk 
u, s. w. gilt. 

Auf die angeführten deutlichen Urkunden und Thatsachen 
gründet sich Finnlands Recht auf eine eigene Verfassimg, 
die nicht ohne Einwilligung der Stände des Landes ein- 
geschränkt oder verändert werden kann. Dieses Recht, das 
auch in mehreren anderen Urkunden eine Stütze findet, wird 
besonders durch ein Reskript Kaiser Alexanders I. vom 
14./26. September 1810 an den Generalgouvemeur des Landes 
in helles Licht gerückt, ein Reskript, worin es u. a. helfet: 

-iBei der Regelung der finnländischen Verhältnisse ist es 
Meine Absicht gewesen , diesem Volke eine politische Existenz 
zu verleihen, so dafs es sich nicht als von Rufsland erobert, 
sondern als durch seinen eigenen offenbaren Vorteil mit dem- 
selben verbunden betrachten soll; deshalb 
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j) sind nicht nur seine bürgerlichen, sondern auch seine 
politischen Rechte beibehalten wordene.. 

IDa Finnland solchergestalt eine besondere Konstitution 
besitzt, können weder die Institutionen des Kaisertums noch 
dessen Gesetz über die Selbstherrschergewalt Gültigkeit in 
Finnland haben. Der Reichsconseil kann deshalb ebensowenig 
^wie irgend eine andere Behörde des Kaisertums als gesetz- 
gebendes Organ für Finnland fungieren. Und da Finnlands 
Grundgesetze nicht gestatten, dafs ein Gesetz, welches im 
Lande zur Nachachtung dienen soll, in einer anderen als in der 
durch die Konstitution bestimmten Ordnung geschaffen wird, 
hat es eine wirkliche Reichsgesetzgebung bis jetzt nicht ge- 
geben, und kann eine solche in Bezug auf Finnland auch nicht 
zu Stande kommen, ohne dafs eine Änderung der Konstitution 
des Landes unter den durch diese Konstitution selbst vor- 
geschriebenen Bedingungen, d. h. auf Vorschlag des Kaisers 
und Grofsfürsten sowie mit Einwilligung sämtlicher Stände, zu- 
"wege gebracht worden ist. 

Nun stellen die dem Allerhöchsten Manifest vom 3./ 15. Fe- 
bruar beigegebenen 'Grundbestimmungen' für die Schaffung 
eines Gesetzes, das in Finnland Gültigkeit haben soll, eine Ord- 
nung auf, welche von der laut der 'Regierungsform' und der 
'Landtagsordnung' geltenden ganz und gar abweicht, indem 
nach diesen 'Grundbestimmungen' der Reichsconseil im Kaiser- 
tum zu einem gesetzgebenden Organ für Finnland gemacht 
werden würde, und auch in solchen Fragen, für deren Ent- 
scheidung nach den Grundgesetzen Finnlands die Zustimmung 
und Einwilligimg der Stände erforderlich ist, ein Gesetz mit 
einem anderen Inhalt oder Wortlaut als dem. von den Ständen 
gutgeheifsenen ausgefertigt werden könnte. Da indessen die 
mittelst des Manifests aufgestellten 'Grundbestimmungen' ohne 
Zustimmung der Stände Finnlands und auch sonst in einer 
anderen Ordnung, als wie die Grundgesetze des Landes vor- 
schreiben, zu Stande gekommen sind, so haben sie das, 

22* 
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was das finnländische Grundgesetz über Schaffung eines 
Gesetzes enthält^ das in Finnland gelten soll, d. h., um die 
Worte Kaiser Alexanders I. zu citieren, das Recht, welches 
die Konstitution dem finnländischen Volke garantiert hat (»les 
droits que sa Constitution lui garantitc), nicht aufheben oder 
verändern können. 

Unverrückbar gilt daher: dafs ein Gesetz, welches inner- 
halb der Grenzen des Grolsfürstentums Finnland Gültigkeit 
erhalten soll, vom Monarchen nur unter Mitwirkung der 
eigenen Behörden des Landes geschaffen werden kann-, dafs 
in den Fällen, wo Finnlands Konstitution die Teilnahme der 
Stände an einer Gesetzgebungsmafsregel fordert, ein Gesetz 
für dieses Land nur mit Zustimmimg imd Einwilligung der 
Stände ausgefertigt werden kann; und dafs folglich Gesetz- 
entwürfe, in Bezug auf welche keine Einigkeit zwischen 
Monarch und Ständen erzielt werden kann, in ihrer Gesamt- 
heit hinfällig werden müssen. 

In das Gebiet der Fragen, zu deren Entscheidung nach 
dem oben Gesagten die Einwilligung von Finnlands Ständen 
erforderlich ist, gehören auch die Entwürfe, welche mittelst 
der hier besprochenen Allerhöchsten Vorlagen den Ständen 
übergeben worden sind. 

Was zunächst den Vorschlag betrifft, dafs die nach der 
Ergänzimg der finnländischen Truppen übrig bleibenden 
Rekruten in russische Truppenteile eingereiht werden sollen, so 
ist hervorzuheben, dafs laut § 45 der 'Regierungsform* eine 
Ausschreibung ohne Vorwissen, freien Willen und Einwilligung 
der Stände nicht stattfinden darf, folglich auch nicht imter 
anderen Bedingungen als den von den Ständen bewilligten 
oder vorausgesetzten, sowie dafs ein Finnländer, wenn er zur 
Dienstleistung bei einer russischen Truppe ausgehoben würde, 
aufserdem der ihm durch finnländisches Grundgesetz (§16 der 
*Regierungsform' ; Punkt 2 der Vereinigungs- und Sicher- 
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heitsakte) zugesicherten Vergünstigung verlustig ginge, den 
Gesetzen des eigenen Landes unterworfen zu sein und nach 
denselben abgeurteilt zu werden. Eine solche Bestimmung, wie 
sie die Allerhöchste Vorlage über Ausgleichung der persönlichen 
Wehrpflichtlast' bezweckt — eine Bestinunung, welche zugleich 
eine Änderung von Grundgesetzbestimmungen im gegen- 
"wärtigen Wehrpflichtgesetz involvieren würde — , kann aus 
diesen -wie aus sonstigen Gründen, welche die Stände in ihrem 
voreirwähnten unterthänigen Antwortschreiben entwickelt haben, 
folglich nur mit der auf einem Landtag erteilten Einwilligung 
sämtlicher vier Stände ausgefertigt werden. 

Was wiederum den Vorschlag betrifft, dafs in der für 
eine sogenannte Reichsgesetzgebung vorgeschriebenen Ordnung 
und demnach ohne die im Grundgesetz bestimmte Mitwirkung 
der Stände gewisse finanzielle Beiträge festgestellt werden 
sollten, die vom Grofsfürstentum Finnland alljährlich für mili- 
tärische Zwecke an die russische Reichsschatzkammer zu er- 
legen wären, so würde auch die Durchführung des besagten 
Vorschlages eine Änderung des finnländischen Grundgesetzes 
involvieren. 

Wenn nämlich ein Reichsgesetz von der angedeuteten Be- 
schaffenheit zu Stande käme, so würde der sowohl in § 2 der 
'Regierungsform', wie in Punkt 2 der Vereinigungs- und 
Sicherheitsakte ausgesprochene allgemeine Gnmdsatz , dafs 
das Land nach seinen eigenen Gesetzen regiert werden soll, 
hierdurch eine Beeinträchtigung erfahren. Aber nicht nur 
dieser allgemeine Grundsatz, sondern auch eine speciell für 
die Finanzverwaltung geltende Bestimmung würde davon 
betroffen werden. Diese in § 5 der 'Regierungsform' von 
1772 enthaltene, aus der 'Regierungsform' von 1634 über- 
nommene Bestimmung besagt nämlich, wenn man sie ihres 
altertümlichen Gewandes entkleidet, u. a., dafs der Monarch 
über die Güter und nutzbringenden Gerechtsame der Krone 
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nach Mafegabe des Gesetzes und der *Regierungsforni' 
gebieten und verfügen soll. Aulser diesen Grundsätzen würden 
mithin, wofern ein Reichsgesetz in vorliegender Frage Gültig- 
keit erlangte, Vorschriften, die aufserhalb der Grenzen für die 
Gesetze Finnlands liegen, künftig denen zur Nachachtung za 
dienen haben, die im Namen des Grolsfürstentums oder des 
finnländischen Volkes über die Finanzen und Steuern des 
Landes zu beschliefsen haben. Da(s das finnländische Grund- 
gesetz hierdurch eine Veränderung erleiden würde, ist also 
schon aus diesem Grunde offenbar. 

Es giebt aulserdem noch andere Grundgesetzbestimmungen, 
die ebenfalls von der erwähnten Malsregel berührt werden 
würden. Als allgemeine Regel für den Staatshaushalt gilt 
laut § 50 der 'Regierungsform* und § 27 der 'Landtags- 
ordnung% dals die Staatseinnahmen zum Nutzen und Frommen 
des Landes angewendet werden müssen, und dafs der Monarch, 
der laut § 5 der 'Regierungsform' berechtigt ist — sofern 
etwas anderes auf Grund besonderer Umstände nicht gelten 
kann — , über die Anwendung der Güter und der nutzbringen- 
den Gerechtsame der Krone zu verfügen, also über die- 
selben gesetzmälsig nicht im Widerspruch mit besagtem 
Zwecke disponieren kann. Ein Reichsgesetz, worin schon im 
voraus eine derartige Disponienmg vorgeschrieben wäre, 
würde mithin in diese laut Grundgesetz bestehenden Sätze einen 
Eingriff machen. Femer ist zu beachten, dafs die Geld- 
mittel, die aufser den ordentlichen Staatseinnahmen zur 
Deckung der Staatsausgaben erforderlich sind, durch eine von 
den Ständen ausgehende Mafsregel, wie auch § 36 der 'Land- 
tagsordnung' zu verstehen giebt, beschafft werden müssen, 
und dafs nach dem im Rechte des Landes befindlichen alten 
Grundsatz, der in § 45 der 'Regierungsform' Aufnahme ge- 
funden, neue oder erhöhte Steuern — abgesehen von einigen 
auf Gesetz oder Tradition beruhenden Ausnahmefällen — nicht 
ohne Vorwissen, freien Willen und Einwilligung der Stände 
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erhoben werden dürfen. Dafe niin aber eine solche Erhöhung 
▼on Finnlands Ausgabeetat, wie die in der Allerhöchsten Vor- 
la^re über Ausgleichung der finanziellen Wehrpflichtlast be- 
ziweckte, neue Steuern notwendig machen würde, ist offenbar, 
so^ie auch, dafs dadurch ein Eingriff in das Steuerbewilligungs- 
recht der Stände geschehen würde, welches durch die in Punkt 5 
der XTereinigungs- und Sicherheitsakte vorkommende Bestimmung 
über das Recht des Volkes, freiwillig zu geben, was für die 
Bedurfnisse des Landes notwendig ist, und darüber mit dem 
Monarchen zu beraten, zu verhandeln, abzuschlagen und über- 
einzukommen, des weiteren gewährleistet worden ist. Obgleich 
eine rechtsgeschichtliche Erörterung dieser wie auch einiger 
anderer Grundsätze im Rechte des Landes geeignet wäre, die 
vorliegende Frage noch mehr zu beleuchten, so erachten die 
Stände doch, dafs das Angeführte bereits genügt, um zu be- 
^weisen, dafs eine solche Bestimmung, wie die in der Aller- 
höchsten Vorlage bezweckte, gesetzmäfsig ohne Einwilligung 
der Stände nicht zu stände kommen kaim. 

Da eine Behandlung der hier vorliegenden Fragen in der 
in den Allerhöchsten Vorlagen angegebenen Ordnung invol- 
vieren würde, dafs ein Gesetz, für dessen Schaffung die grund- 
gesetzmälsige Mitwirkung der Stände erforderlich ist, mit 
einem anderen Inhalt und Wortlaut als dem von den Ständen 
gutgeheifsenen ausgefertigt werden könnte, und sowohl da- 
durch wie auch im übrigen den Grundgesetzen Finnlands wider- 
sprechen und folglich das auf seine Konstitution gegründete 
Recht des finnländischen Volkes verletzen würde, so sehen sich 
die Stände nicht in der Lage, sich auf eine derartige Behand^ 
lung der Allerhöchsten Vorlagen einzulassen, die den Charakter 
einer eventuellen Genehmigung von Mafsregeln der erwähnten« 
Art tragen könnte. 

Dafs die Stände, soweit es von ihnen abhängt, das Recht 
des finnländischen Volkes — gegenwärtiger und künftiger 
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Generationen — zu wahren suchen, wird von niemandem, der 
einen offenen Sinn für Wahrheit und Recht hat, als Unrecht 
gestempelt werden können. Die Frage betrifft die Grundpfeiler 
der Staatsverfassung des Landes, die seit Jahrhunderten be- 
standen hat. Das finnländische Volk will sich nicht seiner 
Pflicht entziehen, — es verlangt nur, dals das Gesetz und die 
gesetzlich geregelte Staatsverfassung aufrechterhalten und 
respektiert werden, mit denen dieses Volk fest verwachsen ist, 
und die auch von Ruislands Monarchen anerkannt worden sind. 
Sollte auch die Handlungsweise der Stände solchen Mifsdeutungen 
ausgesetzt werden, wie denen, welche die jüngste Zeit im Über- 
flufs gezeitigt hat, so wagen die Stände dennoch die Hof fnimg zu 
hegen, dals der Monarch des Landes der Stimme des finnländi- 
schen Volkes Gehör schenken und die Lage dieses Volkes ver- 
stehen wird. Tiefernst sind die Gründe, die das finnländische 
Volk und die Stände des Landes veranlassen, in gegenwärtiger 
Stunde ihrem Monarchen gegenüber, dem von der Vor- 
sehung die hohe Aufgabe beschieden worden ist, auch über 
Finnlands Rechtsordnung als höchster Schirm zu wachen, ihre 
Besorgnisse hinsichtlich der Zukunft vorzutragen und ihrer 
festen Überzeugung Ausdruck zu verleihen, dafs sie ihre Pflicht 
gegen Monarch und Vaterland erfüllen, indem sie für die Un- 
verbrüchlichkeit ihrer Grundgesetze eintreten. 

Auf Gnmd des Angeführten erlauben sich die Stände, Ew. 
Kaiserlichen Majestät unterthänigst zur Kenntnis zu geben: 
da/s, da in den AllerköchsUn Vorlagen ausdrück- 
lich eine Ordnung für die Gesetzgebung in diesen Fragen 
vorausgesetzt wird, die den Grundgesetzen Finnlands 
widerspricht, die Stände sich auf eine sachliche Prüfung 
der Allerhöchsten Vorlagen nicht eingelassen haben. 
Die finnländischen Stände verharren etc. 

Helsingfors, den 29. Mai 1899. 





Ein interessantes Dokument 

aus der Geschichte Finnlands bilden die an Kaiser Nikolaus IL {ge- 
richteten internationalen Adressen, in denen die hervorragendsten 
Männer Europas, als die Hauptvertreter des europäischen Kultur- 
lebens, ihre Sympathien für das schwer bedrohte finnländische Volk 
kundgeben. 

Eine getreue Wiedergabe dieser Adressen ist vor kurzem 
unter dem Titel 

Pro Finlandia 

erschienen. Das Werk giebt.den Text der Adressen und sämt- 
liche lOSO Unterschriften in Faksimile, sowie die von ersten Künstlern 
sinnreich komponierten Veraeningen der einzelnen Adressen in Mehr- 
farbendruck genau nach den Originalen wieder. 

Die hochinteressante Publikation, 130 Blatt stark, gross Folio, 
auf schönem, starkem Velinpapier gedruckt, kostet elegant in Lein- 
wand mit Wappenpressung gebunden nur 16 MariL 

Zu beziehen durch alle besseren Buchhandlungen. Falls 
eine solche nicht zur Hand, auch vom Verlag der Finlandia, Leipzig, 
Täiibchenweg 21. 
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